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Einleitung 
 

 

Nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV werden „das Eigentum und andere 

Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für Kultur- Unter-

richts- und Wohltätigkeitszwecken bestimmten Anstalten, Stiftungen und  sonstigen 

Vermögen“ gewährleistet. Diese sogenannte „Kirchengutsgarantie“ geht auf den 

Reichsdeputationshauptschluss von 1803 zurück und gehört seitdem zum traditionel-

len Regelungsprogramm der deutschen Verfassungen. (Frühkonstitutionelle Verfas-

sungen, Art. 15 2. Hs. PrVU, Art. 138 Abs. 2 WRV, Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV). Gleichwohl ist die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV ein „Stiefkind der Theorie vom Staatskirchenrecht“ geblieben,1 bei dem ein 

„ungewöhnlicher dogmatischer Nachholbedarf“ zu verzeichnen ist.2

Diese „Vernachlässigung“ hat unter anderem zur Folge, dass bis heute die verfas-

sungsrechtliche Bedeutung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV unklar ist 

und zwischen „grundsätzlicher verfassungsrechtlicher Bedeutung“ und „verfassungs-

rechtlichem Nullum“ changiert: Teils wird Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

(neben Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) als das „zweite Grundrecht der Kir-

chen“

 Ein maßgeblicher 

Grund für die Vernachlässigung dürfte in dem historisch geprägten und komplizierten 

Wortlaut liegen, der eine Anwendung der Norm erheblich erschwert. Was bedeutet 

beispielsweise die Gewährleistung des Eigentums bzw. der Rechte „an ihren für Kul-

tus – Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecken bestimmten Anstalten, Stiftungen und 

sonstigem Vermögen“? Unserer Rechtsordnung ist ein „Eigentum an Stiftungen“ un-

bekannt.  

 

3 und als „religionsrechtlicher Grundsatzartikel“4 angesehen, teils wird die Be-

stimmung als „überflüssig“ oder „praktisch leerlaufend“ bezeichnet.5

Diese Gegensätze finden sich in unterschiedlichen Interpretationsansätzen wieder: 

Überwiegend wird davon ausgegangen, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

 

 

                     
1 J. Heckel, Kirchengut und Staatsgewalt, in: FS Smend, 1952, S. 103 (104); Häberle, ZevKR 20 
(1975), S. 430 (431). 
2 Häberle, ebd., S. 430. 
3 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103. 
4 Häberle, ZevKR 20 (1975), S. 430 (436). 
5 So Isensee, Kirchenautonomie und sozialstaatliche Säkularisierung in der Krankenhauspflege, 1980, 
S. 78 f.; Isensee, in: HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 59, S. 665 (736). 
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WRV auch heute noch einen Sinn und Zweck hat, der für seine Interpretation maß-

geblich ist. Zum Teil wird aber auch - vor den Schwierigkeiten der Norm kapitulierend 

– darauf verzichtet Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eine aktuelle Funktion 

beizumessen und für dessen Interpretation allein auf die Verfassungsgeschichte 

verwiesen.6 Aber auch wenn man mit der überwiegenden Auffassung davon ausgeht, 

dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV heute noch einen Sinn und Zweck hat, 

ist damit noch nicht geklärt, welcher dies ist: Geht es der Norm um eine Garantie des 

„öffentlichen Charakters“ bzw. der „öffentlichen Funktion“ von Kirchengut, die damit 

in Verbindung steht, dass die Kirchen dem Staat gleichgeordnet sind und als Körper-

schaften des öffentlichen Rechts einen materiell verstandenen „öffentlichen“ Status 

haben?7 Geht es um eine Gewährleistung des „öffentlichen Wirkens“, des Handelns 

der Kirchen und ihres Kirchengutes in der – prozedural und modern verstandenen - 

„Öffentlichkeit“?8 Ist die Vorschrift vielleicht kulturstaatlich zu verstehen?9 Oder liegt 

ihre Funktion darin, dass materielle Substrat der Freiheit der Religionsgesellschaften 

zu schützen?10

Auch die dogmatische Grundstruktur des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

wird in diesem Zusammenhang verschieden gesehen. Wogegen schützt Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV das dort gewährleistete Eigentum bzw. die dort gewähr-

leisteten Rechte? Schützt die Norm im Prinzip nur vor Säkularisationen?

  

 

11 Und was 

sind „Säkularisationen“, unserer Gegenwart ist der Begriff jedenfalls fremd. Wenn die 

Bestimmung aber weiter geht, als „lediglich“ einen Schutz vor Säkularisationen zu 

bieten, wie schützt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die dort gewährleisteten 

Rechtsgüter? Ist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV „institutionell“ zu verstehen, 

als „institutionelle“ Garantie des Kirchengutes? Und welche Folgerungen ergeben 

sich daraus?12 Oder hat Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV grundrechtsähnli-

chen Charakter, schützt gegen alle Eingriffe im Sinne der allgemeinen Grundrechts-

dogmatik, unterliegt dann aber auch bestimmten Schranken?13

                     
6 Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 8 ff.; 30 ff. 
7 So grundlegend J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 ff.; ähnlich Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 ff.  
8 Vergl. Häberle, ZevKR 20 (1975), S. 430 (434 ff.). 
9 Vergl. M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 10 ff., 129 ff.; im Ansatz auch Häberle, DÖV 1976 S. 
73 ff. (76 ff.). 
10 Vergl. BVerfGE 99, 100 (119 ff.); BVerwGE 87, 115 (120 ff.) m.w.N. 
11 In diese Richtung Anschütz, Die Verfassung des deutschen Reichs, 7. Aufl. 1933. Anm. 7 zu Art. 
138. Heute noch Schlink, NVwZ 1987 S. 633 (635 f.) und OLG Köln NJW 1970, S. 2299 f. 
12 Vergl. J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (128 ff.).  
13 So grundlegend BVerwGE 87, 115 (123 ff.); Kästner, in: HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, S. 891 (902 ff.). 
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Die Behandlung der genannten Fragen gerät in der Wissenschaft oftmals wenig 

trennscharf. Beispielsweise sieht J. Heckel den Sinn und Zweck von Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV darin, den „öffentlichen Charakter“ des Kirchenguts zu 

schützen.14 Daraus folgert er, dass die Kirchengutsgarantie ihrer dogmatischen 

Struktur nach nicht nur vor Säkularisationen und Sondergesetzen zu Lasten der Kir-

che, sondern vor jeder Art von Eingriff durch die öffentliche Gewalt schütze. Warum 

soll aber der „öffentliche Charakter“ des Kirchengutes dazu führen, dass Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV auch vor allen Einzeleingriffen der Verwaltung (und nicht 

nur vor Säkularisationen) schützt?15 Aber auch die Gegenposition B. Schlinks, nach 

der Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV – wie althergebracht - nur vor „Säkulari-

sationen“ schütze, bleibt unbefriedigend. Schutzzweck und die dogmatische Struktur 

des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV werden im historisch überkommenen 

Bereich belassen, ohne zu fragen, inwieweit sie sich geändert haben könnten oder 

danach zu suchen, welchen Sinn und Zweck die Bestimmung in der durch das 

Grundgesetz konstituierten Verfassung hat.16

Ähnlich intrikate Fragen ergeben sich, wenn man nach dem Verhältnis des Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu den anderen verfassungsrechtlichen Gewährleis-

tungen insbesondere des „Religiösen“ (als Sachbereich) fragt: Schon das Verhältnis 

  

 

Angesichts dieser grundsätzlichen Probleme ist nicht verwunderlich, dass – dies soll 

an dieser Stelle nur kurz erwähnt werden – der Gewährleistungsgehalt des Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV im Einzelnen unklar und umstritten ist: Wer kann sich 

auf die Kirchengutsgarantie berufen, alle Religionsgesellschaften oder nur die Kir-

chen als Körperschaften des öffentlichen Rechts? Was sind „Eigentum und andere 

Rechte“ im Sinne von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV? Können auch öffent-

lich-rechtlich begründete Rechtspositionen „andere Rechte“ darstellen? Was heißt 

„an ihren für Kultus – Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecken bestimmten Anstalten, 

Stiftungen und sonstigem Vermögen“? Unterliegt die Gewährleistung des Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV Schranken und wenn ja welchen? 

 

                     
14 FS Smend, 1952, S. 103 ff.  
15 Daher ist die Kritik von Schlink an der Heckelschen Gedankenführung im Ansatz berechtigt – 
Schlink, NVwZ 1987, S. 633 (636). Die Gegenkritik von Endrös, ZevKR 33 (1988), S. 285 ff. bringt 
insoweit kein sachliches Gegenargument.  
16 So aber Schlink, ebd. S. 635.  
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der durch Art. 140 GG inkorporierten Bestimmungen zu den Grundrechten des Art. 1 

ff GG – hier insbesondere Art. 4 Abs. 1 und 2 GG – ist problematisch. Auch innerhalb 

der durch Art. 140 GG inkorporierten Vorschriften der WRV ist die Stellung von Art. 

138 Abs. 2 WRV unsicher. Welches ist der Unterschied zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 1 WRV? Folgt das Recht der „res sacrae“ aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV oder aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV? Wie ist das Verhält-

nis zur Selbstverwaltungsgarantie des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV und 

zu Art. 4 Abs. 1 und 2 GG zu bestimmen? Nichts scheint klar zu sein! 

 

Von seiner praktischen Bedeutung hat Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV einen 

weiten Anwendungsbereich. Geschützt werden nämlich – wenngleich nicht nur – „Ei-

gentum und andere Rechte“ der christlichen Kirchen in der Bundesrepublik, die in 

ganz erheblichem Umfang Eigentümer bzw. Inhaber von Rechten sind – ihre diesbe-

zügliche Diskretion spricht für sich.17 Dessen ungeachtet hat sich die Rechtspre-

chung mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nur in wenigen Fällen befasst. 

Dies dürfte allerdings weniger mit einer untergeordneten Bedeutung der Bestimmung 

als mehr damit zu tun haben, dass die Fachgesetze in weitem Umfang Sonderbe-

stimmungen zugunsten des Kirchengutes enthalten, so dass es zu verfassungsrech-

tlichen Konflikten zunächst einmal nicht kommt.18 Zum anderen neigt die Rechtspre-

chung auch dazu, in ihren Entscheidungen soweit als möglich die Gewährleistung 

des Art. 140 GG i.V.m. beiseite zu halten, was angesichts der Schwierigkeiten, die 

diese Norm in der Auslegung aufwirft, nachvollziehbar ist.19

                     
17 Frerk, Finanzen und Vermögen der Kirchen in Deutschland,3. Aufl. 2004 schätzt das Vermögen der 
Kirchen in Deutschland auf insgesamt 872 Milliarden €. Freilich ist die Untersuchung mit einer Vielzahl 
von Zweifeln behaftet, zu Recht daher kritisch Kapischke, ZevKR 50 (2005), S. 275 f. Auf sie wird 
daher nur zurückgegriffen, da es derzeit an anderen, zuverlässigeren, Untersuchungen fehlt. Aber 
selbst wenn man das von Frerk veranschlagte Vermögen pauschal um die Hälfte kürzt, bleibt immer 
noch ein Betrag von 463 Milliarden €. Schon auf der Basis dieser Summe macht die vorliegende Un-
tersuchung Sinn.  
18 Für das Enteignungsrecht ist auf §§ 45 Abs. 2 Satz 2 FlurbG, 16 Nr. 1c LBG, 7 Satz 2 SchutzBerG 
und auf §§ 4 Abs. 2 Nr. 4, 4 Abs. 3, 71 Abs. 4 BLG zu verweisen. Im Baurecht finden sich Sondervor-
schriften in §§ 1 Abs. 5 Nr. 6, 90 Abs. 2 Nr. 2 BauGB. Das Denkmalschutzrecht der Länder kennt 
ebenfalls umfangreiche Sonderregelungen zugunsten des Religionsguts, z.B. §§ 11 Abs. 1 und 2 
DSchG BW, 26 Abs. 1 und 2 BayDSchG, 38 DSchG NRW. Im Vollstreckungsrecht finden sich für die 
Religionsgesellschaften, die Köperschaften des öffentlichen Rechts sind, ebenfalls Sonderregeln – 
z.B. § 882a ZPO. 
19 Im Enteignungsrecht vergl. OLG Karlsruhe, KirchE 7, 108 ff; im Denkmalschutzrecht VG Düsseldorf, 
KirchE 24, 218 (229); VGH Mannheim, DÖV 1989, S. 79 ff.; VGH Mannheim, NVwZ 2003, S. 1530 ff.; 
im Baurecht: OVG Koblenz, NVwZ 2001, S. 933 ff.  

 Hervorgetreten ist die 

Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV insoweit zunächst ein-
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mal nur bei „Baulastfällen“, ohne dort aber größere Probleme aufzuwerfen.20 Am 

Rande findet die Vorschrift Erwähnung im Planungsrecht21 und im Restitutions-

recht22. Der einzige Fall, in dem die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV in den Mittelpunkt der Betrachtung rückte – der St. Salvator Fall – hat 

dann freilich insgesamt 10 (!) Instanzen verschlissen und dabei etwa 8 Meter Akten 

produziert.23

Grundfragen des Staatskirchenrechts sind nun – obschon dieses Rechtsgebiet bis-

lang eher als „introvertiert“ galt und „Sache weniger Experten“

 Deutlicher kann man wohl nicht machen, dass die Interpretation des Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV erhebliche Probleme aufwirft.  

 

Damit ist die Norm des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV - die einen breiten 

Anwendungsbereich hat, deren grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedeutung, 

deren Sinn und Zweck und deren Grund- und Detailprobleme unklar und umstritten 

sind - schon aus sich heraus Gegenstand für eine Untersuchung. Dazu kommt, dass 

sich den oben dargestellten Fragen nach Sinn und Zweck des Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV und nach seiner dogmatischen Struktur unschwer Grundfragen des 

Verhältnisses zwischen Staat und Religionsgesellschaften zuordnen lassen: Die Fra-

ge nach einer strikt geschichtlichen Auslegung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV entspricht der Frage nach einem „historisierenden“ Verständnis des Staats-

kirchenrechts, die Frage nach dem „öffentlichen Charakter“ bzw. der „öffentlichen 

Funktion“ des Kirchenguts der nach der „öffentlichen“ Stellung der Kirchen, die Frage 

nach der Bedeutung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als einer Gewähr-

leistung des „öffentlichen Wirkens“ des Handelns der Kirchen der nach der Bedeu-

tung eines „öffentlichen“ Wirken der Kirchen, die Frage nach einem „institutionellen“ 

oder „grundrechtsähnlichem Charakter“ des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

der nach einem „institutionellen“ oder „grundrechtlichem“ Verständnis des Staatskir-

chenrechts insgesamt, usw.  

 

24

                     
20 Vergl. BVerwGE 28, 179 (183 f.); BVerwG, DVBl 69, 32 (33); BVerwGE 38, 76 (81 ff.). 
21 OVG Saarlouis, NVwZ 2003, S. 1004 ff.  
22 Siehe dazu VG Greifswald, Urteil vom 14. September 1999 – 6 A 1143/96 - ; VG Dresden, Urteil 
vom 24. Mai 2000 – 12 K 3034/98 - . 
23 Folgende Entscheidungen sind abgedruckt: BayOBlG, BayVBl 1981, S. 438 ff.; VG München, 
ZevKR 30 (1985), S. 226 ff.; BayVGH, BayVBl 87, S. 720 ff.; BVerwGE 87, S. 115 ff.; BayVGH, NVwZ 
1996, S. 1120 ff.; BayVerfGH, BayVBl 1997, S. 238 ff.; BVerfGE 99, 100 ff. 
24 Vergl. dazu z.B. M. Heckel, VVDStRL 26 (1968), S. 5 ff. (18, 20); Schlaich, Neutralität als verfas-
sungsrechtliches Prinzip, 1971, S. 154 ff. 

 war - in jüngster Zeit 
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in den Mittelpunkt des verfassungsrechtlichen Interesses gerückt.25 Dieses Interesse 

dürfte sich weniger aus einzelnen Entscheidungen der Obergerichte zu den Themen 

„Jugendsekten“26, „Kruzifixen in Klassenzimmern“27 und „Kopftüchern in Klassen-

zimmern“28 ergeben, als vielmehr aus den Themenstellungen und Hintergründen, die 

letztlich zu diesen Entscheidungen führten29. Das Staatskirchenrecht des Grundge-

setzes scheint an einem Scheideweg angelangt zu sein: Einerseits führt die Säkula-

risierung der modernen Welt zu einer zunehmenden Entfremdung von großen Teilen 

der Gesellschaft gegenüber den christlichen Kirchen, der Beitritt der weitgehend „sä-

kularen“ neuen Bundesländer tritt hinzu. Das „traditionelle“ Staatskirchenrecht des 

Grundgesetzes, dass auf die „althergebrachten“ Kirchen bezogen zu sein scheint, 

droht damit sein personales Substrat und seine Akzeptanz zu verlieren. Die den 

christlichen Kirchen eingeräumten Rechtspositionen scheinen für Teile der Bevölke-

rung nur noch „Fossilien“ zu sein. Andererseits stehen vor den Toren des „traditionel-

len“ Staatskirchenrechts neue Religionsgesellschaften, die die Teilhabe an den 

staatskirchenrechtlichen Bestimmungen begehren – so etwa die Muslime, die 

Ba`Hai, die Zeugen Jehovas usw. Kann das „traditionelle“ Staatskirchenrecht diese 

Gruppen „aufnehmen“ und muss sich dadurch nicht „nivellieren“ oder „anpassen“? 

Das Problem wird von Isensee mit den Worten „Fossilierung“ oder „Anpassung auf 

Biegen und Brechen“,30 von Schlink mit den Worten „Zwischen Säkularisation und 

Multikulturalität“ umschrieben31, Korioth spricht von „Chancen und Gefahren“32

Mit dem Gesagten hängt ein zweites, nur auf den ersten Blick „begrifflich“ erschei-

nendes Problem zusammen, nämlich, ob nicht schon der Ausdruck „Staatskirchen-

recht“ problematisch ist.

  

 

33

                     
25 Formal lässt sich dies daran festmachen, dass sich die Tagung der deutschen Staatsrechtslehrer 
1999 zum ersten Mal seit 30 Jahren (1968) wieder dem Staatskirchenrecht zugewandt hat – vergl. 
VVDStRL 26 (1968), S. 5 ff. und VVDStRL 59 (1999), S. 199 ff. 
26 Siehe dazu z.B. BVerwGE 82, 76 ff. - Warnung vor Jugendsekten; BVerwGE 105, 117 ff. 
27 Siehe dazu das sogenannte Kruzifix-Urteil BVerfGE 93, 1 ff. 
28 Siehe dazu das sogenannte Kopftuchurteil BVerfGE 108, 282 ff.  
29 Siehe dazu etwa Ehlers, ZevKR 45 (2000), S. 200 (210 ff.); H. Weber, FS Maurer, 2001, S. 469 
(472 ff.); Brenner, VVDStRL 59 (2000), S. 264 ( 
265 ff.). Korioth, FS Badura, 2004, S. 727 (732 f.); Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 607 ff. 
30 FS Listl, 1999, S. 67 (88). 
31 FS Roellecke, 1997, S. 301 ff. 
32 FS Badura, 2004, S. 727 (727 f.). 
33 Siehe dazu etwa Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, 
Rdrn. 2 ff. zu Art. 140 – I; von v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 39 f., 
Czermak, NVwZ 1999, S. 743 f.; Hense, in: Haratsch u.a. (Hrsg.), Religion und Weltanschauung im 
säkularen Staat, 2001, S. 9.; Görisch, NVwZ 2001, S. 885 ff.  

 Dieser Ausdruck lenkt den Blick auf Staat und „Kirche“, 

was eine doppelte Akzentuierung bedeutet: Zum einen wird in den Mittelpunkt der 
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Betrachtung das „religiöse Kollektiv“ gestellt und nicht das „religiöse Individuum“. 

Zum anderen wird bei diesem „religiöse Kollektiv“ die traditionelle Organisationsform 

der Christenheit des Abendlandes, nämlich die „Kirche“, in den Vordergrund gerückt. 

Geht man aber davon aus, dass beide Akzentuierungen problematisch sind, da es 

dem Grundgesetz möglicherweise weniger um das „religiöse Kollektiv“ und mehr um 

das „religiöse Individuum“ geht, und dass auch die „Kirchen“ weniger im Mittelpunkt 

der Verfassung stehen, als vielmehr die „religiösen Kollektive“ in der Form der „Reli-

gionsgesellschaften“, wird der Ausdruck „Staatskirchenrecht“ problematisch. Es bie-

tet sich dann an, für den Gesamtbereich des Verhältnisses von Staat und Religion 

den Ausdruck „Religionsverfassungsrecht“ zu verwenden. Nachdem die jüngeren 

monografischen Arbeiten zum Staatskirchenrecht zum Begriff des Religionsverfas-

sungsrechts tendieren, scheint ein Paradigmenwechsel in diese Richtung stattzufin-

den34

Vor diesem Hintergrund erhält die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV eine grundsätzliche Aktualität: Wenn es richtig ist, dass sich an dieser 

Bestimmung staatskirchenrechtliche Grundfragen „durchspielen“ lassen und wenn 

ein Verständnis von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zur Klärung von Grund-

fragen des Staatskirchenrechts beitragen kann,

; ob zu Recht oder zu Unrecht sei vorerst dahingestellt.  

 

35

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass mit vorliegender Arbeit – überwiegend – 

nur die grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Probleme, die Art. 140 GG i.V.m. Art. 

 kann eine Untersuchung dieser 

Vorschrift möglicherweise dazu beitragen, im Rahmen des aktuellen „Scheideweges“ 

des Staatskirchenrechts ein paar Schritte in die eine oder andere Richtung zu gehen 

– oder deutlich zu machen, dass es einen solchen Scheideweg nicht gibt. Auch mag 

es sein, dass Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 WRV weniger als Gewährleistung des 

„Kirchenguts“ denn mehr als Gewährleistung des religiös gebundenen Eigentums der 

Religionsgesellschaften zu verstehen ist. Dann würde Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV dafür sprechen, dass Bezugspunkt für das Gesamtverhältnis Staat und 

Religion allein ein „Religionsverfassungsrecht“ sein kann.  

 

                     
34 Siehe etwa Huster, Die ethische Neutralität des Staates, 2002, Heinig, Öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaften, 2003, S. 25; Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006. Im Ergebnis auch Magen, 
Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004; Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in 
der Grundrechtsordnung, 2003. Von einem Paradigmenwechsel aufgrund der Zeugen-Jehovas-
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts – BVerfGE 102, 370 ff. – gehen H. Weber, NVwZ 2002, 
S. 1443 (1447) und Tillmanns, FS Rüfner, 2003, S. 919 (920) aus.  
35 So im Ansatz bereits J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 ff.  
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138 Abs. 2 WRV aufwirft, geklärt werden sollen und dass es weniger um die Erörte-

rung von Detailfragen der Anwendung der Vorschrift geht. Dies hat den Hintergrund, 

dass eine eingehende Diskussion aller Frage den Rahmen der Arbeit sprengen wür-

de, vor allem fehlt dem Verfasser aber auch die präzise Kenntnis der Probleme, die 

eine Anwendung der Gewährleistung im Einzelfall in der Praxis mit sich bringt bzw. 

bringen würde. Eine genaue Kenntnis dieser Probleme ist den Kirchenjuristen vorbe-

halten, zu denen der Verfasser nicht gehört. Die Abhandlung bleibt daher zwangläu-

fig „akademisch“.  
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Erster Hauptteil: 
Verfassungsgeschichtliche Grundlagen von Art 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV 

 

Wie kaum ein anderes Gebiet des Verfassungsrechts ist das Staatskirchenrecht ver-

fassungsgeschichtlich geprägt.36 Art. 140 GG verweist auf Bestimmungen der Wei-

marer Reichsverfassung von 1919, diese sind erst verständlich vor dem staatskir-

chenrechtlichen Hintergrund des 19. Jahrhunderts. Dies gilt - mutatis mutandis - 

auch für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV: Die Gewährleistung beruht auf der 

entsprechenden Bestimmung der WRV, diese ist nur begreifbar vor den vorherge-

henden Normierungen der PrVU, der frühkonstitutionellen Süddeutschen Verfassun-

gen und des Reichsdeputationshauptschlusses von 1803. Einige Stimmen in der 

staatskirchenrechtlichen Literatur heben sogar hervor, dass - auch innerhalb der ge-

schichtlichen Prägung des Staatskirchenrechts - gerade bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV ein verfassungsgeschichtliches Herangehen notwendig sei.37

Wie weit man nun auch immer die Notwendigkeit eines verfassungsgeschichtlichen 

Herangehens an Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV betonen mag:

  

 

38

Nachdem für ein Verständnis des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV verfas-

sungsgeschichtliche Kenntnisse unentbehrlich sind, können diese nicht allein auf die 

unmittelbaren Vorläufer der Bestimmung beschränkt werden: Zum Teil kaum entwirr-

bar ist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV mit der geschichtlichen Entwicklung 

des Rechts der „res sacrae“ und der – der Gegenwart nicht mehr präsenten  - Frage 

 ohne eine 

Kenntnis der verfassungsgeschichtlichen Entwicklung ist die Bestimmung jedenfalls 

nicht zu verstehen. Was bedeuten so eigenartige Formulierungen wie „Eigentum und 

andere Rechte“ an „ihren Stiftungen“? Was sind für „Kultus- Unterrichts- und Wohltä-

tigkeitszwecke“ bestimmte „Anstalten“ oder - noch unklarer - „sonstige Vermögen“? 

Wovor schützt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV überhaupt: Vor staatlichen 

„Eingriffen“ jeglicher Art oder nur vor „Säkularisationen“? Und was sind „Säkularisa-

tionen“? Wie gesagt ist unserer Gegenwart dieses Institut fremd.  

 

                     
36 Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 6.  
37 Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 8 ff. und passim; Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, 
§ 17, S. 521 (530). 
38 Siehe dazu unten S. 169 ff. 
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nach dem „Eigentümer des Kirchenguts“39

                     
39 So der Titel der Abhandlung von Hübler, 1868. 

 verwoben. Damit ist das weitere Vorgehen 

vorgezeichnet. Im nun folgenden ersten Kapitel werden die verfassungsgeschichtli-

chen Wurzeln und die Entstehungsgeschichte von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV erläutert. Im zweiten und dritten Kapitel wird - kurz - die Entwicklung des 

Rechts der „res sacrae“ und die Frage nach dem „Eigentümer des Kirchenguts“ dar-

gestellt. 

 



 

 

11 

11 

Am Beginn der „modernen“ Kirchengutsgarantien steht ein Paradoxon. Einerseits 

wurde mit den §§ 1-29, 35 des Reichsdeputationshauptschluss von 1803 (RDHS) die 

größte Säkularisationswelle Deutschlands eingeleitet.

Erstes Kapitel: 

Verfassungsgeschichtliche Wurzeln und Entstehungsgeschichte  

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. 

 

Die verfassungsgeschichtlichen Wurzeln des Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 beginnen 

mit dem Reichsdeputationshauptschluss von 1803 (I.), gehen über die süddeutschen 

frühkonstitutionellen Verfassungen (II.), über die Verfassungsurkunde für den preus-

sischen Staat (III.), die Weimarer Reichsverfassung (IV.) und führen endlich zum 

Grundgesetz (V.). 

 

I. 

§ 63 des Reichsdeputationshauptschlusses von 1803  

 

40

„Die bisherige Religionsausübung eines jeden Landes soll gegen Aufhe-
bung und Kränkung aller Art geschützt sein; insbesondere jeder Religion 
der Besitz und ungestörte Genuß ihre eigenthümlichen Kirchenguts und 
Schulfonds nach der Vorschrift des Westphälischen Friedens ungestört 
verbleiben...

 Andererseits enthielt der 

RDHS in § 63 2. Hs. die erste „moderne“ Kichengutsgarantie:  

 

41

Das Paradoxon ist allerdings nur ein scheinbares. Geschichtlich waren Umverteilun-

gen von Kirchengut häufig von der Frage begleitet, was in Zukunft nun aus dem der 

Kirche Verbliebenem werden sollte.

“ 
 

42

                     
40 Zu den Herrschafts- und Vermögenssäkularisationen nach dem Reichsdeputationshauptschluss 
siehe Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für 
Staat und Kirche, 1969, S. 30 ff; E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte Bd. I, 2. Aufl 1975, S. 
46 ff., 51 ff. 
41 Zitiert nach E. R. Huber, Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. I, 3. Aufl. 1978, S. 
22. 
42 Dies zeigt sich beispielsweise an der Diskussionen über eine Gewährleistung des Kirchenguts nach 
den Säkularisationen der französischen Revolution von 1789 in den Beratungen der französischen 
Nationalversammlung von 1789-1790; vergl. dazu Wehrhahn, FS Schmid, 1972, S. 36 ff. 

 Der Grund hierfür ist einfach: Ziel von Säkula-

risationen war es letztlich nie die Kirche entscheidend anzugreifen oder gar zu zer-

stören; eine dauernde Bedrohung durch weitere einschneidende Säkularisationen 

hätte aber genau dies zur Folge gehabt. Daher mußte bei Säkularisationen durch die 
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Aufnahme von Säkularisationsverboten für die Zukunft dauernder Rechtsunsicherheit 

vorgebeugt werden.43 In diesem historischen Kontext war der Anwendungsbereich 

von § 63 2 Hs. RDHS freilich von vornherein sehr beschränkt. Diese „Kirchengutsga-

rantie“ galt nämlich - selbstverständlich - nicht für die Herrschafts- und Vermögens-

säkularisationen nach §§ 1-29, 35 RDHS. Nachdem auf kirchliche Stiftungen zudem 

die Sonderregel des § 65 RDHS Anwendung fand, war der Gewährleistungsbereich 

des § 63 2 Hs. RDHS praktisch auf das örtliche Kirchenvermögen beschränkt.44

Gleichwohl stellt § 63 2 Hs. RDHS die erste „moderne“ Kichengutsgarantie dar.

 

 
45 

Zunächst einmal war § 63 2. Hs. RDHS die erste Garantie des Kirchenguts, die sich 

unmittelbar gegen den Staat wendete. Art. V des Instrumentum Pacis Osnabrugensis 

(IPO) von 1648 enthielt zwar auch eine Regelung der Rechtsverhältnisse am Kir-

chengut.46 Diese wandte sich aber – jedenfalls primär - an die streitenden Religions-

parteien und regelte, zur Befriedung des Konflikts, die Besitz und Eigentumsverhält-

nisse am Kirchengut.47 Weiter liegt § 63 2. Hs. RDHS auch ein neuer Kirchengutsbe-

griff zugrunde. Maßgeblich für die Reichweite des Schutzbereichs des § 63 2. Hs. 

RDHS war nämlich die formell-rechtliche Berechtigung am Vermögensobjekt, wie es 

in der Formulierung „ihres eigenthümlichen Kirchenguts und Schulfonds“  zum Aus-

druck kommt.48 Der durch Art. V IPO geprägte bisherige Kirchengutsbegriff war hin-

gegen ein ganz anderer: „Kirchengut“ war einerseits das gesamte Gut der geistlichen 

Lande, andererseits das gesamte Gut, auf dass sich in den weltlichen Landen die 

geistliche Jurisdiktionsgewalt der Bischöfe erstreckte.49

                     
43 Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für Staat 
und Kirche, 1969, S. 100 m.w.N. 
44 E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. I, 2. Aufl. 1975, S. 52; Schmitt, Staat und Kir-
che, 1919, S. 18; Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiö-
sen Vereine, 1968, S. 39 m.w.N. 
45 So auch Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung 
für Staat und Kirche, 1969, S. 100 ff. Ähnlich, wenngleich insoweit kritisch, J. Heckel, FS Smend, 
1952, S. 103 (117 f.). 
46 Abgedruckt bei Zeumer, Quellensammlung zur Geschichte der Deutschen Reichsverfassung, 2. 
Aufl. 1913, S. 403 ff. 
47 Ausführlich hierzu J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (110 ff.). Anderer Ansicht Hömig, Der 
Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für Staat und Kirche, 
1969, S. S. 101 f. und wohl auch E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der 
Weimarer Verfassung, 1927, S. 1, 3.  
48 Hömig, ebd., S. 103 FN 346 m.N. zum Problem ob die Zweckbindung des Kirchenguts maßgeblich 
oder nicht. Selbst wenn man letzteres bejaht, so war die Bestimmung der Zweckbindung eine weltli-
che und keine geistlich/kirchenrechtliche Frage. 

 In ihrer Reichweite stellten 

49 Dieses Kirchengut stand in später in den protestantischen Landen unter dem „jus episcopale“ des 
protestantischen Landesherren. Zum jus episcopale des protestantischen Landesherrn generell M. 
Heckel, Art. Episkopalsystem, in: EvStL, 3. Aufl. 1987, Sp. 727 ff. Die Darstellung folgt hier J. Heckel, 
FS Smend, 1952, S. 103 (S. 111 f) und Hömig, ebd., S. 102 f. Nach J. Heckel war im Augsburger Re-
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beide Kirchengutsbegriffe zudem auf die „possessio“ am Gut ab, und nicht etwa auf 

ein - modern formuliertes - Eigentum. Der Grund für diese Beschränkung der Rege-

lung auf den faktischen Besitz lag darin, dass sich die Religionsparteien des IPO nie 

auf den „rechtmäßigen“ Eigentümer bzw. Besitzer des Kirchenguts hätten einigen 

können.50

1. Innerhalb seines begrenzten Anwendungsbereiches – praktisch: Ortskirchenver-

mögen - sollte § 63 2. Hs. RDHS vor weiteren Säkularisationen auch und gerade der 

Landesherren schützen.

  

 

51 Dabei wurde „Säkularisation“ in der rechtswissenschaftli-

chen Betrachtung jener Zeit als - ungefähr angedeuteter - Vorgang verstanden:52

Der Begriff der „Säkularisation“ in den auf den Reichsdeputationshauptschluss vor-

hergehenden bzw. folgenden Säkularisationsedikten war ein undeutlicher, zielte aber 

jeweils letztlich auf einen „Vorgang“ ab. In Bayern hieß es in der Instruktion des Kur-

fürsten Maximilian Joseph für die Spezialkammer in Klostersachen vom 25. Januar 

1802, dass die Klöster nicht „nur zwecklos, sondern positiv schädlich“ und daher 

„aufzuheben“ seien. Das IV. badische Organisationsedikt vom 14. Februar 1803, 

dass die Säkularisationen der Stifter und Klöster betraf, geschah „theils Uns zur In-

demnität im säcularisierten Stand“ und sprach von „einverleibt“, „abgenommen“ bzw. 

„zugewiesen“.

 

„Säkularisation“ war die vom Staat ausgehende Umwandlung von geistlichem in welt-

liches Gut. Im Einzelnen unterschieden sich die Definitionen freilich:  

 

53

                                                                
ligionsfrieden, auf den das IPO insoweit verweist, für den letztgenannten Kirchengutsbegriff die Trias 
„Kirchen, Schulen, Milte Sachen“ gebräuchlich, vergl. Zeumer, Quellensammlung zur Geschichte der 
Deutschen Reichsverfassung, 2. Aufl. 1913, S. 345 f. Ob und inwieweit dieser Kirchengutsbegriff in-
haltlich über Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV herausragt, ist problematisch. Dies hängt damit 
zusammen, dass der genaue Umfang der iura episcopalia und der lex jurisdictionis problematisch war 
– siehe dazu M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 87 ff. Für ein „Hinausgehen“ des letztgenannten 
Kirchengutsbegriff J. Heckel, ebd., S. 112, Hömig, ebd., S. 103. 
50 Siehe dazu M. Heckel, Autonomia und Pacis Compositio, in: ZRG 76 (1959), KanAbt. 45, S. 141 ff. 
(176 f.). Anderer Ansicht insoweit J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (112).  
51 Siehe Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für 
Staat und Kirche, 1969, S. 89 m.w.N. 
52 Vergl. Zum Ausdruck der Säkularisation als Vorgangsbegriff Strätz, Artikel Säkularisation, in: Brun-
ner/Conze/Koselleck, Historische Grundbegriffe, Bd. 5, 1984, S. 789 (795). Ibd. auch zur Begiffsge-
schichte des Begriffes „Säkularisation“. 
53 Abgedruckt bei Schmid, Die Säkularisation der Klöster in Baden 1802 – 1811, 1980, S. 341 ff. 

 In der Bayrischen Königlichen Verordnung vom 29. Dezember 1806 

hieß es, dass alle Stiftungen, die „dem Kultus, dem Unterricht und der Wohltätigkeit“ 

dienten, der „staatlichen Verwaltung“ unterstellt würden. Im preussischen Säkularisa-
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tionsedikt vom 30. Oktober 181054

Auch in der staatsrechtlichen Literatur des 19. Jahrhunderts wurde unter „Säkularisa-

tion“ überwiegend die vom Staat ausgehende Umwandlung von geistlichem in weltli-

ches Gut verstanden. So sprach Klüber von der „Verwandlung von geistlichem oder 

Kirchengut“ in „weltliches Staats- oder Privatgut“,

 wird schließlich ausgeführt, dass die Säkularisa-

tionen in der Erwägung geschähen, dass „die Zwecke, wozu geistliche Stifter und 

Klöster bisher errichtet wurden, theils mit den Ansichten und Bedürfnissen der Zeit 

nicht vereinbar sind, theils auf veränderte Weise besser erreicht werden können“ und 

sprach bezüglich des Kirchengutes von „werden jetzt als Staatsgüter betrachtet“ bzw. 

von „sollen nach und nach eingezogen werden“.  

 

55 Welcker redete von einer „vom 

Staat ausgehenden Verweltlichung geistlicher Güter“,56 Dove kennzeichnete die Sä-

kularisation als Einziehung eigentlichen Kirchenguts zu staatlichen Zwecke.57 Teils 

wurde aber auch auf genaue Definitionen verzichtet, so fassten einige Autoren den 

Säkularisationsbegriff historisch beispielhaft in dem Sinne, dass betont wurde, dass 

die - historisch bekannten - Säkularisationen nunmehr durch § 63 2 Hs. RDHS aus-

geschlossen seien.58 Andere Autoren differenzierten den Säkularisationsbegriff - je-

denfalls soweit es um die Reichweite des Schutzbereiches des § 63 2. Hs. RDHS 

ging – beispielhaft aus. So stimmte man darin überein, dass § 63 2 Hs. RDHS vor 

„Incamerationen“ (d.h. der Einziehung von Kirchengut oder des Vermögens frommer 

oder milder Stiftungen, in der Absicht dieselbe unmittelbar durch eine landesherrliche 

Finanz- oder Centralbehörde, ohne formelle Verwandlung oder Aufhebung des bis-

herigen Eigentums) schützte.59

                     
54 Abgedruckt bei E. R. Huber, Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. I, 3. Aufl. 1978, 
S. 48. 
55 Klüber, Öffentliches Recht des teutschen Bundes und der Bundesstaaten, 3. Aufl. 1831, S. 737.  
56 Art. Secularisation, in: Staatslexikon, Bd. XIII, 3. Aufl. 1865, S. 293. 
57 Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 1289 FN 13. 
58 Maurenbrecher, Grundsätze des heutigen deutschen Staatsrechts, 1837, S. 420 f.; Schulte, System 
des allgemeinen katholischen Kirchenrechts, Bd. II, 1856, S. 495 f.; Richter, ebd., S. 1284 ff.; Seydel, 
Bayerisches Staatsrecht, Bd. I, 1884, S. 341 ff. Wenn und soweit Präzisierungen erfolgten, so hatten 
diese eher beispielhaft-erläuternden Charakter. Bezeichnend ist insoweit, dass man z.T. einzelnen 
Argumentationsstränge hervorhob, mit denen man die Säkularisationen versucht hatte rechtlich zu 
rechtfertigen und nun betonte, dass diese Art der Argumentation nicht mehr statthaft sei, z.B. bei Rich-
ter, ebd., S. 1284 ff. – Kirchengut=Staatsgut; Schulte, ebd., S. 495 – Kirchengut=Staatsgut, dominium 
eminens, Heimfallrecht; Maurenbrecher, ebd., S. 420 – Obereigentum des Staats. 
59 Klüber, Öffentliches Recht des teutschen Bundes und der Bundesstaaten, 3. Aufl. 1831, S. 739; 
Maurenbrecher, ebd., S. 419 mit FN g; Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der 
Weimarer Verfassung, 1927, S. 3 f. 

 Streitig hingegen war schon, ob § 63 2 Hs. RDHS 

auch vor „Reformationen“ (wobei freilich der Reformationsbegriff problematisch 
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war),60 „Innovationen“ (d.h. vor Veränderungen in der geistlichen Trägerschaft durch 

Aufhebung des bisherigen und Zuweisung an einen anderen geistlichen Träger)61 

oder vor der Ausübung des „Heimfallrechtes“ schützte (als Heimfallrecht wurde das 

Recht verstanden, nach dem, nach staatlicher Aufhebung der Religionsgemein-

schaft, das Kirchengut an den Staat fiel).62

Zusammenfassend lässt sich sagen,

  

 
63 dass „Säkularisation“ im Sinne von § 63 2 Hs. 

RDHS die Umwandlung von geistlichem Gut in weltliches Staatsgut war, wobei es 

auf die genaue rechtstechnische Umschreibung letztlich nicht ankommen sollte64. 

Die Säkularisationen gingen aus von den jeweiligen Landesfürsten, Grundlage waren 

dessen „Sondergesetze“ zu Lasten des Kirchenguts. Das bedeutete, dass „Eingriffe“ 

der Verwaltung vom Begriff der Säkularisation nicht erfasst wurden65 und dass in-

sbesondere Enteignungen aufgrund der allgemein geltenden Enteignungsgesetze 

keine „Säkularisationen“ darstellten; vielmehr galten die allgemeinen Enteigungsge-

setze auch für die Kirchen.66

Damit ist der für jene Zeit von J. Heckel 1952 nachgebildete Säkularisationsbegriff 

unrichtig.

  

 

67

                     
60 Vergl. Huber, ebd. Ein anderer Reformationsbegriff findet sich bei Klüber, ebd., S. 739: Eine Religi-
onsgesellschaft geht zu einer anderen Religion über und gibt ihrem Gut eine neue Zweckbestimmung. 
61 So Klüber, ebd., S. 739 mit FN d, Schulte, System des allgemeinen katholischen Kirchenrechts, Bd. 
II, 1856, S. 496. Anderer Ansicht Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. 
Aufl. 1886, S. 1293. 
62 Dazu Klüber, ebd., S. 740 ff.; Schulte, ebd., S. 495 f; Richter, ebd., S. 1292. Die herrschende Mei-
nung bejahte ein solches Verbot zu Recht. Denn einige der Säkularisationen vor 1803 fanden eben 
genau durch die Aufhebung von Klöstern und durch die Ausübung des Heimfallrechts statt. Beispiele 
bei Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 190 ff.  
63 Der Bereich der sogenannten Herrschaftssäkularisationen, d.h. die Beseitigung der geistlichen Ter-
ritonrialherrschaft in den geistlichen Fürstentümern bleibt hier außer Betracht. Es interessieren nur die 
sogenannten Vermögenssäkularisationen.  
64 In diese Richtung auch M. Heckel, ZevKR 45 (2000), S. 173 (176). 
65 Ausführliche Schilderung der einzelnen Säkularisationen bei Liermann, Handbuch des Stiftungs-
rechts, Bd. I, 1963, S. 169 ff.; Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften 
und religiösen Vereine, 1968, S. 115 ff m.w.N.; Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen 
Kirchenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 1284 mit FN 13. Dementsprechend ermächtigte § 35 RDHS  - selbst-
verständlich – nur den Landesherren zur Durchführung von Vermögenssäkularisationen.  
66 Schulte, System des allgemeinen katholischen Kirchenrechts, Bd. II, 1856, S. 494; Pözl, Lehrbuch 
des Bayerischen Verfassungsrechts, 5. Aufl. 1877, S. 113, 236.  
67 FS Smend, 1952, S. 103 (120 ff., 127 f.). Ihm folgend Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (69) und 
Grundmann, Art. Säkularisation, in: EvStL, 3. Aufl. 1987, Sp. 3032 (3034 f.). 

 Nach J. Heckel sollte das Wesen der „Säkularisationen“ darin liegen, 

dass der Staat das Gut der Kirche als eigenes Gut in Anspruch nehme, weil es öf-

fentliches Gut sei, dass öffentlichen Zwecken diene; es gehe bei den Säkularisatio-

nen nicht um einen Vorgang der Expropriation sondern der Redintegration. Zur Be-
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gründung beruft sich J. Heckel dabei auf die Bayrische Königliche Verordnung vom 

29. Dezember 1806, die mit ihrer Trias „Kultus, Unterricht- und Wohltätigkeit“ den 

„öffentlichen“ Zweck der entzogenen Kirchengüter umschreibe. Dieser Säkularisati-

onsbegriff entspricht indes - sieht man einmal von den bayrischen Besonderheiten ab 

- keiner der Formulierungen der Säkularisationsedikte und wurde auch in der damali-

gen zeitgenössischen Rechtswissenschaft von niemandem vertreten.68 Aber auch für 

die auf der Bayrischen Königlichen Verordnung vom 29. Dezember 1806 beruhenden 

Säkularisationen ist der J. Heckelsche Begriff unzutreffend. Grundlage für die Säku-

larisationen in Bayern war nämlich zunächst die (zeitlich vorhergehende) Instruktion 

des Kurfürsten Maximilian Joseph für die Spezialkammer in Klostersachen vom 25. 

Januar 1802.69 Dieser Instruktion vom 25. Januar 1802 ist aber ein „öffentliches“ Ge-

präge des Kirchengutes fremd, vielmehr wird dort darauf abgestellt, dass das Kir-

chengut, genauer die Klöster, schädlich seien. Endlich findet die Gedankenführung J. 

Heckels auch keine Entsprechung in den Hintergründen der Säkularisation. Diese 

lagen teils in aufklärerischem Gedankengut, teils schlicht in fiskalischen Überlegun-

gen.70

2. Vor Säkularisationen geschützt werden sollten „der Besitz und ungestörte Genuß“ 

der in § 63 2 Hs. RDHS aufgeführten Güter. Wie gesagt schützte § 63 2 Hs. RDHS 

insoweit nicht vor Enteignungen aufgrund der allgemeinen Enteignungsgesetze und 

auch nicht gegen Amortisationsgesetze.

  

 

71 Auch die Verwaltung des Kirchengutes 

wurde dadurch nicht der - damals bestehenden - besonderen staatlichen Kirchenauf-

sicht entzogen.72

                     
68 Allenfalls könnte J. Heckel sich für seine Ansicht auf Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechts, Bd. 
II, 1833, S. 797 berufen. Eichhorn definierte Säkularisationen als Verfügungen des Staates, durch 
welche Bestandteile des Kirchenfonds für öffentliche Zwecke verwendet werden. Aber auch nach 
Eichhorn nimmt der Staat nicht das Kirchengut als eigenes in Anspruch, vielmehr „verfügt“ er eben 
über fremdes Gut. Im Übrigen geht es nicht an, den historischen Säkularisationsbegriff mit einer „We-
sensschau“ zu überfrachten – vergl. dazu Stallmann, Was ist Säkularisierung? 1960, S. 5 ff. 
69 Vergl. E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte Bd. I, 2. Aufl 1975, S. 54. 
70 Zu alldem z.B. Friedberg, Die Gränzen zwischen Staat und Kirche, Zweite Abteilung, 1872, S. 317 
ff.; Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. I, 1884, S. 337 ff. 
71 Siehe oben und Meurer, Bayrisches Kirchenvermögensrecht, Bd. I, 1899, S. 2 ff.; Klüber, Öffentli-
ches Recht des teutschen Bundes und der Bundesstaaten, 3. Aufl. 1831, S. 739; Gönner, Teutsches 
Staatsrecht, 1804, S. 691 ff. 

 Im Einzelnen lässt sich der Gewährleistungsbereich des 3 63 2 Hs. 

RDHS wie folgt aufschlüsseln:  

72 Zu dieser siehe z.B. Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 71 ff.; E. R. Huber, 
Deutsche Verfassungsgeschichte Bd. I, 2. Aufl. 1975, S. 393 ff; Pirson, HdBStKiR I. 2. Aufl. 1994, S. 3 
(20 ff.). Zwar wurde teilweise aus § 63 RDHS gefolgert, dass die Staatsaufsicht beendet werden müs-
se, vergl. z.B. Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts, Bd. 2, 5. Aufl. 1863, S. 866 
ff.; Meurer, ebd.; unklar Klüber, Öffentliches Recht des teutschen Bundes und der Bundesstaaten, 3. 
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a) § 63 2 Hs. RDHS schützte „jede Religion“ vor Säkularisationen. Unstreitig nicht 

Adressat der Garantie waren damit - organisatorisch gefasst - die Kirchen. Vielmehr 

waren nur die drei reichsrechtlich zugelassenen Bekenntnisse (Katholiken, Protes-

tanten und Reformierte) gemeint. Wer insoweit der genaue Adressat war, ist umstrit-

ten und soll hier nicht weiter geklärt werden. Im Streit stehen u.a. die Reichsstände, 

die Konfessionsgenossen und die Konfessionen an sich.73

b) Geschützt waren das „eigenthümliche Kirchengut, auch Schulfonds nach der Vor-

schrift des Wesphälischen Friedens“. Wie erwähnt ist an dieser Formulierung zu-

nächst wichtig, dass die Zuweisung des Kirchengutes sich nach der formellen Be-

rechtigung am Vermögensobjekt richtete. Der Sache nach gehörten zu diesem „ei-

genthümlichen Kirchengut“ auch Forderungen und insbesondere die Forderungen, 

die infolge der Säkularisation des Kirchengutes auf die Landesherren - als Lasten 

des Kirchengutes - übergegangen waren.

  

 

74 Als Forderungen geschützt waren auch 

die „Schulfonds nach der Vorschrift des Wesphälischen Friedens“. Damit waren ver-

mutlich die Vermögensmassen gemeint, die zwar kirchlichen Zwecken dienten und 

zum Kirchenvermögen gezählt wurden, die aber gleichwohl nur einen „zu einem be-

sonderen Zweck“ bestimmten Teil des Kirchenvermögens darstellten.75

Die als juristische Personen selbständigen Stiftungen wurden damit zwar nicht aufge-

löst, jedoch der „landesherrlichen Aufsicht und Leitung“ unterstellt, was jedoch in der 

  

 

Für die kirchlichen Stiftungen stellte § 65 RDHS eine Sonderregel auf:  

 

„Fromme und milde Stiftungen sind, wie jedes Privateigenthum, zu con-
servieren, doch so, daß sie der landesherrlichen Aufsicht und Leitung un-
tergeben bleiben.“ 

 

                                                                
Aufl. 1831, S. 737. Dies konnte sich aber nicht durchsetzen, vergl. Zöpfel, ebd. und Meurer, ebd. Das 
Problem nicht einmal erwähnend Maurenbrecher, Grundsätze des heutigen deutschen Staatsrechts, 
1837, S. 419 und Gönner, ebd., S. 691 ff.   
73 Siehe dazu J. Heckel, FS Smend, 1953, S. 103 (112 f.) und M. Heckel, ZRG 80 (1963), Kan. Abt. 
45, S. 261 (321 f.). 
74 Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für Staat 
und Kirche, 1969, S. 107 f. m.w.N. 
75 So ausdrücklich Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts, Bd. 2, 5. Aufl. 1863, S. 
866. 
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Sache gegenüber den Kirchen als Säkularisation wirkte.76 Unklar ist indes was das 

Wort „bleiben“ bedeutete: Ging es § 65 RDHS nur um die Stiftungen, die bereits der 

„Verwaltungssäkularisation“ zum Opfer gefallen waren oder gab § 65 RDHS auch 

eine Ermächtigung für künftige „Verwaltungssäkularisationen“?77 Entscheidend ist 

diese Frage freilich nicht: Zum einen waren bereits vor dem Reichsdeputations-

hauptschluss die Stiftungen weitgehend verwaltungssäkularisiert worden. Zum ande-

ren bot § 63 RDHS jedenfalls keinen Schutz gegen weitere Verwaltungssäkularisa-

tionen.78 Dementsprechend wurden auch nach dem Reichsdeputationshauptschluss 

weitere Stiftungen vom Staat in seine Obhut genommen - unter dem Ideal der Wohl-

fahrtspflege als Staatsaufgabe stellte sich dies fast als Selbstverständlichkeit dar.79

Nach der - weitgehenden - Zerschlagung der katholischen Kirche (als organisatori-

schem Gebilde) und der Schwächung der evangelischen Kirchen durch die Säkulari-

sationen setzte ein Prozeß der Reorganisation der Kirchen ein. Zugleich bewegte 

sich das Staatskirchentum des 18. Jahrhunderts in Richtung auf eine größere Auto-

nomie der Kirchen hin.

 

Interessant ist die Sonderregel des § 63 RDHS daher vor allem, weil sie das allge-

meine Kirchengut vom Stiftungsgut trennte.  

 

II. 

Gewährleistungen der frühkonstitutionellen Verfassungen  

 

80 Diese Umstände trafen zeitlich mit dem Erlaß der frühkons-

titutionellen Verfassungen zusammen.81 Von den Gewährleistungen des Kirchenguts 

in diesen seien drei herausgegriffen:82

                     
76 Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für Staat 
und Kirche, 1969, S. 37; J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (117). A.A. wohl Ebers, Staat und Kirche 
im neuen Deutschland, 1930, S. 67 FN 1.  
77 Für ersteres Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts, Bd. 2, 5. Aufl. 1863, S. 867; 
für zweiteres Hömig, ebd., S. 37 m.w.N. Unentschieden Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. 
I, 1963, S. 253.  
78 So aber wohl Zöpfl, a.a.O., S. 867.  
79 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (117); Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 
252 f.  
80 Siehe dazu z.B. E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte Bd. I, 2. Aufl. 1975, S. 387 ff.; M. 
Heckel, ZevKR 45 (2000), S. 173 (180 ff.). 
81 Siehe zu diesen z.B. Grimm, Deutsche Verfassungsgeschichte 1776 bis 1866, 1988, S. 71 ff. 
82 Diese Verfassungen wirkten nämlich für die spätere Entwicklung des Staats und des Staatskirchen-
rechts im 19. Jahrhundert vorbildhaft, vergl. z.B. Wahl, HdBStR I, 3. Aufl. 2003, § 2 Rdnr. 23; E. R. 
Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. I, 2. Aufl. 1975, S. 419 ff.; Liermann, Handbuch des 
Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 254 ff.  

 Die Bayrische Verfassung vom 26. Mai 1818 



 

 

19 

19 

(einschließlich des dazu ergangenen Religionsedikts),83 die badische Verfassung 

vom 22. August 1818 (um einen Vergleich zur Bayrischen Verfassung zu haben) so-

wie die Württembergische Verfassung vom 25. September 1819 (da in dieser das 

Schicksal des Kirchengutes auf ganz eigentümliche Weise geregelt wurde).84

§ 82 Die katholische Kirche erhält zu Bestreitung derjenigen kirchlichen 
Bedürfnisse, wozu keine örtlichen Fonds vorhanden sind, oder die vor-
handenen nicht zureichen, und besonders für die Kosten der höheren 

  

 

Bayrische Verfassung 
 vom 26. Mai 1818: 

 
§ 9 Abs. 4: Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, ist das Eigenthum der 
Stiftungen und der Genuß ihrer Renten nach den ursprünglichen Stiftungs-
Urkunden und dem rechtmäßigen Besitze, sie seyen für den Cultus, dem 
Unterricht oder die Wohlthätigkeit bestimmt, vollständig gesichert.  
 
§ 10 Das gesammte Stiftungsvermögen nach den drey Zwecken des Cul-
tus, des Unterrichts und der Wohltätigkeit, wird gleichsfalls unter den be-
sonderen Schutz des Staates gestellt; es darf unter keinem Vorwande zu 
dem Finanz-Vermögen eingezogen und in der Substanz für andere, als 
die drey genannten Zwecke, ohne Zustimmung der Beteiligten, und bey 
allgemeinen Stiftungen der Stände des Reiches veräussert oder verwen-
det werden. 

 

Badische Verfassung 
 vom 22. August 1818 

 
§ 20 Das Kirchengut und eigenthümlichen Güter und Einkünfte der Stif-
tungen, Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanstalten dürfen ihrem Zwecke 
nicht entzogen werden.  

 
Württembergische Verfassung 

vom 25. September 1819 
 

§ 70 Jeder der drei im Königreiche bestehenden christlichen Confessionen 
wird ...... der volle Genuß ihrer Kirchen- Schul- und Armenfonds zugesi-
chert.  
 
§ 77 Die abgesonderte Verwaltung des evangelischen Kirchen-Guts des 
vormaligen Herzogthums Württemberg wird wieder hergestellt. Zu dem 
Ende wird ungesäumt eine gemeinschaftliche Commision niederge-
setzt..... 
 

                     
83 Hier wird der „Vorbildcharakter“ besonders betont, J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (118 ff.); 
Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 47 ff. 
84 Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 1284 FN 12; 
Hermelink, Geschichte des allgemeinen Kirchenguts in Württemberg, 1904, Einleitung und Erster Teil, 
S. 78 f.  
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Lehr-Anstalten, einen eigenen, diesen Zwecken ausschließlich gewidme-
ten Kirchenfond. Zum Behufe der Ausscheidung desselben vom Staats-
Gut, und der nähren Bestimmung der künftigen Verwaltungsweise, wird 
auf gleiche Art, wie oben (§ 77) bei dem altwürttembergischen Kirchengu-
te festgesetzt ist, eine Commision niedergesetzt werden.  

 

Die Bedeutung dieser landesverfassungsrechtlichen Kirchengutsgarantien bestand 

zunächst darin, dass das Kirchengut nunmehr auch gegen Säkularisationen ge-

schützt wurde, die auf den Ermächtigungsgrundlagen des RDHS beruhten,85 bzw. 

eine „neue“ Garantie geschaffen wurde, die die landesherrschaftliche Säkularisati-

onsgewalt band. Dabei schützten die landesverfassungsrechtlichen Bestimmungen 

(nur) vor Säkularisationen im bereits oben genannten Sinne; weder die bayrische 

noch die badische Verfassung schützten demzufolge vor Eingriffen in die Vermö-

gensverwaltung der Kirchen;86 anderes galt jedoch in Württemberg.87

Das grundlegend Neue aller drei Verfassungen bestand zunächst darin, dass nun-

mehr - anders als im Reichsdeputationshauptschluss - konkrete „Rechtsträger“ in 

Erscheinung traten („Die Religionstheile“ bzw. die „evangelische und katholische Kir-

che“). Damit näherte sich die Kirchengutsgarantie erstmals dem Gedanken eines 

„subjektiven“ Rechtes.

  

 

88 Hintergrund für die Zuweisung an konkrete Rechtsgutsträger 

war, dass es auf Landesebene - anders als im damaligen Reich - möglich war, konk-

rete Rechtssubjekte zu identifizieren,89

Schwieriger ist allerdings die Frage zu beantworten, ob durch die Kirchengutsgaran-

tien nur die drei christlichen Kirchen (Katholiken, Protestanten, Reformierte) ge-

schützt wurden oder ob diese ggf. auch für andere „Religionsgesellschaften“

 hinzu trat, dass ihre Reorganisation den Kir-

chen auch die Chance eröffnete selbst Rechtsträger zu werden. 

 

90

                     
85 Der RDHS galt ja zunächst einmal weiter – siehe z.B. Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss 
vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für Staat und Kirche, 1969, S. 89 m.w.N.; Richter, Lehr-
buch katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 1291 mit FN 14; Maurenbre-
cher, Grundsätze des heutigen deutschen Staatsrechts, 1837, S. 420. A.A. wohl nur Pfister, Geschich-
tliche Entwicklung des Staatsrechts des Großherzogstumes Baden, Bd. 2, 1838, S. 439 f. 
86 Für die Bayrische Verfassungsurkunde folgt dies unmittelbar aus § 75 des Religionsedikts, siehe 
dazu z.B. Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 255 ff. 
87 Siehe unten S. 22. 
88 Wobei natürlich zum damaligen Zeitpunkt der Gedanke von subjektiven Rechten im modernen Sin-
ne noch nicht ausgeprägt war, siehe dazu Masing, Die Mobilisierung des Bürgers für die Durchset-
zung des Rechts, 1997, S. 55 ff.  
89 Vergl. M. Heckel, ZRG 80 (1963), Kan. Abt. 45, S. 141 (311). 
90 Der Ausdruck wird hier bewusst unpräzise gewählt.  

 gal-

ten. Eindeutig beantwortbar ist diese Frage nur für die Württembergische Verfas-



 

 

21 

21 

sung, wo ausweislich des Wortlautes nur die christlichen „Confessionen“ bzw. Kir-

chen berechtigt waren. Vom Wortlaut zweifelhafter war die Badische Verfassung 

(„Das Kirchengut“), aber auch hier waren wohl nur die drei großen christlichen Kir-

chen gemeint; dies folgt im Einzelnen aus den - der Verfassung vorgeschalteten - 

Edikten über die kirchliche Staatsverfassung.91 Der Wortlaut der Bayrischen Verfas-

sung („allen Religionstheilen, ohne Ausnahme“ bzw. das „gesamte Stiftungsvermö-

gen“) spricht hingegen dafür, dass sich hier die Kirchengutsgarantie auf alle Religi-

onsgesellschaften - und eben nicht nur auf die christlichen Kirchen – bezog; so war-

en nach der Bayrischen Verfassung z.B. auch Juden und Wiedertäufer Begünstig-

te.92 Letzterem ist zwar entgegengehalten worden, dass es in § 45 der Zweiten Bei-

lage zur bayrischen Verfassung vom 26. Mai 1818 heiße, dass die „Eigenthumsfä-

higkeit der nicht öffentlichen Kirchengesellschaften“ sich nach „ihrer Aufnahmeur-

kunde, oder wenn in dieser darüber nichts festgesetzt sei, nach den Rechten der Pri-

vatgesellschaften“ bestimme, weshalb nur die öffentlichen Kirchengesellschaften - 

d.h. die drei christlichen Kirchen - Träger der Kirchengutsgarantie gewesen seien93 

(da eben nur diese „eigenthumsfähig“ gewesen seien). Indes bezieht sich § 45 der 

Zweiten Beilage zur Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818 nur auf die Frage der 

Vermögensfähigkeit, wenn eine solche aber einmal erworben wurde, ist davon die 

Frage zu trennen, ob das dann unter Umständen erworbene Kirchengut wieder vom 

Staat säkularisiert werden kann.94 Dies verbietet die Verfassungsurkunde.95

1. Hinsichtlich des Umfangs des vor Säkularisationen geschützten Gutes orientierten 

sich die bayrische und die badische Verfassung wie § 63 2. Hs. RDHS an der formel-

 Mithin 

waren nach der Bayrischen Verfassung alle Religionsgesellschaften Träger der Kir-

chengutsgarantie, womit sich die Bayrische Verfassung als die „liberalste“, der in 

Blick genommenen Verfassungen erweist.  

 

                     
91 Pfister, Geschichtliche Entwicklung des Staatsrechts des Großherzogstumes Baden, Bd. 2, 1838, S. 
435, 455; Walz, Das Staatsrecht des Großherzogtums Baden, 1909, S. 458 ff.  
92 Meurer, Bayrisches Kirchenvermögensrecht, Bd. I, 1899, S. 1; Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. 
VI, 1893, S. 108 ff. mit FN 3 auf S. 112; Cucumus, Lehrbuch des Staatsrechts der konstitutionellen 
Monarchie Baierns, 1825, S. 252. 
93 So J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (124); Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 48. 
94 Im Sinne einer solchen Trennung auch Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. VI, 1893, S. 186; Cu-
cumus, Lehrbuch des Staatsrechts der konstitutionellen Monarchie Baierns, 1825, S. 252. Allgemein 
für eine Trennung der Frage der Rechtsfähigkeit von der Frage nach der Reichweite der Kirchenguts-
garantien Meurer, Der Begriff und Eigentümer der heiligen Sachen, 1885, S. 96. 
95 Diese Deutung lässt sich - außer auf den Wortlaut der Normen - auch darauf stützen, dass in § 46 
des Religionsediktes - im Anschluss an § 45 - die Kirchengutsgarantie der Verfassung wiederholt wird 
und auch hier die Worte „alle Religionstheile, ohne Ausnahme“ gebraucht werden. 
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len Rechtsgutsberechtigung (und nicht etwa an einer bloßen Zweckbindung). Das 

folgt für die Badische Verfassungsurkunde aus ihrem Wortlaut96 und gilt auch für die 

Bayerische Verfassungsurkunde.97 Anders gestaltete sich die Rechtslage freilich in 

Württemberg. Die württembergische Verfassung stand auf dem Standpunkt, dass 

jedenfalls das evangelische Kirchengut Altwürttembergs Staatsgut war. Dies stand in 

Zusammenhang damit, dass das Verhältnis des Staates zur evangelischen Kirche 

Altwürttembergs aufgrund des Summenepiskopates des Landesfürsten so eng war, 

dass Kirche und Staat zu sehr eins waren, als dass man sich hätte vorstellen kön-

nen, dass sie sich gegenüber stehende Rechtsgutsträger seien.98 Dementsprechend 

formulierte § 77 der WürttVU für das evangelische Kirchengut, welches „zurückgege-

ben“ werden sollte nur, dass die „abgesonderte Verwaltung“ (!) wieder herzustellen 

sei99

Inhaltlich schützten die Bestimmungen trotz ihrer lückenhaften Formulierungen (z.B. 

nur die Erwähnung der „Fonds“ in § 70 der Verfassungsurkunde Württembergs oder 

nur die Erwähnung von „Eigenthum der Stiftungen“ und der „Genuß ihrer Renten“ in 

§ 9 Abs. 4 der Bayrischen Verfassungsurkunde) das gesamte Kirchengut.

 - in § 82 der WürttVU wurde hingegen für das katholischen Kirchengut be-

stimmt, dass dieses „zum Behuf der Ausscheidung (!) desselben vom Staats-Gut“ 

vorgesehen war.  

 

100

                     
96 „Das Kirchengut und die eigenthümlichen“ – für eine eigentumsrechtliche Anknüpfung auch Pfister, 
Geschichtliche Entwicklung des Staatsrechts des Großherzogstumes Baden, Bd. 2, 1838, S. 455 f. 
97 Dies ergibt sich zunächst einmal aus der Formulierung in der Verfassungsurkunde, aber auch aus § 
46 des Religionsedikts. Dort heißt es nämlich: „was sie an Eigethum gesetzmäßig besitzen“. So auch 
Meurer, Bayrisches Kirchenvermögensrecht, Bd. I, 1899, S. 4 ff.; Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. 
VI, 1893, S. 183, 313 ff.; Silbernagl, Verfassung und Verwaltung sämtlicher Religionsgenossenschaf-
ten in Bayern, 4. Aufl. 1900, S. 446 ff., 514 ff. A.A. J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (122 f.) der 
nicht auch einen formelle Berechtigung sondern auf eine Zweckbeziehung verweist. Indes erweist sich 
J. Heckels Verweis auf Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. IV, 1889, S. 623 Anm. 2 als nicht stich-
haltig. An dieser Stelle behandelt Seydel nämlich das Stiftungsrecht, mit dem es aber eine besondere 
Bewandtnis hat. Siehe dazu unten S. 24 f. 
98 Hömig, Der Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und seine Bedeutung für Staat 
und Kirche, 1969, S. 118 m.w.N. 
99 Was unter „abgesonderte Verwaltung“ zu verstehen war, war freilich sehr unklar – vergl. dazu Mohl, 
Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg, Bd. 2, 2. Aufl. 1840, S. 472 ff. Das Projekt der Wie-
derherstellung einer „abgesonderten Verwaltung“ wurde in der Folge freilich nicht umgesetzt – vergl. 
Sarwey, Das Staatsrecht des Königsreichs Württemberg, 1883, S. 403 ff.   
100 Für das bayrische Recht siehe § 46 des Religionsedikts. Ein umfassender Schutz entspricht der 
einhelligen Meinung, siehe z.B. J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (120 ff.); Wehdeking, Die Kirchen-
gutsgarantien, 1971, S. 47 ff.; Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. 
Aufl. 1886, S. 1291 mit FN 14. 

 Ob und 

inwieweit dazu auch Forderungen - insbesondere Forderungen gegen den Staat - 

gehörten war problematisch und ist für die jeweiligen Verfassungen verschieden zu 
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beantworten:101 Für die bayrische Verfassungsurkunde wurde ein Schutz solcher 

staatsgerichteten Forderungen implizit verneint;102 gleiches gilt für die badische Ver-

fassungsurkunde.103 Hingegen wird man aus der WürttVU mit ihrem Schutz der 

„Fonds“ sowohl in § 77 wie in § 82 einen Schutz bestimmter Forderungsrechte ablei-

ten müssen. Auch hier kommen die Sonderheiten Württembergs zum Ausdruck.104

2. Auf den ersten Blick kennen alle drei Verfassungsurkunden eine Begrenzung des 

Gewährleistungsbereiches der Kirchengutsgarantien. Gewährleistet scheinen näm-

lich nur die Kirchengüter zu sein, die dem Kultus, dem Unterricht und der Wohltätig-

keit dienten.

  

 

105 Entgegen dem scheinbaren Wortlaut der Normen enthielt diese Trias 

zunächst einmal aber gerade keine Begrenzung.106 Die - oft leicht abgewandelte - 

Trias „Kultus- Unterricht- und Wohltätigkeit“ entstammt dem Stiftungsrecht107 und 

bezeichnet dort den Begriff der Stiftungen für „piae causae“,108 dem folgendes zu-

grunde lag: Im 18. Jahrhundert hatte der Staat die ihm selbst gesetzten Aufgaben 

nachhaltig erweitert. Insbesondere hatte er - unter der Rubrik einer allumfassenden 

Staatsvorsorge - seine Tätigkeit auf „Unterricht“ und „Wohltätigkeit“ erstreckt. Diese 

Erstreckung staatlicher Tätigkeit auf Bereiche, die früher vor allem dem kirchlichen 

Stiftungsrecht oblegen hatten, führte in der Folge zu einer Säkularisation der Stiftun-

gen in kirchlicher Hand, da deren Aufgaben nunmehr vom Staat wahrgenommen 

würden.109

                     
101 Für alle Verfassungen und insbesondere die bayrische Verfassungsurkunde bejahend Meurer, Der 
Begriff und Eigentümer der heiligen Sachen, 1885, S. 248 f. 
102 So Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht II, 1901, S. 42 ff.; Kress, Ist der bayrische Staat 
zu den Leistungen an die Seelsorgegeistlichkeit rechtlich verpflichtet?, 1930, S. 190 ff. 
103 Lang, Welche Leistungen des Badischen Staats an die Vereinigte evangelisch-protestantische 
Landeskirche Badens genießen den Schutz der Artikel 138, 173 der Reichsverfassung?, 1931, S. 29 f. 
Vergl. auch Pfister, Geschichtliche Entwicklung des Staatsrechts des Großherzogstumes Baden, Bd. 
2, 1838, S. 464 ff..  
104 Dazu Sägmüller, Der Rechtsanspruch der katholischen Kirche in Deutschland auf finanzielle Leis-
tungen seitens des Staates, 1913, S. 51 ff. 
105 Ähnlich § 70 WürttVU: „Kirchen- Schul- und Armenfonds“, § 20 BadVU: „Unterrichts- und Wohltä-
tigkeitsanstalten“.  
106 So aber Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen 
Vereine, 1968, S. 73 ff. 
107 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (120 ff.); Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, 
S. 255. 
108 Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. IV, 1889, S. 625 mit FN 1. Zu diesem Begriff siehe Coing, in: 
Handbuch des Stiftungsrechts, 1987, S. 51 ff. (53 ff.). 
109 Zu dieser Entwicklung siehe Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 169 ff., 230 
ff. Zur „Aufgabenwanderung“ auch Scheuner, ZevKR 7 (1959/1960), S. 225 (236); v. Campenhausen,  
in: Campenhausen/Erhardt (Hrsg.), Kirche Staat Diakonie, 1982, S. 10 (16 ff.). 

 Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass es bei Verwendung der Trias 

Kultus, Unterricht und Wohltätigkeit im 19. Jahrhundert im Rahmen der Kirchenguts-

garantien nicht darum ging eine Begrenzung der Gewährleistung herbeizuführen, 
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vielmehr sollte klargestellt werden, dass die Gewährleistung des Kirchenguts sich 

auch auf die „staatlichen“ Betätigungsfelder des Unterrichts und der Wohltätigkeit 

erstreckte.110 Daher ist es schlüssig, wenn dieser Trias nicht ein „Enumerationsprin-

zip“ zugrunde gelegt wird, sondern darauf abgestellt wird, dass das gesamte kirchli-

che Vermögen gemeint ist.111 Diesen Schutz wird man wiederum - um den Wortlaut 

der Vorschriften nicht völlig zu sprengen – dahingehend begrenzen müssen, dass 

nur solches Vermögen der Kirchen geschützt war, dass unmittelbar allen kirchlichen 

Zwecken dienen sollte (die nur beispielhaft mit Kultus, Unterricht und Wohltätigkeit 

umschrieben wurden).112

3. Sonderprobleme bereitete auch hier der Schutz des kirchlichen Stiftungsgutes. 

Wie dargestellt hatte der RDHS den Schutz des Kirchen- und des kirchlichen Stif-

tungsgutes getrennt und das Stiftungsgut – pauschal formuliert - schwächer ge-

schützt. Angesichts dessen war es keineswegs selbstverständlich, dass in den ge-

nannten frühkonstitutionellen Verfassungen das Stiftungsgut ebenso geschützt wur-

de wie das übrige Kirchengut (z.B. § 9 BayVU, § 20 BadVU).

  

 

113 Die Gründe für die-

sen Neuansatz liegen in Vorstellungen der aufkommenden Romantik, die den Stif-

tungsgedanken betonte114

Freilich ergaben sich aus dem Willen der Einbeziehung der kirchlichen Stiftungen in 

den Schutz des Kirchengutes eigentümliche Probleme, denn es war unklar, ob den 

, ferner in einem Wechsel des Staatsverständnisses: Die 

Konzeption des umfassenden „Wohlfahrtsstaates“ des 18. Jahrhunderts wandelte 

sich allmählich in die eines Staates um, im dem die soziale „Vorsorge“ als Staatsziel 

entfiel und in dem allein die Gewährleistung von Freiheit und Eigentum im Mittelpunkt 

der Lehre von den Staatszwecken stand. Mit diesem Rückzug der Staatszwecke war 

es möglich kirchliche Aktivitäten in dem Bereich der Wohlfahrts- und Bildungsstiftun-

gen als eigenständig anzuerkennen.  

 

                     
110 So auch Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 254 f. 
111 So auch J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (121 f.). Vergl. auch Seydel, Bayerisches Staatsrecht, 
Bd. IV, 1889, S. 624 f. 
112 Dem entspricht es, dass das Kirchenvermögen, dass auch tatsächlich der Kirche unmittelbar dien-
te, im 19. Jahrhundert regelmäßig mit dieser Trias umschrieben wurde, siehe dazu Meurer, Der Begriff 
und Eigentümer der heiligen Sachen, S. 239 ff., 249 ff.  Nicht geschützt war damit das Finanzvermö-
gen der Kirchen, das nicht unmittelbar kirchlichen Zwecken diente.  
113 Zum Teil wurde es sogar besonders hervorgehoben geschützt, wie z.B. der „Sonderschutz“ in § 10 
der BayVU für das kirchliche Stiftungsgut. Die anderen Landesverfassungen folgten diesem Vorbild, 
siehe dazu Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 258 m.w.N. 
114 Liermann, ebd., S. 258. 
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Stiftungen eigene Rechtspersönlichkeit zukam.115 Bejahte man die Rechtsfähigkeit 

der Stiftungen, bestand die Gefahr, dass wegen dieser Rechtsfähigkeit die Kirche 

aus dem Stiftungsrecht abgedrängt wurde, da etwaige Eingriffe in das Stiftungsgut 

allein die Stiftungen und nicht die Kirchen (denen eben die Stiftungen aufgrund ihrer 

Rechtspersönlichkeit nicht „einverleibt“ waren) betroffen hätten.116 Leugnete man die 

Rechtsfähigkeit der Stiftungen, konnte man zwar zum Ergebnis kommen, dass ihr 

Vermögen „normales“ Kirchengut war, dass von der Kirchengutsgarantie „normal“ 

geschützt war,117 dann bestand aber die Gefahr, dass der eigentümliche Charakter 

der kirchlichen Stiftungen verloren ging. Mit den unklaren Formulierungen „das Ei-

genthum der Stiftungen“ und die „eigenthümlichen Güter und Einkünfte der Stiftun-

gen“ konnte vor diesem Hintergrund nur eines gemeint sein: wie auch immer man 

rechtssystematisch die Rechtspersönlichkeit der Stiftungen konstruieren wollte - 

durch die betreffenden Bestimmungen sollten die Einflußrechte der Kirche auf die 

Stiftungen bzw. die kirchliche Zweckbestimmung der Stiftungen und das Eigentum 

der Stiftungen gesichert werden.118

Damit übernahm Art. 15 PrVU wortgleich Art. 15 der oktroyierten Verfassung vom 5. 

Dezember 1848 (OktrV), wobei die Formulierung des Selbstverwaltungsrechtes in 

der OktrV wiederum auf Art. 147 der Paulskirchenverfassung

  

 

III. 

Art. 15 2. Hs. der Verfassungsurkunde für den preussischen Staat 

 

Die Verfassungsurkunde für den preußischen Staat (PrVU) vom 31. Januar 1850 

normierte in Art. 15:  

 

„Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, so wie jede andere 
Religionsgesellschaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbst-
ständig und bleibt im Besitz und Genuß der für ihre Kultus- Unterrichts- 
und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds.“  

 

119

                     
115 Siehe dazu Liermann, ebd., S. 235 ff.; Hofmann, ZevKR 12 (1966/67), S. 313 (315 f.). 
116 Vergl. dazu Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 
1304; Friedberg, Der Staat und die katholische Kirche im Grossherzogtum Baden, 1871, S. 186 ff. 
117 Vergl. Meurer, Der Begriff und Eigentümer der heiligen Sachen, 1885, S. 245 f. mit FN 3, S. 245 
m.w.N. 
118 Vergl. Liermann, Handbuch des Stiftungsrechts, Bd. I, 1963, S. 255.  

 zurückging. Art. 15 

119 Die Paulskirchenverfassung selbst enthält keine Kirchengutsgarantie. Der Grund hierfür dürfte dar-
in liegen, dass die Vertreter der Kirche ihre diesbezüglichen Forderungen überzogen hatten und im 
Rahmen der Verankerung einer Kirchengutsgarantie eine weitere Gewähr der Dotationen und sogar 
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der PrVU wurde für die Bestimmung des Verhältnisses von Staat und Kirche in der 

zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zentral und hat die Entstehung von Art. 138 Abs. 

2 WRV unmittelbar beeinflusst.120

Die gewählte Fassung „schließt sich mithin an die übrigen deutschen Ver-
fassungsurkunden an, welche, obschon sie ebenfalls allem Eigentum den 
Schutz des Staates zusichern, dennoch im Hinblick auf bekannte Lehren 
und Vorgänge den Religionsgemeinschaften noch eine besondere Garan-
tie für angemessen erachtet haben.“

  

 

1. Im Vergleich zu den Kirchengutsgarantien der frühkonstitutionellen Verfassungen 

brachte Art. 15 PrVU zunächst nichts grundlegend Neues, was aber auch gar nicht 

beabsichtigt war. In den amtlichen Erläuterungen (zur OktrV) führte der damalige 

preußische Kultusminister v. Ladenberg aus:  

 

121

Bemerkenswert ist gleichwohl, dass mit der Gewährleistung des Art. 15 2. Hs. PrVU 

jede Religionsgesellschaft

  
 

122 und nicht nur die christlichen Großkirchen geschützt 

werden sollten.123 In Anknüpfung an die BayVU und in Abkehr von den BadVU sowie 

der WürttVU rückt damit die „Religionsgesellschaft“ (nicht die Kirche!) in den Mittel-

punkt der verfassungsrechtlichen Betrachtung.124

 

 Weiter wird die Kirchengutsgaran-

tie der Art. 15 2. Hs. PrVU hier erstmalig mit der Selbstverwaltungsgarantie der Reli-

gionsgesellschaften zusammengefügt. 

                                                                
eine Rückgewähr von säkularisiertem Eigentum verlangt hatten – dazu Lempp, Die Frage der Tren-
nung von Kirche und Staat im Frankfurter Parlament, 1913, S. 44 f. A.A. J. Heckel, FS Smend, 1952, 
S. 103 (125) – die Nichtaufnahme habe darauf beruht, dass nach den Vorstellungen des Parlaments 
keine Religionsgesellschafte Vorrechte vor anderen habe haben dürfte. Die Argumentation ist indes 
wenig schlüssig: Warum nur „Vorrechte“ eine Kirchengutsgarantie notwendig machen sollten, ist un-
klar. Schließlich etablierte gerade Art. 15 PrVU die Kirchengutsgarantie für alle Religionsgesellschaf-
ten.  
120 Zum ersteren E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. III, 3. Aufl. 1988. S. 116 f.; Ebers, 
Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 44 ff. Zur Beeinflussung der Entstehung der WRV 
z.B. E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 
5; Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 52; Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der 
Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 1968, S. 26 ff.  
121 Vollständig abgedruckt bei Woltersdorf, Das Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, 
S. 334 ff., 337.  
122 Zum Begriff der „Religionsgesellschaft“ in der PrVU Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den 
Preußischen Staat, 1912, S. 199 ff. m.w.N. 
123 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (126 f.); Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermö-
gen, 1968, S. 15. Die andere Ansicht von Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 52 ff. geht 
schon am eindeutigen Wortlaut von Art. 15 PrVU vorbei. Die Frage wem das Kirchengut zustand und 
die Frage, ob und welche Religionsgesellschaften eigentumsfähig waren hat nichts mit der Frage nach 
einer Gewährleistung des Kirchenguts zu tun, vergl. Anschütz, ebd., S. 311 ff. 
124 Zur Ausbildung des Systems der Religionsgesellschaften siehe M. Heckel, ZevKR 45 (2000), S. 
173 (185 ff.). 
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2. Art. 15 2. Hs. PrVU schützte - wie es schon § 63 RDHS und die frühkonstitutionel-

len Verfassungen vorhersahen – zunächst einmal nur vor Säkularisationen,125 nicht 

aber vor Eingriffen in die Vermögensverwaltung126 und nicht vor Amortisationsgeset-

zen.127 Freilich stand bei Schaffung der PrVU die Gefahr von Säkularisationen nicht 

mehr in Raum, weswegen man sich zunächst einmal sogar fragte, ob man überhaupt 

eine Gewährleistung des Kirchengutes in die OktrV bzw. PrVU aufnehmen sollte.128 

Allein diese Überlegung führte jedoch zu Protesten der kirchlichen Seite, die befürch-

tete, dass die Konfiskation sämtlichen Kirchenvermögens vorbereitet werden solle.129 

Daher entschied man sich doch für die Aufnahme einer Kirchengutsgarantie.130

Im Zuge der Auseinandersetzungen über die Kirchenkampfgesetzgebung und die 

Aufhebung des Art. 15 PrVU im Rahmen dieser Gesetzgebung wurden dann freilich 

Unsicherheiten in diese Ausdeutung hineingetragen. Dabei ging es um die Verein-

barkeit der gegen die Kirchen gerichteten Kulturkampfgesetze von 1871 und 1872 

mit Art. 15 der PrVU, bzw. von 1873 mit der geänderten Fassung des Art. 15 

PrVU.

 

 

131 Die kirchliche Seite berief sich darauf, dass Art. 15 PrVU Sondergesetze zu 

Lasten der Kirche ausschließe, womit die Kirche nur noch den allgemeinen Gesetzen 

unterworfen sei (bzw. dass Art. 15 PrVU Sondergesetze derogiert habe),132 die staat-

liche Seite vertrat die Ansicht, dass Art. 15 PrVU dem Erlaß bzw. der Geltung von 

Sondergesetzen zu Lasten der Kirche nicht entgegen stehe.133

                     
125 Niedner, Die Ausgaben des preußischen Staates für die evangelische Landeskirche, 1904, S. 228; 
Giese, in: Rönne/Zorn, Das Staatsrecht der Preußischen Monarchie, Bd. 3/1, 5. Aufl. 1915, S. 166 ff. 
(185 f.). 
126 Hierfür war vielmehr Art. 15 1 Hs. PrVU zuständig. Siehe aus der Entstehungsgeschichte Wolters-
dorf, Das Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 320; Ebers, Staat und Kirche im 
neuen Deutschland, 1930, S. 278 bei FN 4; Schmitt, Kirchliche Selbstverwaltung im Rahmen der 
Reichsverfassung, 1926, S. 86. Freilich gilt auch dies nur vorbehaltlich der Diskussion über die Befug-
nis des Gesetzgebers, in die durch Art. 15 1. Hs. PrVU geschützten Rechte mit Sondergesetzen ein-
zugreifen. Demensprechen hielt die herrschende Meinung auch die Sonderregelung zur Verwaltung 
des kirchlichen Vermögens der Art. 161 ff. PrALR für fortgeltend (Anschütz, Die Verfassungsurkunde 
für den Preußischen Staat, 1912, S. 286 ff., 315 ff.) 
127 Kahl, Die deutschen Amortisationsgesetze, 1879, S. 106 ff.  
128 Vergl. Ladenburg bei Woltersdorf, Das Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 337 
und die Motive des Entwurfs der Berliner Verfassungskommision zur oktroyierten Verfassung, abge-
druckt bei Woltersdorf, Das Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 308.  
129 Weiter ging es um den Fortbestand von Leistungsansprüchen.  
130 Siehe dazu Woltersdorf, Das Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 320 ff.  
131 Zu alldem E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. IV, 2. Aufl. 1982, S. 697 ff. 
132 Dass die Kirche den allgemeinen Gesetzen unterworfen war, war aber klar, z.B. Anschütz, Die 
Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 1912, S. S. 284.  
133 Übersicht zum Streitstand z.B. bei Anschütz, ebd., S. 289 ff. 

 Dieser Streit betraf 

nun zwar hauptsächlich die in Art. 15 1. Hs. PrVU normierte Selbstverwaltungsgaran-
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tie. Schon wegen der engen dogmatischen Verklammerung wurde aber auch die Kir-

chengutsgarantie des Art. 15 2. Hs. PrVU in ihn hineingezogen.134

Dies führte im Ergebnis dazu, dass der Sinn der Kirchengutsgarantie – Schutz allein 

vor Säkularisationen - schwammig wurde, zu heftig war die Polarisierung aufgrund 

des Kirchenkampfes, zu weit weg war die Gefahr von Säkularisationen. Dies lässt 

sich beispielhaft an der Kommentierung von Anschütz zur PrVU studieren: Auf der 

einen Seite betonte Anschütz die Überordnung des Staates über die Religionsgesell-

schaften und billigte ihm das Recht zu, trotz Art. 15 PrVU allgemein bzw. Art. 15 2 

Hs. PrVU Sondergesetze zu Lasten der Kirche bzw. des Kirchenguts zu erlassen.

  

 

135 

Konsequent sah Anschütz in Art. 15 2. Hs. PrVU136 nur „eine Wiederholung und Spe-

zialisierung der allgemeinen Eigentumsgarantie - Art. 9 PrVU - zugunsten des Kir-

chengutes“137 - und für Art. 9 PrVU galt nach Anschütz, dass dem Gesetzgeber un-

eingeschränkte Regelungsmacht zukam.138 Auf der anderen Seite führte Anschütz 

aus, dass die (spätere) Aufhebung des Art. 15 2. Hs. PrVU durch das Gesetz vom 

18. Januar 1975 bedeute, dass das vorübergehend eingeräumte Privileg, dass darin 

bestanden habe, „dass zu jeder ihnen nachteiligen Veränderung des bestehenden 

Zustandes ihrer Vermögensrechte sowie der ihnen gegenüber zu erfüllenden finan-

ziellen Verpflichtungen des Staates ein verfassungsänderndes Gesetz erforderlich 

war“, entfallen sei. „Nunmehr (!) stehen die Religionsgesellschaften im Verhältnis 

ihres Vermögens zur Staatsgewalt nicht besser, sondern ebenso, wie auch andere 

Vermögensinhaber“.139

                     
134 Anschütz, ebd., S. 293 f. 
135 Ebd., S. 289 ff.; 293. 
136 Sieht man einmal von der Gewährleistung der Fonds ab. 
137 Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 1912, S. 334. 
138 Anschütz, ebd., S. 161 f., 164. 
139 „Die Stellung des Staates zum Kirchengut regelt sich mithin nach Art. 9 PrVU. Administrative Ein-
griff in das Kirchengut ohne gesetzliche Grundlage sind unzulässig...., legislative dagegen unbe-
schränkt zulässig.......Die durch die Aufhebung des Art. 15 PrVU geschaffene Rechtslage verbietet 
dem Gesetzgeber insbesondere nicht, Gegenstände des Kirchengutes ihren Inhabern und Zwecken 
aus Gründen des höheren Staatswohles zu entziehen, also Säkularisationen vorzunehmen.. Die Sä-
kularisation erfordert kein verfassungsänderndes, sondern nur ein einfaches Gesetz.“ – Anschütz, 
ebd., S. 338 f. 

 Diese beiden Ansätze gehen freilich nicht zusammen: Ent-

weder stand Art. 15 2.Hs. PrVU auch Sondergesetzen nicht entgegen (und war in-

soweit nur eine Wiederholung und Spezialisierung von Art. 9 PrVU), oder Art. 15 2. 

Hs. PrVU enthielt eine Privilegierung des Kirchengutes auch gegenüber dem einfa-

chen Gesetzgeber, der die Vermögensrechte der Kirche nicht nachteilig verändern 

durfte. 
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3. Von Art. 15 2. Hs. PrVU wurden die „Anstalten, Stiftungen- und Fonds“ geschützt, 

die für „ihre Zwecke“, d.h. die Zwecke der Religionsgesellschaften, bestimmt waren. 

Maßgeblich für den Umfang des Schutzbereichs war damit nicht die formelle bürger-

lich-rechtliche Berechtigung an den Gütern (im Gegensatz zum RDHS und den früh-

konstitutionellen Verfassungen),140 sondern eine bestimmte Zweckbeziehung - alle 

Güter die den Zwecken der Kirche dienten, sollten durch Art. 15 2.Hs. PrVU ge-

schützt werden.141 Der Grund für diesen Wandel in der Art der Bestimmung der ver-

fassungsrechtlich geschützten Güter ergibt sich aus der Entstehungsgeschichte des 

Art. 15. 2 Hs. PrVU. Die Verfassungsurkunde wollte jede Festlegung über die – da-

mals heiß umstrittene142 - Frage vermeiden, wer Eigentümer des Kirchenguts sei.143

Geschützt sind „Anstalten, Stiftungen und Fonds“, wobei diese Trias nicht abschlie-

ßend-enumerativ, sondern beispielhaft-erläuternd für das gesamte Kirchengut ge-

meint war.

  

 

144 Geschützt waren - selbstverständlich - auch die Sachen die den Religi-

onsgesellschaften selbst unmittelbar zu ihren Zwecken dienten. Mit dieser Formulie-

rung wurde weiter der „Stiftungsschutz“ der frühkonstitutionellen Verfassungen er-

neut ausgesprochen und wiederholt. Der Terminus „Anstalten“ bezeichnete da-

mals145 - vereinfachend ausgedrückt - Einzelinstitute der Kirche (seien sie juristische 

Personen oder nicht), die äußerlich nicht völlig in die Religionsgesellschaften inkor-

poriert waren.146

                     
140 Unrichtig daher Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen, 1968, S. 14 ff.  
141 Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 1912, S. S. 284, S. 334. 
142 Nachweise zum Streitstand bei E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der 
Weimarer Verfassung, 1927, S. 37 ff.; Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kirchen-
rechts, 8. Aufl. 1886, S. 1267 ff.; Hübler, Der Eigenthümer des Kirchenguts, 1868, S. 76 ff. Insbeson-
dere war strittig, ob die „Religionsgesellschaften“, d.h. nach Anschütz gerade die Landeskirchen (An-
schütz, ebd., S. 201) oder die kirchlichen Einzelgemeinden bzw. Stiftungen, die keine Kirchengesell-
schaften waren, Eigentümer des Kirchenguts waren.  
143 Hätte man aber - z.B. - formuliert, dass jede Religionsgesellschaft in Besitz und Genuss „ihrer“ 
Anstalten, Stiftungen usw. bleibt, hätte dies u.U. dahingehend ausgedeutet werden können, dass 
eben die Religionsgesellschaften Eigentümer des Kirchenguts seien (und nicht etwa z.B. die Kirchen-
gemeinden oder kirchlichen Institute). Eben um solche Probleme zu vermeiden, formulierte man die 
Kirchengutsgarantie in Bezug auf eine Zweckbeziehung. Nachweise dazu z.B. bei Woltersdorf, Das 
Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 337 f.; 320 ff.; 329. Dementsprechend konnte 
und durfte Art. 15 2 Hs. PrVU nicht als Entscheidung in jener Frage angesehen werden (Anschütz, Die 
Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 1912, S. 334; Hinschius, Das Preußische Kirchen-
recht, 1884, S. 270 mit FN 63).  
144 Anschütz, ebd., S. 334. 
145 Die Terminologie war freilich im Einzelnen unsicher, siehe z.B. Jellinek, System der subjektiven 
öffentlichen Rechte, 2. Aufl. 1919, S. 224 mit FN 1. 
146 Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik, 1894, S. 339. 

 Schließlich bezog sich die Gewährleistung - wie in den frühkonstitu-

tionellen Verfassungen - auf die Sachen, die Kultus-, Unterricht- und Wohltätigkeits-
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zwecken dienten. Wie oben dargelegt bezog sich diese Trias allgemein auf die „ 

kirchlichen Zwecke“ und durfte auch für die PrVU nicht abgrenzend bzw. abschlie-

ßend ausgelegt werden.147

Sonderprobleme bereitet der Schutz der „Fonds“. Hinter diesem unscheinbaren Aus-

druck verbarg sich Bedeutsames: Unproblematisch waren „Fonds“ die sogenannten 

„besonderen Staatsfonds“. Dies waren Kassen, die kirchlichen Zwecken dienten, da-

bei aber teils unselbständig waren, teils auch äußerlich getrennt von der Kirche ver-

waltet wurden, wobei sie sowohl von dritten Personen

 

 

148 wie vom Staat geführt wur-

den;149 geschützt waren insoweit Bestand und Zahlungsansprüche gegen diese 

Fonds. „Fonds“ meinte aber und vor allem auch die „allgemeinen Staatsfonds“, d.h. 

die Leistungen aus der allgemeinen Staatskasse, die an die Kirchen flossen. Art. 15 

2. Hs. PrVU schützt damit auch den Fortbestand der 1850 bestehenden Kirchendota-

tionen150

                     
147 Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 1912, S. 334: „Als Kirchengut ge-
lten aber alle Vermögensgegenstände, welche kirchlichen Zwecken zu dienen bestimmt sind“. Laden-
burg (bei Woltersdorf, Das Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 337): „Fortbestand 
der bisherigen Eigentumsverhältnisse in deren verschiedenen Richtungen und Gestaltungen“.  
148 In diese Richtung der ältere Fondsbegriff, z.B. Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staats-
rechts, Bd. 2, 5. Aufl. 1863, S. 886. 
149 In diese Richtung der neuere Fondsbegriff, z.B. E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermö-
gensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 33; Brauns, Staatsleistungen an die Kirchen und 
ihre Ablösung, 1970, S. 26 mit FN 71; Hinschius, Die Preußischen Kirchengesetze der Jahre 1874 
und 1875, 1875, S. 70, 72. 
150 Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 1912, S. 336 ff.; Niedner, Die Aus-
gaben des preußischen Staates für die evangelische Landeskirche, 1904, S. S. 230 ff. Zur Entste-
hungsgeschichte siehe z.B. Woltersdorf, Das Preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 1873, S. 
302 ff., 319 ff., 329, 355 f.; 369 f.; 378 f. 

 und verklammerte über den Ausdruck „Fonds“ die späteren Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV und Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV miteinander. 

Dies führte zu einem Folgeproblem: „Staatsleistungen“ konnten nicht „säkularisiert“ 

werden, vielmehr konnte es hier allein um eine „Nichtzahlung“ - sei sie vorüberge-

hend, sei sie endgültig - gehen. Auch damit wurde der Schutzgehalt des Art. 15 2. 

Hs. PrVU unklar, da Heterogenes in einer Vorschrift miteinander verklammert war.  

 

4. Die Entwicklung der Kirchengutsgarantie unter der PrVU wurde vor allem durch 

die Verfassungsänderungen und die Gesetzgebung im Rahmen des Kulturkampfes 

geprägt. Durch das verfassungsändernde Gesetz vom 5. April 1873 wurde Art. 15 

PrVU wie folgt gefasst: 
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„Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie jede andere 
Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstän-
dig, bleibt aber den Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten Auf-
sicht des Staats unterworfen.  
 
Mit der gleichen Maßgabe bleibt jede Religionsgesellschaft im Besitz und 
Genuß der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke be-
stimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds.“ 

 

Schließlich wurde am 18. Juni 1875 Art. 15 PrVU vollständig aufgehoben. Im Einzel-

nen waren folgende Gesichtspunkte Gegenstand von Auseinandersetzungen:  

 

a) Grundprobleme stellten sich bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung von Tem-

poraliensperren (d.h. vorübergehende Sperren der Zahlungen von Dotationen).151 

Solche Temporaliensperren waren zunächst – wegen der Garantie auch der allge-

meinen Staatsfonds - wohl kaum mit Art. 15 2 Hs. PrVU in der damaligen Auslegung 

vereinbar.152 Das Problem wurde in der Folge aber nicht entscheidungsrelevant, da 

am 5. April 1873 Art. 15 PrVU neu gefasst wurde. Vor dem Hintergrund dieser Ver-

fassungsänderung wurde am 22. April 1875 eine allgemeine Temporaliensperre 

durch Gesetz verhängt.153 Auch in der Folge verstummten die verfassungsrechtli-

chen Einwände aber nicht,154

b) Problematisch war weiterhin, ob Beschlagnahmen von kirchlichem Vermögen ge-

gen Art. 15 2 Hs. PrVU verstießen. So erlaubte Art. 3 des Gesetzes vom 21. Mai 

1874 grundsätzlich die befristete Beschlagnahme von geistlichem Vermögen, bis zu 

dem Zeitpunkt, zu dem der Staat der Besetzung eines vakanten geistlichen Amtes 

zugestimmt hatte.

 erst nach der vollständigen Aufhebung von Art. 15 

PrVU am 18. Juni 1875 waren sie ganz vom Tisch.  

 

155

                     
151 So wurden unter der Geltung des Art. 15 2 Hs. PrVU dem Bischof Kremenz von Emsland 1972 
zustehende Staatsmittel von jährlich DM 35.000,00 Talern gesperrt. Dazu z.B. E. R. Huber, Deutsche 
Verfassungsgeschichte, Bd. IV, 2. Aufl. 1982, S. 699. 
152 Das Protestschreiben des Bischofs ist abgedruckt bei E. R. Huber/W. Huber, Staat und Kirche im 
19. und 20. Jahrhundert, Dokumente zur Geschichte des deutschen Staatskirchenrechts, Bd. II, 1976, 
S. 520 ff. Aus der Literatur z.B. J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 128; Anschütz, Die Verfassungsurkun-
de für den Preußischen Staat, 1912, S. 339 f. Man könnte allenfalls fragen, ob schon die Verhängung 
einer individuellen Temporaliensperre die Fondsgarantie berührte, oder ob nur eine generelle Tempo-
raliensperre gegen Art. 15 2. Hs. PrVU verstoßen hätte. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen 
Temporaliensperren generell verneinend – unter falschem Verständnis des Ausdruckes der „Fonds“ – 
E. R. Huber, ebd., S. 698.  
153 Abgedruckt und kommentiert bei Hinschius, Die Preußischen Kirchengesetze der Jahre 1874 und 
1875, 1875, S. 70, 72, S. 67 ff. 
154 Siehe E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. IV, 2. Aufl. 1982, S. S. 734 ff. 
155 Hinschius, Die Preußischen Kirchengesetze der Jahre 1874 und 1875, 1875, S. 25. 

 Hierin war wohl kein Eingriff in die durch Art. 15 2 Hs. PrVU ge-
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schützten Rechte zu sehen, da es sich wohl nur um vorübergehende Maßnahmen 

der Vermögensverwaltung handelte; die Freiheit der Vermögensverwaltung war da-

mals aber allenfalls Gegenstand des Art. 15 1 Hs. PrVU.156 Jedenfalls war dieser 

Eingriff aber durch den 1873 aufgenommenen Gesetzesvorbehalt gedeckt.157

c) Endlich war unklar, ob und inwieweit „Umverteilungsgesetze“ an der Kirchenguts-

garantie zu messen waren. Ein solches „Umverteilungsgesetz“ wäre beispielsweise 

hinsichtlich der Verteilung des Kirchengutes nach der Teilung der Katholiken in Alt- 

und römisch-katholische Katholiken in Frage gekommen.

  

 

158 Durch solche Gesetze 

sollte Eigentum nicht entzogen werden, vielmehr wäre es „nur“ darum gegangen zu 

bestimmen, wer eigentlich Eigentümer des Kirchengutes sei.159 Insoweit hätte allen-

falls eine willkürliche Zuweisung von Kirchengut Art. 15 2Hs. PrVU verletzt. Das 

Problem wurde aber nie virulent. Zwar führte der preußische Staat mit dem Gesetz 

vom 4. Juli 1875 Mitbenutzungsrechte der Altkatholiken am „katholischen“ Kirchengut 

ein160, hierbei ging es aber nicht um eine Umverteilung des Eigentums sondern nur 

um die Zuweisung von Nutzungsrechten, die Frage nach dem „wahren“ Eigentümer 

am Kirchengut wurde offen gehalten.161

1. Die ersten Entwürfe für die WRV enthielten keine – oder nur ganz unwesentliche – 

Bestimmungen zum Staatskirchenrecht und keine Regelung einer Kirchengutsgaran-

  

 

IV. 

Art. 138 Abs. 2 der Weimarer Reichsverfassung 

 

Art. 140 GG verweist mit Art. 138 Abs. 2 WRV unmittelbar auf die Weimarer Reichs-

verfassung. Damit sind die Entstehungsgeschichte von Art. 138 Abs. 2 WRV und die 

Auslegung von Art. 138 Abs. 2 WRV unter der Weimarer Reichsverfassung von Be-

deutung für das Verständnis der Kirchengutsgarantie des Grundgesetzes.  

 

                     
156 In die Richtung eines Eingriff in die Kirchengutsgarantie wohl die Motive dieses Gesetzes, abge-
druckt bei Hinschius, ebd., S. 25 f. mit FN 12. So auch J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 128.  
157 So die Motive, ebd. 
158 Die Frage nach dem Eigentümer des Kirchenguts war zwischen diesen beiden Gruppen heftig 
umstritten, vergl. z.B. Poschinger, Das Eigentum am Kirchenvermögen, 1871, S. 334 ff.  
159 Zum Problem vergl. Meurer, Der Begriff und Eigentümer der heiligen Sachen, 1885, S. 18 ff.  
160 Hinschius, Die Preußischen Kirchengesetze der Jahre 1874 und 1875, 1875, S. 181 ff. 
161 Hinschius, ebd., S. 182 mit FN 6. 
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tie.162 Die Regelung des Staatskirchenrechts sollte allein in die Kompetenz der Län-

der fallen. Der Grund hierfür war vor allem, dass sich die Kirchen zunächst einmal 

bei den Ländern besser aufgehoben fühlten als beim Reich, wo man bei den Bera-

tungen um die WRV einen Sieg der Sozialisten befürchtete.163 Die Situation änderte 

sich, als sich in einigen sozialistisch regierten Länder Tendenzen zu grundlegenden 

Umgestaltungen des Staatskirchenrechts abzeichneten. Nunmehr drängten die Kir-

chen und Konservativen darauf, dass das Staatskirchenrecht vom Reich geregelt 

werden sollte.164 Dementsprechend beschäftige sich der Verfassungsausschuss 

auch mit dem Staatskirchenrecht. Dass dabei auch die Rede auf eine Gewährleis-

tung des Kirchengutes kommen würde, verstand sich fast von selbst, die Kirchen-

gutsgarantie gehörte zum „üblichen“ verfassungsrechtlichen Regelungskanon des 

deutschen Staatskirchenrechts. Aber auch Befürchtungen, dass es zu einer „Soziali-

sierung“ von Kirchengut kommen könne, mochten eine Rolle gespielt haben.165

Im Verfassungsausschuss war die Regelung des Verhältnisses von Staat und Kirche 

umstritten. Zur Debatte stand einerseits ein radikales Trennungsmodell, andererseits 

ein Modell der Fortsetzung des bisherigen Verhältnisses von Staat und Kirche.

 

 

166 So 

sehr sich die Grundpositionen aber unterschieden, die Aufnahme einer Kirchenguts-

garantie blieb unumstritten.167

                     
162 Abgedruckt bei Triepel, Quellensammlung zum Deutschen Reichsstaatsrecht, 5. Aufl. 1931, S. 6 ff.  
163 Siehe dazu Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts, 1922, S. 9 ff.; Ebers, Staat und Kirche im 
neuen Deutschland, 1930, S. 108 ff.  
164 Israel, ebd.; Ebers, ebd. 
165 Siehe z.B. die Äußerungen von Dr. Heinze (DVP) während der Ersten Lesung der Reichsverfas-
sung im Plenum, Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, Steno-
grafische Berichte, Berlin 1919-1920 (im Folgenden mit Verhandlungen der verfassungsgebenden 
Deutschen Nationalversammlung zitiert) Bd. 326, S. 398 und von Düringer (DN), Bd. 326, S. 474. 
166 Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts. 1922, S. 20 ff., 44 ff., 52 f; Ebers, Staat und Kirche im 
neuen Deutschland, 1930, S. 108.  
167 Sieht man einmal von den Äußerungen des Abgeordneten Kunert (USPD) während der zweiten 
Lesung im Plenum der Nationalversammlung ab - Verhandlungen der verfassungsgebenden Deut-
schen Nationalversammlung, Bd. 328, S. 1659 f. So auch die Einschätzung bei Breitfeld, Die vermö-
gensrechtliche Auseinandersetzung zwischen Kirche und Staat in Preussen, 1929, S. 36 und J. He-
ckel, FS Smend, 1952, S. 103 (129). Vergl. im Einzelnen die Äußerungen der Abgeordneten Kahl 
(DVP), Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 336, S. 190: 
„Ich nehme als selbstverständlich an, dass kirchliches Eigentum nicht wieder säkularisiert wird“ und 
Mausbach (Z), Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 328, 
S. 1644): „Noch klarer ergibt sich – ich möchte sagen aus dem ganzen Geist der Verfassung – dass 
das wohlerworbene Eigentum der Religionsgesellschaften an ihren Kultus- Unterrichts- und Wohltätig-
keitsanstalten und Vermögenswerten unangetastet bleibt.  

 Im Gegensatz hierzu war die Frage einer Gewährleis-

tung der bisher bestehenden Staatsleistungen Gegenstand ausführlicher und heftiger 
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Diskussionen, die schließlich im „dilatorischen Formelkompromiß“ des Art. 138 Abs. 

1 mündete.168

a) Grundlegend für die Beratungen des Verfassungsausschusses war zunächst der 

Antrag Gröber (Zentrum) und Kahl (DVP) vom 31. März 1919.

  

 

169

Bemerkenswert an diesem Antrag ist, dass Satz 1 des Vorschlages wortwörtlich mit 

Art. 15 2 Hs. PrVU übereinstimmte. Im Gegensatz zur PrVU wurden aber die Staats-

leistungen in Satz 2 des Antrages gesondert aufgeführt. Der Grund für diese „Ent-

flechtung“ lag wohl darin, dass eine eigenständige und ausdrückliche Garantie der 

Staatsleistungen angesichts der hierüber entflammten Diskussion notwendig war, 

allein mit der Beibehaltung des Wortes „Fonds“ wäre es nicht getan gewesen. Auffäl-

lig ist auch, dass in dem Antrag die Verflechtung mit dem Selbstbestimmungsrecht 

der Kirchen, wie sie der PrVU zugrunde gelegen hatte, gelöst wurde. Dies dürfte in 

redaktionellen Gründen und darin begründet gewesen sein, dass man sich über die 

genaue Formulierung des Selbstbestimmungsrechtes noch uneins war,

 

 

„Die Religionsgesellschaften bleiben im Besitz und Genuß der für ihre Kul-
tus- Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftun-
gen und Fonds. Dasselbe gilt für die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen 
Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen, sofern nicht eine im Gesetz 
vorgesehene oder frei vereinbarte Ablösung erfolgt.“ 

 

170

Der Abgeordnete Kahl (DVP) – der eine Professur für Kirchenrecht innehatte und 

maßgeblichen Einfluß auf die Beratungen nahm

 während 

über die Garantie des Kirchengutes dem Grunde nach Einigkeit bestand.  

 

171

                     
168 Zur Entstehungsgeschichte z.B. Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts, 1922, S. 33 ff., 47 f., 
55. Breitfeld, Die vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen zwischen Staat und Kirche in Preu-
ßen, 1929, S. 17 ff. Die Kennzeichnung von Art. 138 Abs. 1 WRV als „dilatorischer Formelkompro-
miss“ stammt von C. Schmitt, Verfassungslehre, 1928, S. 32 f. Die Abweichung in der Behandlung 
des Kirchenguts und der Staatsleistungen wird auch betont von Breitfeld, ebd., S. 36. 
169 Vorangegangen war lediglich der Antrag Naumann (DDP): „Kirchenbesitz wird beachtet wie Privat-
besitz“ (Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 336, S. 172). 
Der gesamte Antrag Naumann spielte in den späteren Beratungen jedoch keine Rolle mehr, siehe 
dazu z.B. Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts, 1922, S. 20 f.; Endrös, ZevKR 33 (1988), S. 
285 (297).  
170 Der Antrag Gröber (Z) formuliert das Selbstbestimmungsrecht unter Weglassung der „Allgemeinen 
Gesetze“, der Antrag Kahl (DVP) bringt die „Allgemeinen Gesetze“ - Verhandlungen der verfassung-
sgebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 336, S. 175 und 176. So auch die Einschätzung von 
Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen, 1968, S. 19 f. 
171 Zu Kahl siehe etwa Achenbach, Recht, Staat und Kirche bei Wilhelm Kahl, 1972, S. 169 ff.; Lan-
dau, in: Schieder (Hrsg.), Religion und Gesellschaft im 19. Jahrhundert, 1993, S. 29 (56 ff.). 

 – erläuterte den Antrag wie folgt: 
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„Was aber das Verhältnis der Religionsgesellschaften zum Staat angeht, so 
kann der Staat bei der Forderung der Trennung nur ein praktisches Interesse 
haben, nämlich das finanzielle. Ich nehme hierbei als selbstverständlich an, daß 
kirchliches Eigentum nicht wieder säkularisiert wird. Was die Staatsleistungen 
angeht, so kommt es hierbei auf die zugrunde liegenden Rechtstitel an.“ 

 

b) Den nächsten wesentlichen Schritt stellte der Antrag der Abgeordneten Meerfeld 

(SPD) und Naumann (DDP) im Verfassungsausschuss dar. 

 

„Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden 
Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften werden durch die Lan-
desgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf. 
Der Besitzanspruch auf die bisher im Eigentum der Religionsgesellschaf-
ten befindlichen, für Kultus— und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Ans-
talten, Stiftungen und Fonds bleibt bestehen.“  

 

Auffällig ist zunächst, dass die Staatsleistungen in den ersten Satz „gewandert“ sind, 

während das Kirchengut „nachrückte“; die Diskussion konzentrierte sich also auf die 

Staatsleistungen. An dieser Stelle taucht auch – zum ersten Mal – die Verwendung 

des Begriffes „Eigentum“ als Merkmal des Schutzbereiches auf. Damit sollte mögli-

cherweise erreicht werden, dass die Kirche nur das behielt, was ihr auch „tatsächlich“ 

gehörte. 

 

Als nächsten ging im Verfassungsausschuss der Antrag der Abgeordneten Delbrück 

(DNVP), Düringer (DNVP), Heinze (DVP), und Kahl (DVP)ein. 

 

„Der Ausschuss wolle beschließen...nach den Worten <die Religionsge-
sellschaften> einzufügen <und die religiösen Vereine>.“  

 

Zur Begründung führte der Abgeordnete Traub aus, dass es in der evangelischen 

Konfession eine ganze Anzahl von Anstalten, Stiftungen und Fonds gebe, die nicht 

von der Kirche eingerichtet seien, so z.B. die Missionsgesellschaften. Auch deren 

Gut müsse geschützt werden. Der Antrag wurde angenommen.  
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Gleichzeitig ging ein weiterer Antrag Meerfeld (SPD) und Naumann (DDP) ein, mit 

dem deren erster Antrag abgeändert wurde172

Beibehalten bleibt in dieser Fassung durch den Unterausschuß die Trennung von 

Art. 138 Abs. 1 und Art. 138 Abs. 2 WRV und weitestgehend auch die sonstige For-

mulierung. Allein das Wort „Fonds“ wurde durch „sonstige Vermögen“ ersetzt. Diese 

Veränderung ist wohl damit zu erklären, dass mit der Verlagerung der Gewähr der 

„Allgemeinen Staatsfonds“ in den ersten Absatz der Gewährleistung nunmehr die 

Beibehaltung des Begriffes „Fonds“ nicht mehr geboten war. Hinzu kam, dass man 

mit dem Begriff „sonstigem Vermögen“ die Rechte der Kirche besser sichern konnte 

als mit dem – problematischen – Begriff der Fonds.

. Satz 2 des ursprünglichen Antrages 

sollte nunmehr lauten: 

 

„Das Eigentum der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ih-
ren für Kultus- Unterricht und Wohltätigkeit bestimmten Anstalten, Stiftun-
gen und Fonds bleibt hierdurch unberührt.“  

 

Die Gründe für diese Umformulierung sind nicht ganz klar. Jedenfalls wurden nun-

mehr auch hier die religiösen Vereine mit einbezogen. Der Antrag Meer-

feld/Naumann in seiner letzten Formulierung wurde dann vom Verfassungsausschuß 

angenommen, die anderen Anträge wurden insoweit abgelehnt. Zur weiteren Bera-

tung der Fragen wurde dann ein Unterausschuß eingesetzt, der nach mehreren Be-

ratungen folgende Formulierung vorschlug:  

 

„Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden 
Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften werden durch die Lan-
desgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.  
 
Das Eigentum der Religionsgesellschaften an und religiösen Vereine an 
ihren für Kultus- Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Ans-
talten, Stiftungen und sonstigem Vermögen bleibt hierdurch unberührt.“ 

 

173

 

 Der Verfassungsausschuss 

beschloss nun, die Anträge des Unterausschusses an die Stelle der Beschlüsse der 

ersten Lesung zu setzen und zur Grundlage der weiteren Beratungen zu machen.  

                     
172 Breitfeld, Die vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen zwischen Staat und Kirche in Preußen, 
1929, S. 27, 35, 327.  
173 So auch Breitfeld, Die vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen zwischen Staat und Kirche in 
Preußen, 1929, S. 34. Offen haltend E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in 
der Weimarer Verfassung, 1927, S. 33; Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen, 
1968, S. 20 f. 
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Die zweite Lesung im Verfassungsausschuß zeigte, dass weiter grundsätzlich Einig-

keit über die Aufnahme einer Kirchengutsgarantie bestand. Lediglich an zwei Punk-

ten kam es noch zu Änderungen: Zum einen wurde hinter „Eigentum“ die Garantie 

auf „andere Rechte“ erstreckt.174

Daran wird deutlich, dass die Rechte der Kirche umfassend geschützt werden soll-

ten,

 Als Grund hierfür wurde genannt, 

 

dass „es neben dem Eigentum noch besondere kirchliche Nutznießungs-
rechte, dingliche Rechte und Rechte anderer Art gibt“ (Beyerle), 
 
dass „namentlich auch die Autor und Verlagsrechte dieser Religionsge-
meinschaften in Frage kommen können und dass es daher auch nicht 
zweckmäßig ist, die Sache auf dingliche Rechte, wie es der Antrag Dr. 
Kahl will, zu beschränken“ (Dr. Düringer), 
 
und dass „im Interesse der Rechtsgleichheit“ der genannte Zusatz ge-
macht werden müsse, „da sich die Rechtslage in den verschiedenen Diö-
zesen verschieden entwickelt habe; während der Kirche in manchen Diö-
zesen noch das strikte Eigentum an Gebäuden usw. zustehe, habe sie in 
anderen nach Ansicht des Staates nur noch ein dingliches Nießbrauch-
srecht.“ (Mausbach). 

 

175 und dass man sich der historischen Besonderheiten des kirchlichen Vermö-

gensrechts durchaus bewußt war. Freilich entstand dadurch das Problem, dass in 

der Formulierung „andere Rechte.....an sonstigem Vermögen“ ein rechter Sinn nicht 

mehr zu sehen war. Schließlich wurde die vorhergehende Formulierung „bleibt hier-

durch unberührt“ durch „werden gewährleistet“ ersetzt. Begründet wurde dies mit ei-

ner „redaktionellen Verbesserung“.176 In der Sache bedeutete diese Änderung aber 

dann doch mehr:177

                     
174 Anträge Dr. Düringer (DNVP) und Beyerle (Z), Verhandlungen der verfassungsgebenden Deut-
schen Nationalversammlung, Bd. 336, S. 519 f.  
175 Der Antrag Dr. Kahl (DVP), der eine Erweiterung nur für „dingliche Rechte“ vorgesehen hatte, wur-
de nach Stellung des umfassenderen Antrags zurückgezogen, Verhandlungen der verfassungsge-
benden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 326, S. 520. 
176 Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 326, S. 520 
177 Was auch daran deutlich wird, dass insoweit Abänderungsanträge sowohl von Dr. Düringer wie 
auch von Beyerle gestellt worden waren – so auch Breitfeld, Die vermögensrechtlichen Auseinander-
setzungen zwischen Staat und Kirche in Preußen, 1929, S. 373. 

 Es wurde deutlich, dass es sich bei Art. 138 Abs. 2 WRV um ei-

ne selbständige Gewährleistung handelt, die Formulierung „bleiben hierdurch unbe-

rührt“ hätte es hingegen nahegelegt, Art. 138 Abs. 2 WRV als bloße Ausnahme vom 

Ablösungsgebot des Art. 138 Abs. 1 Satz 1 WRV zu begreifen. Zudem wurde mit 

dieser Formulierung der Anschluss an die Eigentumsgewährleistung des Art. 153 
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WRV - auch dort heißt es: „wird gewährleistet“ – vollzogen. Art. 138 Abs. 2 WRV 

rückte der Formulierung nach an die Grundrechte der WRV heran.  

 

In dieser Fassung ging dann Art. 138 Abs. 2 WRV aus der zweiten Lesung im Ver-

fassungsausschuss hervor. Die zweite und dritte Lesung im Plenum der Nationalver-

sammlung führte zu keinen Veränderungen, es lassen sich allerdings noch Ausfüh-

rungen zum Bedeutungsgehalt der Norm finden. So trug der Abgeordnete Mausbach 

(Zentrum) als Berichterstatter des Ausschusses im Plenum folgendes vor: 

 

„Art. 133 (= Art. 138 WRV – Anm. des Verfassers) behandelt speziell die 
vermögensrechtliche Stellung der Religionsgesellschaften in Deutsch-
land...... betrachtete es als eine Folgerung des Trennungsgedankens auch 
in seiner gemäßigten, relativen Form, dass die bisherige gesetzliche Ein-
richtung finanzieller Staatsleistungen an die Kirchen so nicht bestehen 
bleiben konnte; und da man.... zugleich eine schiedlich-friedliche Tren-
nung wollte, bestimmt der ihnen vorliegende Entwurf, daß die auf Gesetz, 
Vertrag und besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen abzu-
lösen sind durch angemessene Entschädigung. Noch klarer ergibt sich – 
ich möchte: sagen aus dem gesamten Geist der Verfassung – daß das 
wohlerworbene Eigentum der Religionsgesellschaften an ihren Kultus- Un-
terrichts- und Wohltätigkeitsanstalten und Vermögenswerten unangetastet 
bleibt.“ 

 

Im Anschluss daran trug der Abgeordnete Naumann (DDP) folgendes vor: 

 

„Über diese (materiellen Grundlagen – Anm. des Verfassers) erfahren wir 
hier in Übersicht, welches System die Kirchen künftig haben sollen. – Ers-
tens: die alten Besitztümer der Kirchen bleiben ihr Eigentum in dem vorhin 
von mir angedeuteten Sinne, daß auch ihr Eigentum allen Beschwernis-
sen und Beschränkungen unterliegt, die das private Eigentum an sich hat, 
aber auch alle Rechte genießt, die Eigentum im gegenwärtigen Staat 
hat.... 

 

Danach sollte das Kirchengut also den „allgemeinen Gesetzen“ unterworfen sein. 

Dies kristallisierte sich dann auch in den weiteren Beratungen heraus: Der Abgeord-

nete Leicht hatte gefordert, dass das Vermögen von Ländern, Gemeinden und ge-

meinnützigen Einrichtungen ihn ähnlicher Weise wie Art. 138 Abs. 2 WRV „absolut“ 

geschützt werden solle. Dabei wird aus den Äußerungen des Abgeordneten aber 

deutlich, dass kein absoluter, sondern nur ein qualifizierter, Schutz gegen entschädi-
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gungslose Enteignungen durch Reichsgesetz gemeint war.178

Der Stand der Debatte macht deutlich, dass einerseits klar war, dass die Kirche den 

„allgemeinen Gesetzen“ unterliegen sollte und andererseits aber unklar blieb, ob dies 

auch für allgemeine Enteignungsgesetze ohne Entschädigungspflicht (die Art. 135 

WRV kannte) gelten sollte. Die weitere Debatte im Plenum brachte keine Klärungen. 

Allein der Abgeordnete Kunert (USPD) griff Art. 138 Abs. 2 WRV noch einmal auf:

 Der Abgeordnete 

Hausmann verstand dies wohl falsch. Er entgegnete: 

 

„Einer der Herren Vorredner hat eben die Äußerung getan, dass durch Art. 
135 WRV (= Art. 138 WRV – Anm. des Verfassers) das Enteignungsrecht 
bei kirchlichem Besitz überhaupt ausgeschlossen sein soll. Da wird wohl 
ein tatsächlicher Irrtum unterlaufen sein. In Art. 135 hatten wir bestimmt: 
Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiö-
sen Vereine an ihren für Kultus- Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke 
bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden nicht 
berührt. Dann ist der Redaktionskommision durch den Herrn Kollegen Dr. 
Beyerle anstatt des Wortes „nicht berührt“ das Wort „gewährleistet“ hi-
neingekommen. Das wird nun soeben ausgelegt, als ob für dieses Eigen-
tum überhaupt die Enteignungsgesetze ausgeschaltet sein sollten. Das ist 
aber nicht die Meinung; denn wenn ein Acker bei einem Pfarrgut wegen 
der Eisenbahn benützt wird, so untersteht dieses Eigentum denselben 
Grundsätzen, dass es enteignet werden muß, aber nach dem Gesetz ent-
schädigt werden muss. Ich möchte also nur, um keinen Zweifel aufkom-
men zu lassen, bemerken, dass das Wort „gewährleistet“ nicht die auße-
rordentliche Bedeutung haben sollte, die ihm vorhin beigelegt worden ist.“  

 

Dies stimmte nun mit dem überein, was der Abgeordnete Leicht sagen wollte. Dieser 

erwiderte dementsprechend: 

 

„Ich bin vollständig mit der Auslegung einverstanden. Die Gewährleistung 
sollte darin bestehen, dass die Enteignung des Eigentums, das einer Kir-
chenstiftung gehört, beispielsweise eines Ackers, nur gegen Entschädi-
gung erfolgt.“  

 

179

„Ähnlich liegen die Dinge mit Art. 135. Da haben sie die Sicherstellung des 
Eigentums der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine für ihre Kul-
tus- Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke. Um was für ein Eigentum 
handelt es sich dabei? Es sind das ererbt, erschlichene Kirchenvermögen, 
Vermögen der toten Hand, mobiles und immobiles Kapital nach Millionen 
und Milliarden. Im Hinblick auf die furchtbare Finanzlage der deutschen 

 

 

                     
178 Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 328, S. 1758. 
179 Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, 1919, Bd. 328, S. 
1658.  
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Republik ist es angebracht, dass hier die höchsten Steuersätze eintreten, 
dass eventuell die Konfiskation verlangt und durchgesetzt wird. Das wäre 
gerechtfertigter als eine so laxe Bestimmung in die Verfassung aufzuneh-
men. Die verfassungsmäßige Handhabe dazu werden wir später haben 
wenn die Konstitution fertiggestellt ist. Ich erinnere an den Art. 150, wo 
gesagt wird: Eine Enteignung kann zum Wohl der Allgemeinheit und auf 
gesetzlicher Grundlage vorgenommen werden.....Eigentum verpflichtet. 
Sein Gebrauch soll zugleich Dienst sein für das gemeinsame Beste. Also: 
noblesse oblige! Es wäre aber unsinnig, darauf zu rechnen, daß ein Ent-
gegenkommen der Kirche auf diesem Gebiete stattfände.“ 

 

Diese kritischen Äußerungen fanden keinen Widerhall. Schließlich wurde Art. 138 

Abs. 2 WRV in der Fassung, wie er aus der zweiten Lesung im Verfassungsaus-

schuß hervorgegangen war, durch die Nationalversammlung verabschiedet. 

 

c) Nach alledem lassen sich Grundzüge der Entstehungsgeschichte des Art. 138 

Abs. 2 WRV wie folgt zusammenfassen: Dass eine Kirchengutsgarantie in die WRV 

aufgenommen werden sollte war klar. Dabei war auch klar, dass mit Art. 138 Abs. 2 

WRV Säkularisationen unterbunden werden sollten. Eine Enteignung sollte jedoch – 

so sie gegen Entschädigung geschah – möglich bleiben. Unklar blieb, ob Art. 138 

Abs. 2 WRV für das Kirchengut die Möglichkeit der entschädigungslosen Enteignung 

durch allgemeines Reichsgesetz ausschloss.  

 

Die sachlichen Änderungen, die gegenüber dem ursprünglichen Antrag im Verfas-

sungsausschuss – der Wortgleich mit Art. 15 2 Hs. PrVU war - getroffen wurden, be-

trafen eher Detail- und Randfragen. Dabei ergibt sich aus der Entstehungsgeschich-

te, dass das Vermögen der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine in mög-

lichst umfänglicher Weise geschützt werden sollte. Das Verhältnis zu einer Gewähr-

leistung der Fortdauer der Staatsleistungen ging von einem anfänglichen „Ineinan-

der“ zu einer letztlichen „Volltrennung“ über.  

 

2. In der Weimarer Zeit fand die Kirchengutsgarantie – unter dem Strich – keine we-

sentliche Beachtung,180

                     
180 So auch die Einschätzung von Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen, 1968, S. 
22. 

 in der Rechtsprechung gewann sie gar keine Bedeutung. 

Darin unterschied sich die Garantie des Art. 138 Abs. 2 WRV wesentlich von der 
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Gewährleistung der Staatsleistungen nach Art. 138 Abs. 1 WRV, mit der sich sowohl 

Rechtsprechung wie Literatur intensiv beschäftigten.181

a) Der Schutzzweck der Kirchengutsgarantie wurde von der überwiegenden Auffas-

sung darin gesehen, dass diese vor entschädigungslosen Wegnahmen des Kirchen-

gutes schützen solle, d.h. vor Säkularisationen und entschädigungslosen Enteignun-

gen nach Art. 153 Abs. 2 2. Hs. WRV.

  

 

182 Hingegen gewähre sie keinen Schutz von 

Enteignungen nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze und gegen die Besteuerung 

des Kirchenvermögens.183 Dem widersprach E. R. Huber 184 : Art. 138 Abs. 2 WRV 

wolle vor „Säkularisationen“ schützen, solche seien aber immer mit gleichzeitigen 

Verpflichtungen der Staatsgewalt – insoweit Entschädigungsleistungen – einher ge-

gangen.185 Auch knüpfe Art. 138 Abs. 2 WRV an Art. 15 2. Hs. PrVU an, dessen 

Schutzzweck es gewesen sei, vor Sondergesetzen zu schützen.186 Schließlich unter-

binde Art. 153 WRV selbst weitgehend Säkularisationen. Daraus folge, dass Art. 138 

Abs. 2 WRV allein vor Sondergesetzen zu Lasten des Kirchengutes schütze. „Zu 

Lasten“ meine dabei sowohl Enteignungen wie auch Beschränkungen des Kirchen-

gutes. Im übrigen sei das Kirchengut den allgemeinen Gesetzen unterworfen; insbe-

sondere komme auch eine entschädigungslose Enteignung des Kirchengutes nach 

Maßgabe der allgemeinen Gesetze in Betracht.187

Diese Ansichten zeigen, dass sich das Verständnis der Kirchengutsgarantie zuneh-

mend vom Begriff und geschichtlichen Vorgang der Säkularisation ablöste. Zwar soll-

te Art. 138 Abs. 2 – wohl nach allen Auffassungen – immer noch gegen Säkularisa-

tionen im klassischen Sinne schützen. Indes löst man sich vorsichtig vom überkom-

  

 

                     
181 Siehe die Nachweise bei Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 212 ff.; E. R. 
Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. VI, 1981, S. 890 ff. 
182 Art. 153 Abs. 2 2.Hs. WRV sah unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit entschädi-
gungsloser Enteignungen vor.  
183 Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 14. Aufl. 1933, S. 654; Ebers, Staat und Kirche 
im neuen Deutschland, 1930, S. 214 f.; Giese, Die Verfassung des Deutschen Reiches, 8. Aufl. 1931, 
S. 296. Zum Teil wurde Art. 138 Abs. 2 WRV wohl noch enger verstanden. Zum Teil wurde die Be-
stimmung nämlich nur als Ausnahme zu Art. 153 Abs. 2 2. Hs. WRV verstanden. Damit wäre ein 
Schutz vor Säkularisationen entfallen, was freilich nicht problematisiert wurde. So. z.B. Poetsch-
Heffter, Handkommentar der Reichsverfassung, 3. Aufl. 1928, S. 455; Holstein, VerwArch 35 (1930), 
S. 105 (115); Wolff, in FG Kahl, 1923, S. 3 (4). 
184 E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 
1 ff.  
185 Zu diesem Argument siehe oben S. 11 ff. 
186 Zu diesem Argument siehe oben S. 27 f. 
187 E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 
13 ff.  
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menen Säkularisationsbegriff und erweiterte insoweit – gegenüber den Kirchenguts-

bestimmungen der Vergangenheit – die Schutzwirkung des Art. 138 Abs. 2 WRV um 

einen Schutz vor „entschädigungsloser Wegnahme von Kirchengut“ bzw. vor „Son-

dergesetzen zu Lasten des Kirchenguts“. Diese Ablösung vom „alten“ Säkularisati-

onsbegriff war nicht weiter verwunderlich, lagen doch die letzten Säkularisationen ca. 

ein Jahrhundert zurück, damit lag eine Neubestimmung der Reichweite der Kirchen-

gutsgarantie in dem Sinne nahe, dass man versuchte, ihren verfassungsrechtlichen 

Gehalt aus einem systematischen Abgleich mit anderen verfassungsrechtlichen Be-

stimmungen der WRV zu gewinnen. Damit geriet Art. 138 Abs. 2 WRV freilich in den 

Sog der Diskussion über die Zulässigkeit von Sondergesetzen zu Lasten der Kirche: 

Die herrschende Meinung – vor allem vertreten durch Anschütz - bejahte ungeachtet 

der Bestimmung des Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV die Zulässigkeit solcher Sonderge-

setze für die Kirchen, die Körperschaften des öffentlichen Rechts waren (sog. Korre-

latentheorie).188 Legte man diesen Ansatz zugrunde, hätte es nicht gepasst, wenn 

Art. 138 Abs. 2 WRV für den dort geregelten Sachbereich solche Sondergesetze 

verboten hätte. Bezeichnend ist insoweit der andere Ansatz von E. R. Huber: Dieser 

ging davon aus, dass die Korrelatentheorie unzutreffend sei und die Kirchen nur den 

allgemeinen Gesetzen unterlägen,189

Eine Gemeinsamkeit wiesen freilich beide Auffassungen auf: Das Kirchengut unter-

lag uneingeschränkt den allgemeinen Gesetzen, soweit es nicht um eine entschädi-

gungslose Enteignungen ging. Dieser Standpunkt ist verfassungsgeschichtlich nach-

vollziehbar: Die ganz herrschende Meinung in Rechtsprechung und Literatur in der 

Weimarer Zeit ging davon aus, dass der parlamentarische Gesetzgeber aufgrund 

allgemeiner Gesetze uneingeschränkt in Grundrechte eingreifen durfte.

 demzufolge muß er dann auch für Art. 138 Abs. 

2 WRV  die Auffassung vertreten, dass diese Vorschrift den Eingriff in das Kirchengut 

mittels Sondergesetz verbiete. 

 

190

 

 Staatskir-

chenrechtliche Bestimmungen konnten von diesem Ausgangspunkt aus schwerlich 

anders verstanden werden.  

                     
188 Zu dieser Theorie siehe Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 14. Aufl. 1933, S. 636 ff. 
m.w.N. Grundlage für diese Theorie war, dass der besonderen Berechtigung durch die Vorschrift des 
Art. 137 Abs. 5 WRV auch eine besondere Aufsicht des Staates über die Kirchen als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts korrelieren müsse.  
189 E. R. Huber, AöR 21 (1932), S. 303 (306 f.).  
190 Siehe dazu z.B. E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundge-
setz, 1990, S. 11 f. 
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b) Im Einzelnen wurde Art. 138 Abs. 2 WRV wie folgt ausgelegt: Träger der Kirchen-

gutsgarantie waren die „Religionsgesellschaften“, womit nicht nur die christlichen Kir-

chen sondern alle Religionsgesellschaften gemeint waren.191 Problematisiert wurde 

nur, ob es für eine Berechtigung der Religionsgesellschaften auf das formelle Eigen-

tum am Kirchengut, oder – wie in der PrVU - auf eine Zweckbeziehung zum Kirchen-

gut („für ihren Zwecke bestimmten“) ankommen sollte.192 Die Begriffe „Eigentum“ und 

„andere Rechte“ wurden weit verstanden,193 streitig war allerdings, ob auch öffent-

lich-rechtliche Ansprüche und insbesondere Staatsleistungen von Art. 138 Abs. 2 

WRV geschützt werden sollten.194 Auch die Formulierung „an ihren für Kultus- Unter-

richts- und Wohltätigkeitszwecken bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen 

Vermögen“ wurde, jedenfalls von der überwiegenden Auffassung, weit verstanden.195

                     
191 Siehe schon die Äußerung des Abgeordneten Heinze (DVP) in der Ersten Lesung im Plenum der 
Nationalversammlung (Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, 
Bd. 326, S. 398): „Wir fordern die Sicherheit des Eigentums der Kirche und der übrigen Religionsge-
sellschaften.“ Auch allgemein war in der Nationalversammlung klar, dass mit „Religionsgesellschaften“ 
nicht nur die Großkirchen gemeint waren, siehe z.B. Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts, 
1922, S. 35 ff., 48 ff., 56 ff. Zu den Religionsgesellschaften wurden beispielweise auch Baptisten, 
Mennoniten und Herrenfurther gezählt (Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Natio-
nalversammlung, Bd. 336, S. 198). Auch in der Literatur wird als klar vorausgesetzt, dass Religions-
gesellschaften eben nicht nur die Religionsgesellschaften waren, die Köperschaften des öffentlichen 
Rechts waren, z.B. Ebers, Staat und Kirche, 1930, S. 167 ff.; E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen 
Vermögensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 33 f. 
192 Wie in der PrVU – Siehe dazu E. R. Huber, ebd., S. 31 m.w.N. Grundsätzlich wurde aber betont, 
dass Art. 138 Abs. 2 WRV keine Entscheidung darüber treffe, wer Eigentümer des Kirchenguts sei, 
Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 14. Aufl. 1933, S. 653 f.; Giese, Die Verfassung des 
Deutschen Reichs, 8. Aufl. 1931, S. 296. So wohl auch E. R. Huber, ebd., obwohl er sich auf S. 33 ff. 
mit der Frage nach dem Eigentümer des Kirchenguts auseinander setzt. 
193 E. R. Huber, ebd., S. 31 ff.; Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 213 f. 
194 E. R. Huber, ebd., S. 8 f., 33 f., 56 ff.; Breitfeld, Die vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwi-
schen Kirche und Staat in Preussen, 1929, S. 35 f.  
195 Siehe die Nachweise zum Streitstand bei E. R. Huber, ebd., S. 40 ff. Mehr dazu unten S. 102 ff., 
107 ff. 

  

 

3. Die Weimarer Verfassung wurde spätestens mit dem Inkrafttreten des Ermächti-

gungsgesetzes vom 23. März 1933 außer Kraft gesetzt. Eine verfassungsrechtlich 

verankerte Kirchengutsgarantie gab es zwischen 1933 und dem Zeitpunkt des In-

krafttreten des Grundgesetzes – dem 23. Mai 1949 – nicht mehr.  
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V. 

Art. 140 des Grundgesetzes i.V.m. Art. 138 Abs. 2 der Weimarer Reichsverfassung 

 

Ohne dass im Einzelnen über die Vorschrift debattiert worden wäre, erhob das 

Grundgesetz mit der Verweisungsvorschrift des Art. 140 GG die Weimarer Gewähr-

leistung des Art. 138 Abs. 2 WRV in den Rang von derzeit gültigem Verfassungs-

recht. Die geschichtlichen Hintergründe der Entstehung des Art. 140 GG sind be-

kannt: Der Herrenchiemseeentwurf zum Grundgesetz enthielt sich jeder Erörterung 

staatskirchenrechtlicher Fragen, sei es aus kompetentiellen, sei es aus grundsätzli-

chen Erwägungen. Im parlamentarischen Rat kam es dann zu grundsätzlichen Kont-

roversen, die zwischen den Polen der „strikten Trennung“ bzw. der „freundlichen Nä-

he“ von Staat und Kirche hin und her wogten. Wegen dieser Konflikte drohten die 

Verhandlungen des parlamentarischen Rats in eine Sackgasse zu geraten. Als 

„Ausweg“ aus diesem Konflikt und als „Kompromiss“ übernahm man mit Art. 140 GG 

schlicht die dort genannten Regelungen der Weimarer Reichsverfassung.196 Art. 140 

GG stellt damit in politischer Hinsicht – ungeachtet der klaren juristischen Bedeutung 

der Verweisung – eher eine „Verlegenheitslösung“, einen „Formelkompromiss“ 

dar.197

                     
196 Siehe dazu z.B. Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 22 ff.; Jeand`Heur/Korioth, 
Grundzüge des Staatskirchenrechts, Stuttgart 2000, Rdnr. 41 ff. 
197 Vergl. z.B. Smend, ZevKR 1 (1951), S. 4 (11).  
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Beschäftigt man sich mit dem jüngeren Schrifttum zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV fällt auf, dass zum Teil die Kirchengutsgarantie und das Recht der „res 

sacrae“ unentwirrbar miteinander verknüpft werden.

Zweites Kapitel 
Geschichtliche Grundlagen des Rechts der „res sacrae“ 

 

198

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts gewährleisteten die Kirchengutsgarantien des 

RDHS und der frühkonstitutionellen Verfassungen lediglich einen Schutz des Kir-

chengutes gegen Säkularisationen. Gleichzeitig und von den Kirchengutsgarantien 

getrennt gab es das Recht der „res sacrae“, durch dass diese einen besonderen 

Schutz genossen.

 Dies ist insoweit verständlich, 

als Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und das Recht der „res sacrae“ weitge-

hend die nämlichen Güter der Kirche schützen. Gerade die in ihrer historischen Ent-

wicklung zunächst beschränkte Wirkkraft der Kirchengutsgarantien  wirft die Frage 

auf, ob und inwieweit der Schutz der kirchlichen Güter durch das Recht der „res sac-

rae“ ein anderer war. 

 

I. 

Das Recht der „res sacrae“ zu Beginn des 19. Jahrhunderts 

 

199 Dieses fand seinen Standort im gemeinen Recht und im staatli-

chen Partikularrecht. Geschützt waren alle „konsekrierten“ bzw. „benedizierten“ kirch-

lichen Sachen. Der Schutz, den das Recht der „res sacrae“ bot, bestand allerdings 

zunächst nur darin, dass die „res sacrae“ dem privatrechtlichen Rechtsverkehr soweit 

entzogen waren, als der kirchliche Verwendungszweck reichte.200 Hinzu trat – jeden-

falls partiell – ein strafrechtlicher Schutz, der im jeweiligen Landesrecht wurzelte.201

                     
198 Besonders deutlich z.B. bei Muus, ZevKR 11 (1964/65), S. 123 ff.; Opitz, Der Schutz von Kirchen-
gut und Kirchenvermögen, 1968, S. 75 ff. Anders aber Rechtsprechung und Literatur in jüngster Zeit, 
z.B. BVerwGE 87, 115 (130 ff. m.w.N.); Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und Wel-
tanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 50 ff.  
199 Die Trennung von Kirchengutsgarantie und Recht der „res sacrae“ wird z.B. deutlich bei Klüber, 
Öffentliches Recht des teutschen Bundes und der Bundesstaaten, 3. Aufl. 1831, S. 725, 737 ff.; Eich-
horn, Grundsätze des Kirchenrechts, Bd. II, 1833, S. 536 ff.,  768 ff., 778 ff., 791 ff. Für das bayerische 
Landesrecht wird dies deutlich in der Trennung des Religionsedikts (§§ 29 – 31, 46 f.) und des codex 
maximilianeum bavaricus civilis (Dort p II c 1/2). Das PrALR kannte keine Regelung der Kirchenguts-
garantie, wohl aber eine solche der „res sacrae“, siehe Theil II, Titel 11 § 18, §§ 160 ff.  
200 Siehe dazu Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaf-
ten, 1995, S. 9 ff.; Keihl, Das staatliche Recht der res sacrae, 1977, S. 38 ff.  
201 Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts, Bd. IV, 1888, S. 177; Richter, Lehrbuch katholi-
schen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 1301. Dies gilt jedenfalls dann, wenn man 
von einem kirchlichen Strafrecht absieht.  
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Ob das Recht der „res sacrae“ aber auch vor Beeinträchtigungen durch Landesherr, 

Gesetzgeber und Verwaltung schützte, ist mehr als fraglich. Gegen Säkularisationen 

half die Eigenschaft als „res sacra“ jedenfalls nicht,202 dass nämliche gilt hinsichtlich 

staatlicher Eingriffe in die Vermögensverwaltung, da diese durch die staatliche Kir-

chenaufsicht überlagert wurde.203 Diese Überlagerung ging so weit, dass auch die 

Art und Weise, in der mit den „res sacrae“ umgegangen wurde, erfasst wurde.204 

Weiter schützte das Recht der „res sacrae“ nicht vor der Verhängung von Simulta-

neen, die ein Teil des landesherrlichen „jus reformandi“ war.205 Angesichts des Um-

standes, dass gerade dieser „Eingriff“ in die Zweckbestimmung einer „res sacra“ an 

Intensität kaum noch zu überbieten ist, wird deutlich, dass es mit einem Schutz der 

„res sacrae“ gegenüber der öffentlichen Gewalt nicht weit her sein konnte.206 

Schließlich gibt es keine Hinweise für einen besonderen Schutz der „res sacrae“ ge-

genüber der Verwaltung – so etwa im Enteignungsrecht.207 Hier galt der Grundsatz: 

Die Kirchen sind wie jede andere Person an die allgemeinen Gesetze gebunden.208

Auch gegen Ende des 19. Jahrhunderts gewährten die landesrechtlichen Kirchen-

gutsgarantien und die PrVU „nur“ einen Schutz gegen Säkularisationen. Andere An-

sätze – wie sie etwa im Zuge des Kirchenkampfes für die PrVU entwickelt worden 

waren (Schutz vor Sondergesetzen) - , erlangten keine entscheidende Bedeutung. 

Hingegen hatten sich im Recht der „res sacrae“ Veränderungen ergeben: Dieses 

 

 

II. 

Das Recht der „res sacrae“ am Ende des 19. Jahrhunderts 

 

                     
202 Dies wird als selbstverständlich vorausgesetzt und ergibt sich mittelbar daraus, dass die Säkulari-
sationen gerade wegen der „Entwidmung“ von Kirchengut angegriffen wurden – z.B. Meurer, Der Be-
griff und Eigentümer der heiligen Sachen, 1885, S. 314 mit FN 5. 
203 Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 95 ff. Siehe oben S. 20, 27 f. 
204 Siehe z.B. Klüber, Öffentliches Recht des teutschen Bundes und der Bundesstaaten, 3. Aufl. 1831, 
S. 725.  
205 Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts, Bd. IV, 1888, S. 358 ff.; de Wall, Art. Simulta-
neum, in: EvStL, Neuausgabe 2006, Sp. 2155 f. Bei „Simulataneen“ handelt es sich um kirchliche 
Sachen, die von verschiedenen Religionsgesellschaften bzw. Kirchen genutzt werden.  
206 Dagegen kann nicht eingewendet werden, dass bei Simultaneum die kirchliche Sache dem kirchli-
chen Gebrauch erhalten bleibe. Denn es ist Sache der konkreten Religionsgesellschaft jede Sache als 
„res sacrae“ für ihre konkreten Zwecke zu schützen. So richtig BayOBlG BayVBl 81, S. 438 (440 f.). 
Anderer Ansicht Forsthoff, AöR 31 (1940), S. 209 (245 ff.).   
207 Zum Schutz des Kirchenguts vor Enteignung siehe oben S. 15, 20, 27, 40 ff.; Rohland, Zur Theorie 
und Praxis des deutschen Enteignungsrechts, 1875, S. 18.  
208 Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts, Bd. IV, 1888, S. 378. Freilich musste insoweit 
eine gesetzliche Grundlage vorliegen.  
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wurde allmählich in den Bereich des Rechts der öffentlichen Sachen hineingezo-

gen,209 die „öffentlich-rechtliche Widmung“ als „res sacra“ – die sich ausschließlich 

auf die Bestimmung einer Sache zum öffentlichen Gottesdienst gründete – stellte 

sich als Ausfluss des öffentlich-rechtlichen Körperschaftsstatus der Kirchen dar. Ih-

ren Rechtsstatus bezogen die „res sacrae“ ausschließlich aus dem staatlichen 

Recht.210 Der „Abstand“ zur Kirchengutsgarantie blieb gleichwohl erhalten – beide 

Institute wurden an je verschiedenen Stellen abgehandelt.211 Trotz dieses Wandels 

des „Rechtsgrundes“ blieb der Schutz durch das Recht der „res sacrae“ für die ge-

widmeten Sachen ein spezifischer: Im Privatrecht überlagerte die öffentlich-rechtliche 

Widmung das Privateigentum und schloss Verfügungen und Gebrauch, die dieser 

Widmung entgegenstanden, aus.212 Auch im Strafrecht wurde – nach wie vor – vom 

Staat ein Schutz der „res sacrae“ gewährleistet.213

Ein Schutz der „res sacrae“ gegenüber der öffentlichen Gewalt bestand aber auch zu 

diesem Zeitpunkt nicht: gegen Säkularisationen schützten allein die Kirchengutsga-

rantieen, die staatliche Aufsicht über die Vermögensverwaltung der Kirche blieb nach 

wie vor erhalten.

 

 

214 Auch die Verhängung von Simultaneen blieb – auf gesetzlicher 

Basis – nach wie vor möglich.215 Ob und inwieweit das Recht der „res sacrae“ zum 

damaligen Zeitpunkt auch Schutz gegenüber Enteignungen bot, wurde regelmäßig 

nicht thematisiert und ist schwierig zu beantworten. Teils ging man ohne weiteres 

von einer Enteignungsmöglichkeit der „res sacrae“ aus,216 teils wurden die „res sac-

rae“ zu den öffentlichen Sachen gezählt und es stellte sich die – streitige – Folgefra-

ge, ob auch öffentliche Sachen enteignet werden könnten.217

 

  

                     
209 Die Herausbildung der Unterscheidung zwischen öffentlichem und privaten Recht tat insoweit auch 
hier ihre Wirkung. 
210 Die Darstellung folgt hier Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und Weltanschauungs-
gemeinschaften, 1995, S. 13 ff.; Keihl, Das staatliche Recht der res sacrae, 1977, S. 40 ff.  
211 Z.B. Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 1281 ff., 
1301 ff.; Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 6. Aufl. 1909, S. 
562, 586 ff.  
212 Siehe z.B. Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts, Bd. IV, 1888, S. 167 ff.; Keihl, Das 
staatliche Recht der res sacrae, 1977, S. 40 f. 
213 Siehe z.B. Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik, 1894, S. 393 f.  
214 Dies ungeachtet des Umstandes, dass Staat und Kirche allmählich auseinandertraten. Vergl. zu 
alledem Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 95 ff.  
215 Siehe z.B. §§ 1 ff des Gesetzes betreffend die Rechte der altkatholischen Kirchengemeinden an 
dem kirchlichen Vermögen vom 4. Juli 1975, abgedruckt bei Hinschius, Die Preußischen Kirchenge-
setze der Jahre 1874 und 1875, 1875, S. 177 ff.  
216 Siehe oben FN 207. 
217 Siehe dazu Lommatzsch, Gibt es eine Enteignung von Staatsgut, insbesondere eine Enteignung 
einer öffentlichen Sache? 1913, S. 8 f.  
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III. 

Das Recht des „res sacrae“ unter der Weimarer Reichsverfassung 

 

Unter der Weimarer Reichsverfassung wurde die Bedeutung des Schutzes der Kir-

chengutsgarantieen vor Säkularisationen im Rahmen des Art. 138 Abs. 2 WRV um 

einen Schutz vor entschädigungslosen Enteignungen (so die herrschende Auffas-

sung) bzw. um einen Schutz vor Sondergesetzen, die gegen das kirchliche Eigentum 

gerichtet waren (So E. R. Huber) erweitert. Wie auch immer: Art. 138 Abs. 2 WRV 

und das Recht der „res sacrae“ blieben getrennt,218 das Recht der „res sacrae“ ver-

blieb dogmatisch auf der Basis, wie sie durch die Situation Ende des 19. Jahrhun-

derts gekennzeichnet war – die „res sacrae“ fanden ihren Standort im Recht der öf-

fentlichen Sachen.219

In der Sache ergaben sich freilich Wandlungen, soweit es um einen Schutz der „res 

sacrae“ vor der öffentlichen Gewalt ging: Nach und nach wurde im Hinblick auf Art. 

137 Abs. 3 Satz 1 WRV strittig, ob und inwieweit die Aufsichtsrechte über die kirchli-

che Vermögensverwaltung und „res sacrae“ fortbestünden;

 

 

220 auch Simultaneen 

wurden nicht mehr verfügt.221 Schließlich wurde jetzt die Auffassung vertreten, dass 

die Eigenschaft als „res sacra“ einer Enteignung entgegenstehe. Eine Enteignung 

beeinträchtige die Widmung als öffentliche Sache, daher könne nur enteignet wer-

den, wenn die „res sacra“ vorher entwidmet worden sei. Die Entwidmung sei aber 

eine Sache des Selbstbestimmungsrechtes nach Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV,222 in 

das der Staat nicht unbegrenzt eingreifen könne. Es müsse eine „Substanz“ des 

Selbstbestimmungsrechtes verbleiben, und zu dieser gehöre die Widmung der kirch-

lichen Sachen als „res sacrae“. Letzteres war nun freilich fraglich. Der Staat sah 

denn auch kein Hindernis eine im konkreten Fall erfolgte Widmung per Verordnung 

aufzuheben bzw. eine solche Aufhebungsmöglichkeit per Verordnung zu schaffen.223

                     
218 Holstein, VerwArch 35 (1930), S. 105 ff., 115.  
219 Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 
17; Keihl, Das staatliche Recht der res sacrae, 1977, S. 41.  
220 Siehe z.B. Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 364 ff., 372 ff. Mit der Frage 
nach den „res sacrae“ hatte dies freilich nichts zu tun.  
221 Weitere Nachweise zum Problem in theoretischer Hinsicht bei Mainusch, Die öffentlichen Sachen 
der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 264 mit FN 153.  
222 Holstein, VerwArch 35 (1930), S. 105 (109 ff.). Dies Auffassung bezieht ihre eigentliche Schlagkraft 
daraus, dass mittlerweile anerkannt war, dass vor einer Entziehung einer öffentlichen Sache diese 
entwidmet werden musste, siehe Holstein, ebd., S. 110 mit FN 11.  
223 Forsthoff, AöR 31 (1940), S. 209 (229). Diese Auffassung wurde freilich vertreten, nachdem die 
WRV außer Kraft gesetzt worden war.  
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IV. 

Das Recht der „res sacrae“ nach außer Kraft treten der WRV 

 

Schließlich wurde das Recht der „res sacrae“ allgemein herangezogen, um kirchli-

ches Gut zu schützen, nachdem die WRV außer Kraft getreten war.224 Allerdings gal-

ten insoweit noch verschiedene Konkordatsbestimmungen, die den Schutz des Art. 

138 Abs. 2 WRV wiederholten bzw. zum damaligen Zeitpunkt aufrecht erhielten.225

                     
224 Forsthoff, ebd. Zur Würdigung des Ansatzes von Forsthoff siehe Mainusch, Die öffentlichen Sa-
chen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 17 m.w.N. in FN 3.  
225 Siehe die Nachweise bei Forsthoff, ebd., S. 212. Mithin klafften auch hier das Recht der res sacrae 
und die Kirchengutsbestimmungen auseinander.  

  

 

V. Zusammenfassung 

 

Mit Blick auf diese historische Entwicklung, wird deutlich, dass die Kirchengutsgaran-

tieen und das Recht der „res sacrae“ immer als verschiedene Institute angesehen 

wurden. Auch war der Schutz des Gutes der Kirchen durch die Kirchengutsgarantien 

immer ein verfassungsrechtlicher, während die Schutzwirkungen des Rechts der „res 

sacrae“ - jedenfalls ab dem Ende des 19. Jahrhunderts – verwaltungsrechtlicher Na-

tur waren. Damit war – jedenfalls prinzipiell – eine verschiedene Schutzrichtung vor-

gegeben: Die Kirchengutsgarantie schützte auch und gerade vor dem Gesetzgeber, 

das Recht der „res sacrae“ allenfalls (wenn überhaupt) vor Zugriffen der Verwaltung. 

Der Gesetzgeber konnte es vollständig umgestalten.  
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Aus heutiger Sicht befremdet die Frage nach dem Eigentümer des Kirchengutes. 

Welche Personen rechtsfähig sind, ergibt sich aus den Vorschriften des bürgerlichen 

Rechts, wer Eigentümer des Kirchengutes ist, richtet sich nach den §§ 903 ff. BGB. 

Die Frage nach dem Eigentümer des Kirchengutes ist durch Verweis auf das bürger-

liche Recht und seine Anwendung im Einzelfall zu beantworten, welches konkrete 

kirchliche „Institut“ Rechtsträger ist, ergibt sich ebenfalls aus dem bürgerlichen 

Recht.

Drittes Kapitel:  
Der Streit um den „Eigentümer des Kirchenguts“ 

 

226

Der Streit um den Eigentümer des Kirchengutes reicht weit in die Vergangenheit hi-

nein.

 Dies alles, was in der Gegenwart selbstverständlich ist, war aber im 19. 

Jahrhundert Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen.  

 

227 Nach den Säkularisationen des 19. Jahrhunderts erfuhr er eine nachhaltige 

Wiederbelebung. Anlass waren die sogenannten „publizistischen Theorien“, die mehr 

oder minder ein Eigentum des Staates am Kirchengut zu begründen suchten, um 

damit die Säkularisationen zumindest partiell zu rechtfertigen.228 Dagegen regte sich 

Widerstand,229

                     
226 Z.B. Meyer, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, S. 907 (921 ff.); Busch, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, S. 947 
(958 ff.); Friedrich, Einführung in das Kirchenrecht, 2. Aufl. 1978, S. 510 ff. Im Einzelnen können frei-
lich Probleme auftauchen – siehe einerseits OLG Hamburg NJW 83, S. 2572 ff., andererseits OLG 
Hamm ZevKR 27 (1982), S. 179, bestätigt durch BVerfG (1. Kammer des Zweiten Senats) NJW 83, S. 
2571 f.  
227 Siehe die Nachweise bei Hübler, Der Eigenthümer des Kirchenguts, 1868, S. 3 ff.; Poschinger, Das 
Eigentum am Kirchenvermögen, 1871, S. 262 ff.; Meurer, Der Begriff und Eigentümer der heiligen 
Sachen, 1885, S. 257 ff.  
228 Siehe zu diesen Theorien z.B. Hübler, ebd., S. 51  ff. m.w.N. Siehe auch oben S. 13 ff. und dort FN 
58.  
229 Zu diesem Zusammenhang siehe Hübler, ebd., S. 51, 76 mit FN 1. 

 wobei man sich in der Ablehnung der publizistischen Theorien bald 

einig war. Wenn aber nicht der Staat Eigentümer des Kirchengutes war, wer war es 

dann? Im wesentlichen wurden zwei verschiedene Ansatzpunkte vertreten: Zum ei-

nen wurden die Kirchengemeinden als rechtsfähig und als Eigentümer des Kirchen-

gutes angesehen – diesen Standpunkt konnte man der evangelischen Kirche und 

Rechtslehre zuordnen. Zum anderen wurden „die Kirchen“ als rechtsfähig und als 

Eigentümer des Kirchengutes betrachtet – dieser Standpunkt ließ sich der katholi-

schen Kirche und Rechtslehre zuordnen. Beiden Standpunkten war gemeinsam, 

dass sie Frage nach dem Eigentümer des Kirchengutes abstrakt-generell beantwor-

ten wollten und dabei letztlich offen ließen, ob für die Bestimmung das kirchliche oder 
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staatliche Recht maßgeblich sein sollte.230 Dass sich angesichts dieses Streitstandes 

in den Diskussionen um die Entstehung von Art. 15 2 Hs. PrVU niemand dazu bewe-

gen wollte, etwas zum Eigentümer des Kirchengutes zu sagen, weil jede diesbezüg-

liche Festlegung auf erbitterten Widerstand gestoßen wäre, versteht sich fast von 

selbst.231

In der Mitte des 19. Jahrhunderts drang dann eine andere Auffassung und bald herr-

schende Auffassung vor – die sogenannte Institutentheorie.

  

 

232 Nach dieser Theorie 

sollte das staatliche Recht die Frage nach der Rechtsfähigkeit des Rechtsgutsträgers 

beantworten, das kirchliche Recht hingegen die Frage nach dem „wahren“ Eigentü-

mer des Kirchengutes. Weiter wurde davon ausgegangen, dass es nicht nur einen 

Eigentümer des Kirchengutes gebe, sondern deren mehrere. Nach überwiegender 

Auffassung sollten diese „Mehrere“ verschiedene „Institute“ bzw. „Anstalten“ sein, die 

in oder neben der Gesamtkirche standen; teils wurden aber auch die Gesamtkirche 

oder die Kirchengemeinden als solche Institute bzw. Anstalten angesehen.233

Die „Wende“ brachte erst 1868 Bernhard Hübler mit seiner Arbeit „Der Eigenthümer 

des Kirchengutes. Eine civilistische Anwort auf eine canonistische Frage“. Der Titel 

war Programm: Sowohl die Frage nach der Rechtsfähigkeit als auch die nach dem 

Eigentümer des Kirchengutes sollte ausschließlich nach staatlichem Recht beantwor-

tet werden. Dies schloss ein, dass die Frage nach dem Eigentümer des Kirchengutes 

partikularrechtlich von Land zu Land verschieden beantwortet werden konnte und 

dass „das“ Kirchengut gewissermaßen auf mehrere Eigentümer verteilt werden konn-

  

 

                     
230 Zu alledem siehe Hübler, ebd., S. 76 ff.; Richter, Lehrbuch katholischen und evangelischen Kir-
chenrechts, 8. Aufl. 1886, S. 1267 ff.  
231 Siehe oben S. 13, 29.  
232 Begründer war Schulte, System des allgemeinen katholischen Kirchenrechts, Bd. II, 1856, S. 469 
ff. m.w.N. Die Theorie wurde bald zur herrschenden Meinung – siehe z.B. Richter, ebd., S. 1273 mit 
FN 10. 
233 Zu alledem Richter, ebd.; Hübler, Der Eigenthümer des Kirchenguts, 1868, S. 111 ff.; E. R. Huber, 
Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 33 ff.  
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te.234 Diese Auffassung war bald – nach anfänglichen Bedenken – unangefochten, 

Vorbehalte betrafen nur noch Einzelfragen.235

                     
234 Dabei kam die Auffassung von Hübler, die sich im Laufe der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
durchsetzte, nicht aus dem Nichts. Sie wurde überhaupt erst durch ein allmähliches auseinandertreten 
von Staat und Kirche im 19. Jahrhundert und durch die damit einhergehende Trennung von weltlichem 
und kirchlichem Recht ermöglicht. Siehe dazu z.B. Pirson, Universalität und Partikularität der Kirche, 
1965, S. 183 ff.; Robbers, Art. Kirchenrecht, EvStL, Neuausgabe 2006, Sp. 1196 f. 
235 So die zutreffende Einschätzung von Stutz, FG Hübler (1905), S. 1 (19 ff.) m.w.N. So im Ergebnis 
auch E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, 
S. 33 ff. 

 

 

Dies war die Basis, auf der man in die Beratungen zur WRV eintrat: Kennzeichnend 

ist, dass die Frage nach dem Eigentümer des Kirchengutes, die noch bei den Bera-

tungen zur PrVU ganz deutlich im Blick gehalten wurde, gar nicht mehr gestellt wur-

de. Vielmehr wurde mit der Formulierung „Eigentum und andere Rechte“ wie selbst-

verständlich davon ausgegangen, dass für die Zuordnung der Kirchengüter das bür-

gerliche Recht maßgeblich sei; die Frage der Rechtsfähigkeit der Religionsgesell-

schaften war in Art. 137 Abs. 4 und 5 WRV beantwortet worden. So sind die Unter-

schiede in der Formulierung der PrVU und der WRV hinsichtlich der „Zweckbezie-

hung“ zum Kirchengut (PrVU) bzw. hinsichtlich der bürgerlich-rechtlichen Zuordnung 

des Rechtsgutsträgers zum Kirchengut (WRV) verständlich: Die PrVU konnte und 

wollte den Streit bezüglich des Eigentümers des Kirchenguts nicht entscheiden, in 

der Weimarer Zeit war der Streit bereits entschieden. 
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Zweiter Hauptteil: 
Grund- und Detailprobleme von  

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 
 

Wie in der Einführung dargestellt, wirft Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eine 

Fülle von Problemen auf, sowohl Grund- wie auch Detailfragen der Gewährleistung 

sind umstritten. Zu den Grundproblemen der Gewährleistung gehört zum einen, die 

Frage, welchen Sinn und Zweck Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hat, zum 

anderen und damit zusammenhängend, welches die dogmatische Struktur der Ge-

währleistung ist. Dies legt folgendes Vorgehen nahe: Im ersten Kapitel wird Sinn und 

Zweck von Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 WRV beleuchtet. Das zweite Kapitel be-

schäftigt sich mit der dogmatischen Struktur der Kirchengutsgarantie. Im dritten Kapi-

tel werden dann die Detailprobleme des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV un-

tersucht. 
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Die Frage nach dem Sinn und Zweck einer Verfassungsnorm führt zur Problematik 

der Verfassungsauslegung. Ungeachtet ihrer Grundprobleme: Dass der Sinn und 

Zweck einer Verfassungsnorm bei deren Auslegung eine Rolle spielt, ist offenkun-

dig.

Erstes Kapitel:  

Sinn und Zweck von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. 

 

236

In einer der wenigen monografischen Arbeiten zu 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV wird von Wehdeking bestritten, dass die Norm überhaupt einen aktuellen Sinn 

und Zweck habe. Nach seiner Auffassung sei der Vorschrift wegen ihres historisch 

geprägten Wortlauts allein eine historische und historisierende Betrachtungsweise 

angemessen, der Gehalt von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV könne allein 

aus der Verfassungsgeschichte gewonnen werden.

 Abzuhandeln ist daher zunächst die Auffassung, die genau dies für Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV bestreitet (I.). Im Anschluß daran stellt sich die Fra-

ge, ob das Verständnis von Sinn und Zweck des Art. 138 Abs. 2 WRV in der Weima-

rer Zeit Grundlage für das Verständnis von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

sein kann (II.). Sodann ist der Frage nachzugehen, ob das Verständnis von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 in den 50er, 60er und 70er Jahren als Garantie des „Öf-

fentlichkeitsstatus“ der Kirchen, ihres „öffentlichen Wirkens“ oder als kulturstaatliche 

Garantie zutreffend ist (III.). Schließlich wird auf die in jüngerer Zeit vorherrschende 

Auffassung eingegangen, nach der die Funktion des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV darin liegt, das materielle Substrat kirchlicher Freiheit zu schützen (IV.). 

 

I. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

- Norm ohne aktuellen Sinn und Zweck? 

 

237 Diesem Ansatz kann jedoch 

nicht zugestimmt werden.238

                     
236 Zur Verfassungsauslegung allgemein siehe z.B. E.-W. Böckenförde, NJW 1976, S. 2089 ff; Starck, 
HdBStR VII, 1992, § 164. Zur Beachtung des Sinn und Zweckes der Verfassung bei der Auslegung 
von Verfassungsnormen BVerfGE 11, 126 (130); 24, 184 (195 f.); 74, S. 51 (57); Hesse, Grundzüge 
des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 57. 
237 Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 8 ff., 23 ff., 28 ff. 
238 Ablehnend auch Häberle, ZevKR 20 (1975), S. 430 (433 ff.). 

 Zwar sind das Staatskirchenrecht allgemein und gerade 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV stark verfassungsgeschichtlich be-
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einflusst.239

Das über Art. 140 GG inkorporierte Staatskirchenrecht und Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV ist ein vollgültiger Teil des Verfassungsrechts.

 Allein deswegen ist es aber nicht angängig Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV rein historisch zu interpretieren, ohne seine gegenwärtige Funktion zu 

berücksichtigen:  

 

240 Die Verfassung 

bezieht sich aber ganz allgemein auf Realität und Gegenwart und stellt kein histo-

risch fixiertes Normenkorsett dar, dass sich auf abgeschlossene Tatbestände der 

Vergangenheit beziehen würde;241 dies gilt auch für das Staatskirchenrecht als Teil 

des Staatsrechts.242 Eine rein „historische“ Auslegung ist auch und gerade im 

Staatskirchenrecht letztlich a-historisch, da sie übersieht, dass das Verfassungs- und 

Staatskirchenrecht nicht nur von der Vergangenheit, sondern vor allem von der Ge-

genwart bestimmt wird.243 Die allein historische Rechtfertigung bleibt im modernen 

Staat fragwürdig, da in ihm jedes historische Recht, dass sich nicht mehr zu legiti-

mieren vermag, verjährt.244

Dem kann nicht dadurch ausgewichen werden, dass eine historische und hi-

storisierende Betrachtungsweise damit gerechtfertigt wird, dass die durch Art. 140 

GG inkorporierten Bestimmungen der WRV als Auseinandersetzungsregeln – näm-

lich als Regeln über die Abwicklung der vor 1919 bestehenden Rechtsgemeinschaft 

von Staat und Kirche – begriffen werden.

 Dies gilt auch und gerade für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV: Schützte die Kirchengutsgarantie - wie historisch überkommen - nur vor 

Säkularisationen, wäre sie heute, nachdem die letzten Säkularisationen ca. 200 Jah-

re zurückliegen und dieses Institut unserer Gegenwart vollkommen fremd ist, obsolet. 

Dies ist unplausibel, nachdem die Bestimmung geltendes Verfassungsrecht ist.  

 

245 Abgesehen davon, dass der konkrete 

Verfassungstext – von Art. 140 GG i.V.m. Art 138 Abs. 1 WRV abgesehen – für ein 

solches Verständnis keinen Anhalt gibt, ist eine Aufteilung der Verfassung – wie Pir-

son sie vornimmt246

                     
239 Siehe dazu oben S. 9 f. und unten S. 169 ff. 
240 BVerfGE 19, 206 (218 ff.); 53, 366 (400).  
241 Dazu nur Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 16 ff. 
242 Zur Interpretation des Staatskirchenrechts als Teil des Verfassungsrechts Hollerbach, HdBStR VI, 
2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 92 ff.; v. Campenhausen, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 2, S. 47 (54).  
243 Mikat, HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, S. 107 (117 mit FN 18). 
244 Hesse, ZevKR 11 (1964/65), S. 337 (359); Meyer-Teschendorff, AöR 103 (1978), S. 289 (290 f.) 
mit weiteren Nachweisen.  
245 So allerdings Pirson, FS Maurer, 2001, S. 409 (413 ff.). 
246 Ebd., S. 409 (410 ff.).  

 – in verfassungsrechtliche Regelungen die Wertentscheidungen 
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beinhalten und solche die dies nicht tun (wie nach Pirson die inkorporierten Bestand-

teile der WRV) - nicht angängig. Das über Art. 140 GG inkorporierte Staatskirchen-

recht ist ein vollgültiger – und nicht ein werthaltig minderer - Teil des Verfas-

sungsrechts. Im übrigen ist es unplausibel, dass die Bestimmungen versteht man sie 

als Abwicklungsbestimmungen heute noch normative Kraft entfalten könnten. Das 

Verhältnis von Staat und Kirche vor 1919 liegt mittlerweile fast 100 Jahre zurück und 

es hat sich bereits grundlegend geändert. Für die Fixierung eines Abwicklungsrechts 

von etwas, was bereits längst abgewickelt worden ist, besteht kein Anlass. Endlich 

spricht auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gegen den Ansatz von Pirson: 

Auf diese Bestimmung übertragen würde der Ansatz bedeuten, dass nur das bereits 

vor 1919 bestehende Kirchengut geschützt ist. Dafür gibt der Normtext keinen An-

halt.  

 

II. 

Das Verständnis von Art. 138 Abs. 2 WRV in der Weimarer  

Zeit als Grundlage für ein Verständnis von  

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV? 

 

In der Weimarer Zeit wurde zunächst – wie historisch überkommen - davon ausge-

gangen, dass Art. 138 Abs. 2 WRV „Säkularisationen“ verhindern wolle. Dabei wurde 

der Säkularisationsbegriff aber erweitert bzw. wurden Art. 138 Abs. 2 WRV weitere 

Schutzgehalte hinzugefügt: Die Vorschrift schützte gegen entschädigungslose En-

teignungen (so Anschütz und die überwiegende Auffassung) bzw. gegen Sonderge-

setze zu Lasten des Kirchenguts (E. R. Huber).  

 

Hinsichtlich des Sinn und Zweckes von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV kann 

an keine der beiden Auffassung angeknüpft werden. Ein Verständnis von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als Vorschrift zum Schutz gegen entschädigungslose 

Enteignungen scheidet aus, da das Grundgesetz – anders als die WRV – solche von 

vornherein nicht kennt bzw. gestattet (Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG, Art. 15 GG).247

                     
247 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (142); Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (69).  

 Aber 

auch eine Ausdeutung als Verbot von Sondergesetzen zu Lasten des Kirchenguts 

scheitert: Grundlage der Auffassung Hubers war die Beobachtung der „historischen 
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Gefährdungslagen“ der „Säkularisation“ und des „Kulturkampfes“,248 in denen der 

Staat mittels Sondergesetzen gegen die Kirchen vorging. Diese „Gefährdungslage“ 

bestand auch unter der WRV insoweit weiter, als dem Staat nach der überwiegenden 

Auffassung und ungeachtet der Bestimmung des Art. 137 Abs. 3 WRV eine „beson-

dere Kirchenaufsicht“ bzw. „Hoheit“ zukommen sollte und er die Befugnis haben soll-

te, mittels Sondergesetzen in die Rechte der Kirchen als Körperschaften des öffentli-

chen Rechts einzugreifen (sog. Korrelatentheorie).249

Indes ist die Situation unter dem Grundgesetz eine gänzlich andere:

 Gegen diese Gefährdungen 

durch „Sondergesetze“ sollte Art. 138 Abs. 2 WRV – hinsichtlich des Kirchenguts – 

schützen.  

 
250 „Säkularisa-

tionen“ stehen nicht mehr zur Debatte, die Zeit der „besonderen“ Kirchenhoheit und 

der „besonderen“ Staatsaufsicht ist endgültig zu Ende gegangen.251 Nach der Verab-

schiedung der „Korrelatentheorie“252 steht den Kirchen als Körperschaften des öffent-

lichen Rechts der Schutz des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV uneinge-

schränkt zu und sie sind daher jedenfalls gegen Gesetze geschützt, die sich zielge-

richtet-spezifisch „gegen“ das Ordnen und Verwalten ihrer Angelegenheiten rich-

ten.253 Nicht dadurch ausgeschlossen werden Regelungen, die aufgrund der sachli-

chen Besonderheiten zwar spezifisch „für“ die Kirchen gelten, deren Intention es je-

doch ist, eben jenen Besonderheiten Rechnung zu tragen (z.B. Kirchenaustrittsge-

setze, Friedhofsregelungen usw.).254

                     
248 So jedenfalls E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfas-
sung, 1927, S. 22 ff.  
249 Siehe oben FN 188. 
250 So auch Filmer/Görisch, ZevKR 45 (2000), S. 453 (457 ff.). 
251 Smend, ZevKR 1 (1951), S. 4 (10 ff.); W. Weber, VVDStRL 11 (1954), S. 153 ff. (157 ff.).  
252 Aus der Rechtsprechung z.B. BVerfGE 42, 312 (330 ff.); 53, 366 (400 ff.). Aus der Literatur siehe 
dazu nur z.B. H. Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts im 
System des Grundgesetzes, 1966, S. 140 ff.; Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, 
S. 116 f. jeweils m.w.N. 
253 BVerfGE 46, 73 (95); Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (553); W. Weber, FS Huber, 
1973, S. 181 (191); M. Heckel, VVDStRL 26 <1968>, S. 5 (42 ff.).  
254 Hesse, ebd., S. 553; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 111; Classen, 
Religionsrecht, 2006, Rdnr. 276.; Scheuner, Symp. Füllkrug, 1979, S. 1 (21); Hollerbach, HdBStR VI, 
2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 118 ff. 

 Ein darüber hinausgehendes Verbot von Son-

dergesetzen – zu Gunsten oder zu Lasten – der Kirchen macht keinen Sinn, da es 

sich nur gegen sachgerechte Sondergesetze ohne „Benachteiligungsabsicht“ richten 

könnte. Warum sollte Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV solche Sondergesetze 
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verbieten sollen?255 Gegen gleichheitswidrige Sondergesetze zu Lasten der Kirchen 

schützen im übrigen auch Art. 3 Abs. 1, Art. 3 Abs. 3 und Art. 19 Abs. 1 Satz 1 GG. 

Jedenfalls liegt die Hauptproblematik des gegenwärtigen Staatskirchenrechts nicht 

darin, dass der Staat beabsichtigt, mit „Sondergesetzen“ zum Nachteil der Kirchen 

gegen diese Vorzugehen.256

1. In den 50er und 60er Jahren wurde Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu-

nächst im Sinne der Lehre vom „öffentlichen“ Status der Kirchen verstanden, eine 

 Bliebe man bei Hubers Interpretationsansatz stehen, 

würde dies bedeuten, dass die Norm auf nicht mehr vorhandene Gefährdungslagen 

reagierte und damit letztendlich überflüssig wäre.  

 

III. 

Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 in der Staatskirchenrechtslehre der 50er, 60er und  

70er Jahre – die Kirchengutsgarantie als Garantie des „Öffentlichkeitsstatus“, des 

 „öffentlichen Wirkens“ der Kirchen oder als kulturstaatliche Garantie 

 

Die Staatskirchenrechtslehre unter dem Grundgesetz blieb nicht auf dem Entwick-

lungsstand der Weimarer Zeit stehen. Es wurde durchgängig betont, dass Art. 138 

Abs. 2 WRV mit seiner Inkorporierung durch Art. 140 GG einen „neuen“ und ak-

tuellen Sinn und Zweck erhalten habe. Welches dieser aktuelle Sinn und Zweck sei, 

wurde freilich verschieden bestimmt: Maßgeblich für die Ausdeutung von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV in den 50er und 60er Jahren wurde zunächst die 

Lehre vom „Öffentlichkeitsstatus“ der Kirchen und des Kirchenguts (1.). In den 70er 

Jahren traten dann die Lehre vom öffentlichen Wirken der Kirchen (ihrem „Öffentlich-

keitsauftrag“) und der öffentlichen Wirksamkeit des Kirchenguts (2.) sowie ein kultur-

staatliches Verständnis des Staatskirchenrechts und der Kirchengutsgarantie hinzu 

(3.).  

 

                     
255 Darin wird ein Grundproblem jedes abstrakt gehaltenen „Allgemeinheitspostulats“ deutlich: Diente 
früher das Allgemeinheitspostulat der Gewähr einer materiellen Richtigkeit und Gerechtigkeit der ge-
troffenen Regelung, so wird diese Funktion heute durch Art. 3 Abs. 1 und 3 GG sowie durch die übri-
gen Grundrechte (und im Staatskirchenrecht durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV) 
übernommen. Dies führt letztlich dazu, dass das eigentliche „Telos“ der „Allgemeinheit des Gesetzes“ 
verloren geht. Siehe dazu Dreier, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004 
Rdnr. 1 ff. zu Art. 19 Abs. 1 GG; Hofmann, in: Die Allgemeinheit des Gesetzes, hrsg. von Christian 
Starck, 1987, S. 9 (41 ff.). 
256 Müller-Vollbehr, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 8, S. 289 (290 f.); Scheuner, ZevKR 7 (1959/60), S. 
225 (251); M. Heckel, VVDStRL 26 (1968), S. 5 (42 f.). 
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Lehre die freilich verschiedenen Ausdeutungen zugänglich war.257 Für die Lehre 

setzte der Aufsatz Smends von 1951 „Staat und Kirche nach dem Bonner Grundge-

setz“258 die Maßstäbe: Grundlegend war, dass dieser Ansatz an der Stellung der Kir-

chen als solche (also nicht an ihrem Handeln in einer Öffentlichkeit) anknüpfte. Nach 

Smend hätten die Kirchen einen „öffentlichen Status“, da sie Mitträger des öffentli-

chen Gesamtstatus und Teil einer das sittliche Gesamtleben mittragenden, Vertrauen 

verdienenden Wirklichkeit seien.259 Grundlage ist insoweit ein materieller Öffentlich-

keitsbegriff: „Öffentlich ist das, was in die den modernen Staat rechtfertigende Fülle 

seines Sinns, in das im verantwortlichen Zusammenhang mit der Welt stehende Le-

ben und damit zugleich in den Bereich irgendwelchen bestimmenden oder doch billi-

genden Anteils des Volks an diesem Sinngehalt gehört, damit auch von Rechts we-

gen einen bestimmten Geltungsanspruch hat.“260 Dies kann – ungeachtet der vielsa-

genden Vielschichtigkeit der Smendschen Begrifflichkeit261 - dahingehend konkreti-

siert werden, dass das Öffentliche im Sinne einer „guten öffentlichen Ordnung“ zu 

verstehen ist. Dies ist eine von allen, d.h. dem gesamten Gemeinwesen, anerkannte, 

verfassungsmäßig bejahte und geschützte Ordnung, die ihrerseits das „sittliche“ 

Gemeinwesen mitprägt. Diese Ordnung wird im Sinne einer Vertrauen verdienenden 

Wirklichkeit verstanden, die vom Staat anerkannt und im gewissen Sinne auch ge-

währleistet wird.262 Letztlich wurzelt dieser Öffentlichkeitsbegriff damit in der Wirk-

lichkeit: Das „Öffentliche“ ist das, was von dem gesamten deutschen Gemeinwesen, 

d.h. der Öffentlichkeit, in dieser Wirklichkeit zu dem gezählt wird, was verfassungs-

mäßig bejaht und als Teil der geschützten öffentlichen Ordnung angesehen wird, und 

was damit im Rückbezug das rechtliche Gesamtleben mitträgt.263

                     
257 W. Huber, Kirche und Öffentlichkeit, 1973, S. 11 ff.; Schlaich, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 44, S. 
131 (132).  
258 ZevKR 1 (1951), S. 4 ff.  
259 In diese Richtung wohl auch Mikat, in: Staat und Gesellschaft, hrsg. von Ernst-Wolfgang Böcken-
förde, 1976, S. 304 (314 f.).  
260 ZevKR 1 (1951), S. 4 (13). Unter Berufung auf Smend entwickelte auch J. Heckel seinen Öffent-
lichkeitsbegriff, J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (107 mit FN 16.). 
261 Vergl. Rinken, Das Öffentliche als verfassungstheoretisches Problem, 1971, S. 211. 
262 Smend, ZevKR 2 (1952/53), S. 374 (376 f.).  
263 Das ineinander verwobene des soziologischen und normativen bei Smend wird im Übrigen auch an 
der obigen Definition deutlich: „...damit auch von Rechts wegen einen Geltungsanspruch hat......“. 
Dieser – teils soziologische, teils normative – Öffentlichkeitsbegriff wird letztlich ganz verständlich erst 
vor dem Hintergrund des Smendschen Integrationslehre, denn Öffentlichkeit ist notwendige Voraus-
setzung und Folge von Integration So auch Bock, Das für alle geltende Gesetz und das kirchliche 
Selbstbestimmungsrecht, 1996, S. 76 ff. Zur Integrationslehre vergl. Smend, Verfassung und Verfas-
sungsrecht, 1928, S. 18 ff.; ders., EvStL, 1. Aufl. 1966, Sp. 803 ff. 
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a) Dieser Ansatz eines öffentlichen Status der Kirchen war die Grundlage des Ver-

ständnisses von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV bei J. Heckel und K. Hesse. 

Beide gingen davon aus, dass die Kirchen ein tragendes Glied der öffentlichen Ge-

samtordnung darstellten, was durch ihren „Öffentlichkeitsstatus“ anerkannt werde. In 

der Ausdeutung dieses Öffentlichkeitsstatus und von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV gingen J. Heckel und Hesse freilich auseinander: 

 

Wegweisend für die Interpretation von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wur-

de der Ansatz von J. Heckel.264 Kirchen und Kirchengut hätten eine „öffentliche Stel-

lung“ bzw. Bedeutung: Die Kirchen wirkten nicht nur in, sondern vor allem „namens“ 

der Öffentlichkeit, was durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV zum 

Ausdruck komme. Dies beinhalte, dass sie eine überragende geistlich-sittliche Macht 

im Volksleben darstellten und dass diese Macht erhaltungswürdig sei. Das schließe 

mittelbar die staatliche Anerkennung in sich, dass die salus publica nach dem Willen 

des in jenen Religionsgemeinschaften lebenden größten Teils des Volkes eine salus 

publica christiana sei und unter der öffentlichen Mitverantwortung der Kirchen stehe, 

weshalb ihnen von seiten des Staates ein positive Religionspflege gebühre. Gemein-

sam mit Smend ist J. Heckel also die Anknüpfung im Soziologischen, die Betonung 

einer (anerkannten) sittlichen Stellung der Kirchen und die aus dieser Stellung her-

rührende „Öffentlichkeit“ der Kirchen. J. Heckel geht jedoch insoweit weiter als 

Smend, als er das „Öffentliche“ in einen unmittelbaren Zusammenhang mit dem Ge-

meinwohl („salus publica“) stellt – das „Öffentliche“ ist dass, was das Gemeinwohl 

darstellt.265 Die Kirchen seien aus sich heraus Teil des Gemeinwohls, dieses Ge-

meinwohl sei ein kirchlich-christliches, eben eine salus publica christiana. Damit er-

hält der Gemeinwohlbezug (auch) einen transzendentalen Charakter.266

Das Kirchengut soll nach J. Heckel nun deswegen besonders geschützt sein, da es 

eine öffentlich-kirchliche Funktion habe, dies im Gegensatz zur Eigentumsgarantie, 

 

 

                     
264 FS Smend, 1952, S. 103 ff.  
265 Vergl. zu einem solchen Verständnis des Öffentlichen z.B. Rinken, Das Öffentliche als verfas-
sungstheoretisches Problem, 1971, S. 257 ff.; Martens, Öffentlich als Rechtsbegriff, 1969, S. 169 ff.; 
185 ff.  
266 Ein solches Verständnis des Gemeinwohls – wie es ähnlich auch bei R. Smend anzutreffen ist, der 
ausdrücklich auf F.J. Stahl verweist – wurzelt letztlich in den Grundgedanken F. J. Stahls. Der Staat 
ist ein christlicher, dass Gemeinwohl ist ein ebensolches, dass „Öffentliche“ dieses Gemeinwohls ist 
ein christlich-transzendentales. „Das Öffentliche ist nicht bloß das, was dem Nutzen aller, sondern 
was einer höheren Ordnung über allem Nutzen dient.“ - Stahl, Die Philosophie des Rechts, Bd. II/1, 5. 
Aufl. 1878, S. 302 
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die sich allein auf das „private“ Eigentum beziehe. Der Sinn von Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV liege darin, das Kirchengut in seiner öffentlichen Funktion für 

die Kirche gegenüber Versuchen des Staates, aus dem Öffentlichkeitscharakter je-

nes Vermögens einen Rechtstitel für einen Zugriff abzuleiten, zu schützen. Damit 

erkenne Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die öffentliche Autorität, Selbstbe-

stimmung und Unverletzlichkeit der Kirche nach der Seite ihres materiellen Substra-

tes an.  

 

Diese öffentliche Funktion des Kirchengutes folge daraus, dass die Kirchengutsga-

rantie spezifisch auf die Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts im Sinne 

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV zugeschnitten sei.267

An die Interpretation durch J. Heckel knüpfte Hesse

 Dies ergebe sich 

aus der Verfassungsgeschichte: Die Kirchengutsgarantie habe sich gegen Säkulari-

sationen gewendet, diese seien aber keine Enteignungen gewesen, vielmehr hätten 

sie sich gegen die Kirche als öffentliche Institution gerichtet und ihr Gut als öffentli-

ches Vermögen ergriffen, der Staat habe das säkularisierte Gut als öffentliches, d.h. 

als sein Gut in Anspruch genommen. Dies sei kein Akt der Expropriation, sondern ein 

Akt der politischen Redintegration gewesen. Weiter beruhe Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV auf dem Vorbild der Gewährleistung der BayVU von 1818, die sich 

aber nur auf jene Kirchen bezogen habe, die Körperschaften des öffentlichen Rechts 

gewesen seien. Dieser Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts sei Ausdruck 

der einzigartigen Stellung der Kirchen im öffentlichen Leben gewesen, ihnen sei 

nämlich vom Staat die Pflege der Religion für das Gemeinwesen anvertraut worden. 

Schließlich gehe die Trias „Kultus- Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke“ ebenfalls 

auf die BayVU zurück, mit dieser Trias sei die „Öffentlichkeit“ des Stiftungsvermö-

gens, d.h. seine Zugehörigkeit zum „National“-vermögen bezeugt worden.  

 
268

                     
267 Weshalb nur diese sich auf die Kirchengutsgarantie berufen könnten.  
268 ZevKR 5 (1956), S. 62 ff.  

 an und modifizierte sie. Den 

Kirchen komme ein originärer (und nicht etwa nur vom Staat verliehener) Gesamtsta-

tus zu. Dieser Gesamtstatus bedeute, dass die Kirchen ein tragendes und wirkendes 

Glied der Gesamtordnung seien, ihre „eminente öffentliche Bedeutung für den heuti-

gen Staat“ ergebe sich daraus, dass sie die religiösen und sittlichen Grundlagen des 

menschlichen Zusammenlebens bewahrten und festigten. Auch Hesse bringt also die 

„öffentliche Stellung“ der Kirchen in Zusammenhang mit dem „Gemeinwohl“, wäh-
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rend aber J. Heckel akzentuiert, dass die „salus publica“ unmittelbar eine „salus pub-

lica christiana“ sei, treten bei Hesse „salus publica“ und „salus publica christiana“ 

auseinander. Die Kirchen „bewahrten und festigten“ allerdings mittelbar die „salus 

publica“ durch ihr Wirken.269

Ein solches Verständnis ist verbreitet: Der Staat bedürfe zu seinem Erhalt eines so-

zialethischen Fundamentes, dass ihm auch durch die Kirchen vermittelt werde. Damit 

diene Kirche und kirchliche Tätigkeit dem Gemeinwohl, da sie die sittlichen und ethi-

schen Grundlagen des Lebens festige.

 

 

270 Dies wird von Hesse (auch) aus Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV abgeleitet – da sich die „negative“ Freiheit der Kirche 

vom Staat schon aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV ergebe, müsse Art. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV etwas anderes, nämlich eine „positive“ Frei-

heit meinen. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV enthalte daher die Aussage, 

dass die Freiheit der Kirche nicht nur negativ konstituiert sondern – um der Legitima-

tionswirkung der Kirche wegen – positiv bejaht werde.271 Überwiegend wird ein sol-

che Verständnis allerdings in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV verankert,272 

schließlich wird es auch aus dem staatskirchenrechtlichen Gesamtzusammenhang 

hergeleitet.273

Für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV bedeutet dieser Ansatz nach Hesse, 

dass dem Kirchengut ein „öffentlicher“ Status zukomme, da die Kirchengutsgarantie 

das materielle Substrat der „öffentlichen Stellung“ der Kirche sichere. Unter Bezug-

nahme auf die historische Argumentation J. Heckels fügt Hesse hinzu, dass die Kir-

chengutsgarantie aus dem Gesichtspunkt der Einheit der Verfassung zu interpretie-

ren sei. Dies habe zur Folge, dass bei ihrer Interpretation der „öffentliche“ Gesamt-

status der Kirchen in den Blick genommen werden müsse. Auch werde das „private“ 

Eigentum schon durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geschützt, daher könne sich Art. 140 

  

 

                     
269 Hesse, ebd., S. 71. Vergl. auch Hesse, ZevKR 6 (1957/58), S. 177 (181) – „Der Staat lebt von den 
geistlichen Früchten der Existenz der Kirche“ (einem Wort von Hermann Ehlers folgend).  
270 So z.B. auch Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 97 f.; Kirchhof, HdBStKiR I, 2. 
Aufl. 1994, § 22, S. 651 ff.; Meyer-Teschendorf, AöR 103 (1978), S. 318 ff.; Mikat, HdBStKiR I, 1. Aufl. 
1974, S. 107 (133 ff.).  
271 Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (71). 
272 Hesse, ebd., S. 72; Kirchhof, ebd.; Meyer-Teschendorf, ebd., S. 318 ff. 
273 Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 98. 
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GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nur auf ein „Eigentum“ in öffentlicher Funktion bezie-

hen.274

b) Eine Stellungnahme zu diesen Ansätzen hat sich zunächst mit dem schillernden

  

 
275 

Begriff des „Öffentlichkeitsstatus der Kirchen“ auseinanderzusetzen.276 Greift man 

insoweit auf Smend zurück, so ist festzuhalten, dass dessen Ausgangspunkt schon 

methodischen Zweifeln unterliegt:277 Zum einen werden hier aus (angeblichen) sozio-

logischen Fakten ( die Kirchen als „Mitträger des öffentlichen Gesamtstatus“) norma-

tive Folgerungen („damit auch von Rechts wegen einen bestimmten Geltungsans-

pruch hat“) gezogen, ohne dass dies verfassungsrechtlich hinreichend belegt wä-

re.278 Die Kirchen mögen soziologisch wichtig, ja zentral für das Gemeinwesen sein, 

dass ihnen deswegen durch die Verfassung gerade eine „öffentliche“ Stellung zuge-

wiesen würde, ist nicht zwingend. Zum anderen mag eine solche soziologische Be-

gründung der Stellung der Kirche in den 50er Jahren noch plausibel gewesen sein – 

ob sie so heute noch tragfähig ist, ist aber zweifelhaft279

                     
274 Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (69). 
275 Vergl. Smend, ZevKR 1 (1951), S. 4 (9); H. Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts im System des Grundgesetzes, 1966, S. 59 ff.; Schlaich, Neutralität als 
verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 164 ff. für das Staatskirchenrecht. Auch insgesamt ist der 
Öffentlichkeitsbegriff wenig klar, z.B. Rinken, Das Öffentliche als verfassungstheoretisches Problem, 
1971, S. 21 ff.  
276 Klar ist allerdings, dass das „Öffentliche“ nicht mit dem „Staatlichen“ in eins gesetzt wird und ge-
setzt werden darf. Ein solcher Öffentlichkeitsbegriff wäre mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 
unvereinbar – das Kirchengut würde als öffentliches Gut entgegen der Intention der Norm unverse-
hens zum Staatsgut. Im Übrigen ist gerade im Staatskirchenrecht anerkannt, dass ein „Öffentlichkeits-
status“ nicht bedeutet, dass dieser Status in das staatliche eingefügt ist. Dies zeigt sich insbesondere 
an der Interpretation von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV durch das Bundesverfassungsge-
richt. Obwohl die Kirchen „öffentliche Gewalt“ ausübten, sei diese doch keine staatliche Gewalt im 
Sinne von Art. 19 Abs. 4, 93 Abs. 1 Nr. 4 GG - BVerfGE 18, 385 (386 f.); 66, 1 (19 f.). Aus der Litera-
tur z.B. v.  
v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 130 m.w.N.). 
277 So auch Bohl, Der öffentlich-rechtliche Körperschaftsstatus der Religionsgemeinschaften, 2001, S. 
76 ff. 
278 Vergl. allgemein zu dieser Tendenz des Staatskirchenrechts der 50er Jahre Krüger, DÖV 1961, S. 
721 ff. (727); Quaritsch, Der Staat 1 (1962), S. 175 ff., 289 ff. (302).  
279 Schon 1965 sah sich daher K. Hesse gezwungen seine staatskirchenrechtlichen Folgerungen aus 
den 50er Jahren wegen einer Veränderung der soziologischen Prämissen ebenfalls zu ändern - Hes-
se, ZevKR 11 (1964/65), S. 337 ff. Siehe dazu jetzt H. Weber, FS Maurer, 2001, S. 469 (479 ff.). Bohl, 
Der öffentlich-rechtliche Körperschaftsstatus der Religionsgemeinschaften, 2001, S. 76 ff 

: Seit den 50er Jahren ist die 

Zahl der Kirchenmitglieder zunehmend gesunken (heute noch ca. 70% der Gesamt-

bevölkerung), das öffentliche Leben hat sich zunehmend säkularisiert und der Ge-

samteinfluss der Kirchen auf Staat und Gesellschaft ist zurückgegangen. Davon 

unabhängig kann aber auch der Sache nach der Ansatz Smends nicht überzeugen: 

Fasst man das „Öffentliche“ materiell wie er es tut („die den modernen Staat rechtfer-
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tigende Fülle seines Sinns“), ist einzuwenden, dass Grundlage für ein solches mate-

rielles Verständnis des „Öffentlichen“ im Verfassungsrecht nicht eine tatsächliche 

oder scheinbare soziologische Wirklichkeit ohne normative Verankerung sein kann, 

sondern dass nur das Grundgesetz selbst bestimmen kann, was es aus einer sozio-

logischen Wirklichkeit als so bedeutsam ansieht, dass es ihm eine „öffentliche“ Stel-

lung einräumt. Außerhalb dessen, was in der Verfassung verankert ist, kann es kei-

nen „Öffentlichkeitsbegriff“ mit normativen Wirkung geben.280

Ungeachtet dieser Probleme des Grundansatzes von Smend können auch dessen 

Weiterentwicklungen und Konkretisierungen hinsichtlich Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV bei J. Heckel und Hesse nicht überzeugen

 Legt man dies zugrun-

de, wird ein besonderer „öffentlicher“ Status der Kirchen aufgrund der staatskirchen-

rechtlichen Bestimmungen des Grundgesetzes nicht mehr nachvollziehbar: Das 

Grundgesetz normiert Rechte zugunsten der Kirchen aber auch zugunsten vieler an-

derer Grundrechtsträger, insoweit nehmen die Kirchen „nur“ teil am allgemeinen „Öf-

fentlichkeitsstatus“ der – vor allem – durch die Grundrechte sowie durch Art. 1 und 

20 GG begründet wird (vergl. Art. 79 Abs. 3 GG). 

 

281. Schon generell ist der 

Ansatz J. Heckels und seine Ausdeutung des öffentlichen Status der Kirchen im Sin-

ne einer „salus publica“ als „salus publica christiana“ abzulehnen: die Bundesrepublik 

ist nach dem Grundgesetz ein säkular-neutraler Staat, das Gemeinwohl ist nach der 

Verfassung kein christliches.282

                     
280 Vergl. Rinken, Das Öffentliche als verfassungstheoretisches Problem, 1971, S. 211 ff., 214 ff. Hä-
berle, Öffentliches Interesse als juristisches Problem, 1970, S. 708 ff. m.w.N. zu seinen Ansätzen.  
281 Auf den Ansatz von Robbers, nachdem das spezifisch Öffentliche das Transzendente sei (Rob-
bers, FS Heckel, 1999, S. 411 <415 ff.>), soll hier nicht ausführlich eingegangen werden. Nur soviel: 
Was das Transzendente gerade mit dem Öffentlichen zu tun haben soll, wird von Robbers nicht er-
klärt, sondern nur gesetzt. Alle Normen des Grundgesetzes, die sich auf das Religiöse beziehen, zie-
len damit auch auf das Transzendente. Gleichwohl wird eine spezifisch öffentlicher Status des Religi-
ösen nur in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV erwähnt. 
282 So auch Rinken, ebd., S. 257 ff.; Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 
190 f.; H. Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 1966, S. 
65 f.; Depenheuer, Hommage an Isensee, 2002, S. 3 (14 ff.). 

 Weiter leidet das Verständnis der Stellung der Kir-

chen durch J. Heckel daran, dass er sich zu dessen Begründung – letztlich – auf Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV beruft. Der ganz überwiegende Teil der 

durch Art. 140 GG inkorporierten Artikel der WRV – so auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV - wendet sich aber an die „Religionsgesellschaften“ allgemein und 

nicht an deren „Untergruppe“, die Kirchen als Körperschaften des öffentlichen 

Rechts. Aus den wenigen Artikeln, die allein diese betreffen (Art. 140 GG i.V.m. Art. 
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137 Abs. 5 und 6 WRV), kann kein genereller Status hergeleitet werden283

Schließlich können auch die Überlegungen J. Heckels zu einer „öffentlichen“ Stellung 

gerade des Kirchenguts nicht überzeugen: Befragt man den Wortlaut von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nach einen „Öffentlichkeitsbezug“, ergibt sich – im 

Gegensatz etwa zu Art. 21 GG – eine Fehlanzeige. Ausweislich ihres Wortlautes 

steht die Gewährleistung allen Religionsgemeinschaften und nicht nur denen, die 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind zu. Auch die Trias „Kultus- Unterricht- 

und Wohltätigkeit“ legt einen Öffentlichkeitsbezug nicht besonders nahe. Zwar mö-

gen Unterricht und Wohltätigkeit öffentliche Belange und öffentliche Aufgaben dar-

stellen, aber für den Kultus ist dies – jedenfalls nicht unmittelbar – nicht der Fall.

. Auch gibt 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV für einen solchen Status nichts her. 

Ein Zusammenhang zwischen dieser Norm und einer „salus publica christiana“ wäre 

nur herstellbar, wenn er irgendeinen Niederschlag in dieser Norm gefunden hätte, 

allein die Benennung der Kirchen als „Körperschaften des öffentlichen Rechts“ ver-

mag diesen Zusammenhang schwerlich herzustellen. Nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 5 Satz 2 WRV können nämlich alle Religionsgesellschaften diesen Titel 

erwerben, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr 

der Dauer bieten.  

 

284

Auch die Verfassungsgeschichte bietet keinen Anhalt dafür, dass ein Öffentlichkeits-

status des Kirchengutes in Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hineinzulesen ist. 

Die „Säkularisationen“, vor denen die Kirchengutsgarantieen schützen sollten, stell-

ten keineswegs einen Angriff auf den „öffentlichen Status“ des Kirchengutes dar, 

vielmehr handelte es sich bei diesen um eine spezifische Form der Güterbeschaf-

fung, die gegen die Kirchen gerichtet war.

  

 

285 Auch standen die Kirchengutsgarantie-

en keineswegs immer nur den Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts 

zu: Sowohl in der Bayrischen Verfassung von 1818 als auch in der PrVU waren 

durch die Kirchengutsgarantieen alle Religionsgesellschaften begünstigt. Besonders 

deutlich ist das bei Art. 15 PrVU, auf den Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

unmittelbar zurückgeht.286

                     
283 Siehe dazu unten S. 67, 193 f.  
284 Vergl. oben S. 23 f. 
285 Siehe oben S. 13 ff., 20, 27. 
286 Siehe oben S. 26.  

 Auch bei der Formel „Kultus- Unterricht- und Wohltätigkeit“ 
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ging es verfassungsgeschichtlich nicht darum, die „Öffentlichkeit“ des Kirchengutes 

darzustellen, vielmehr sollte betont werden, dass das Gut der Kirchen auch auf den 

Gebieten des Unterrichts- und der Wohltätigkeit geschützt war.287

Systematisch lassen sich ebenfalls keine Anhaltspunkte für eine Öffentlichkeitsfunk-

tion des Kirchengutes gewinnen. Insbesondere kann der Umstand, dass die Gewähr-

leistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV keinen ausdrücklichen Schran-

ken unterliegt, nicht als Ausdruck davon verstanden werde, dass das Kirchengut als 

solches eine öffentliche Stellung habe oder gar schon aus sich heraus unmittelbar 

dem Gemeinwohl dienlich sei. Denn die Schrankenlosigkeit der Gewährleistung ist 

allein Ausdruck davon, dass die Verfassung um der Freiheit und Gleichheit der Kir-

chen willen das Kirchengut als besonders schützenswert ansieht.

  

 

288

Auch das Verständnis von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als Gewährleis-

tung der „öffentlichen“ Stellung des Kirchenguts durch Hesse kann nicht überzeugen. 

Schon dessen Grundansatz – der „öffentliche“ Status der Kirchen als Ausdruck derer 

mittelbarer Gemeinwohlnützigkeit - unterliegt durchgreifenden Bedenken: Zwar mag 

die Überlegung, dass die Kirchen durch ihr Wirken die „sittlichen und ethischen 

Grundlagen des menschlichen Lebens“ festigen plausibel sein und einen politologi-

schen, soziologischen, rechtsphilosophischen oder staatstheoretischen Standort

  

 

289 

haben – einen staatkirchenrechtlichen Standort hat sie nicht.290 Anders als in man-

chen Landesverfassungen291

                     
287 Siehe oben S. 23 f.  
288 Siehe unten S. 121 f. 
289 Aus soziologischer und staatstheoretischer Sichtweise ablehnend Depenheuer, Hommage an 
Isensee, 2002, S. 3 (14 ff.). 
290 So im Ergebnis auch W. Huber, Kirche und Öffentlichkeit, 1973, S. 513 ff.; H. Weber, ZevKR 36 
(1991) S. 253 (259 f.) m.w.N; Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 551 ff. Kritisch zu einem 
solchen Ansatz auch E.-W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-Kirche, in: Christlicher Glaube in moder-
ner Gesellschaft, Bd. XV, 2. Aufl. 1982, S. 5 (68 ff.); ders., Universitas 1996, S. 990 ff. (995 ff.); ; De-
penheuer, Hommage an Isensee, 2002, S. 3 ff. Bei Isensee wird dieser Ansatzpunkt in die Kategorie 
der „verfassungsstaatlichen Erwartungen“ eingefügt – Isensee, Essener Gespräche 25 (1991), S. 104 
(136 ff.). Eine unmittelbar rechtliche Bedeutung dieser Kategorie wird verneint – ebd., S. 137; ders., 
HdBStR IV, 3. Aufl. 2006, § 71, Rdnrn. 125 ff.  
291 Z.B. Art. 4 Abs. 2 Verf B.-W.: „Ihre (d.h. der Kirchen – Anmerkung des Verfassers) Bedeutung für 
die Bewahrung und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens wird 
anerkannt“. Art. 41 Abs. 1 Satz 1 Verf. Rheinland-Pfalz: „ Die Kirchen sind anerkannte Einrichtungen 
für die Wahrung und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens“. 

 ist im Grundgesetz nämlich eine solche Stellung der 

Kirchen nicht ausdrücklich verankert. Es kann aber nichts „nachträglich“ in die Ver-

fassung hineingelesen werden, was in anderen Verfassungen ausdrücklicher Veran-

kerung bedurfte. Vielmehr wurde die Aufnahme einer Bestimmung in das Grundge-
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setz, die der der Landesverfassungen entsprach, nicht angenommen, obwohl sie in 

den Beratungen zum Grundgesetz vorgeschlagen worden war.292 Auch verfassungs-

geschichtlich ist ein solcher Status der „mittelbaren Gemeinwohlnützigkeit“ nicht be-

gründbar; die Zeiten von § 13 PrALR,293

Weiter ist eine konkrete Rechtsgrundlage für ein solches Verständnis nicht auszu-

machen: Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV scheidet – entgegen der Auffas-

sung von Hesse – hierfür aus. Zwar mag es sein, dass mit der „Trennung“ von Staat 

und Kirche nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV die Kirche – in gewissem 

Sinne – „frei“ wird, allein ist hiermit noch nichts darüber gesagt, wie weit die Kirche 

konkret frei wird. Eben diese konkrete Zuordnung von Staat und Kirchenfreiheit – und 

nichts anderes - wird durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV geleistet.

 wovon ein Status der mittelbaren Gemein-

wohlnützigkeit nicht weit entfernt ist, sind vorbei. Mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 

1 WRV wurde das Bündnis zwischen „Thron und Altar“ beendet. 

 

294 

Auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV scheidet als Grundlage für die 

Annahme eines „öffentlichen Gesamtstatus“ aus: Wie dargestellt ist der Anwen-

dungsbereich dieser Bestimmung auf die Religionsgesellschaften als Körperschaften 

des öffentlichen Rechts begrenzt, während die ganz überwiegende Anzahl der Be-

stimmungen des Staatskirchenrechts sich an alle Religionsgesellschaften wendet295, 

zudem kommt das Bestehen eines „Öffentlichkeitsstatus“ in dieser Norm nicht zum 

Ausdruck (siehe oben). Stellte beispielsweise Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 

1 WRV den Ausdruck einer „mittelbaren Gemeinwohlnützigkeit“ dar, dann müßte dies 

in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 2 WRV in irgendeiner Art Niederschlag 

dahingehend gefunden haben, dass nur mittelbar gemeinwohlnützige Religionsge-

sellschaften den Körperschaftsstatus erwerben könnten; dies ist nicht der Fall.296

                     
292 Zum diesbezüglichen Gang der Beratungen im parlamentarischen Rat siehe W. Huber, Kirche und 
Öffentlichkeit, 1973, S. 491 ff.  
293 „Jede Kirchengesellschaft ist verpflichtet ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorsam 
gegen die Gesetze, Treue gegen den Staat und sittlich gute Gesinnungen gegen ihre Mitglieder ein-
zuflößen.“. Dieses Argument ähnlich auch bei Pirson, Essener Gespräche 28 (1994), S. 83 (89 ff.). 
Vergl. schon Hinschius, Das Preußische Kirchenrecht, 1884, S. 11 mit FN 27.  
294 Vergl. M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968 S. 203 f.; ders. VVDStRL 26 (1968), S. 5 (27 ff.). Der 
Grundgedanke, dass eine prinzipielle Trennung von Staat und Kirche nicht die Frage beantwortet, wie 
Staat und Kirche einander konkret zugeordnet sind, findet seine Analogie in der Überlegung, dass 
auch eine Trennung von Staat und Gesellschaft nichts darüber besagt, wie beide einander konkret 
durch die Grundrechte zugeordnet sind. Dieser Gedanke stammt von Hesse, DÖV 75, 437 (442 f.). 
295 Vergl. Hillgruber, NVwZ 2001, S. 1347 (1349). 

  

296 Zwar mag Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 2 WRV ungeschriebene Verleihungsvorausset-
zungen kennen (z.B. „Staatloyalität“, „Hoheitsfähigkeit“ oder „positive Grundeinstellung gegenüber 
dem Staat“ „Rechtstreue“ kennen (vergl. dazu z.B. BVerfGE 102, 370 (384 ff.); BVerwGE 105, 117 
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Auch im sonstigen Verfassungsrecht besteht kein Anhalt für eine „mittelbare“ Ge-

meinwohlnützigkeit der Kirchen. Zwar mögen sie auf die Gesellschaft in der Art eines 

Wächteramts konkret einwirken und ein solches für sich reklamieren, ein verfas-

sungsrechtlicher Status folgt hieraus nicht. „Wächteramt“ der Kirche und mittelbare 

Gemeinwohlnützigkeit kraft „Integrationsfunktion“ sind zu unterscheiden.297 Auch hat 

die Kirche in der modernen Gesellschaft keinesfalls ausschließlich eine „Integrations-

funktion“ bzw. ein „Wächteramt“ inne.298 Viele gesellschaftliche Kräfte nehme beides 

für sich in Anspruch, ohne dass ihnen deshalb durch die Verfassung ein „öffentlicher“ 

Status eingeräumt würde. Weiter würde die Einräumung eines „mittelbaren Gemein-

wohlstatus“ letztlich die Freiheit der Kirchen selbst gefährden: Wenn und soweit ih-

nen ein solcher Status zugesprochen wird, müßte dies die Folge haben, dass der 

Status nicht entsteht bzw. wieder entfällt, wenn sie eben nicht die sittlichen und ethi-

schen Grundlagen des menschlichen Lebens festigen. Der Verlust der Kirchenfreiheit 

nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV bzw. der Verlust des Körperschaftssta-

tus nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV wären die Folge.299 Und ob die Kir-

chen die „sittlichen und ethischen Grundlagen des menschlichen Lebens“ festigen 

oder destabilisieren, ist letztlich eine Frage der politischen couleur.300

Nachdem eine „öffentliche Funktion“ des Kirchenguts nicht aus einer öffentlichen 

Stellung der Kirche insgesamt abgeleitet werden kann, verfängt schließlich auch das 

Argument von Hesse nicht, dass in Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV deshalb 

  

 

                                                                
(119 ff). Zum Stand der Rechtsprechung und Literatur siehe etwa Reupke, KuR 97, S. 91 (95 ff.); Link, 
ZevKR 43 <1998>, S. 1 <20 ff.>, Hillgruber, NVwZ 2001, S. 1347 ff.; Brenner, VVDStRL 59 (2000), S. 
264 (286 ff.); Bohl, Der öffentlich-rechtliche Körperschaftsstatus der Religionsgemeinschaften, 2001, 
S. 114 ff.; Wilms, NJW 2003, S. 1083 (1087 ff.); Sendler, DVBl 2004, S. 8 (11 ff.); Heinig, Öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 262 ff. Ein positiv gedeihliches Wirken der Kirchen im 
Sinne einer mittelbaren Gemeinwohlnützigkeit ist aber nicht gefordert. 
297 Mikat, in: Staat und Gesellschaft, hrsg. von Ernst-Wolfgang Böckenförde, 1976, S. 304 (310 ff.); E.-
W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-Kirche, in: Christlicher Glaube in moderner Gesellschaft XV, 2. 
Aufl. 1982, S. 5 (70 ff.). 
298 Isensee, Essener Gespräche 25 (1991), S. 104 (137 f.). 
299 So zu Recht Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 553; Heinig, Öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaften, 2003, S. 41 ff., 262 ff. In diese Richtung auch Magen, Körperschaftsstatus und 
Religionsfreiheit, 2004, S. 178 f. Vergl. zu diesem Problem bei den Grundrechten E.-W. Böckenförde, 
NJW 1974, S. 1529 (1535); H. H. Klein, Die Grundrechte im demokratischen Staat, 1974, S. 164 ff. Es 
tritt hinzu, dass die Kirchen sich dadurch „Selbstsäkularisieren“, siehe dazu ausführlich Depenheuer, 
Hommage an Isensee, 2002, S. 18 ff. 
300 Vergl. Brenner, VVDStRL 59 (2000), S. 264 (287). So wird eine aus der Emanzipationsbewegung 
hervorgegangene Frau aus ihrer Sicht sagen, dass die Haltung der katholischen Kirche zur Abtrei-
bungsfrage sozialethisch desintegrierend wirke und die Grundlagen des menschlichen Lebens – zu 
denen eben auch das Selbstbestimmungsrecht der Frauen gehöre – angreife. Daher müsse die katho-
lische Kirche ihres  Körperschaftsstatus beraubt werden. 
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ein „öffentlicher Status“ zum Ausruck kommen müsse, weil Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 

das Privateigentum betreffe und die Kirchengutsgarantie daher anderes zum Aus-

druck bringen müsse. Aus einer Entgegensetzung von Art. 14 GG und Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV lässt sich nur entnehmen, dass es eine Unterscheidung 

zwischen Privat- und Kirchengut gibt. Dass dieser Unterscheidung die weitere Unter-

scheidung „privates“ und „öffentliches“ Gut zugrunde liege, ist eine petitio principii.  

 

2. Die „Blütezeit“ einer Ausdeutung des „öffentlichen“ Status der Kirchen als materiel-

lem Status endete etwa Anfang der 70er Jahre; die soziologischen Prämissen, die 

dieser Auffassung zugrunde gelegen hatten („überragende Stellung der Kirchen als 

geistliche und sittliche Macht im Volksleben“), wurden wohl schon damals brüchig. 

Ein neuer Ansatzpunkt trat in den „öffentlichkeitseuphorischen“ 70er Jahren in den 

Vordergrund, nämlich die Lehre von der öffentlichen Bedeutung des Wirkens der Kir-

chen und der öffentlichen Wirksamkeit des Kirchenguts (a) und die vom Wirken der 

Kirchen in der „Öffentlichkeit“ (b).  

 

a) Bislang wurde der „öffentliche“ Status der Kirchen unmittelbar mit den „Kirchen“ an 

sich in Verbindung gebracht – qua Status „Kirche“ sei ein Gemeinwohlbezug gege-

ben. Häberle hat die Akzente anders gesetzt und hat versucht, einen „öffentlichen“ 

Status der Kirchen im Zusammenhang mit ihrem gemeinwohlorientierten konkreten 

Handeln zu begründen.301 Für die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV hat er diesen Ansatz dahingehend entfaltet, dass sich die „Öffentlich-

keit“ des Kirchenguts aus den Gemeinwohlaktivitäten der Kirchen und Religionsge-

sellschaften ergebe.302

                     
301 Allgemein dazu z.B. Schlaich, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 44, S. 131 (175 ff); Isensee, in: 
HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 59, S. 665 (697 f.); Rinken, Das Öffentliche als verfassungstheoretisches 
Problem, 1971, S. 293 ff.  
302 Die Auffassung von Häberle hat einen „Vorläufer“. So geht Schuller (ArchKathKR 128 <1957/58>, 
S. 13, 346  <349>) davon aus dass das Kirchengut als solches (qua Kirchengutseigenschaft) einen 
„öffentlichen“ Status habe, da es aus sich heraus dem Wohl der Allgemeinheit diene. Daher sei eine 
Enteignung von Kirchengut allenfalls in Ausnahmefällen denkbar – da es eben aus sich heraus dem 
Allgemeinwohl diene, könne es kaum einen Fall geben, in dem das Allgemeinwohl eine Enteignung 
gebiete.  

 Dabei gehe es um eine von der öffentlich-rechtlichen Stellung 

unabhängige aktuelle Öffentlichkeit der Religions- und Weltanschauungsgemein-

schaften durch ihre öffentlichen Aktivitäten, beispielsweise durch die karitative Tätig-

keit, Sozialarbeit usw. Das Kirchengut sei in diesem Sinne „öffentlich“, da mit der 

Formel „Kultus- Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke“ öffentliche Gemeinwohlaktivi-



 

 

70 

70 

täten und Funktionen getroffen seien, in deren Interesse der Schutz nach der Seite 

des materiellen Substrates gewährt werde. Religionsgut sei kein Privatgut.303

Aber schon ganz allgemein kann kirchliche Gemeinwohltätigkeit nicht in Zusammen-

hang mit einem „Öffentlichkeitsverständnis“ bzw. „Öffentlichkeitsstatus“ gebracht 

werden. Zwar gehört die karitative Tätigkeit zum Wesen von Kirche und wird durch 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG sowie durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV ge-

schützt.

  

 

304 Jedoch geht kirchliche Tätigkeit wesentlich weiter und ist letztlich auf den 

Kultus bezogen; eine Reduktion der kirchlich-karitativen Handelns auf Gemeinnützig-

keit (ohne eine Berücksichtigung der spezifisch kirchlichen Aspekte) ist mehr als 

problematisch.305 Im übrigen wirken auch andere Verbände und Gesellschaftsgrup-

pen konkret gemeinnützig,306 ein verfassungsrechtlich fundierter „Gemeinwohl- und 

Öffentlichkeitsstatus“ erwächst ihnen daraus gleichwohl nicht. Daher kann auch eine 

Gemeinwohlbezogenheit der Tätigkeit der Kirchen nicht in Zusammenhang mit einem 

„Öffentlichkeitsstatus“ gebracht werden.307

Auch für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geht schließlich ein solches „Öf-

fentlichkeitsverständnis“ fehl. Geschützt wird dort nämlich jedes Kirchengut und nicht 

nur solches, dass unmittelbar gemeinwohlnützig ist. Insbesondere wird auch und ge-

rade das für „Kultuszwecke“ bestimmte Kirchengut geschützt, Kultus dient aber im 

eben genannten Sinne nicht unmittelbar dem Gemeinwohl. Zudem würde dieser An-

satz letztlich zu dem Ergebnis kommen müssen, dass die „Unterrichts- und Wohltä-

  

 

                     
303 Häberle, ZevKR 20 (1975), S. 430 ff. Die „Öffentlichkeit“ der Gewährleistung des Art. 140 GG 
i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV erfasst nach Häberle – bei näherem besehen – mehreres: Zum einen geht 
es darum, dass das Kirchengut die auf das Gemeinwohl abzielenden Aktivitäten betrifft; „Öffentlich-
keit“ und „Gemeinwohl“ treten insoweit ineinander. Dies gilt auch für die „Kultuszwecke“. Nach Häber-
le sind nämlich auch die religiösen Interessen öffentliche Interessen. Dies folge daraus, dass die 
Grundrechte allgemein nicht nur negative Abwehrrechte darstellten sondern auch positive Gemein-
wohlbelange normierten, an deren Verwirklichung ein gesellschaftliches und staatliches Interesse 
bestehe (Vergl. Häberle, DÖV 1976, S. 73 <77 f.>). Der Häberlesche Gemeinwohlbegriff liegt damit 
jedenfalls zunächst einmal – auf zwei verschiedenen Ebenen: Einmal geht es um das Gemeinwohl als 
natürlich-soziologische Kategorie (Unterricht und Wohltätigkeit), ein andere Mal als eine normative, 
grundrechtlich vorgegebenen Kategorie (Kultus). 
304 Siehe z.B. BVerfGE 24, 236 (247 ff.); 53, 366 (388); 70, 138 (161) zu Art. 4 Abs. 1 und 2 GG sowie 
BVerfGE 53, 366 (392 ff.); 70, 138 (163) zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV. Aus der Literatur 
z.B. Isensee, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 59, S. 665 (716 ff.); Scheuner, in: v. Campenhau-
sen/Erhardt (Hrsg.), Kirche Staat Diakonie, 1982, S. 162 ff.; v. Campenhausen, in: ders./Erhardt 
(Hrsg.), Kirche Staat Diakonie, 1982, S. 10 ff. (11 ff.).  
305 Siehe dazu z.B. Isensee, ebd. S. 699 ff.; Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, 
S. 179 f.; Depenheuer, Hommage an Isensee, 2002, S. 18 ff. 
306 So etwas das Wirken von amnesty international oder die Vergabe von Stipendien durch Industrie-
verbände. 
307 So auch M. Heckel, FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 379 (384) m.w.N. 
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tigkeitsgüter“ letztlich stärker geschützt seien, als das Kultusgut. Das diakonische 

Krankenhaus wäre damit schwerer zu enteignen als die Kirche. Die Sinnwidrigkeit 

dieses Ergebnisses liegt auf der Hand.  

 

b) Ein letzter Ansatz zielt auf das Handeln der Kirchen in einer in spezifischer Weise 

verstandenen „Öffentlichkeit“: Die Kirchen seien in der „Öffentlichkeit“ angesiedelt. 

Dies sei der „öffentlichen“ Bereich zwischen Staat und Gesellschaft, zwischen „ho-

heitlichen“ und „privaten“ Interesse.308 In diesem Bereich wirkten zwar privat verfass-

te aber doch öffentlich wirksame Kräfte bewußt in die (soziologische) Öffentlichkeit 

hinein, um auf Staat und Gesellschaft bzw. die Angelegenheiten des Gemeinwesens 

Einfluss zu nehmen.309 Dort und mit diesen Kräften finde der öffentliche Prozeß statt, 

in dem Demokratie sich überhaupt bilden könne.310

Das Verhältnis der Kirchen zu den übrigen organisierten Gruppen wird dabei unter-

schiedlich verstanden: teils wird angenommen, dass sie ein Verband unter anderen 

Verbänden seien,

 Die „Akteure“ dieses Bereichs 

seien die privat verfassten, organisierten Gruppen (Verbände, Parteien, Medien 

usw.) und eben auch die Kirchen. 

 

311 teils wird betont, dass ihnen unter den Verbänden ein besonde-

rer Status zukomme. Letzterer Ansatzpunkt kehrt hervor, dass die Kirchen die einzi-

gen Verbände seien, deren Wirken auf den ganzen Menschen gerichtet sei (und 

nicht nur auf Teilaspekte seines Seins), und dass deren Auftrag nach eigenem Ver-

ständnis ein universaler und nicht partikularer, ein nicht materieller sondern trans-

zendenter sei.312

                     
308 Siehe dazu z.B. Rinken, Das Öffentliche als verfassungstheoretisches Problem, 1971, S. 98 ff.; 
Bumke, Die öffentliche Aufgabe der Landesmedienanstalten, 1995, S. 68 ff.  
309 Ob und inwieweit dieser Bereich auch so verstanden werden muss, dass die Träger des so ver-
standenen Öffentlichkeitsstatus auch in Verantwortung für Öffentlichkeit und Gemeinwohl stehen, ist 
im Einzelnen unklar. Vergl. Rinken, ebd., S. 98 ff.; H. Weber, Die Religionsgemeinschaften als Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts im System des Grundgesetzes, 1966, S. 73 ff.; Hesse, VVDStRL 
17 (1959), S. 11 ff. (24 ff.); Bumke, Die öffentliche Aufgabe der Landesmedienanstalten, 1995, S. 68 
ff. 
310 Siehe dazu etwa BVerfGE 7, 198 (208); 25, 256 (265); 85, 23 (31).  
311 Mahrenholz, Die Kirchen in der Gesellschaft der Bundesrepublik, 2. Aufl. 1972; W. Huber, Kirche 
und Öffentlichkeit, 1973, S. 533 ff.  
312 Siehe dazu BVerfGE 42, 312 (330 ff.); E.-W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-Kirche, in: Christli-
cher Glaube in moderner Gesellschaft XV, 2. Aufl. 1982, S. 5 (58 ff.); Schlaich, HdBStKiR II, 2. Aufl. 
1995, § 44, S. 131 (175 ff.).  

 Teilweise wird aber auch in den Vordergrund gestellt, dass die Kir-

chen der einzige Verband seien, der nicht unmittelbar in den Prozeß der gesell-

schaftlichen Produktion, Reproduktion und Erhaltung eingebunden und deshalb auch 

nicht vollständig dem permanenten Zwang zu Legitimation durch Leistung ausgesetzt 
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sei. Daher enthalte Kirche ein Potential zur Emanzipation von den Zwängen der Ge-

sellschaft.313

Für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als Garantie der „Öffentlichkeit“ des „Kir-

chengutes“ wurde dieser Ansatz von Häberle in Andeutungen fortentwickelt: Die Kir-

chengutsgarantie habe die Aufgabe, das materielle Substrat des Wirkens der Kirchen 

in der so verstandenen Öffentlichkeit zu schützen.

  

 

314 Eine spezifische Beziehung von 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zur „Öffentlichkeit“ wird bei Häberle durch 

die Annahme eines allgemeinen Öffentlichkeitsstatus der Kirchen sowie durch For-

mel die „Kultus- Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke“ hergestellt; auch dies ver-

bleibt aber mehr in Andeutungen.315

Sucht man den verfassungsrechtlichen Standort für einen so verstanden „Öffentlich-

keitsstatus“ der Kirchen aufgrund ihres Wirkens in der „Öffentlichkeit“, so kommt al-

lein Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV in Betracht

 

 

316. Wie oben festge-

halten, kann aber aus dieser Bestimmung kein „Gesamtstatus“ abgeleitet werden, da 

ihr Anwendungsbereich zu begrenzt ist, auch kommt ein auch in dem eben genann-

ten Sinne zu verstehender Öffentlichkeitsstatus in der Bestimmung nicht zum Aus-

druck. Auch grundsätzlich gilt es festzuhalten, dass allein aus einer Tätigkeit im „öf-

fentlichen“ Bereich ein „öffentlich-rechtlicher“ Status oder ein Anspruch auf Einräu-

mung eines solchen nicht abgeleitet werden kann.317

                     
313 W. Huber, Kirche und Öffentlichkeit, 1973, S. 635 f.; Schlaich, ebd., S. 176 ff.  
314 Häberle, ZevKR 20 (1975), S. 430 ff. 
315 Was im Rahmen einer Rezension selbstverständlich völlig legitim ist. Man wird nicht fehlgehen, 
wenn man bei Häberle davon ausgeht, dass der letztgenannten „Öffentlichkeitsstatus“ der Kirchen in 
einem engen Zusammenhang mit dem Häberleschen Verständnis von „Öffentlichkeit“ insgesamt steht. 
Dies bezieht nicht nur die Kirchen in einen Bereich des „Öffentlichen“ ein, sondern die gesamten 
Grundrechtsträger - Häberle, Öffentliches Interesse als juristisches Problem, 1970; ders., Häberle, 
Verfassung als öffentlicher Prozess, 2. Aufl. 1996. 
316 Vergl. Meyer-Teschendorff, AöR 103 (1978), S. 289 (303 ff.); H. Weber, Die Religionsgemeinschaf-
ten als Körperschaften des öffentlichen Rechts im System des Grundgesetzes, 1966, S. 73 ff.  
317 E.-W. Böckenförde, in: FG Hefermehl, 1972, S. 11 (22 f.); Ossenbühl, NJW 65, S. 1561 ff. Vergl. 
auch Klostermann, Der Öffentlichkeitsauftrag der Kirchen – Rechtsgrundlagen im kirchlichen und 
staatlichen Recht, 2000, S. 88 ff.; Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 190 f. 
Richtig Neureither, Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, S. 65: Das verbandspluralistische 
Modell charakterisiert das Verhältnis von Staat und Religionsgemeinschaften mehr im Tatsächlichen 
als im Rechtlichen, mehr soziologisch als juristisch. 

 Wenn Parteien und Verbände 

trotz ihres eindeutig „materiellen“ Öffentlichkeitsstatus keinen rechtlichen Öffentlich-

keitsstatus besitzen, bleibt unklar, warum der öffentlich-rechtliche Status der Kirchen 

nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV aus ihrem im Vergleich zu Parteien 

und Verbänden weniger stark ausgeprägten materiellen Öffentlichkeitsstatus fließen 
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soll.318 Damit wird deutlich, dass eine Gleichsetzung von Kirchen und Verbänden 

daran scheitert, dass den Kirchen nach der Verfassung ein Sonderstatus zukommt, 

was sich schon aus der Entgegensetzung von Art. 9 Abs. 1 GG und den staatskir-

chenrechtlichen Bestimmungen ergibt.319 Daran ändert auch ein Hinweis auf eine 

besonderer Stellung der Kirche innerhalb der Verbände nichts. Wollte man eine sol-

che „Sonderstellung“ gegenüber anderen Verbänden mit einem „Öffentlichkeitssta-

tus“ der Kirchen in Verbindung bringen, hieße dies, dass deren „auf den gesamten 

Menschen“ gerichtetes Wirken bzw. ihr „Potential zur Emanzipation von den Zwän-

gen der Gesellschaft“ in Zusammenhang mit einem „öffentlichen“ Status stünde – 

was aber das eine mit dem anderen zu tun haben soll, ist nicht nachvollziehbar.320

Auch insgesamt ist die Annahme eines wie eben verstandenen Öffentlichkeitsstatus 

nicht unproblematisch

  

 

321: Juristisch gesehen dürfte die wohl wesentlichste Bedeu-

tung eines „materiellen“ Öffentlichkeitsstatus in diesem Sinne darin liegen, dass die-

ser nicht nur Freiheits-, sondern Verantwortungsstatus ist. Damit gibt ein „Öffentlich-

keitsstatus“ dem Gesetzgeber grundsätzlich einen besonderen Zugriffstitel.322

Endlich hätte ein derartiger „Öffentlichkeitsstatus“ nichts mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV zu tun. Die Kirchengutsgarantie gilt für alle Religionsgesellschaften 

und nicht nur für die Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts. Der Wort-

laut von Art 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV trägt zu einem solchen Verständnis 

nichts bei

 Ein 

solcher besonderer Zugriffstitel wird durch die Bindung an die allgemeinen Gesetzes 

in Art 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV aber gerade ausgeschlossen.  

 

323

                     
318 Vergl. auch Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (522 f.).  
319 So auch M. Heckel, ZevKR 12 (1966/67), S. 1 (37); Hesse, ebd., S. 522 f.; Isak, Das Selbstver-
ständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 182 m.w.N. 
320 Ablehnend zu einer Gleichsetzung von Kirchen und Verbänden auch Klostermann, Der Öffentlich-
keitsauftrag der Kirchen – Rechtsgrundlagen im kirchlichen und staatlichen Recht, 2000, S. 92 ff. 
321 Dazu aus soziologischer Sicht ausführlich Depenheuer, Hommage an Isensee, 2002, S. 18 ff. 
322 So kann er ein Verbändegesetz erlassen, kann Sozialpflichtigkeiten fixieren und kann insbesonde-
re – so im Bereich des Rundfunkrechts – um des Verantwortungsstatus willen – detailliert Zulassung, 
Ordnung und Zusammensetzung des Verbandes zu regeln. Siehe dazu z.B. BVerfGE 57, 295 (320); 
73, 118 (153); 83, 238 (296); Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 185 f.; Bum-
ke, Die öffentliche Aufgabe der Landesmedienanstalten, 1995, S. 70 ff. m.w.N. 
323 So aber wohl Häberle, ZevKR 20 (1975), S. 430 (434 ff.).  

 und Beziehungspunkte zwischen der Kirchengutsgarantie und einer wie 

eben verstandenen Stellung der Kirche im öffentlichen Raum sind nicht ersichtlich. 

Insbesondere kann die Wirkkraft der Gewährleistung nicht davon abhängen, ob das 
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Kirchengut mehr oder weniger „in der Öffentlichkeit“ eingesetzt wird324

3. Nachdem die Diskussionen um einen „Öffentlichkeitsstatus der Kirchen“ abgeflaut 

waren,

 - die Kloster-

kirche ist genauso geschützt, wie der Kölner Dom.  

 

325 trat ein neuer Ansatz in den Vordergrund: Das Staatskirchenrecht wurde 

als Teil des Kulturverfassungsrechts gedeutet. Grundgedanke war, dass die Kirchen 

bedeutende Kultur-, Bildungs- und Geistträger seien, welche das säkulare Gemein-

wesen entscheidend mitgeprägt hätten und mitprägten326 - die Stellung der Kirchen 

wird damit aus dem Blickwinkel des „Kulturellen“ gesehen. Damit sollte einerseits das 

Staatskirchenrecht aus seiner Segmentierung und Introvertiertheit befreit werden und 

als Kulturverfassungsrecht Teil des allgemeinen Staatsrechts werden.327 Anderer-

seits soll das staatskirchenrechtliche Neutralitätsprinzip zurückgedrängt werden: Die 

staatliche Förderung von Religionsgesellschaften wird als Kulturförderung begriffen 

und vom „Ruch“ einer Neutralitätspflichtverletzung befreit.328 Es ist nun erwogen 

worden, diesen kulturstaatlichen Ansatzpunkt mit seinen verschiedenen Ausprägun-

gen auch auf die Gewährleistung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu 

beziehen.329 Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gewährleiste auch das „Unter-

richtsgut“, zudem spreche für ein solches Verständnis, dass Kirchengut rein tatsäch-

lich häufig Kulturgut höchsten Ranges sei (z.B. bei Kirchenbauwerken).330

Richtig ist insoweit allerdings, dass Religion und Kultur nicht beziehungslos nebenei-

nander stehen, sondern vielfach ineinander verwoben sind.

  

 

331 Ein kulturstaatliches 

Verständnis des Staatskirchenrechts ist indes gleichwohl nicht angängig.332

                     
324 So aber ansatzweise wohl der BayVGH, BayVGH NVwZ 1996, S. 1120 (1124 f.).  
325 So auch die Einschätzung von H. Weber, NJW 1983, S. 2541 (2553). 
326 Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 157 ff.; Meyer-Teschendorff, Staat 
und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 135 ff.  
327 Schlaich, ebd., S. 157 ff.  
328 Siehe z.B. Kewenig, Essener Gespräche 6 (1972), S. 9 (27 ff.); Pirson, Essener Gespräche 28 
(1994); S. 83 (94 ff.); Meyer-Teschendorff, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 
136 ff.  
329 Eine Ausdeutung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. WRV in diesem Sinne bei Häberle, ZevKR 
20 (1975), S. 430 (434 f.). 
330 Siehe M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 10 ff., 129 ff.  
331 Siehe dazu etwa M. Heckel, FS Rüfner, 2003, S. 189 (202 ff.); ders., FS Maurer, 2001, S. 351 ff.  
332 Auf einer Trennung – freilich nicht eine solche ohne Verbindungen - staatskirchenrechtlicher und 
kulturstaatlicher Erwägungen beharrend M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 188 ff.  

 Die 

durch das Grundgesetz begründete Stellung der Kirchen und Religionsgesellschaften 

knüpft nämlich an die „Religion“ und nicht etwa an die „Kultur“ an. Eine Beziehung 

auf das Kulturverfassungsrecht würde daher zwangsläufig die staatskirchenrechtli-
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chen „Besonderheiten“, die sich eben aus dem Sachbereich des Religiösen ergeben 

(auch wenn dies nicht beabsichtigt sein mag333) auf die Ebene eines allgemeinen 

Kulturverfassungsrechts nivellieren und würde das Neutralitätsprinzip unterlaufen.334 

Versteht man das Staatskirchenrecht als Kulturverfassungsrecht, dann verliert das 

Gebot der staatlichen Neutralität im Hinblick auf das „Religiöse“ seine Schärfe, da es 

ja „nur“ um ein „kulturell“ bedingtes Handeln des Staates geht.335 Damit wird aber 

das „Religiöse“ zwangsläufig nach unten nivelliert, es wird (entgegen der Intention 

der Kirchen selbst) eben „nur“ zum Kulturellen.336 Schließlich würde es dem Staat 

dann bei der Förderung von Kirchen- oder Religionsgesellschaften auch möglich 

sein, eine materielle Auswahlentscheidung in dem Sinne zu treffen, ob eine bestimm-

te Kirche oder Religionsgesellschaft „kulturell wertvoll“ ist oder nicht.337 Diese Mög-

lichkeit einer materiellen Auswahl, die bei der „echten“ Kulturförderung vollkommen 

legitim ist (z.B. Förderung nach dem Maßstab ob die zu fördernde Kunst „künstle-

risch“ „Gut“ oder „Schlecht“ ist),338 steht dem Staat als säkular-neutralem Staat – 

dem eine Aufteilung in „gute“ und „schlechte“ Religionsgemeinschaften verwehrt 

ist339

Auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gibt schließlich für einen solchen kul-

turverfassungsrechtlichen Ansatz nichts her. Der Wortlaut dem Norm erstreckt den 

 - aber gerade nicht zu.  

 

                     
333 Vergl. z.B. Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 138 f.; Meyer-
Teschendorff, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 141 f.  
334 Als „Rückzugslinie“ vor einer „übersteigerten“ Anwendung jenes Prinzips wurde demgemäß das 
Konzept eines Staatskirchenrechts als Kulturverfassungsrecht entwickelt – Schlaich, ebd.  
335 Dies wird deutlich an der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur „christlichen“ Gemein-
schaftsschule. Das „christliche“ an dieser Gemeinschaftsschule wurde im Sinne eines allgemein-
kulturell abendländischen Traditionszusammenhanges verstanden (z.T. entgegen dem eindeutigen 
Wortlaut der angegriffenen Vorschriften, siehe z.B. Art. 135 BV). Damit blieb es möglich, die „christli-
che“ Gemeinschaftsschule vor dem Verdikt einer Verfassungswidrigkeit zu retten, wie es sich mögli-
cherweise aus einem Verstoß gegen das Neutralitätsprinzip oder die negative Religionsfreiheit erge-
ben hätte - Vergl. z.B. BVerfGE 41, 29 (51 f.); 41, 65 (82 ff.). 
336 Dies zeigt sich an der Diskussion um den Kruzifix-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfGE 93, 1 <15, 19 f.>). Das Bundesverfassungsgericht nahm das Kreuz als religiöses Symbol 
ernst und verbannte es aus dem Klassenzimmer. Dies wurde ihm dann vorgeworfen – es hätte das 
Kreuz als bloßes Kultursymbol verstehen sollen, woraufhin es dann im Klassenzimmer hätte belassen 
werden. Damit wird das Kreuz seiner christlichen Bezüge entkleidet und letztlich auf eine Stufe mit 
anderen „Kultursymbolen“ gestellt, wie z.B. die Bundesflagge oder der Bundesadler. Dies ist nicht der 
Sinn der besonderen Gewährleistungen von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG sowie von Art. 140 GG i.V.m. den 
inkorporierten Bestimmungen der WRV. Zu diesem Problem z.B. M. Heckel, DVBl 96, S. 453 (454 f.; 
464 f.); ders., FS Maurer, 2001, S. 351 (351). Vergl. auch Depenheuer, Hommage an Isensee, 2002, 
S. 3 (18 ff.). 
337 So in der Tat v. Campenhausen der bezeichnenderweise gerade mit einem Vergleich zur Kulturför-
derung argumentiert – ZevKR 25 (1980), S. 135 (169 f.). 
338 Siehe dazu Steiner, HdBStR IV, 3. Aufl. 2006, § 86, Rdnr. 11 f. m.w.N.  
339 Dazu z.B. BVerfGE 12, 1 (4); 33, 23 (28 f.); Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 
1972, S. 129 ff.; Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 174 ff..Vergl. auch Huster, 
Die ethische Neutralität des Staates, 2002, S. 481 ff.  
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Schutz des Kirchenguts auch und gerade auf das zu „Kultus“ und „Unterrichtszwe-

cken“ dienende Gut. Allein der Umstand, dass auch das auch nur möglicherweise 

„kulturell“ zu verstehende Unterrichtsgut geschützt wird, kann nicht die gesamte 

Interpretation von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV beeinflussen. Auch wären 

innerhalb eines solchen Ansatzes bei der Auslegung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV skurrile Folgen zu erwarten. So wären „kulturell wertvolle“ Kirchen stär-

ker geschützt als solche, die „weniger“ kulturell von Bedeutung sind. Allein der tat-

sächliche Umstand, dass Kirchengut häufig Kulturgut ist, kann an dem Gesagten 

nichts ändern.  

 

IV. 

Art. 140 GG i.V.m. als Garantie des 

materiellen Substrates kirchlicher Freiheit und Gleichheit 

 

Seit den 50er Jahren hat die Staatskirchenrechtslehre zu Recht durchgehend betont, 

dass es sich bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV um eine funktionale Garan-

tie handele. Diese habe die Funktion, ein „materielles Substrat“ zu gewährleisten, 

wobei der Sinn der Gewährleistung dieses materiellen Substrats freilich verschieden 

gesehen wurde.340 Damit einher ging die Auffassung, dass die Kirchengutsgarantie 

nicht nur entschädigungslose Enteignungen oder Sondergesetze zu Lasten des Kir-

chenguts abwehre, sondern grundsätzlich gegen jede Beeinträchtigung des Kirchen-

guts schütze.341 Diesem funktionalem Ansatz ist grundsätzlich zuzustimmen. „Eigen-

tum“ bzw. „andere Rechte“ haben auch und gerade für die Kirchen keinen Wert „an 

sich“ sondern sind immer funktional in Bezug auf die kirchliche Aufgabe zu verste-

hen. Dies kommt in Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV dahingehend zum Aus-

druck, indem dort Eigentum bzw. „andere Rechte“ nur in Bezug auf bestimmte Zwe-

cke (Kultus, Unterricht und Wohltätigkeit) gewährleistet werden. Im übrigen ist auch 

bei Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG anerkannt, dass das „Eigentum“ nicht selbstzweckhaft, 

sondern nur in Bezug auf seine Funktion, verstanden werden kann (wobei diese al-

lerdings eine ganz allgemeine ist, siehe unten S. 150 f.).342

                     
340 So grundlegend J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (105).  
341 BVerfGE 99, 100 (119 ff.); BVerwGE 87, 115 (121 f.); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 
891 ff.; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 275 f.; Classen, Religions-
recht, 2006, Rdnr. 284. 
342 Vergl. BVerfGE 24, 367 (389); 50, 290 (340); 53, 257 (292). Aus der Literatur z.B. Wieland, in: 
Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnr. 30 zu Art. 14. 
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Die entscheidende Frage ist damit, welche „Funktion“ Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV genau hat, weswegen und wovon die Kirchengutsgarantie ein materiel-

les Substrat gewährleistet. Wie oben dargelegt, liegt die Funktion des Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht darin, das materielle Substrat einer „öffentlichen“ 

oder „kulturstaatlichen“ Stellung der Kirchen zu sichern. In der Rechtsprechung des 

BVerfG und BVerwG sowie in der Literatur seit den 80er Jahren wurde vielmehr her-

vorgehoben, dass die Funktion des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV darin 

liege, das materielle Substrat kirchlicher Freiheit zu schützen. Der Status der Kirchen 

wird als Freiheitsstatus verstanden, den die Kirchengutsgarantie „absichern“ soll.343

1. Für ein Verständnis des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als Garantie des 

materiellen Substrats der kirchlichen Freiheit spricht bereits, dass der grundlegende 

Status der Kirchen und Religionsgesellschaften unter dem Grundgesetz ein doppelt 

gesicherter „Freiheitsstatus“ ist.

 

Diesem Ansatz ist grundsätzlich zuzustimmen (1.). Er ist dahingehend zu ergänzen, 

dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht nur das Substrat der kirchlichen 

Freiheit, sondern auch das der kirchlichen Gleichheit schützt (2.).  

 

344 Dies kommt in der Staatskirchenrechtslehre darin 

zum Ausdruck, dass Art. 4 Abs. 1 und 2 GG – die Gewährleistung der Religionsfrei-

heit – als Fundament der Stellung der Religionsgesellschaften angesehen wird, auf 

der das übrige Staatskirchenrecht aufbaue 345

                     
343 BVerfGE 99, 100 (119 ff.); BVerwGE  87, 115 (121 f.); J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (105); 
Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (74); M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 242 ff.; Korioth, in: 
Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 13 zu Art. 140 – Art. 138 
WRV; Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (892 ff.); v. Campenhausen/de Wall, Staatskir-
chenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 275 f.; Filmer/Görisch, ZevKR 45 (2000), S. 453 (458); Heinig, Öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 212 ff.; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit 
des Grundgesetzes, 2006, S. 318. 
344 Vergl. BVerfGE 42, 312 (331 ff.); 102, 370 (387); so der Sache nach auch Hollerbach, HdBStR VI, 
2. Aufl. 2001, § 138 Rdrn. 108 ff. mit der Aufführung der „Trias“ Art. Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 
GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 GG und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 GG. So auch Walter, 
Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 610; Neureither, Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, 
insbes. S. 300 ff. Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 117 ff.. Einheitlich 
zusammenfassend jetzt Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006. 
345 BVerfGE 42, 312 (331 ff.); 102, 370 (387). Zum folgenden siehe Korioth, in: Maunz/Dürig, Grund-
gesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 15 zu Art. 140 – II. Badura, Der Schutz von 
Religion und Weltanschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 12 ff.; v. Campenhausen/de Wall, 
Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 40, 100, ; v. Campenhausen, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 2, S. 
47 ff.; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 108; E.-W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-
Kirche, in: Christlicher Glaube in moderner Gesellschaft, Bd. XV, S. 5 (60 ff.); Isensee, Essener Ge-
spräche 25 (1991), S. 104 (112 ff.). So durchgängig auch Borowski, ebd., z.B. S. 340 ff. Ausführlich 
und weitergehend Simon, ZevKR 42 (1997), S. 155 ff. Vergl. zur Diskussion auch Bayer, Das Grund-
recht der Religions- und Gewissensfreiheit, 1997, S. 62 ff. A.A. wohl Tillmanns, FS Rüfner, 2003, S. 
918 (938 ff.). 

. Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und Art. 140 
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GG i.V.m. den Bestimmungen der WRV seien so zu lesen, als ob Art. 140 GG unmit-

telbar hinter Art. 4 stünde.346

Dabei wird die Freiheit der Kirchen im Grundgesetz – wie Gesagt – zunächst grund-

legend durch die nicht nur individuelle sondern auch korporative Gewährleistung des 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG geschützt.

  

 

347 Der Sache nach schützt Art. 4 Abs. 1 und 2 GG 

die negative und die positive Religions- und Bekenntnisfreiheit; nach der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts geht der Schutz der positiven Religions- und 

Bekenntnisfreiheit sogar besonders weit.348

Auf Art. 4 Abs. 1 und 2 GG baut der Schutz der Freiheit der Kirchen nach Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV auf

 Der Schutz durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG 

ist dabei – wie entsprechend der Stellung dieser Bestimmung – ein grundrechtlich-

abwehrrechtlicher.  

 

349

                     
346 v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 41; Hollerbach, VVDStRL 26 
(1968), S. 57 (60). A.A. Borowski, ebd., S. 347. 
347 Zur korporativen Seite des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG z.B. BVerfGE 19, 129 (132); 70, 138 (160 f.) – 
st. Rechtspr. Aus der Literatur z.B. Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung 
der Gerichte der Bundesrepublik Deutschland, 1971, S. 354 ff.; Badura, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 
6, S. 211 (225 ff.); Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in der Grundrechtsordnung, 
2003, S. 60 ff.;  Borowski, ebd., S. 370 ff. Dies gilt ungeachtet der Frage, ob die Kirchen als Korpora-
tionen oder als Anstalten bzw. Stiftungen zu verstehen sind. Siehe dazu M. Heckel, VVDStRL 12 
(1968), S. 5 (12); Preuß, in: Alternativkommentar zum Grundgesetz, Bd. 2, 2. Aufl. 1989, Rdnr. 29 zu 
Art. 140. Unter dem Grundgesetz können die Kirchen jedenfalls nur als Korporationen verstanden 
werden – BVerfGE 19, 206 (216, 223); 19, 226 (227); 19, 242 (247). Siehe auch Isensee, HdBStR V, 
2. Aufl. 2000, § 118, Rdnr. 4. Ungeachtet terminologischer Differenzen scheint hier in der Sache Ei-
nigkeit zu bestehen – vergl. v. Campenhausen, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 2, S. 47 (59 f.); Holler-
bach, AöR 92 (1967), S. 99 (104 ff.); Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (523).  
348 Aus der Rechtsprechung z.B. BVerfGE 24, 236 (245 f.); 32, 98 (106 f.); 69, 1 (33 f.); 83, 341 (355); 
53, 366 (392 f.); 70, 138 (163 f.); , 83, 341 (354); 108, 282 (297). Aus der Literatur siehe z.B. v. Cam-
penhausen, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 136 Rdnr. 36 ff.; Hesse, ebd., S. 523 f.; Borowski, Die Glau-
bens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 373 ff.; Walter, Religionsverfassungsrecht, 
2006, S. 502 ff. In jüngerer Zeit werden andere Ansichten vertreten, siehe etwa Muckel, Religiöse 
Freiheit und staatliche Letztentscheidung, 1997, S. 125 ff.; Mückl, Der Staat 2001, S. 96 (102 ff).  
349 Aus der Rechtsprechung BVerfGE 42, 312 (331 ff.); 102, 370 (387). Aus der Literatur etwa Korioth, 
in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 20 zu Art. 140 Art. 137 
WRV; Magen, Körperschaftstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 198 ff.; Walter, Religionsverfas-
sungsrecht, 2006, S. 610; Neureither, Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, insbes. S. 300 
ff. Einheitlich zusammenfassend jetzt Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundge-
setzes, 2006. So der Sache nach auch Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdrn. 108 ff.  

. Die Garantie freier Ordnung und Verwaltung 

der eigenen Angelegenheiten nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV 

ist eine notwendige, wenngleich rechtlich selbstständige Gewährleistung; sie fügt der 

Freiheit des religiösen Lebens und Wirkens der Kirchen die zur Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben unerläßliche Freiheit der Bestimmung über Organisation, Normsetzung 
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und Verwaltung hinzu.350 Dabei bleibt die Interpretation von Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 3 WRV gleichwohl auf Art. 4 Abs. 1 und 2 GG bezogen. Beispielsweise ist 

innerhalb einer nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV vorzunehmenden Ab-

wägung dem Eigenverständnis der Kirchen, soweit es in dem Bereich der durch Art. 

4 Abs. 1 GG als unverletzlich wurzelnden Glaubens- und Bekenntnisfreiheit wurzelt, 

und sich in der durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG geschützten Religionsausübung ver-

wirklicht, ein besonderes Gewicht zuzumessen.351 Auch ist der Schutz durch Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV, wie es seinem Verhältnis zu Art. 4 Abs. 1 und 

2 GG entspricht, ein grundrechtsähnlich-abwehrrechtlicher, es kommt nämlich das 

grundrechtliche Prüfungsschema (Aufteilung in Schutzbereich, Eingriff, Schranken 

und Schranken-Schranken) zur Anwendung. 352

Vor dem Hintergrund dieses grundlegenden und doppelt, wenn nicht gar dreifach 

(Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV), abgesicherten Freiheitsstatus der Kirchen 

macht es Sinn, Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als besondere funktionale 

Sicherung jener Freiheit zu verstehen. Denn ohne „Eigentum“ bzw. ohne „andere 

Rechte“ wird die kirchliche Freiheit entscheidend verengt. So hat das Bundesverfas-

sungsgericht schon aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV (!) gefolgert, dass 

den Kirchen im Konkursverfahren die Mittel zu belassen seien, die sie für die Erfül-

lung ihres kirchlichen Auftrags benötigen; eine Erfüllung der kirchlichen Auftrags oh-

ne Kirchenvermögen sei kaum denkbar.

  

 

353

                     
350 BVerfGE 53, 366 (401); 57, 220 (244); 72, 278 (289); Hesse, ebd., S. 525 f.; v. Campenhausen/de 
Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 100 f.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr.262 ff. A.A. vor 
allem Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung der Gerichte der Bundesre-
publik Deutschland, 1971, S. 372.  
351 BVerfGE 53, 366 (401); 66, 1 (22); 70, 138 (167). Aus der Literatur z.B. v. Campenhausen/de Wall, 
Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 113; Scheuner, Symp. Füllkrug, 1979, S. 1 (21 f.); Neureither, 
Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, S. 292 ff.; Borowski, Die Glaubens- und Gewissens-
freiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 604 ff.; A.A. wohl Hesse, ebd., S. 555 f. mit FN 112, 114.  
352 BVerfGE 53, 366 (391 ff.); 70, 138 (162 ff.); 72, 278 (288 f.). Auch der verstorbene Bundesverfas-
sungsrichter Geiger – vormals Berichterstatter im Staatskirchenrecht – stimmt dieser Kennzeichnung 
zu, freilich kritisiert er sie (ZevKR 26 <1981>, S. 156 <167 ff.>. Aus der Literatur insoweit zustimmend 
v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 107 ff.; Classen, Religionsrecht, 
2006, Rdnr. 277 f. Isensee, Essener Gespräche 25 (1991), S. 104 (111 ff., 118 ff,); Walter, Religions-
verfassungsrecht, 2006, S. 538 f. Ähnlich Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 119; 
Scheuner, ebd. 21 f. Die Einschätzung des ehemaligen Berichterstatters für Staatskirchenrecht am 
Bundesverfassungsgericht – Herrn Vizepräsident des Bundesverfassungsgerichts Prof. Dr. Hassemer 
– dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV institutionell zu verstehen sei (Hassemer/Hömig, 
EuGRZ 1999, S. 525 <531> – wobei die diesbezügliche Passage von Herrn Bundesverfassungrichter 
a.d. Hassemer stammt) kann daher vor dem Hintergrund der neueren Rechtsprechung nicht ganz 
nachvollzogen werden. Zum Problem insgesamt Hesse, ebd., S. 523 f.  
353 BVerfGE 66, 1 (21 ff.). Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 297 ff. A.A. 
Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in der Grundrechtsordnung, 2003, S. 173 ff. 

 Weiter hat das Bundesverfassungsgericht 
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zu Recht im Entzug von Kirchengut ganz regelmäßig auch einen Eingriff in das durch 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG gewährleistete Freiheitsrecht gesehen.354

Endlich belegt dies auch ein Vergleich mit Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG: anerkannt ist, 

dass der durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gewährte Vermögensschutz vor allem Frei-

heitsschutz bedeutet

 In der Tat dürfte 

kaum etwas die kirchliche Freiheit mehr beeinträchtigen, als z.B. ein Entzug von Kir-

chengebäuden.  

 

Auch die Kirchengutsgarantie selbst deutet an mehreren Stellen an, dass sie im Sin-

ne einer funktionalen Gewährleistung des materiellen Substrats der Freiheit der Kir-

chen zu verstehen ist. Der Schutz des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV be-

zieht sich nämlich der Sache nach spezifisch auf die kirchliche Freiheit: zuvörderst 

steht der Kultus, dann geht es um „Unterricht und Wohltätigkeit“. Daraus wird deut-

lich, dass die Kirchengutsgarantie nicht das „bloße“ Eigentum der Religionsgesell-

schaften schützen will, dieses wäre sonst wie bei Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG ganz all-

gemein und nicht nur auf bestimmte Zwecke bezogen gewährleistet. Schließlich ist 

auch innerhalb des Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 WRV opinio communis, dass die 

Kirchengutsgarantie um so mehr stärkeren Schutz gewährt, als das Kirchengut auf 

den Kern des Wirkens der Religionsgesellschaften bezogen ist.  

 

355

Wie immer man es wenden mag: deutlich wird, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV die kirchliche Freiheit nach der Seite ihres materiellen Substrats schützt. Die 

grundrechtlich angelegte Freiheitssphäre der Kirchen nach Art. 4 Abs.  1 und 2 GG, 

die mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV erweitert wird, wird durch Art. 

. Dabei ist die in Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gewährleistete 

Freiheit aber „unbenannt“, d.h. es geht um eine jegliche Freiheit eines jeden Grund-

rechtsträgers. Vor diesem Hintergrund macht es Sinn die „Sondernorm“ Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV auch im Sinne eines Freiheitsschutzes zu verstehen, al-

lerdings des Schutzes einer benannten Freiheit und eines benannten Grundrechts-

trägers: es geht um den Schutz der Freiheit der Kirchen und Religionsgesellschaften 

nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV.  

 

                     
354 BVerfGE 99, S. 100 (119); 83, 341 (354 f.); BVerfG, 1. Kammer des Zweiten Senats, DVBl 1992, S. 
1020 (1021).  
355 BVerfGE 24, 367 (389); 68, 193 (222); 79, 292 (303 f.); 83, 201 (208); 97, 350 (371).  
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140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV mit einem eigentumsrechtlichen „Freiheitshof“ 

umhegt.  

 

2. Eine Ergänzung ist zu machen: Die Funktion des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV liegt auch darin, dass materielle Substrat der kirchlichen Gleichheit zu ge-

währleisten. Die kirchliche Gleichheit, herkömmlich auch Parität genannt,356 steht im 

Staatskirchenrecht selbstzweckhaft neben der kirchlichen Freiheit.357 Sie wird ge-

währleistet durch Paritätsnormen  im weiteren (z.B. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 

Satz 1 WRV und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 7 WRV) und im engeren, unmittel-

bar gleichheitsrechtlichem Sinne (Art. 3 Abs. 1 und Abs. 3 GG). Dabei hat das Bun-

desverfassungsgericht die Maßstäbe für die unmittelbar gleichheitsrechtliche Parität 

weder aus Verfassungsgewohnheitsrecht noch aus einem „Inbegriff“ der staatskir-

chenrechtlichen Normen gewonnen, sondern hat sie vorwiegend auf den allgemei-

nen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gestützt.358

Insoweit wird deutlich, dass die rechtliche Gleichheit, wie sie durch Art. 3 Abs. 1 GG 

gewährleistet wird, in einem Spannungsverhältnis zur tatsächlichen Gleichheit steht. 

Zwar ist es rechtlich gerade für das Staatskirchenrecht zutreffend, dass aus Art. 3 

Abs. 1 GG nur die rechtliche Gleichheit abgeleitet werden kann, und nicht auch ein 

Gebot zur Angleichung von tatsächlich Unterschiedlichem.

  

 

359 Dadurch wird zwar 

dass „hinter“ der Gewährleistung des Art. 3 Abs. 1 GG stehende Spannungsverhält-

nis rechtlich ausgeblendet, aber sozial, rechtsphilosophisch und staatstheoretisch 

kann es nicht wegdiskutiert werden: rechtliche Gleichheit führt nicht zur „Gleichbe-

handlung“ im tatsächlichen Sinne, sondern zu einer „Zementierung“ tatsächlicher 

Ungleichheit, da sie von tatsächlichen Verschiedenheiten abstrahiert und insoweit 

sogar das Verbot statuiert, tatsächlich Unterschiedliches rechtlich gleich zu behan-

deln.360

                     
356 M. Heckel, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 20, S. 589 ff.; Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, 
Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 32 zu Art. 140 – IV.; v. Campenhausen/de Wall, Staats-
kirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 370; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr.127; Mikat, Art. Parität, in StL, 
7. Aufl., Bd. IV. Sp. 294 f. Siehe zur den kirchlichen Gleichheitsrechten auch Borowski, Die Glaubens- 
und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 679 ff., 724 ff.  
357 Siehe dazu M. Heckel, Gleichheit oder Privilegien?, 1993, S. 27 f., 30 f.; Heinig, Öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 180 ff.  
358 Aus der Rechtspr. z.B. BVerfGE 19, 1 (6 ff.); 19, 129 (134 f.); 24, 236 (246); 32, 98, (106), 33, 23 
(28 f.). Weitere Ansätze bei M. Heckel, ZRG KanAbt. 80 (49), 1963, S. 273 ff. (278). 
359 So zu Recht M. Heckel, Gleichheit oder Privilegien?, 1993, S. 27 f., 30.  
360 Vergl. zum letzteren BVerfGE 72, 141 (150); 84, 133 (158); 98, 365 (385).  

 Der Religionsgesellschaft, die tatsächlich kein Gotteshaus hat, nützt die 
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rechtliche Gleichbehandlung aller Religionsgesellschaften, die über Gotteshäuser 

verfügen, wenig.  

 

Vor diesem Hintergrund gewährleistet die Norm des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV auch ein (nicht jedes!) tatsächliches Substrat der kirchlichen Gleichheit, näm-

lich das kirchliche Eigentum. Dadurch, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

das vorhandene Eigentum und die anderen Rechte aller Religionsgesellschaften und 

religiösen Vereine gleichermaßen schützt, werden sie davor bewahrt, in einen Status 

der tatsächlich Ungleichheit „geworfen“ zu werden, in dem ihnen der Gleichheitssatz 

nichts mehr hülfe. Dieses Verständnis wird dadurch bestätigt, dass Art. 140 GG 

i.V.m. 138 Abs. 2 WRV von den tatsächlichen Ungleichheiten zwischen den traditio-

nellen Kirchen und den übrigen Religionsgesellschaften hinsichtlich ihres „Religions-

guts“ abstrahiert und beide Gruppen mittels der Verwendung des Terminus der „Re-

ligionsgesellschaft“ in ihrem Eigentum und in ihren „anderen Rechten“ gleichstellt.361 

Schließlich kann es auch der Sache nach zu Überschneidungen zwischen der Ge-

währleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 und des Art. 3 Abs. 1 GG kom-

men, so etwa dann, wenn eine Religionsgesellschaft Gut entzogen wird, um es einer 

anderen Religionsgesellschaft zu übergeben.362 Endlich wird das Gesagte dadurch 

bestätigt, dass auch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG im Sinne einer Gewähr des tatsächli-

chen Substrats der rechtlichen Gleichheit des Art. 3 Abs. 1 GG verstanden wird363

                     
361 Vergl. M. Heckel, Gleichheit oder Privilegien? 1993, S. 31 ff. 
362 So der Grundsachverhalt des St. Salvator-Falles, siehe z.B. BVerfGE 99, S. 100 ff; BVerwGE 87, 
S. 115 ff. 
363 Vergl. Stein, Vermögenspolitik und Grundrechte, 1974, S. 31. 

 - 

dies muß seine Widerspiegelung im Verhältnis von Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 

und Art. 3 Abs. 1 GG finden. 
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Gemeinsam war allen Auffassungen, dass die Kirchengutsgarantieen nicht gegen 

„allgemeine Gesetze“ und nicht gegen Einzeleingriffe der Verwaltung schützte. Hin-

tergrund dieses Verständnisses war, dass sowohl die frühkonstitutionellen Verfas-

sungen wie auch die PrVU einen Vorrang der Verfassung nicht kannten - weder Ge-

setzgeber noch Verwaltung waren unmittelbar an die Verfassung gebunden.

Zweites Kapitel: 

Die dogmatische Struktur von 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. 

 

Sinn und Zweck des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ist der Schutz der kirch-

lichen Freiheit und Gleichheit nach der Seite ihres materiellen Substrats hin. Damit 

ist hinsichtlich der Bestimmung der dogmatischen Struktur des Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 eine Richtung, nicht aber das Ergebnis vorgegeben. Einer Klärung 

bedarf zum einen, gegen welche Arten der Beeinträchtigungen des materiellen Subs-

trats der kirchlichen Freiheit und Gleichheit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

schützt (I.) Zum anderen ist zu ermitteln, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

eine „grundrechtsähnliche“ oder „institutionelle“ Struktur hat (II).  

 

I. 

Die Reichweite des Schutzes 

durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

 

Läßt man die Entwicklungsgeschichte von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

Revue passieren wird klar, dass bis zum Inkrafttreten der WRV der Schutz durch die 

Kirchengutsgarantieen ein begrenzter war, diese sollten nämlich ausschließlich vor 

„Säkularisationen“ schützen. Ein solcher Schutz vor „Säkularisationen“ wurde auch 

unter der WRV bejaht, es wurde jedoch der Begriff der „Säkularisation“ erweitert bzw. 

es wurden neue Schutzzwecke hinzugefügt: Anschütz und die herrschende Meinung 

gingen davon aus, dass Art. 138 Abs. 2 WRV vor der entschädigungslose Wegnah-

me von Kirchengut schütze, E.R. Huber war der Ansicht, dass die Gewährleistung 

vor Sondergesetzen zu Lasten des Kirchenguts bewahre.  

 

364

                     
364 Siehe dazu Wahl, in: Moderne deutsche Verfassungsgeschichte (1815-1914), Hrsg. von E.-W. 
Böckenförde, 2. Aufl. 1981, S. 346 (350 ff.).  

 Nach 

überwiegender Auffassung kannte auch die WRV keine Bindung des parlamentari-
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schen Gesetzgebers an die Grundrechte; in diese durfte aufgrund allgemeiner Ge-

setze uneingeschränkt eingegriffen werden.365 Daher war auch die Bindung der Ver-

waltung an die Grundrechte der WRV beschränkt, sie bestand nur soweit, als keine 

detaillierte gesetzliche Regelung vorhanden war.366

Sowohl der verfassungsrechtliche Hintergrund als auch die Grundlagen der Kirchen-

gutsgarantie selbst haben sich unter dem Grundgesetz geändert: Unter dem Grund-

gesetz sind alle drei Gewalten an die Verfassung gebunden (Art. 20 Abs. 3 GG), je-

der (Einzel-) „Eingriff“ in die Grundrechte wird an diesen gemessen (Art. 1 Abs. 3 

GG), in diesem Rahmen wird der Eingriff auch an Güterabwägungsmaßstäben bzw. 

dem Verhältnismäßigkeitsprinzip geprüft.

 Endlich war auch das Verhält-

nismäßigkeitsprinzip nicht auf der Verfassungsebene angesiedelt, womit ein Instru-

mentarium zur Beurteilung von „Einzeleingriffen“ durch Gesetzgeber und Verwaltung 

weitgehend fehlte. Von diesen verfassungsrechtlichen Grundlagen konnten die früh-

konstitutionellen Verfassungen, die PrVU und die WRV für die Gewährleistungen des 

Staatskirchenrechts und die Kirchengutsgarantieen schwerlich abweichen. 

 

367 Schon dieser verfassungsrechtliche 

Rahmen spricht dafür, dass auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gegen je-

den „Eingriff“ im Rahmen der allgemeinen Grundrechtsdogmatik schützt, d.h. gegen 

jeden finalen und unmittelbaren Rechtsakt, der mit Befehl oder Zwang das Kirchen-

gut verkürzt.368

                     
365 Siehe dazu z.B. E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundge-
setz, 1990, S. 11 f. m.w.N. 
366 Siehe dazu z.B. E.-W. Böckenförde, ebd. 
367 Siehe dazu nur E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundge-
setz, 1990, S. 15 ff.; Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 308 ff.; Pie-
roth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 22. Aufl. 2006, Rdnr. 269 ff.  
368 An dieser Stelle wird der „klassische“ Eingriffsbegriff wiedergegeben. Ob und inwieweit dieser er-
weitert werden kann und muss ist zunächst einmal ein Problem der allgemeinen Grundrechtsdogma-
tik, dass an dieser Stelle nicht weiter diskutiert werden kann. Siehe dazu z.B. Dreier, in: Dreier (Hrsg.), 
Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004,, Rdnrn. 123 ff. zu Vorb.; Stern, Das Staatsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/2, 1994, S. 75 ff.  

 Weiter hat Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eine neue und 

aktuelle Bedeutung – mit der Gewährleistung soll die kirchliche Freiheit und Gleich-

heit nach der Seite ihres materiellen Substrats hin geschützt werden. Diese Bedeu-

tung rechtfertigt es, in Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV einen Schutz gegen 

jeden Eingriff im Sinne der allgemeinen Grundrechtsdogmatik zu sehen. Denn jeder 

solcher Eingriff, ob er nun vom Gesetzgeber oder der Verwaltung ausgeht, „nimmt“ 

Kirchengut und verkürzt damit das materielle Substrat kirchlicher Freiheit und 

Gleichheit. Insbesondere erschöpft sich der Schutz des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 
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Abs. 2 WRV nicht in einem Schutz gegen „Säkularisationen“, gegen „entschädi-

gungslose Enteignungen“ oder gegen Sondergesetze zu Lasten des Kirchenguts.369

Dementsprechend ist unter dem Grundgesetz zu Recht herrschende Meinung ge-

worden, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gegen alle Beeinträchtigungen 

des kirchlichen Eigentums im Sinne der allgemeinen Grundrechtsdogmatik 

schützt.

 

 

370 Solche Rechtsakte sind selbstverständlich auch (aber eben nicht nur) 

„Säkularisationen“, entschädigungslose Enteignungen und „Sondergesetze“ zu Las-

ten des Kirchenguts. Eine solche Schutzwirkung steht damit im Einklang, dass auch 

bei den kirchlichen Freiheiten nach Art. 4 Abs. 1 und 2 WRV bzw. Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 3 WRV, deren Substrat Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schüt-

zen will, anerkannt ist, dass sie vor jeglichem Eingriff im Sinne der allgemeinen 

Grundrechtsdogmatik schützen.371

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ist auf den Schutz der „grundrechtlichen“ 

Freiheit und Gleichheit der Kirchen bezogen und wendet sich gegen alle Beeinträch-

tigungen des Kirchenguts, die nach der allgemeinen Grundrechtsdogmatik „Eingriffe“ 

darstellen. Schon dies spricht dafür, Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als 

„grundrechtsähnliches“ Recht zu qualifizieren.

  

 

II. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV – „institutionelle“ 

Gewährleistung oder grundrechtsähnliche Garantie?  

 

372 In diesem Zusammenhang bedeutet 

„grundrechtsähnlich“, dass Staat und Gläubige bzw. Kirche zu unterscheiden sind373

                     
369 Siehe oben S. 56 ff. 
370 So auch BVerfGE 99, 100 (119 ff.); BVerwGE 87, 115 (123 ff.); J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 
(104 ff.); Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (68 ff.); Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 28 ff.; 
Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 215.; Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 
1994, § 32, S. 891 (892 ff.), v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 275 f.; 
Filmer/Görisch, ZevKR 45 (2000), S. 457 ff. A.A. Schlink, NVwZ 1987, S. 633 (635 f.); OLG Köln, NJW 
1970, S. 2299 f.  
371 Für Art. 4 Abs. 1 und 2 GG versteht sich dies von selber, für Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 
WRV siehe z.B. Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (544 ff.); Isensee, Kirchenautonomie 
und sozialstaatliche Säkularisierung in der Krankenpflegeausbildung, 1980, S. 55 ff.  
372 Gleichwohl würde aber allein diese Qualifikation für sich allein gesehen noch nicht die Möglichkeit 
der Verfassungsbeschwerde eröffnen – vergl. BVerfGE 19, 129 (135); H. Weber, HdBStKiR II, 2. Aufl. 
1995, § 72, S. 1047 (1068 ff.).  
373 Siehe unten S. 180 f.  

 

und dass die Freiheit und Gleichheit der Gläubigen bzw. Kirche zunächst als Freiheit 

und Gleichheit vom Staat verstanden werden, die in einem als ursprünglich verstan-
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denen Raum der Autonomie wurzelt.374 Daher sind die der Kirche bzw. den Gläubi-

gen durch das Grundgesetz zugewiesenen Rechte zunächst als „liberale Eingriffs-

abwehrrechte“ zu verstehen. Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hat diesem 

Status ähnelnd eine Struktur, die jener der Grundrechte im Sinne liberaler Abwehr-

rechte entspricht. Dass bedeutet insbesondere, dass eine „grundrechtsähnliche“ Prü-

fung nach dem Schema Schutzbereich, Eingriff, Schranken und Schranken-

Schranken stattfindet, wobei insbesondere im letzten Prüfungspunkt Güterabwä-

gungs- und Verhältnismäßigkeitsüberlegungen maßgeblich sind.375

Ein solcher „grundrechtsähnlicher“ Charakter des Art. 140 GG i.V.m. i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV entspricht nun auch der einhelligen Auffassung der Wissenschaft. Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wird, sogar von Autoren, die sonst dazu neigen, 

das Staatskirchenrecht weniger aus der Perspektive der Grundrechte zu sehen, als 

„zweites Grundrecht der Kirchen“ (neben Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) 

verstanden.

 

 

376 Einem „grundrechtsähnlichen“ Charakter des Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV könnte daher allenfalls entgegengehalten werden, dass es fehler-

haft sei, irgendeine der durch Art. 140 GG inkorporierten Bestimmungen als „grund-

rechtsähnliche“ (im oben genannten Sinne) zu qualifizieren - vielmehr müsse das 

gesamte Staatskirchenrecht des Art. 140 GG „institutionell“ verstanden werden 

(1.).377

1. Ein „institutionelles“ Verständnis des Staatskirchenrechts hat nichts mit der „institu-

tionellen Grundrechtstheorie“

 Dagegen spricht aber schon, dass ein solches „institutionelles“ Verständnis 

des durch Art. 140 GG inkorporierten Staatskirchenrechts nicht begründbar ist (2.). 

 

378

                     
374 Siehe dazu z.B. Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (60 ff.); Badura, Der Schutz von Religion 
und Weltanschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 12 ff., 18; Isensee, Essener Gespräche 25 
(1991), S. 104 (111 ff.); Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung der Gerichte 
der Bundesrepublik Deutschland, 1971, S. 354 ff., 368 ff. 
375 Grundrechtstheoretisch ausgedrückt: Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wäre – wie die Frei-
heitsrecht auch – eine Prinzipiennorm. Vergl. Alexy, Theorie der Grundrechte, 1985, bes. S. 71 ff.  
376 Ausführlich Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 67 ff.; J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 
103; Mikat, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte IV/1, 1960, S. 111 (222); Scheuner, 
in: ders., Staatstheorie und Staatsrecht, Gesammelte Schriften, 1978, S. 665 (701).  
377 Vergl. Geiger, ZevKR 26 (1981), S. 156 (159 ff.); Grundmann, FS Kunst, 1967, S. 126 ff., beson-
ders deutlich auf S. 132.  

 oder den Lehren von den „institutionellen Garan-

378 Siehe zu dieser Lehre E.-W. Böckenförde, NJW 1974, S. 1529 (1532 ff.). Diese Lehre betont, dass 
grundrechtliche Freiheit nicht nur subjektive Freiheit sei, sondern auch einen Charakter als Ordnungs-
prinzip habe. Die objektiven Ordnungsprinzipien verwirklichten sich in normativen Regelungen institu-
tioneller Art. Die grundrechtliche Freiheit bedürfe insoweit der institutionell gewährleisteten Lebens-
verhältnisse, der institutionellen Seite der Grundrechte sowie der diese anreichernden Normenkomp-
lexe, die ihr Richtung und Maß, Sicherheit und Geborgenheit, Inhalt und Aufgabe geben. Sie findet die 
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tien“379 bzw. von den „Institutsgarantien“380 zu tun. Vielmehr hat sich im Staatskir-

chenrecht ein durchaus eigenständiges „institutionelles“ Verständnis entwickelt,381

                                                                
Freiheit als Institut vor, die ihr entsprechend der Eigenart des jeweiligen Lebensgebiets objektiviert als 
etwas Gegebenes und Ausgestaltetes gegenübertritt. Die Grundrechte wiesen insoweit den Gesetz-
geber an, die grundrechtliche Freiheit Regelungen zu schaffen und zu verwirklichen. Im Staatskirchen-
rechts ist nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV ein solches „institutionelles“ Verständ-
nis von vorneherein nicht angängig. Der Gesetzgeber hat nichts zu formen und herzustellen, die Reli-
gionsgesellschaften ordnen und verwalten ihre Freiheit („ihre Angelegenheiten“) selbst, der Gesetzge-
ber kann und darf nur die Schranken der allgemeinen Gesetze aktivieren.  
379 Nach der grundlegenden Definition von C. Schmitt ist unter einer „institutionellen Garantie“ die ver-
fassungsrechtliche Garantie einer öffentlich-rechtlichen und staatlichen Institution zu verstehen. Dabei 
verstand C. Schmitt unter „Institution“ eine gegenwärtig „organisierte und daher umgrenzbare Einrich-
tung“. Die verfassungsrechtliche Gewähr der institutionellen Garantien sollte darin liegen, dass der 
„Kern“ bzw. das „Wesen“ des „umschriebenen und umgrenzte“ von Verfassungs wegen geschützt sei 
(C. Schmitt, in: ders., Verfassungsrechtliche Aufsätze, 2. Aufl. 1973, S. 140 <142 ff.>). Der verfas-
sungsrechtliche Schutz solcher institutionellen Garantien gegenüber dem parlamentarischen Gesetz-
geber ist mithin einer des fest umgrenzten Kernbereichs oder „Wesens“ der Gewährleistung; bei des-
sen Bestimmung scheidet eine Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips aus (Vergl. BVerfGE 79, 
127 <143 ff.> und die Rechtsprechung zu Art. 33 Abs. 5 GG). Ein Verständnis des Staatskirchen-
rechts auf dieser Basis scheitert schon daran, dass die Religionsgesellschaften – auch und soweit sie 
einen öffentlich-rechtlichen Status haben – jedenfalls keine staatlichen Institutionen sind (BVerfGE 18, 
385 <386 f.>; 66, 1 <19 f.>). Jede Paralellisierung mit der Garantie der kommunalen Selbstverwaltung 
hat daher auszuscheiden (v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 128 ff.; H. 
Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts im System des 
Grundgesetzes, 1966, S. 56 ff.; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 132; Kirchhof, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 22, S. 651 (656 f.); Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bd. III/1, 1988,, S. 819 ff. A.A. Preuß, in: Alternativkommentar zum Grundgesetz, Bd. 2, 2. Aufl. 
1989, Rdnr. 27f. zu Art. 140). Selbst wenn man bei obiger Definition des „Institutionellen“ das Merkmal 
des „staatlichen“ entfallen lässt und damit argumentiert, dass hier jedenfalls eine öffentliche und/oder 
öffentlich-rechtliche Institution vorliege, was sich an Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV zeige (So 
Meyer-Teschendorff, AöR 289 <289 ff., 300 ff.>) kommt man auf diesem Wege zu einem Gesamtver-
ständnis des Staatskirchenrechts nicht weiter. Die ganz überwiegende und essentielle Zahl der staat-
kirchenrechtlichen Gewährleistungen des Grundgesetzes ist nicht auf die Religionsgesellschaften 
begrenzt, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, weswegen sich ein Verständnis des 
Staatskirchenrechts von der Seite des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV her verbietet (Siehe 
unten S. 88 ff., 193 ff.).  
380 Wie die Lehre von den institutionellen Garantien wurzelt die Lehre von den Institutsgarantien in der 
Lehre von den „Einrichtungsgarantien“, im Gegensatz zu der erstgenannten betrifft sie privatrechtliche 
Institute. Eine institutionelle Garantie soll vorliegen, wenn eine verfassungsrechtliche Gewährleistung 
eines bestimmten, bestehenden Normkomplexes (Rechtsinstitution) im Sinne der typisch-traditionellen 
Normkomplexe und Rechtsbeziehungen vorliegt. Geschützt ist dann verfassungsrechtlich das typisch-
traditionelle bzw. der „Kern“ des Normkomplexes (C. Schmitt, ebd., S. 160 ff. Zur Entwicklung danach 
Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 765 ff.). Eine Erfassung 
des Staatskirchenrechts von dieser Seite aus hat ebenfalls auszuscheiden, da es dort ganz regelmä-
ßig nicht um die Gewähr einfach-rechtlich bestehender Normkomplexe geht. So gewährleistet etwa 
Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV beispielsweise nicht das Institut „Kircheneigentum“, da es ein 
solches nicht gibt (C. Schmitt, ebd., S. 155 ff.). Allenfalls könnte man davon sprechen, dass - wenn 
man den Begriff des Institutionellen nicht auf das Privatrecht begrenzt – durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 
137 Abs. 5 WRV als „Institut“ diejenigen Rechtsvorschriften und Normenkomplexe gewährleistet wer-
den, die den „Kern“ der aus der Körperschaftstellung fließenden Rechte darstellen; entsprechendes 
ließe sich für Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV vertreten (Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 
WRV H. Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts im System 
des Grundgesetzes, 1966, S. 130 f. Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV BVerfGE 19, 206 
<218>).  
381 So auch Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 8 ff.  
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das mit Geiger und Grundmann wie folgt präzisiert werden kann382: Im Mittelpunkt 

der Betrachtung stehen die christlichen Kirchen als soziologische und rechtlich ge-

formte Institutionen (weswegen dieses Verständnis hier auch „institutionelles“ ge-

nannt wird) und nicht deren Mitglieder. Diese Kirchen werden als „Stiftungen“ und 

nicht als „Korporationen“ verstanden. Während Art. 4 Abs. 1 und 2 GG den mitglied-

schaftlich-korporativen Aspekt betreffe, werde in den durch Art. 140 GG inkorporier-

ten Artikeln der WRV der institutionell-stiftungsrechtliche Aspekt erfasst. Das Ver-

hältnis von Staat und Kirche wird dementsprechend als das Verhältnis zweier Institu-

tionen begriffen, die einander als gleichgeordnete gegenüberstehen. Die Bereiche, in 

denen sie sich „gegenüberstehen“ seien durch die Verfassung fest abgegrenzt, es 

seien nämlich der „kirchliche“ und der „staatliche“ Bereich. Es handele sich dabei 

gewissermaßen um räumlich-starre Bereiche, deren Reichweite nach verschiedenen 

Regeln und im Einzelnen zu bestimmen sei, wobei aber bei deren Bestimmung die 

Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips auszuscheiden habe. Letzterer Ansatz, 

die sogenannte „Bereichsscheidungslehre“, ist über die genannten Autoren und de-

ren Ansätze hinaus im Staatskirchenrecht weit verbreitet und hat lange Zeit sogar die 

Rechtsprechung dominiert. 383 Ihre Auswirkungen hat sie konkret bei der Auslegung 

des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz WRV384 und bei der Frage nach einem 

Rechtsschutz gegen Akte der kirchlichen Gewalt .385

2. Einem derartigen Verständnis des durch Art. 140 GG inkorporierten Staatskirchen-

rechts kann nicht gefolgt werden.

 

 

386

                     
382 Geiger, ZevKR 26 (1981), S. 156 (156 ff.); Grundmann, FS Kunst, 1967, S. 126 ff. Dezidiert in die-
se Richtung aus jüngerer Zeit etwa Grzeszick, AöR 129 (2004), S. 168 (187 ff.), der bezeichnender-
weise weitestgehend allein Geschichtlich argumentiert.  
383 BVerfGE 18, 385 (386 f.); 42, 312 (333 ff.). 
384 Z.B. Quaritsch, Der Staat 1 (1962), S. 289 (295 f.; 318 f); H. Weber, Grundprobleme des Staatskir-
chenrechts, 1970, S. 43 ff. 
385 Zu diesem – komplizierten - Sonderproblem aus jüngerer Zeit etwa BVerwG, NVwZ 2002, S. 987 
ff.; BVerwG, NJW 2003, S. 2067 ff.; BGH, NJW 2000, S. 1555 ff.; BGHZ 154, S. 306 ff. Aus der Litera-
tur in jüngerer Zeit etwa Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 
2006, Rdrn. 53 zu Art. 140 Art. 137 WRV; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr.579 ff.; Magen, NVwZ 
2002, S. 897 ff.; H. Weber, NJW 2003, S. 2067 ff.; Kästner, ZevKR 48 (2003), S. 301 ff.; Hillgruber, FS 
Rüfner, 2003, S. 297 ff.; Grzeszick, AöR 129 (2004), S. 168 ff.  
386 In diese Richtung auch Magen, Köperschaftstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 8 ff. 

 Im Mittelpunkt der Verfassung stehen nämlich 

keineswegs die christlichen Kirchen als soziologische und rechtlich geformte Institu-

tionen, mögen diese auch tatsächlich nach wie vor Hauptadressaten der staatskir-

chenrechtlichen Bestimmungen sein. Denn in der Verfassung taucht der Ausdruck 

„Kirche“ eher am Rande und in verneinender Form (Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 
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1 WRV) auf. Im Zentrum der verfassungsrechtlichen Betrachtungsweise der durch 

Art. 140 GG inkorporierten Bestimmungen stehen vielmehr die „Religionsgesellschaf-

ten“ (seien sie Körperschaften des öffentlichen Rechts, seien sie es nicht). Bei den 

„Religionsgesellschaften“ handelt es sich aber um Personenvereinigungen, genauer 

um Verbände, die die Angehörigen eines Bekenntnisses für ein Gebiet zusammen-

fassen und die zur allseitigen Erfüllung der durch das gemeinsam Bekenntnis gestell-

ten Aufgaben dienen.387 Dementsprechend ist anerkannt, dass unter dem GG die 

Kirchen nicht als „Stiftungen“, sondern nur als „Korporationen“ begriffen werden kön-

nen. Dass das kirchliche Selbstverständnis ein anderes ist, mag sein, ist aber aus 

rechtlicher Sicht irrelevant.388 Schließlich stehen im Mittelpunkt der verfassungsrech-

tlichen Betrachtungsweise nicht etwa die Kirchen als Institutionen sondern deren re-

ligiös geprägte Mitglieder; davon wird noch zu handeln sein.389

Auch die Verankerung eines solches „institutionellen“ Verständnisses in Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV (da die christlichen Kirchen traditionell Körperschaften 

des öffentlichen Rechts seien) muß scheitern. Der Wortlaut des Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 5 WRV gibt hierfür nichts her, zudem wendet sich die ganz überwie-

gende und essentielle Zahl der durch Art. 140 GG inkorporierten staatkirchenrechtli-

chen Gewährleistungen nicht an die Kirchen als Körperschaft des öffentlichen Rechts 

sondern an alle „Religionsgesellschaften“ (Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 bis 4 

WRV, Art. 138 WRV, Art. 139 WRV, Art. 1412 WRV.). So verbietet sich ein Ver-

ständnis des Staatskirchenrechts allein von der Seite des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 5 WRV.

 

 

390

Auch macht es wenig oder keinen Sinn, die durch Art. 140 GG inkorporierten Rechte 

der Kirchen rein institutionell zu verstehen und sie von dem Schutz ihrer Rechte 

 

 

                     
387 Siehe unten S. 92 f.  
388 BVerfGE 19, 206 (216); 19, 226 (227); 19, 242 (247); Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesell-
schaften, 2003, S. 67. Vergl. auch Isensee, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 118, Rdnr. 4. Ungeachtet ter-
minologischer Differenzen scheint von den genannten Autoren hier in der Sache Einigkeit zu bestehen 
– v. Campenhausen, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 2, S. 47 (57 ff.); Hollerbach, AöR 92 (1967), S. 99 
(104 ff., 108); Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (523). 
389 Siehe unten S. 208 ff.  
390 So auch Meyer-Teschendorff, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 124 ff.; 
v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 127 ff., 131 f.; Hollerbach, VVDStRL 
26 (1968), S. 57 (86 ff.); Hesse, ZevKR 11 (1964/65), S. 337 (354 ff.); H. Weber, Die Religionsge-
meinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts im System des Grundgesetzes, 1966, S. 95 
ff.; Stern, Klaus, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, München 1988, S. 814 ff. 
Anderer Ansicht Smend, ZevKR 16 (1971), S. 241 (243).  



 

 

90 

90 

durch die Grundrechte strikt zu scheiden. Die Stellung der Kirchen und ihrer Freiheit 

und Gleichheit werden im Grundgesetz grundlegend durch 4 Abs. 1 und 2 GG und 

die übrigen genuin grundrechtlichen Bestimmungen gesichert, die einen „Grundsta-

tus“ begründen.391 Eine Scheidung dieser Rechte von den durch Art. 140 GG inkor-

porierten Rechten trennt die Rechte der Kirche in der Mitte und sprengt den Grund-

satz der „Einheit der Verfassung“.392 So macht es im Hinblick auf das Verhältnis von 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV, die in weiten 

Bereichen deckungsgleich sind, wenig Sinn, ein und denselben Sachverhalt in einen 

„grundrechtlichen“ und einen „institutionellen“ Teil zu spalten.393 Auch die Frage einer 

„Gleichordnung“ oder „Unterordnung“ der Institution Kirche mit oder unter dem Staat, 

ist nicht geeignet, irgendein Problem zu lösen.394

Schließlich ist auch die Vorstellung, dass die Bereiche von Staat und Kirche nach 

„räumlich-sachlich“ getrennten Bereichen ohne gegenseitige Zuordnung im Wege 

eine Güterabwägungs- oder Verhältnismäßigkeitsbestimmung getrennt werden könn-

ten (sogenannte Bereichsscheidungslehren), kaum vertretbar.

  

 

395 Im Normtext des 

Grundgesetzes findet eine solche Lehre keinen Anhalt, vielmehr unterwirft Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV die Religionsgesellschaften auch im Rahmen „ihrer 

Angelegenheiten“ der Schranke der „für alle geltenden Gesetze“.396 Aber auch der 

Sache nach kann eine solche „Trennung“ nicht gelingen397

                     
391 Siehe oben S. 77 ff. und unten S. 153 ff., 200 ff.  
392 Zu diesem Grundsatz z.B. Hesse, Grundzüge der Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 71. Bezogen auf die Bestimmungen über das Religiöse im Grundgesetz 
siehe BVerfGE 19, 226 (236); 53, 366 (400); 66, 1 (22); 70, 138 (167); 99, 100 (119 f.); 102, 370 
(387);  Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 4 ff.; Borowski, Die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 350 ff.  
393 Dementsprechend hat das Bundesverfassungsgericht Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV 
„grundrechtsähnlich“ verstanden – siehe oben S. 142 f.  
394 Vergl. Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (529). Vergl. auch Neureither, Recht und 
Freiheit im Staatkirchenrecht, 2002, S. 310 ff. Weiter unten S. 181 ff.  
395 Dies gilt ungeachtet dessen, ob man das Staatskirchenrecht „institutionell“ oder „personal“ konzi-
piert. Vertreter solcher „Bereichsscheidungslehren“ sind z.B. einerseits mit einem institutionellen An-
satz Geiger, ZevKR 26 (1981), S. 156 (168 ff.), andererseits mit einem personalen Ansatz H. Weber, 
Grundprobleme des Staatskirchenrechts, 1970, S. 41 ff. 
396 Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (550); Bock, Das für alle geltende Gesetz und die 
kirchliche Selbstbestimmung, 1996, S. 71; Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, 
S. 157 f.; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 601 f.  
397 Ich folge hier im Wesentlichen dem Votum des Bundesverfassungsrichters (a.D.) Prof. Dr. Dr. Dr. 
h.c.  E.-W. Böckenförde zu dem Verfahren 2 BvR 626/90 u.a. Als wissenschaftlicher Mitarbeiter des 
Bundesverfassungsgerichtes hatte ich die Gelegenheit zur Einsichtnahme in dieses Votum.  

: Die Kirchen sind nämlich 

auf ein Wirken in der Welt angewiesen, um ihren geistlichen Auftrag zu erfüllen; 

schon deswegen ist eine gegenständliche Scheidung nach Lebenssachverhalten 

oder -bereichen unmöglich und würde einen einheitlichen Lebenssachverhalt zerrei-
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ßen. Eine begriffliche Trennung dessen, was die „rein inneren“, „inneren“ oder “eige-

nen“ Angelegenheiten der Kirchen sind, kann auch nicht dadurch erreicht werden, 

dass man fragt, ob das kirchliche Handeln über den „rein inneren“, „inneren“ oder 

“eigenen“ Bereich hinaus „mittelbare“ oder „unmittelbare“ (Außen-) Wirkung hat.398 

Denn genau dies zeigt, dass es nicht um die Zuordnung scheidbarer Bereichen geht, 

sondern um die verschiedenen Aspekte desselben Sachverhalts oder derselben 

rechtlichen Beziehung. Wie will man Bereiche scheiden, wenn es beispielsweise um 

die persönliche Beleidigung in einer Predigt geht oder um eine Körperverletzung im 

Rahmen einer kultisch-religiösen Handlung (z.B. bei Taufe, aber auch Menschenop-

fer und Exorzismus). In allen diesen Fällen ist der Betroffene durch an sich genuin 

religiöse Handlungen nicht nur „geistlich“ sondern auch „weltlich“, d.h. in seinen bür-

gerlichen Rechten betroffen; auch die Fälle des Dienst- und Amtsrechts der Kirche 

gehören hierher.399 Hinzu tritt schließlich, dass das einzelne Kirchenmitglied „idem 

civis et christianus“ ist; wie soll von diesem Ansatzpunkt aus eine Trennung in einen 

geistlichen und in einen weltlichen Bereich überhaupt möglich sein?400 Damit erwei-

sen sich die „Bereichsscheidungslehren“ als fehlerhaft – was freilich nicht aus-

schließt, dass Elemente dieser Bereichsscheidungslehren an dogmatisch anderer 

Stelle – etwa im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung – Geltung erlangen.401

                     
398 Vergl. z.B. BVerfGE 18, S. 385 (387 f.); 42, 312 (333 ff.). 
399 Amtsenthebungen oder –Entlassungen können sowohl aus profanen wie auch aus geistlichen 
Gründen („falsche Lehre“) o.ä. stattfinden, sie können dabei zugleich Wirkungen in weltlich-
bürgerlicher Hinsicht zeitigen (etwa Gehaltskürzung, Verlust der Berufstätigkeit). 
400 So zu Recht Meyer-Teschendorff, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 91 
ff., 190 f.; M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 202 ff. und öfter; Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, 
§ 17, S. 521 (550 ff.); v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 317 f.; Classen, 
Religionsrecht, 2006, Rdnr.257 ff.; ders., Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in der Grundrechts-
ordnung, 2003, S. 123; Bock, Das für alle geltende Gesetz und die kirchliche Selbstbestimmung, 
1996, S. 71;; Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 541 ff.; Borowski, Die Glaubens- und Ge-
wissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 601 f. In der neueren Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts wird dementsprechend eine solche Bereichsscheidung abgelehnt und versucht, dass 
Verhältnis zwischen Staat und Religionsgesellschaften als ein Verhältnis von Ausgleich, Zuordnung 
und Verhältnismäßigkeit zu bestimmen – siehe unten S. 142 f.).  
401 Siehe unten S. 128ff. So auch Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 158 ff. 

 

 

Nach allem ist festzuhalten, dass ein „institutionelles“ Verständnis des gesamten 

Staatskirchenrechts in dem genannten Sinne nicht angängig ist und daher auch die 

Interpretation des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht beeinflussen kann. 

Vielmehr ist die Kirchengutsgarantie als „grundrechtsähnliche Garantie“ zu verste-

hen, auf welche die von der allgemeinen Grundrechtsdogmatik entwickelten Lehren 

zu übertragen sind.  
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1. Durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV werden die „Religionsgesellschaf-

ten“ und „religiösen Vereine“ geschützt. Unter „Religionsgesellschaft“ sind die Ange-

hörigen ein und desselben Glaubensbekenntnisses in einem für ein Gebiet zusam-

mengefasstem Verband zu verstehen, der zur allseitigen Erfüllung der durch das Be-

Drittes Kapitel: 

Detailprobleme des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. 

 

Sinn und Zweck des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ist der Schutz der kirch-

lichen Freiheit und Gleichheit nach der Seite ihres materiellen Substrats hin. Dogma-

tisch gesehen hat die Gewährleistung eine grundrechtsähnliche Struktur (im Sinne 

der Grundrechte als liberale Abwehrrechte). Dies legt es nahe, die Detailprobleme 

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV anhand der Prüfungsreihenfolge der 

allgemeinen Grundrechtsdogmatik abzuhandeln:  

 

Zunächst wird nach dem persönlichen Schutzbereich von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV gefragt - wer kann sich auf die Gewährleistung berufen (I.)? Sodann 

wird der sachlichen Schutzbereich des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV er-

mittelt – welche Rechtspositionen werden geschützt (II.)? Anschließend wird die Fra-

ge abgehandelt, wann ein Eingriff in den Schutzbereich der Gewährleistung vorliegt 

(III.). Schließlich werden die Schranken (IV.) und Schranken-Schranken (V.) von Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV behandelt.  

 

I. 

Der persönliche Schutzbereich 

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt „Religionsgesellschaften“ und „reli-

giösen Vereine“. Zu klären ist zunächst, was „Religionsgesellschaften“ und „religiöse 

Vereine“ sind (1.). Im Anschluss daran wird gefragt, ob auch Untergliederungen von 

„Religionsgesellschaften“ bzw. „religiösen Vereinen“ in den Genuß der Gewährleis-

tung kommen (2.). Abschließend ist zu erläutern, was mit der Formulierung gemeint 

ist, nach der die Rechte dieser Personen an „ihren....Anstalten, Stiftungen....“ ge-

währleistet werden (3.). 
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kenntnis gestellten Aufgaben dient.402 Die „religiösen Vereine“ heben sich dadurch 

von den „Religionsgesellschaften“ ab, dass sie religiöse Aufgaben nicht allseitig, 

sondern nur partiell erfüllen bzw. wahrnehmen403 und nicht unmittelbar in die Organi-

sation der Religionsgesellschaft eingegliedert sind.404 Maßgeblich ist insoweit allein 

der (weitere) Begriff der Personengesellschaft und es kommt nicht darauf an, ob es 

sich um „Vereine“ im Sinne des BGB handelt405 oder ob diese „religiösen Vereine“ 

rechtsfähig sind oder nicht – auch die „Religionsgesellschaften“ müssen nicht rechts-

fähig sein, damit ihnen verfassungsrechtlicher Schutz zukommt.406

Trotz des Wortlauts von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wird nun die These 

vertreten, dass die Gewährleistung nur die Kirchen schütze, die auch Körperschaften 

des öffentlichen Rechts seien.

  

 

407

Diese Ansicht ist abzulehnen.

 Die Argumente hierfür sind vor allem historischer 

Natur: Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gehe zurück auf Titel IV §§ 9 Abs. 4, 

10 Abs. 12 der BayVU vom 25. Mai 1808, die BayVU habe aber nur die Kirchen als 

Körperschaften des öffentlichen Rechts schützen wollen. Auch folge diese Begren-

zung des Gewährleistungsbereichs von 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV daraus, 

dass diese Norm die öffentliche Funktion des Kirchenguts schützen wolle; einen Öf-

fentlichkeitsstatus hätten aber nur die Kirchen als Körperschaften des öffentlichen 

Rechts.  

 
408

                     
402 Anschütz, Die Verfassung des deutschen Reichs, 14. Aufl. 1933, Anm. 2 zu Art. 137 WRV; Hesse, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (534); Wieland, Der Staat 25 (1986), S. 321 (342 f.); Heinig, 
Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 65 ff. Siehe dazu auch Towfigh, Die rechtliche 
Verfassung von Religionsgemeinschaften, 2006, S. 126 ff.  
403 Anschütz, ebd., Anm. 2 mit FN 3; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 
124 ff.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 363; RG JW 1935, S. 3375; OVG Berlin ZevKR 3 (1954) 
S. 202. 
404 Sonst sind sie Teil der Religionsgesellschaft - Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 21; 
E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 34; 
Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 1968, 
S. 54. Siehe auch Towfigh, Die rechtliche Verfassung von Religionsgemeinschaften, 2006, S. 157 f. 
405 Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen nach dem Bonner Grundgesetz, 1968, S. 
93; Wasse, Die Werke und Einrichtungen der evangelischen Kirche, 1954, S. 126 f. 
406 Opitz, ebd., S. 93  m.w.N. Die Frage ist streitig.  
407 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (132); Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 18 ff., 
63 ff.; Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen nach dem Bonner Grundgesetz 1968, 
S. 86 f.  

 Schon der Wortlaut des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV gibt für eine Begrenzung der Rechtsträgerschaft auf die Kirchen als 

408 So auch die ganz herrschende Meinung – BVerfGE 99, 100 (120); BVerwGE 87, 115 (122 f.); Ko-
rioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 14 zu Art. 140 Art. 
138 WRV; Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (896 f.); Haager, Die Garantie der Vermö-
genswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 1968, S. 40 ff.; v. Campenhausen/de 
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Körperschaften des öffentlichen Rechts nichts her. Auch die unmittelbare Entste-

hungsgeschichte des Art. 138 Abs. 2 WRV spricht gegen diese Auffassung. Mit den 

„Religionsgesellschaften“ waren in den Verhandlungen der verfassunggebenden 

deutschen Nationalversammlung unstreitig auch die kleinen und nicht-korporierten 

Religionsgesellschaften gemeint.409 Auch lehnte sich von der Entstehungsgeschichte 

her Art. 138 Abs. 2 WRV unmittelbar an Art. 15 PrVU an,410 dessen Kirchengutsge-

währleistung alle Religionsgesellschaften schützte. Aber selbst wenn man verfas-

sungsgeschichtlich statt auf die PrVU auf die BayVU zurückgehen würde: Auch nach 

der BayVU waren alle Religionsgesellschaften durch die diesbezüglichen Bestim-

mungen zum Schutz des Kirchenguts geschützt.411

2. Im Rahmen des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ist – wie bei Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV – problematisch, ob Untergliederungen von Reli-

gionsgesellschaften

 Auch systematisch ist eine Be-

grenzung des persönlichen Schutzbereichs von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV auf die Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts nicht überzeugend: 

In Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV wird ebenfalls der Begriff der „Re-

ligionsgesellschaft“ gebraucht, dort ist aber völlig unstrittig, dass alle Religionsgesell-

schaften gemeint sind. Schließlich will Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht 

die „öffentliche“ Funktion des Kirchenguts schützen; es geht allein um einen Schutz 

der Freiheit der Religionsgesellschaften. Damit sind alle Religionsgesellschaften und 

religiösen Vereine im Sinne der oben gegebenen Definitionen Träger der Garantie 

des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV.  

 

412

Vorab ist dabei zu klären, ob die „kleine“ Gruppe nicht selbst eine „Religionsgesell-

schaft“ darstellt. Auch und gerade einzelne Kirchengemeinden, soweit diese nach 

staatlichem Recht rechtlich selbstständig sind, können selbst Religionsgesellschaften 

 unter den Schutz von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

fallen. In Rede stehen hier Körperschaften des öffentlichen Rechts, Stiftungen, 

GmBH´s usw. 

 

                                                                
Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 269; Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 54 m.w.N. in FN 21.;  
409 Siehe dazu Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts, 1922, S. 35 ff.; 48 ff.; 56 ff. 
410 Siehe oben S. 34 ff. und Breitfeld, Die vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwischen Kirche 
und Staat in Preussen, 1929, S. 32; E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der 
Weimarer Verfassung, 1927, S. 4 f.; Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 60.  
411 Siehe oben S. 21. 
412 Die religiösen Vereine seien hier beiseite gelassen. 
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sein.413

Für die verbliebenen Fälle (d.h. vor allem: Stiftungen)

 Auch können kirchliche „Teilverbände“ jedenfalls dann Träger der Kirchen-

gutsgarantie sein, wenn sie „religiöse Vereine“ im Sinne der obigen Definition darstel-

len. Sind „Teilverbände“ nach staatlichem Recht schlicht „Teile“ von Religionsgesell-

schaften – mögen sie nach kirchlichem Recht auch ausgegliedert sein – dann steht 

das Kirchengut als solches unmittelbar der „Religionsgesellschaft“ zu.  

 
414 ist problematisch, ob auch 

die rechtlich selbstständigen „Untergliederungen“ der Religionsgesellschaften durch 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt sind. Für Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 3 Satz 1 WRV ist die Frage bekanntlich streitig: Die überwiegende Ansicht 

geht davon aus, dass diese Norm auch die rechtlich selbstständigen Untergliederun-

gen der Religionsgesellschaften schütze,415 während eine Mindermeinung dies mit 

Hinweis auf den Wortlaut der Norm und teleologischen Argumenten bestreitet.416

Jedenfalls ist für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV festzuhalten, dass die Ge-

währleistung auch die rechtlich selbstständigen Untergliederungen der Religionsge-

sellschaften schützt.

 

 

417 Schon der Wortlaut des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV („Religionsgesellschaften“, „religiösen Vereine“, „Rechte an Stiftungen“) und 

die Entstehungsgeschichte der WRV418 deuten darauf hin, dass mit der Gewährleis-

tung ein Schutz des Vermögens der Religionsgesellschaften im weitesten Sinne an-

gestrebt ist.419 Aber auch Sinn und Zweck gebieten die Einbeziehung kirchlicher Un-

tergliederungen, denn sonst würde der Schutz des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV von tatsächlichen Zufälligkeiten organisatorischer Art abhängig gemacht.420

                     
413 Vergl. BVerfGE 30, 112 (119 f.) 53, 366 (393). Aus der Literatur etwa Held, Die kleinen öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaften im Staatskirchenrecht der Bundesrepublik, 1974, S. 113 m.w.N. 
in FN 25; Schleithoff, Innerkirchliche Gruppen als Träger der verfassungsmäßigen Rechte der Kir-
chen, 1992, S. 97 ff. So sind die Kirchengemeinden ganz regelmäßig in der Form der Körperschaft 
des öffentlichen Rechts organisiert, was voraussetzt, dass sie Religionsgesellschaften sind.  
414 Zu den „Vereinen“ können Stiftungen nicht gezählt werden, bei diesen handelt es sich nämlich um 
„Anstalten“. Je nach der Definition des Begriffs der Religionsgesellschaft kann sich die Frage aber 
auch für Kirchengemeinden stellen.  
415 BVerfGE 46, 73 (85); 53, 366 (391 ff.); 70, 138 (162). Aus der Literatur dazu z.B. v. Campenhau-
sen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 125; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 365 ff.  
416 Wieland, Der Staat 25 (1986), S. 321 (342 ff.); Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in 
der Grundrechtsordnung, 2003, S. 96 ff.  
417 Richtig OVG Saarlouis, NVwZ 2003, S. 1008. So wohl auch Classen, ebd., S. 89. 
418 Siehe oben S. 37, 40. 
419 Vergl. unten S. 107 ff.  
420 So auch Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 120 ff. 

 

Dies wäre gerade für die Rechtsbeziehungen am Kirchengut verhängnisvoll. Dieses 
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befindet sich zumeist in der Hand ganz verschiedener Rechtsträger,421 womit die 

Reichweite von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV letztlich einem Lotteriespiel 

anheim gegeben würde.422 Schließlich geht die fein differenzierte Zuordnung der 

Rechtsträgerschaft nach Religionsgesellschaften, religiösen Vereinen, Kirchenge-

sellschaften, geistlichen Gesellschaften usw. letztlich zurück auf das PrALR.423 Unter 

dem System einer Staatskirchenhoheit machte es in der Tat Sinn, die einzelnen 

Rechtspersonen sorgfältig zu trennen, denn mit ihrer jeweiligen Rechtsstellung war je 

eine Privilegierung bzw. ein Privilegienstatus der jeweiligen Person verbunden.424 

Anders heute: Das Staatskirchenrecht kann angesichts Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 und Art. 137 Abs. 1 WRV nicht mehr als 

subtiles System der Zubilligung einzelner Privilegien verstanden werden. Vielmehr 

geht es grundsätzlich um einen grundrechtlich abgesicherten Freiheitsraum der reli-

giösen Vereinigungen. Vor diesem Hintergrund macht es wenig Sinn, ziselierte Un-

terscheidungen zu treffen, in der Sache kann es allein darum gehen, die Freiheit des 

Religiösen oder religiös Beeinflussten zu sichern.425 Dementsprechend ist festzuhal-

ten, dass auch die rechtlich selbständigen Untergliederungen von Religionsgesell-

schaften Träger der Kirchengutsgarantie sind. Sie sind dies aus eigenem Recht und 

nicht etwa nur „in Vertretung“ für die Religionsgesellschaften.426

3. Damit bleibt die Bedeutung der Formulierung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV „Gewährleistung des Eigentums und anderer Rechte der Religionsgesell-

schaften und religiösen Vereine „an ihren ....Anstalten und Stiftungen“ zu klären. Zu-

nächst scheint diese Formulierung nahezulegen, dass es Eigentum und andere 

  

 

                     
421 E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 
36 ff.; Meyer, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 33, S. 907 (921 ff.); Busch, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 34, 
S. 947 (958 ff.).  
422 Hinzu treten die rechtlichen Zufälligkeiten, vergl. oben S. 35, 50 ff.  
423 Siehe Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den preußischen Staat, 1912, S. 199 ff.  
424 Siehe dazu Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 11 ff., 17 ff., 39 ff.; M. Heckel, 
ZevKR 12 (1966/67), S. 3 (30 f.).; M. Heckel, ZevKR 45 (2000), S. 173 (196 ff.)  
425 Vergl. Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 121 f. unter Hinweis auf den heutigen 
grundrechtlichen Status. A.A. insoweit Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in der Grund-
rechtsordnung, 2003, S. 99 ff. Im übrigen greift das Argument von Wieland, dass es sich bei der Frei-
heit der Religionsgesellschaften nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV nicht um eine grund-
rechtliche Freiheit handele, da im Bereich der eigenen Angelegenheiten die Kirchen Macht ausübten, 
jedenfalls bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht.  
426 Vergl. BVerfGE 46, 73 (85); 53, 366 (391 ff.); 70, 138 (162). Wenn die Untergliederungen nur „Ver-
treter“ gewesen wären, wären die Verfassungsbeschwerden schon aus diesem Grunde abzuweisen 
gewesen. Eine Prozeßstandschaft gibt es im Verfassungsbeschwerdeverfahren nicht – BVerfGE  25, 
256 (263); 31, 255 (280). Nach Bertermann, MDR 1966, S. 881 sollen sowohl die „Dachverbände“ als 
auch die Untergliederungen Rechtsträger sein. Ausführlich zum ganzen Schleithoff, Innerkirchliche 
Gruppen als Träger der verfassungsmäßigen Rechte der Kirchen, 1992, S. 88 ff.  
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Rechte „an“ Anstalten und Stiftungen gibt und dass diese Rechte geschützt sind. 

Hebt man hierauf ab, wird die Vorschrift aber sinnwidrig, da es ein Eigentum an „Ans-

talten“ und „Stiftungen“ (also rechtlich selbstständigen Personen) in unserer Rechts-

ordnung nicht gibt. Allenfalls könnte man argumentieren, dass auch die „anderen 

Rechte“ an Anstalten und Stiftungen geschützt sein und dass zu diesen „anderen 

Rechten“ eben auch die Einflussrechte gehörten. Nach dieser Auslegung wären aber 

nur die Rechte an diesen Personen geschützt, nicht die Rechte von Anstalten und 

Stiftungen selbst - die Enteignung einer kirchlichen Stiftung hätte nichts mit Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu tun. Dies ist sinnwidrig.427

Verständlich wird die seltsame Formulierung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV erst vor dem historischen Hintergrund

 

 

428

Auch die Erwähnung der „Anstalten und Stiftungen“ hat einen historischen Hinter-

grund: Die Rechtsfähigkeit der Stiftungen war problematisch und der Schutz des Stif-

tungsguts richtete sich weniger gegen eine Einverleibung des Eigentums der Stiftun-

gen durch den Staat als gegen eine Einverleibung der Stiftung selbst. Der Staat soll-

te daran gehindert werde, die Kirche der Einflussrechte an ihren Anstalten und Stif-

tungen zu berauben. Auch diese Situation hat sich geändert: Die Rechtsfähigkeit der 

Stiftungen ist anerkannt, Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt gegen je-

den Eingriff in das Eigentum der kirchlichen Stiftungen und Anstalten. Damit kann es 

nicht mehr allein um einen Schutz gegen „Einverleibungen“ der Stiftungen als solche 

durch den Staat gehen. Daher ist im Ergebnis festzuhalten: Nach Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV sind auch „Anstalten“ und „Stiftungen“ aus der Kirchengutsga-

: Die Formulierung „ihre“ stammt aus 

der PrVU, mit ihr sollte erreicht werden, dass die Frage nach dem Eigentümer am 

Kirchengut offen blieb, daher arbeitete man allein mit einer „Zweckbeziehung“. Diese 

Verwendung einer Zweckbeziehung ist aber durch die Formulierung „Eigentum und 

andere Rechte“ überholt. Seit der WRV kommt es für die Zuordnung des Kirchenguts 

nicht auf eine Zweckbeziehung sondern darauf an, ob die Religionsgesellschaft (oder 

der religiöse Verein) Eigentümer bzw. Inhaber der betreffenden Rechte ist. Der For-

mulierung „ihre“ kommt daher keine Bedeutung mehr zu. 

 

                     
427 Zur Unklarheit und Sinnwidrigkeit der Formulierung siehe Haager, Die Garantie der Vermögens-
werte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 1968, S. 70; Hofmann, ZevKR 12 (1966/67), 
S. 313 (315).  
428 So auch Hofmann, ebd., S. 315. 
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rantie unmittelbar berechtigt. Sie stellen Untergliederungen von Religionsgesellschaf-

ten dar, was aber an ihrer Berechtigung aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

nichts ändert. Es sind also nicht nur die Einflussrechte der Kirche auf diese Anstalten 

und Stiftungen geschützt.429

Damit bleibt zu klären, was „Anstalt“ bedeutet. Historisch bildete sich dieser Begriff 

an den mehr oder weniger verselbstständigten Einzelinstituten der Kirche aus. Maß-

geblich war insoweit nicht die Rechtsfähigkeit, es ging vielmehr um verselbstständig-

te Vermögensmassen.

  

 

430 Unter der Führung von Otto Mayer fand der Anstaltsbegriff 

dann ein weiteres Anwendungsfeld, das aber – wenn und insoweit es um die Organi-

sationsform Anstalt ging – von denkbar größter Vagheit blieb: Sind Anstalten nur 

rechtsfähige Organisationsgebilde? Gibt es nur öffentlich-rechtliche Anstalten? Wozu 

dienen „Anstalten“? Welches ist das Verhältnis von „Anstalt“ zur „Stiftung“ usw.431

Nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV sind das „Eigentum“ und die „anderen 

Rechte“ der Religionsgesellschaften „an ihren für Kultus- Unterrichts- und Wohltätig-

 

Diese organisationsrechtlichen Fragen können aber schwerlich die Reichweite von 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV entscheidend beeinflussen. Vielmehr ist 

darauf abzustellen, dass mit dem Wort „Anstalt“ ein möglichst weiter Anwendungsbe-

reich der Kirchengutsgarantie eröffnet werden sollte. Damit spricht die Verwendung 

des Anstaltsbegriffs nur dafür, alle rechtlich verselbstständigten Untergliederungen 

der Religionsgesellschaften in den Schutzbereich von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV einzubeziehen; eine darüber hinausgehende Bedeutung kommt ihm 

nicht zu.  

 

II. 

Der sachliche Schutzbereich 

des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

 

                     
429 Ob und inwieweit die Einflußrechte auch geschützt sind, ist eine Frage der materiellen Reichweite 
des Schutzbereichs des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die weiter unten Behandelt werden 
soll. Das hier gefundene Ergebnis entspricht der einhelligen Auffassung, die die Formulierungen „ihre“ 
bzw. „Eigentum und andere Rechte“ an „Stiftungen, Anstalten“ für unbeachtlich hält  - E. R. Huber, Die 
Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 40; Kästner, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (S. 898); Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 22; 
Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, München, 1930, S. 213.  
430 Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik, 1894, S. 339; Meurer, Der Begriff und 
Eigentümer der heiligen Sachen, 1885, S. 46 mit FN 2.  
431 Zu alldem Breuer, VVDStRL 44 (1986), S. 211 (223 ff.).  
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keitszwecken bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen“ gewähr-

leistet. Der sachliche Schutzbereich der Gewährleistung wirft somit zwei Probleme 

auf: Welche Rechte werden als solche überhaupt gewährleistet (1.)? Sodann ist zu 

klären in welchem Umfang diese Rechte gewährleistet werden. Wird beispielsweise 

auch die Vermögensverwaltung der Religionsgesellschaften durch Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt (2.)? 

 

1. Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt das „Eigentum“ und die „anderen 

Rechte“. Insoweit ist zunächst einmal zu klären, ob im Rahmen dieser Gewährleis-

tung die bürgerlich-rechtliche Bestimmungen von „Eigentum“ und „anderen Rechten“ 

maßgeblich sind (a). Sodann kann beantwortet werden, was „Eigentum“ und „andere 

Rechte“ konkret bedeuten (b). Schließlich ist auf die Klausel „an ihren für Kultus- Un-

terrichts- und Wohltätigkeitszwecken bestimmten....“ einzugehen (c). 

 

a) Der Wortlaut der Formulierung „Eigentum“ und „andere Rechte“ legt nahe, dass es 

für die Bestimmung der Frage, ob „Eigentum“ oder ein „anderes Recht“ besteht 

(bzw.: wer Eigentümer oder Berechtigter ist) auf das staatliche Recht ankommt.432 

Insoweit wird zwar teils behauptet, dass es nicht darauf ankomme, ob die Religions-

gesellschaft (bzw. der religiöse Verein) Eigentümer oder Berechtigter sei, maßgeb-

lich sei allein, ob das Vermögensobjekt „ihren Zwecken“ diene.433

                     
432 So auch die herrschende Meinung - BVerfG, 1. Kammer des Zweiten Senats, DVBl 1992, S. 1020 
(1023); BVerwGE 28, 179 (183); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (898 ff., 902); Weh-
deking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 14 f.; E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermö-
genswerte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 31 ff.; Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kom-
mentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 17 zu Art. 140 Art. 138 WRV. 
433 Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919, 14. Aufl. 1933, S. 653 f.; 
Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen nach dem Bonner Grundgesetz 1968, S. 22 
ff.; 43 ff. 

 Nun mag sich die-

se Ansicht auf den Wortlaut („ihren... Zwecken“) der Norm berufen, überzeugen kann 

sie gleichwohl nicht. Diese „Zwecktheorie“ geht ersichtlich auf Art. 15 PrVU zurück, 

der bewußt die Frage nach dem Eigentümer des Kirchenguts ausklammerte. Bei 

Entstehung der WRV war der Streit um den Eigentümer des Kirchenguts aber dahin-

gehend geklärt, dass für seine Beantwortung allein das staatliche Recht maßgeblich 

sein sollte. Der Grund für eine „Zweckbeziehungsformulierung“ war mithin entfallen. 

Dem entsprach die Formulierung von Art. 138 Abs. 2 WRV unter ausdrücklicher Be-

zugnahme auf das staatliche Recht: „Eigentum“ und „andere Rechte“. Daher ist 
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nunmehr kein Grund ersichtlich, warum es auf eine Zweckbeziehung ankommen soll-

te.  

 

Aus dem Dargelegten folgt weiter, dass die Frage, wer „Eigentümer“ oder aus den 

„anderen Rechten“ Berechtigter sei, sich allein nach staatlichem Recht, hier insbe-

sondere dem bürgerlichen Recht, das ggf. durch ein staatliches Gericht zu konkreti-

sieren ist, entscheidet.434 Auf ein Selbstverständnis der Religionsgesellschaften 

kommt es nicht an.435 Dies wird bisweilen wohl bestritten und auf die Maßgeblichkeit 

des Selbstverständnisses der Religionsgesellschaften verwiesen,436 jedoch zu Un-

recht: Mit dem Gebrauch der Formulierungen „Eigentum“ und „andere Rechte“ wird 

ersichtlich auf das staatliche Recht Bezug genommen, dieses zu konkretisieren, ist 

allein Sache des Staats und der staatlichen Gerichte. Welche spezifisch-religösen 

Gesichtspunkte Staat bzw. staatliche Gerichte an eine solchen Konkretisierung hin-

dern sollten, ist unklar. Insoweit gilt: der Staat kann nur das schützen, was er auch 

definieren kann.437

aa) Die Formulierung „Eigentum“ und „andere Rechte“ ist umfassend zu verstehen. 

Gewährleistet werden alle privaten Rechte, seien sie dinglicher, seien sie obligatori-

scher Natur.

  

 

b) Auf dieser Grundlage des staatlichen Rechts kann gefragt werden, was „Eigen-

tum“ und „andere Rechte“ bedeuten. Zunächst werden die Begriffe „Eigentum“ und 

„andere Rechte“ grundsätzlich erläutert (aa). Anschließend wird gefragt, ob auch öf-

fentlich-rechtliche Rechtspositionen durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

geschützt werden (bb). Endlich wird geprüft, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV auch das „Vermögen“ der Religionsgesellschaften als solches schützt (cc).  

 

438

                     
434 Dies legt implizit auch BVerfGE 99, 100 (119 ff.) zugrunde.  
435 E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 
31 ff.; Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 
1968, S. 64 ff.; Opitz, ebd., S. 45 ff., dieser allerdings unter Bezug auf die „Zwecktheorie“. 
436 So wohl Grundmann, FG Smend, 1962, S. 309 (325 ff.); Muus, ZevKR 11 (1964/65), S. 123 (138). 
437 Vergl. Isensee, Wer definiert die Freiheitsrechte?, 1986, S. 35. Von dem Gesagten (Berücksichti-
gung des Selbstverständnisses) ist die Frage zu trennen, ob und inwieweit das staatliche Recht es 
zulässt, dass ausschließlich durch kirchliches Recht in sachenrechtlichem Sinne über Eigentum dis-
poniert wird. Nach herrschender und richtiger Ansicht gilt das Sachenrecht des BGB uneingeschränkt 
auch für die Kirchen; kirchenrechtliche Regelungen sind insoweit unerheblich – Mainusch, Die öffentli-
chen Sachen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 45 ff. m.w.N. Vergl. auch 
BVerfG (Vorprüfungsausschuss), NJW 1983, S. 2571 f. 

 Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt insbesondere das 

438 Der Eigentumsbegriff des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG betrifft mittlerweile auch alle privaten vermö-
genswerten Rechte. Siehe dazu z.B. Wieland, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. 
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„normale“ Eigentum, alle dinglichen Rechte (Forderungen, Nießbrauch), das geistige 

Eigentum, alle obligatorischen Rechte usw.439 Auch die obligatorischen Besitzrechte 

an Kirchengebäuden werden geschützt, sei es, dass diese auf eine Vermietung zu-

rückgehen, sei es, dass die Gebrauchsüberlassung auf anderen Rechten beruhte.440 

Schließlich unterfällt regelmäßig auch das sogenannte Pfründevermögen, das nor-

malerweise in Anstalten oder Stiftungen organisiert ist, der Gewährleistung des Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV.441

Insbesondere werden auch die „gesellschaftsrechtlichen“ Einflußrechte der Religi-

onsgesellschaften auf „ihre“ juristischen Personen geschützt. Dies kommt in der 

Formulierung „ihren... Anstalten und Stiftungen“ zum Ausdruck und folgt aus der his-

torischen Entwicklung. Die Formulierung diente auch dazu, den kirchlichen Einfluss 

auf die genannten Organisationsgebilde zu erhalten. Im übrigen ist anerkannt, dass 

solche Einflussrechte dingliche Rechte i.S. von § 823 Abs. 1 BGB sein können,

  

 

442

                                                                
Aufl. 2004, Rdnr. 46 ff. zu Art. 14. Überträgt man dies auf Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV, 
würden dort die „anderen Rechte“ eine unnütze Doppelung darstellen. Die Formulierung „andere 
Rechte“ ist aber jedenfalls historisch verständlich: Die WRV dachte für die allgemeine Eigentumsga-
rantie tatsächlich nur an eine Gewährleistung des Eigentums im eigentlichen Sinne; erst später wurde 
der Eigentumsbegriff erweitert – vergl. Wieland, ebd., Rdrn. 3 ff.  
439 Siehe zu alledem Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, 
Rdrn. 15 zu Art. 140 Art. 138 WRV; Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (898); Wehde-
king, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 14 ff.; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 
2006, S. 270 f.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 285; Mikat, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, 
Die Grundrechte, Bd. IV/1, 1960, S. 111 (220). Auch die Entstehungsgesichte ist insoweit eindeutig – 
siehe oben S. 37 f.  
440 BVerfGE 99, 100 (121); BVerwGE 87, 115 (122); Kästner, ebd., S. 898; v. v. Campenhausen/de 
Wall, ebd.; Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 
1995, S. 179. In den Beratungen zur verfassunggebenden Nationalversammlung sah die Kirchenguts-
garantie nämlich zunächst nur eine Gewährleistung des „Eigentums“ vor. In der zweiten Lesung des 
Verfassungsausschusses kam das Wort „andere Rechte“ dazu. Der Abgeordnete Beyerle begründete 
dies damit, dass es „neben dem Eigentum noch besondere kirchliche Nutznießungsrechte, dingliche 
Rechte und Rechte anderer Art“ gebe. Der Abgeordnete Düringer fügt hinzu, dass „namentlich auch 
Autorrechte und Verlagsrechte dieser Religionsgemeinschaften in Frage kommen könnten“ und „dass 
es daher auch nicht zweckmäßig sei, die Sache auf dingliche Rechte zu beschränken“. Der Abgeord-
nete Mausbach unterstützte den Antrag bei dem Wort „Eigentum“ einen Zusatz zu machen „im Inter-
esse der Rechtsgleichheit, da sich die Rechtslage in den einzelnen Diözesen verschieden entwickelt 
habe; während der Kirche in manchen Diözesen noch das strikte Eigentum an Gebäuden usw. zuste-
he, habe sie in anderen nach Ansicht des Staates nur noch ein dingliches Nießbrauchsrecht“. Macht 
man sich klar, dass Nutzungsrechte an Kirchen durch Religionsgesellschaften in der staatskirchen-
rechtlichen Literatur des 19. Jahrhunderts als „sacrale Dienstbarkeiten“ (Meurer, Der Begriff und Ei-
gentümer der heiligen Sachen, 1885, S. 60) oder als „geistiger Nießbrauch“ (Brinz, Lehrbuch der Pan-
dekten, Bd. 3, 2. Aufl. 1888, S. 540.) angesehen wurden, wird deutlich, dass der Zusatz „andere 
Rechte“ gerade Gebrauchsüberlassungsrechte an Kirchen schützen will. 
441 Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 22 f.; J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (131). 
442 Vergl. z.B. Mertens, in: MünchKomm, Bd. V, 4. Aufl. 2004, Rdnr. 164 ff. zu § 823. 

 

womit kein Grund dafür ersichtlich ist, einen Schutz solcher Rechte zu verneinen. 
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Geschützt werden schließlich selbstverständlich auch die Beitragsforderungen der 

Religionsgesellschaften. Soweit es freilich um Beitragsforderungen in der Form der 

Steuerforderungen geht, muss differenziert werden: Das generelle Recht Beiträge 

von Mitgliedern zu erheben, ist grundsätzlich in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 

Satz 1 WRV verankert.443 Der einzelne Beitrag, soweit er entstanden ist, gehört zu 

den „sonstigen Rechten“ nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. Durch Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV gewährleistet ist hingegen nur das Recht, die 

nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV begründete und nach Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützte Forderung gegenüber dem Schuldner mit 

den Mitteln des staatlichen Steuerrechts geltend zu machen.444 Darüber hinausge-

hend sind grundsätzlich auch dinglich gesicherte Forderungen gegenüber ihren Mitg-

liedern oder Dritten, die „Abgabencharakter“ haben, nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV geschützt.445

Nach ganz herrschender Meinung haben die Kirchen das Recht, Sachen als „öffentli-

che Sachen“ in der Form einer kirchlichen öffentlichen Sache zu widmen.

  

 

bb) Problematisch ist, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV auch alle spezi-

fisch kirchlichen öffentlich-rechtlichen Positionen oder alle „normalen“ öffentlich-

rechtliche Forderungen schützt; dabei ist insbesondere die Abgrenzung zu Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV und zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV un-

klar.  

 

446 Folge 

ist, dass die Sache dann am spezifischen Schutz des öffentlichen Sachenrechts teil-

nimmt. Nun ist die Widmungsbefugnis der Religionsgesellschaften als Körperschaf-

ten des öffentlichen Rechts als solche sicherlich kein „anderes Recht“ im Sinne von 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV.447

                     
443 BVerfGE 19, 206 (217); 30, 415 (421 f.), v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 
2006, S. 229 f. m.w.N. 
444 BVerfGE 19, 206 (217); 44, 37 (57); v. Campenhausen/de Wall, ebd. 
445 Vergl. Müller-Volbehr, ZevKR 14 (1968/69), S. 122 (127 ff.) zum Hannoverschen Prövenrecht.  
446 Einführend z.B. Schütz, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 38, S. 3 ff.; Schlink, NVwZ 1987, S. 633 (634 
ff.). 
447 Bei dieser handelt es sich nämlich nicht um ein selbständiges vermögenswertes Recht, sondern 
allein um einen Ausfluss des Körperschaftsstatus - Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- 
und Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 50 ff; 59 ff. 

 Fraglich ist aber, ob die durch die Wid-

mung am einzelnen Vermögensobjekt begründeten öffentlich-rechtlichen Rechte 

(Gebrauchsrechte, Abwehrrechte) „andere Rechte“ im Sinne von Art. 140 GG i.V.m. 
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138 Abs. 2 WRV sind. Dies wird teils bejaht,448 teils verneint,449 wobei die praktische 

Relevanz dieser Frage aber gering sein dürfte. Denn ganz regelmäßig wird das aus 

der Widmung fließende Recht materiell-rechtlich schon deswegen gesichert sein, da 

am Gegenstand der Widmung ein Recht besteht; ohne ein Recht zur Widmung wird 

kaum gewidmet worden sein.450

Die Beantwortung der Frage hat damit vor allem einen theoretischen Wert, da sich 

an ihr das Verhältnis zwischen Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und dem 

Recht der kirchlichen öffentlichen Sachen klären lässt. Im Ergebnis ist festzuhalten, 

dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die spezifischen, aus der Widmung 

fließenden Rechte der Kirchen nicht schützt. Verfassungsgeschichtlich spricht gegen 

einen solchen Schutz, dass sich die Kirchengutsgarantieen und das Recht der kirch-

lichen öffentlichen Sachen nebeneinander entwickelt haben; warum diese Institute 

unter dem Grundgesetz verschmolzen sein sollten, ist unklar. Systematisch spricht 

gegen eine solche Einbeziehung, dass – wie oben dargelegt – das Widmungsrecht 

allein Ausfluss des in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV gewährleisteten 

Körperschaftsstatus ist. Deswegen macht es Sinn, auch dass aus der Widmung flie-

ßende Rechte allein in Bezug zum Körperschaftsstatus zu setzen. Schließlich und 

endlich passen Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und das Recht der kirchli-

chen öffentlichen Sachen nicht recht zueinander: Die Kirchengutsgarantie steht allen 

Religionsgesellschaften zu, während kirchliche öffentliche Sachen nur von den Reli-

gionsgesellschaften gewidmet werden können, die Körperschaften des öffentlichen 

Rechts sind.

 Das materielle Recht, das zur Widmung ermächtigte 

(z.B. Eigentum, Nießbrauch, Miete usw.) ist aber ohne weiteres durch Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt. Entscheidungserheblich kann daher nur der 

Gewinn sein, der dadurch entsteht, dass der spezifisch öffentlich-sachenrechtliche 

Gehalt der Widmung in die verfassungsrechtliche Gewährleistung des Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV mit hineingenommen wird.  

 

451

                     
448 Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (75). Unklar J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (131 f.).  
449 Forsthoff, AöR 31 (1940), S. 209 (212); Schlink, NVwZ 1987, S. 633 (635 f.) – freilich mit anderer 
Begründung. 
450 Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 
215 ff. Vergl. zum staatlichen Recht der öffentlichen Sachen Papier, Recht der öffentlichen Sachen, 2. 
Aufl. 1984, S. 9 ff. 
451 BayVGH, ZevKR 33 (1988), S. 216 (222); Mainusch, ebd., S. 210 f. m.w.N. 

 Endlich hat Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV primär einen 

grundrechtlichen Charakter, das Recht der kirchlichen öffentlichen Sachen hat sich 

hingegen aus dem hoheitlichen Recht der öffentlichen Sachen heraus entwickelt. Will 
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man den grundrechtlichen Ansatz und den Ausfluss des hoheitlichen Rechts mitei-

nander verbinden, so sind Reibungen die notwendige Folge.  

 

Von dem Gesagten ist die Frage abzuschichten, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV auch subjektiv-öffentliche Leistungsansprüche der Kirche gegenüber dem 

Staat schützt; der Sache nach geht es hier um einen (nochmaligen) Schutz der 

Staatsleistungen nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV und um einen Schutz 

von Kirchenbaulasten. Nach überwiegender Ansicht soll Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV in der Tat auch subjektiv öffentliche Leistungsansprüche der Kirche ge-

genüber dem Staat schützen, was aus der Formulierung „andere Rechte“ folge. Die 

Unterschiede zur Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV wer-

den nach dieser Ansicht vor allem darin gesehen, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV  auch alle subjektiv-öffentlichen Rechte erfasse, die keine Staatsleistun-

gen seien.452 Dem hat bislang allein Breitfeld – unter Hinweis auf die Entstehungsge-

schichte – widersprochen.453 Auswirkungen hat dieser Streit vor allem bei den kom-

munalen Kultusbaulasten. Nach überwiegender Ansicht fallen diese nämlich nicht 

unter Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV, da diese Norm nur staatliche Leis-

tungsverpflichtungen im engeren Sinne und nicht kommunale Leistungsverpflichtun-

gen betreffe.454

Im Ergebnis erweist sich die Ansicht von Breitfeld als zutreffend. Grundsätzlich 

schützt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht öffentlich-rechtliche Leistungs-

verpflichtungen: Verfassungsgeschichtlich hatte Art. 15 2. Hs. PrVU mit seiner Ge-

währleistung der „Fonds“ Kirchenguts- und Staatsleistungsgarantie miteinander ver-

  

 

                     
452 Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (898); Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 
1009 (1051); J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (104 mit FN 10); Wehdeking, Die Kirchengutsgaran-
tien, 1971, S. 126 ff.; Filmer/Görisch, ZevKR 45 (2000), S. 453 (457) Heinig, Öffentlich-rechtliche Reli-
gionsgesellschaften, 2003, S. 214.  
453 Breitfeld, Die vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwischen Kirche und Staat in Preussen, 
1929, S. 32 ff. E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfas-
sung, 1927, S. 56 ff. will danach differenzieren, ob die öffentlichen Rechte aufgehoben wurden (dann 
Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV) oder ob ihr Inhalt verändert werden sollte (dann Art. 140 GG 
i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV). Diese Differenzierung leuchtet indes wenig ein. Wenn und soweit Art. 
140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV einen Schutz gegen die Aufhebung von Rechten bietet, muss sich 
dieser Schutz auch auf eine Veränderung von Rechten beziehen – alles andere würde letztlich zu 
einem Leerlauf der Norm führen. Und umgekehrt: Wenn Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV vor 
einer Veränderung der Rechte schützt, muss diese Norm erst Recht vor einer Aufhebung der Rechte 
schützen.  
454 RGZ 113, 349 (397); 125, 186 (189); BVerwGE 38, 76 (79); Anschütz, Die Verfassung des Deut-
schen Reichs, 14. Aufl. 1933, Anm. 4 zu Art. 138; Renck, DÖV 2001, S. 103 (105); Czermak, DÖV 
2003, S. 110 (112). Dagegen mit guten Gründen Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 
(1031 ff.) mit weiteren Nachweisen zur stärker werdenden Gegenauffassung.  
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klammert. Diese Verklammerung ist nur durch die verschiedenen Absätze von Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 WRV gelöst worden, obwohl der ursprüngliche Entwurf zu 

Art. 138 WRV mit Art. 15 PrVU übereinstimmte.455

Auch systematisch macht es keinen Sinn, die subjektiv-öffentlichen Rechte als durch 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gewährleistet zu sehen. Eine Gewährleis-

tung solcher Rechte enthält in bestimmten Umfang, und eben nur in diesem, schon 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV. Und wie sollte das Verhältnis von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV und Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zuei-

nander zu bestimmen sein? Fordert Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV eine 

Ablösung der Staatsleistungen während Art. 138 Abs. 2 WRV deren Fortbestand si-

chert?

 Dieser entstehungsgeschichtliche 

Zusammenhang verbietet es, Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV und Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nun doch „in einen Topf“ zu werfen.  

 

456

Ausnahmen vom Gesagten sind nach dem Sinn und Zweck des Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV dann zu machen, wenn es um subjektiv-öffentliche Rechte 

geht, die zwar der Form nach öffentlich-rechtlich ausgestaltet sind, der Sache nach 

aber private Rechte darstellen. Dies ist der Fall bei Staatsleistungen, die auf einer 

Überleitung durch Inkorporation beruhen (siehe unten S. 106), ferner bei solchen 

Staatsleistungen, die auf „Fonds“ im engeren Sinne nach Art. 15 2 Hs. PrVU zurück-

gehen. Denn bei diesen Fonds handelt es sich um Vermögensmassen, die eigentlich 

den Kirchen gehörten, deren formaler Inhaber und Verwalter aber der Staat war 

(Siehe oben S. 30).

 Umgekehrt: Die Kirchengutsgarantie des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV unterliegt gewissen Schranken, die Gewährleistung der Staatsleistungen hin-

gegen nicht. Wie soll das Verhältnis der Schranken zueinander zu bestimmen sein? 

Auch der Sinn und Zweck von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV fordert 

schließlich keine Einbeziehung der subjektiv-öffentlichen Rechte: Nach der Entste-

hungsgeschichte soll die Norm das sichern, was den Religionsgesellschaften „bür-

gerlich-rechtlich“ gehört – nicht aber die fortlaufenden Leistungen, auf die nach bür-

gerlichem Recht eben kein Anspruch besteht.  

 

457

                     
455 Siehe oben S. 34 ff.  
456 Vergl. E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfassung, 
1927, S. 58.  
457 Im Ergebnis ähnlich Breitfeld, Die vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwischen Kirche und 
Staat in Preussen, 1929, S. 36.  

 Schließlich werden wie bei Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG solche 
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subjektiv-öffentlichen Rechte der Religionsgesellschaften gewährleistet, die auch auf 

Eigenleistungen der Religionsgesellschaften beruhen.  

 

Für Kirchenbaulasten458 ist damit festzuhalten, dass diese grundsätzlich nicht von 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt werden;459 sie mögen allenfalls 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV unterfallen. Nur ausnahmsweise unterfallen 

sie der Kirchengutsgarantie, nämlich wenn sie durch Inkorporation übernommen 

wurden460 oder „im Kern“ eine privatrechtliche Natur haben. Dies ist beispielsweise 

der Fall, wenn sie vertraglich-koordinationsrechtlich begründet wurden.461

cc) Endlich ist zu fragen, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV auch das „Ver-

mögen“ der Religionsgesellschaften als solches - insbesondere vor Besteuerung - 

schützt. Bisweilen wird in der Literatur ein Schutz des gesamten Vermögens der Re-

ligionsgesellschaften bejaht,

 

 

462 bisweilen wird ein solcher Schutz auch verneint, wo-

bei jeweils der Zusammenhang zur Besteuerungsfrage teils nicht gestellt wird.463 Das 

Bundesverfassungsgericht hat einen solchen Schutz des „Vermögens“ als solchem 

durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV verneint: Die Norm erweitere nicht 

den Eigentumsbegriff, auch seien „negative Privilegien“ wie etwa die Verschonung 

von Steuern nicht vom Zweckbezug des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV er-

fasst.464

                     
458 Unter „Baulast“ ist die Verpflichtung zur baulichen Unterhaltung von Kirchen, Pfarrhäusern und 
Wohngebäuden kirchlicher Bediensteter sowie etwaiger Nebengebäude zu verstehen. Eingeschlossen 
sind die Änderung, Erweiterung und Neubau dieser Gebäude. Sie wird heute dem öffentlichen Recht 
zugordnet. Die Rechtsgrundlagen für Baulasten sind zersplittert und gehen oftmals auf sehr alte 
Rechtstitel zurück.  
459 Wiesenberger, Kirchenbaulasten politischer Gemeinden und Gewohnheitsrecht, 1981, S. 265 ff. 
Anders die herrschende Meinung – BVerwGE 38, 76 (79); Lindner, Baulasten an kirchlichen Gebäu-
den, 1995, S. 206 ff. m.w.N.  
460 Zu solchen Baulasten Lindner, ebd., S. 143 ff. 
461 So im Ergebnis auch Link, ÖAKR 39 (1990), S. 205 (211 f. m.w.N.). Damit dürfte – unter dem 
Strich – eine große Zahl von Kirchenbaulasten doch dem Schutz des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 
2 WRV unterfallen. Siehe Lindner, ebd., S. 100 ff.  
462 v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 270 f.; Mikat, in: Better-
mann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, Bd. IV/1, 1960, S. 111 (220 f.). Ausdrücklich für einen 
Schutz gegen Besteuerung J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (143).  
463 E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 
40 ff.; Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 15 zu Art. 
140 Art. 138; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 285; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfrei-
heit des Grundgesetzes, 2006, S. 315. Mit anderer Begründung auch Haager, Die Garantie der Ver-
mögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 1968, S. 66 ff. 
464 BVerfGE 18, 392 (398). 

 Dem ist zuzustimmen: Die Einbeziehung eines Schutzes vor Besteuerung ist 

schon aus systematischen Gründen unplausibel, da die weitgehenden Steuerbe-

freiungen der Religionsgesellschaften als sogenannte negative Staatsleistungen Art. 
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140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV unterfallen.465 Warum sollte diese Garantie in 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nochmals wiederholt werden? Wenn zudem 

Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG richtig verstanden nicht vor Besteuerung schützt,466

aa) Nach dem Wortlaut des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV Vorschrift sind 

nur die Vermögensgegenstände der Religionsgesellschaften geschützt, die „Kultus- 

Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecken“ dienen. Zunächst mag dies dafür sprechen, 

nur solche Vermögensgegenstände, die genau diesen drei Zwecken dienen, dem 

Schutzbereich von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV unterfallen zu lassen.

 warum 

sollte Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV darüber hinausgehen?  

 

c) Das „Eigentum“ und die „anderen Rechte“ der Religionsgesellschaften sind inso-

weit gewährleistet, als es um die Vermögensgegenstände geht, die für „Kultus-, Un-

terrichts- und Wohltätigkeitszwecke“ bestimmt sind. Diese Begrenzung der Geltung 

des Schutzbereichs wirft im wesentlichen zwei Fragen auf: Was sind Kultus-, Unter-

richts- und Wohltätigkeitszwecke (aa)? Und wann liegt eine „Bestimmung“ zu diesen 

Zwecken vor (bb)? 

 

467

Verfassungsgeschichtlich hatte die genannte „Trias“ einen erweiternden Sinn. Es 

sollte klargestellt werden, dass auch Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke in den 

Schutz der Kirchengutsgarantieen einbezogen waren. Gemeint waren mit der Trias 

letztlich alle kirchlichen Zwecke.

 

Doch würde eine solche Auslegung weder der verfassungsgeschichtlichen Entwick-

lung, noch der systematischen Stellung, noch dem Sinn und Zweck von Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gerecht: 

 

468

                     
465 BVerfGE 19, 1 (13 ff.); RGZ 111, 134 (146); Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 
(1024 ff.) m.w.N. 
466 Zum Problem etwa Wieland, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnr. 
53 ff. zu Art. 14 m.w.N. 
467 So in der Tat E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Weimarer Verfas-
sung, 1927, S. 40 ff.; Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen nach dem Bonner 
Grundgesetz 1968, S. 79 ff.; Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften 
und religiösen Vereine, 1968, S. 73. Undeutlich Mikat, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die 
Grundrechte, Bd. IV/1, 1960, S. 111 (220 f.). 
468 Siehe unten S. 23 f.  

 Auch der Sinn und Zweck des Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV spricht gegen eine Beschränkung auf die drei genannten Zwe-

cke. Wenn die Norm funktional auf Freiheit und Gleichheit der Kirchen bezogen ist, 

macht es keinen Sinn, eine strikte Begrenzung auf die genannten Zwecke anzuneh-
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men. Vielmehr muß ein Schutz von Kirchengut schon dann angenommen werden, 

wenn dieses „kirchlichen Zwecken“ dient. Schließlich und endlich gilt zu berücksichti-

gen, dass eine Begrenzung der Kirchengutsgarantie auf die genannten drei Zwecke 

allein im 19. Jahrhundert (und selbst in dieser Zeit wurde die Klausel nicht einen-

gend, sondern ausweitend verstanden!) ihren Sinn gehabt hätte. Denn in dieser Zeit 

hatten die Religionsgesellschaften noch keinen Status grundsätzlicher Freiheit und 

waren unter dem staatskirchenrechtlichen System der Staatskirchenhoheit allenfalls 

mit einzelnen Privilegien ausgestattet. Für ein System, dass wie im Grundgesetz auf 

der Freiheit der Religionsgesellschaften aufbaut, lässt sich eine Beschränkung auf 

die drei genannten Zwecke kaum vertreten. Denn in welche Richtung hin die Religi-

onsgesellschaften die ihnen zugebilligte Freiheit nutzen, ist allein ihre Sache. Nach 

alledem ist festzuhalten, dass die in Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV genann-

ten Zwecke nicht formal-abschließend zu verstehen sind. Maßgeblich ist vielmehr, ob 

das Kirchengut kirchlichen bzw. religionsgesellschaftlichen Zwecken (Art. 4 Abs. 1 

und 2 GG) oder (weiter) den eigenen Angelegenheiten der Religionsgesellschaften 

(Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) dient.469

Soweit es darum geht zu bestimmen, wann solche „kirchlichen Zwecke“ vorliegen, ist 

das Selbstverständnis der Kirchen zu berücksichtigen.

  

 

470 Die Berücksichtigung des 

Selbstverständnisses der Religionsgesellschaften ist in der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts sowohl bei der Bestimmung des Schutzbereichs von Art. 

4 Abs. 1 und 2 GG471 als auch bei der Definition des Anwendungsbereichs der „eige-

nen Angelegenheiten“ nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV anerkannt472. 

Deswegen bietet es sich an, diesen Grundansatz auf die Definition der „kirchlichen 

Zwecke“ im Rahmen des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu übertragen. In-

haltlich wird dies dadurch legitimiert, dass die Verfassung durch die Bezugnahme auf 

die „kirchlichen Zwecke“ letztlich auf das Selbstverständnis der Religionsgesellschaf-

ten verweist. Hintergrund dieser Verweisung ist, dass der modere, säkulare Staat 

von solchen Zwecken kein Wissen hat und haben darf.473

                     
469 So auch J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (131); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 
(898 f.); Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 214 f.; Borowski, Die Glau-
bens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 315. Vergl. auch Isensee, Kirchenautono-
mie und sozialstaatliche Säkularisierung, 1980, S. 48 ff.  
470 J. Heckel, ebd.; Kästner, ebd. Heinig, ebd. 
471 BVerfGE 24, 236 (247 f.); 33, 23 (29 f.), 
472 BVerfGE 53, 366 (401); 70, 138 (164) – st. Rechtsprechung. Mehr dazu unten S. 171 ff.  
473 Siehe unten S. 176 f.  
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bb) Endlich ist die Frage zu klären, wann ein Vermögensgegenstand in dem genann-

ten Sinne für kirchliche Zwecke „bestimmt“ ist. Unproblematisch ist dies, wenn er den 

genannten Zwecken unmittelbar dient, womit das gesamte Verwaltungsvermögen 

der Kirchen geschützt ist. Zu diesem Verwaltungsvermögen gehört das Kultusver-

mögen (Kirchen, Rechte an Kirchen, Kultusgegenstände), und auch das restliche 

Verwaltungsvermögen, das auf die kirchlichen Zwecke bezogen ist (z.B. Schulen, 

Rechte an Schulen, Krankenhäuser, res sacrae insgesamt usw.).  

 

Problematischer ist eine Einbeziehung des sogenannten Finanzvermögens der Kir-

chen in den Gewährleistungsbereich des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. 

Hier sind zwei Fallgruppen zu unterscheiden: Zum einen gibt es unmittelbar dienen-

des Finanzvermögen. Dieses ist das Finanzvermögen, dass einem konkreten kirchli-

chen Zweck unmittelbar und ausschließlich zugeordnet ist, so etwa das Stiftung- und 

das Pfründevermögen.474 Die ganz überwiegende Ansicht ordnet zu Recht dieses 

Vermögen dem Schutzbereich des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu,475 da 

es unmittelbar durch seine Erträge „kirchlichen Zwecken“ dient. Auch verfassungs-

geschichtlich waren immer gerade solche abgesonderten, konkret dienenden Ver-

mögensmassen Gegenstand des Schutzes von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV. Schließlich legt auch der Wortlaut der Norm – „sonstiges Vermögen“ – einen 

Schutz jener Vermögensmassen nahe.476

Unklar ist die Rechtslage hingegen beim allgemeinen Finanzvermögen der Religi-

onsgesellschaften;

  

 

477

                     
474 Vergl. zu diesem Meyer, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 33, S. 907 (923 f.); Busch, HdBStKiR I, 2. 
Aufl. 1994, § 34, S. 947 (948 f.). 
475 Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 
1968, S. 73 ff.; J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (131); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 
891 (898 f.); Mikat, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grundrechte, Bd. IV/1, 1960, S. 111 (220 
f.). Weitgehend anderer Ansicht vor allem E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte 
in der Weimarer Verfassung, 1927, S. 40 ff.; 47. Unter dem Gesichtspunkt der „res sacra“ auch Opitz, 
Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen nach dem Bonner Grundgesetz 1968, S. 79 ff.  
476 Vergl. zu diesem – undeutlichen – Begriff des „sonstigen Vermögens“ Haager, Die Garantie der 
Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 1968, S. 70 ff. Entstehungsge-
schichtlich war mit dem Gebrauch der Worte „sonstiges Vermögen“ eine breite Absicherung des Ver-
mögens der Kirchen gewollt – siehe oben S. 36 f.  

 dies ist das allgemeine Finanzvermögen, das in dem eben ge-

477 Gegen eine Einbeziehung E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögenswerte in der Wei-
marer Verfassung, 1927, S. 40 ff; Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen nach dem 
Bonner Grundgesetz 1968, S. 79 ff; Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt 
Stand Juni 2006, Rdrn. 16 zu Art. 140 Art. 138 WRV; Mikat, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die 



 

 

110 

110 

nannten Sinne keinen konkreten kirchlichen Zwecken zuzuordnen ist. Beispiele sind 

hier der „allgemeine“ Immobilien- und Aktienbesitz der Religionsgesellschaften.478

a) Rechtsprechung und Literatur beschränken den Schutz von Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV – freilich ohne weitere Begründung - weitestgehend auf einen 

Schutz des Bestands des Kirchenguts; Nutzungsbegrenzungen bzw. Veräußerungs-

verbote werden allein am Maßstab des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV ge-

messen. So wird der Schutz der Vermögensverwaltung der Religionsgesellschaften 

allein in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV verankert,

 

Richtigerweise wird man allgemeine Finanzvermögen nicht unter den Schutz von Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV stellen können, da es keinen konkreten Bezug 

zu den eben genannten Zweckbeziehungen aufweist. Gewiß kann auch ein solches 

Vermögen den Zwecken der Religionsgesellschaften (mittelbar) dienen. Aber dies ist 

nicht konkret gewährleistet, es könnte auch genauso gut von den Religionsgesell-

schaften dazu genutzt werden, wie jedermann im Rechtsverkehr tätig zu werden. 

Dies zeigt, dass durch eine Einbeziehung auch solcher Vermögensmassen in die 

Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV letztlich jeder Zweckbe-

zug verloren ginge. Verfassungsgeschichte und Entstehungsgeschichte von Art. 138 

Abs. 2 WRV mögen zwar für einen weiten Schutz des Vermögens der Religionsge-

sellschaften sprechen; dieser kann jedoch nicht soweit gehen, dass dadurch der 

Wortlaut von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV völlig überspielt wird. Schutz 

für dieses Vermögen vermittelt insoweit „nur“ Art. 14 GG.  

 

2. Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt vor einem totalen oder partiellen 

Entzug des Bestands, des „Habens“ des Kirchenguts. Wird durch Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV aber auch dessen Nutzung gewährleistet? Die einhellige Auf-

fassung geht zwar davon aus, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die Nut-

zung des Kirchenguts in keiner Art und Weise schütze (a), aber diese Ansicht hält 

einer näheren Prüfung nicht stand (b).  

 

479

                                                                
Grundrechte, Bd. IV/1, 1960, S. 111 (221). Für eine Einbeziehung J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 
(131); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (898 f.). 
478 Vergl. zu dieser Differenzierung Kästner, ebd., S. 901 f. 
479 v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 106; Hollerbach, HdBStR VI, 2. 
Aufl. 2001, § 139, Rdnr. 66; Meyer, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 33, S. 907 (920 ff.); Busch, HdBStKiR 
I, 2. Aufl. 1994, § 34, 947 (953 ff.).  

 und auch die 

staatliche Stiftungsaufsicht wird allein an der Selbstverwaltungsgarantie gemes-
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sen.480 Beschränkungen des Kirchengutes durch das Polizei-, Bau-,481 Immissions-

schutz-482 und Denkmalschutzrecht483 werden allein auf ihre Vereinbarkeit mit Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV überprüft. Nur teilweise wird insoweit von 

einem „Überschneidungsbereich“ von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und 

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV ausgegangen, wobei in der Sa-

che dann der Blick eher auf die Selbstverwaltungsgarantie fällt.484

Dies steht nun in einem gewissen Gegensatz zu den Entwicklungen, wie sie bei Art. 

14 Abs. 1 Satz 1 GG zu verzeichnen sind: Dieser gewährleistet nämlich anerkann-

termaßen nicht nur den Bestand des „Eigentums“ als solches sondern auch dessen 

Nutzung.

  

 

485 Dementsprechend schützt die allgemeine Eigentumsgarantie gegen „von 

außen“ herantretende (externe) Nutzungsbegrenzungen wie diese z.B. im Bau-

recht,486 Denkmalschutzrecht487 und Immissionsschutzrecht488

                     
480 Achilles, Die Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen der evangelischen Kirchen in der Bundesre-
publik Deutschland, 1986, S. 145; Meyer, ebd., S. 931 ff.; J. Heckel, in: Ders., Das blinde, undeutliche 
Wort <Kirche>, 1964, S. 398 ff. (407 ff.). 
481 Anders aber OVG Saarlouis, NVwZ 2003, S. 1004 ff. Im Baurecht wird die Berücksichtigung der 
kirchlichen Belange bei der Bauleitplanung allenfalls aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV her-
geleitet – Hoppe/Beckmann, DVBl 92, S. 188 (189 f.). Brümmer, Kirchenbau und Baurecht, 1970, S. 
136 f. entzieht sich der Problematik dadurch, dass er Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV lediglich 
als Säkularisationsverbot versteht – dies ist aber unrichtig (siehe oben S. 56 ff.). Insoweit zutreffend 
Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 ff. 
482 Dies wird besonders deutlich an den Diskussionen über einen Rechtsschutz gegen kirchliches 
Glockengeläut. Das „Läuten“ wird allein im Zusammenhang mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 
WRV, nicht aber im Zusammenhang mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gesehen – BVerwGE 
68, 62 (66 ff.); BVerwG, ZevKR 38 (1993), S. 89 (92). Aus der Literatur z.B. Laubinger, VerwArch 83 
(1991) S. 623 (635 ff.). 
483 Siehe z.B. VGH Mannheim, NVwZ 2003, S. 1530 ff. Z. T. werden sogar denkmalschutzrechtliche 
Maßnahmen – Verbot des Abbruchs einer Kirche – nicht an Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 
sondern an Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV gemessen – OVG NRW, KirchE 20, 53 (56 ff.); 
vergl. auch BayVGH KirchE 23, 10 (16). Dies ist aber offensichtlich unrichtig. Ausführlich M. Heckel, 
Staat Kirche Kunst, 1968, S. 241 ff. 
484 Für die Vermögensverwaltung etwa M. Heckel, ebd. S. 239 mit FN 735a., der danach differenzie-
ren will, ob es um res sacrae bzw. öffentliche Sachen der Kirchen geht (dann Art. 140 GG i.V.m. Art. 
138 Abs. 2 WRV) oder ob es um das Wirtschafts- und Finanzvermögen geht (dann Art. 140 GG i.V.m. 
Art. 137 Abs. 3 WRV). Diese Abgrenzung leidet aber darunter, dass M. Heckel den „öffentlich-
rechtlichen“ Schutz der „res sacrae“ und die „öffentliche“ Funktion von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 
Abs. 2 WRV in den Vordergrund stellt, siehe oben S. 46 ff., 60 ff. Für das Stiftungsrecht Achilles, Die 
Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen der evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 1986, S. 144 - für die Stiftungen der kirchlichen Vereine solle Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 
WRV gelten. Nach v. Campenhausen, in Seifart/v. Campenhausen, Handbuch des Stiftungsrechts, 2. 
Aufl. 1999, § 28 Rdnr. 1 sollen sich sowohl Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als auch Art. 140 
GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV auf die Stiftungsaufsicht auswirken.  
485 BVerfGE 52, 1 (30); 88, 366 (377). Vergl. zu alledem z.B. Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht 
II, 22. Aufl. 2006, Rdnr. 914 ff. 
486 Vergl. dazu im Einzelnen z.B. Papier, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand 
Juni 2006, Rdnr. 57 ff. zu Art. 14. Selbstverständlich ist dabei Art. 14 auch in der Bauleitplanung zu 
beachten.  
487 Vergl. z.B. Melchinger, Die Eigentumsdogmatik des Grundgesetzes und das Recht des Denkmal-
schutzes, 1994. 

 vorkommen. Dass mit 
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Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG auch „interne“ Nutzungsbegrenzungen (etwa durch eine 

Vermögensverwaltung durch den Staat, Stiftungsaufsicht) abgewehrt werden kön-

nen, versteht sich weitestgehend von selbst.489

Dementsprechend ist festzuhalten, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

auch die Nutzung bzw. Veräußerung der Vermögensgegenstände der Religionsge-

sellschaften garantiert. Die Gewährleistung schützt daher auch gegen „interne“ Nut-

zungsbegrenzungen. Die Freiheit der kirchlichen Vermögensverwaltung ist insoweit 

zunächst durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt; zu Friktionen 

führt dies nicht, da diese Freiheit heute durchgesetzt ist.

  

 

b) Richtigerweise wird man davon ausgehen müssen, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV auch die Nutzung des Kirchenguts schützt. Verfassungsgeschich-

tlich ergibt sich insoweit allerdings ein zwiespältiges Bild: Einerseits ist festzuhalten, 

dass durch die Kirchengutsgarantieen eine Gewährleistung der freien Vermögens-

verwaltung nie als geschützt angesehen wurde. Andererseits richteten sich die Kir-

chengutsgarantieen, soweit es um einen Schutz des Stiftungsguts ging, immer auch 

dagegen, dass die Staatsgewalt sich der Verwaltung der Stiftungen bemächtigte.  

 

Aber schon systematisch spricht alles dafür, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV auch die Nutzung des Kirchenguts umfasst. Wenn Nutzung und Veräußerung 

des Eigentums als durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geschützt angesehen werden, 

warum sollte Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hier zurückfallen, wo diese 

Norm im Vergleich zur allgemeinen Eigentumsgarantie doch den stärkeren Schutz 

gewähren will? Aber auch der Sinn und Zweck des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV spricht für einen Schutz auch der Nutzung des Kirchenguts: Wenn die Ge-

währleistung die kirchliche Freiheit nach der Seite ihres materiellen Substrats schüt-

zen will, dann muß auch die kirchliche Freiheit im Umgang mit dem Substrat der Ga-

rantie des Kirchenguts unterfallen. 
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488 So wird die immitierenden Anlage durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geschützt – z.B. Papier, in: 
Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdnr. 105, 110 ff. zu Art. 14.  
489 Zu Veräußerungsbeschränkungen z.B. BVerfGE 26, 215 (221 ff). Im Rahmen der staatlichen Stif-
tungsaufsicht wird Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG allerdings regelmäßig nicht herangezogen – vergl. Hof, in: 
Seifart/v. Campenhausen, Handbuch des Stiftungsrechts, 2. Aufl. 1999, § 38, Rdnr. 111 ff. Insoweit 
aber anders Frowein, Grundrecht auf Stiftung, 1976, S. 19 f.  
490 Vergl. Busch, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 34, S. 947 (957 ff.); Meyer, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 
33, S. 907 (920 ff.). Ausführlich Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 359 ff.  

 Aber auch Maßnahmen 
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der kirchlichen Stiftungsaufsicht sind, wenn und soweit Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 

einschlägig ist (d.h. die Maßnahmen sich auf Gut der Stiftungen beziehen, die als 

Kirchengut geschützt sind), zunächst einmal an Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 WRV 

zu messen. In der Praxis wichtiger dürfte sein, dass Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 

WRV den Maßstab auch für alle externe Nutzungsbeschränkungen des Eigentums 

der Religionsgesellschaften darstellt. Wenn und soweit Polizeirecht, Baurecht, Im-

missionsschutzrecht und Denkmalschutzrecht das Eigentum der Kirchen bzw. Religi-

onsgesellschaften betreffen, ist Art. 140 GG i.V.m. 138 Art. 3 WRV die streitent-

scheidende Norm.  

 

III. 

Eingriffe in den Schutzbereich 

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

 

Wie gezeigt schützt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV vor allen Eingriffen im 

Sinne der allgemeinen Grundrechtsdogmatik (1.). Sonderprobleme treten bei Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV insoweit auf, als es um die Beurteilung der „Eingriffs-

qualität“ des Entzugs von Religionsgut aufgrund dogmatischer Figuren wie den Weg-

fall der Geschäftsgrundlage und ähnlicher Institute geht (2.). 

 

1. Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt vor allen konkret-individuellen 

oder abstrakt-generellen Eingriffen im Sinne der allgemeinen Grundrechtsdogmatik, 

d.h. gegen jeden finalen und unmittelbaren Rechtsakt, der mit Befehl oder Zwang 

das Kirchengut verkürzt.491 Eingriffe in die Gewährleistung sind damit selbstverständ-

lich auch (aber eben nicht nur) „Säkularisationen“, entschädigungslose Enteignungen 

oder Sondergesetze zum Nachteil des Kirchenguts. Für die nähere Beurteilung der 

Eingriffsqualität von Akten der öffentlichen Gewalt ist in vollem Umfang auf die 

Rechtsprechung und Literatur zu Art. 14 GG zu verweisen – das dort Gesagte gilt 

hier entsprechend.492

                     
491 An dieser Stelle wird der „klassische“ Eingriffsbegriff wiedergegeben. Ob und inwieweit dieser er-
weitert werden kann und muss ist zunächst einmal ein Problem der allgemeinen Grundrechtsdogma-
tik, dass an dieser Stelle nicht weiter diskutiert werden kann. Siehe dazu z.B. Dreier, in: Dreier (Hrsg.), 
Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004,, Rdnrn. 123 ff. zu Vorb.; Stern, Das Staatsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/2, 1994, S. 75 ff.  
492 Vergl. z.B. Wieland, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnrn. 71 ff. 
zu Art. 14; Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 22. Aufl. 2006, Rdnrn. 920 ff.; Melchinger, Die 
Eigentumsdogmatik des Grundgesetzes und das Recht des Denkmalschutzes, 1994, S. 171 ff. 

 Problematisch bleibt allein, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 
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Abs. 2 WRV die Klausel des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG nicht kennt, wonach Inhalt und 

Schranken des Eigentums durch die Gesetze bestimmt werden.  

 

Für die sogenannten Inhaltsbestimmungen ist festzuhalten, dass das „Eigentum“ 

nach Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG und nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

zunächst einmal, aus sich heraus, kein naturrechtlich „blankes“ Institut ist, sondern 

dass es der Natur der Sache nach auf eine rechtliche Konkretisierung angewiesen 

ist. Erst die Rechtsordnung legt überhaupt fest, was „Eigentum“ ist. Dementspre-

chend ist Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG insoweit deklaratorisch, als es um die Festlegung 

des „Inhalts“ des Eigentums geht; freilich legt Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG fest, dass nur 

der Gesetzgeber die Definition dessen zu übernehmen hat, was Eigentum ist.493

Problematischer ist die Frage, ob auch die gesetzliche Schrankenbestimmung nach 

Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG einen Eingriff in das durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 geschützte 

Grundrecht darstellt. Dies wird teilweise mit dem Argument verneint, dass sich In-

halts- und Schrankenbestimmungen nicht sinnvoll gegeneinander abgrenzen ließen. 

In der Folge werden allerdings auch von dieser Auffassung die Inhalts- und Schran-

kenbestimmungen doch in der Sache an Kriterien gebunden, die sonst für Eingriffe 

gelten.

 Das 

nämliche gilt im Rahmen von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. Was „Eigen-

tum“ und „andere Rechte“ sind, kann nur durch eine rechtliche Konkretisierung, und 

zwar durch eine solche durch den parlamentarischen Gesetzgeber, festgestellt wer-

den. Soweit der Gesetzgeber seine Konkretisierungsaufgabe wahrnimmt, liegt kein 

„Eingriff“ in die Gewährleistung des Kirchenguts vor.  
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493 BVerfGE 58, 300 (330); Kimminich, in: Bonner Kommentar, Loseblatt, Stand Dezember 2006, 
Rdnr. 133 zu Art. 14; Wieland, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnrn. 
25 ff. zu Art. 14. 
494 Wieland, ebd., Rdnr. 68; Kimminich, ebd., Rdnrn. 133 ff. 

 Soweit man die Möglichkeit und Notwendigkeit einer Unterscheidung von 

Inhalts- und Schrankenbestimmungen bejaht und in einer Schrankenbestimmung 

einen „Eingriff“ sieht, ist weiter strittig, wie die Abgrenzung von Inhalts- und Schran-

kenbestimmung zu erfolgen hat. Z.T. findet eine temporale Abgrenzung statt: eine 

Maßnahme, die für die Zukunft Inhalts- und Schrankenbestimmung sei, wirke sich für 

das bereits vorhandene Eigentum (die bereits vorhandene Rechtsposition) als ein-

greifende Schrankenziehung aus. Zum Teil wird auch der Versuch einer sachlichen 

Abgrenzung unternommen: So legten Inhaltsnormen generell die Eigentumsrechte 
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und die mit ihnen verbundenen Befugnisse generell und pflichtneutral fest. Schran-

kennormen hätten hingegen die aus der Innehabung oder Ausübung von solcherart 

zustande gekommenen Eigentum sich ergebenden Bürger-Bürger und Bürger-Staat 

Konflikte zum Gegenstand und erlegten dementsprechend Handlungs-, Unterlas-

sungs- und Duldungspflichten auf.495

2. Sonderprobleme für die Bestimmung des Vorliegens eines Eingriffs in die Kirchen-

gutsgarantie können sich daraus ergeben, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV hinsichtlich des Bestands der geschützten Rechte Verweisungscharakter hat. 

Grundsätzlich setzt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als selbstverständlich 

voraus, dass die Kirche Eigentümerin ist oder aus den „anderen Rechten“ berechtigt 

wird. Kommt ein zivilrechtliches Urteil zur Auffassung, dass die Religionsgesellschaft 

nicht Eigentümerin oder Inhaberin „anderer Rechte“ ist, stellt dieses „feststellende“ 

Urteil keinen Eingriff in die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV dar, denn dem Betroffenen steht eben kein Kirchengut zu, für dass Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV einschlägig wäre.

 Vor diesem unklaren Hintergrund lassen sich 

für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV Folgerungen nur sehr vorsichtig ableiten. 

So wird man sagen können, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eben nicht 

die Klausel des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG kennt. Dies spricht dafür, dass zwischen 

der (wesensimmanenten) Inhalts- und einer Schrankenbestimmung, die als Eingriff 

verstanden werden muß, zu unterscheiden ist. Von diesem Ansatzpunkt der Diffe-

renzierung zwischen einer „immanenten“ Schutzbereichsbestimmung und einer 

„Grenzen“ ziehenden Schrankenregelung spricht auch mehr dafür, dass eine Ab-

grenzung beider Institute nach sachlichen Kriterien zu erfolgen hat. Gleichwohl ist zu 

betonen, dass auch ein anderes Ergebnis (auch eine Schrankenbestimmung gehöre 

wesensmäßig zu den Inhaltsbestimmungen, beide Arten der Bestimmung des Eigen-

tums stellen keinen „Eingriff“ dar) an dem materiellen Schutzgehalt des Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nichts änderte: Auch wenn der Gesetzgeber Inhalt und 

Schranken von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV regelt, muß er auf den be-

sonderen Schutzgehalt der Kirchengutsgarantie Rücksicht nehmen.  
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495 Zu alledem Wieland, ebd.; Kimminich, ebd., Rdnrn. 133 ff. 

 Gleichwohl kann es insoweit bei 

496 BVerfGE 99, 100 (121 f.); BVerfG (Vorprüfungsausschuß des Zweiten Senats), NJW 84, S. 968 
(969); BVerfG (1. Kammer des Zweiten Senats), DVBl 92, S. 1020 (1021 ff.); Korioth, in: Maunz/Dürig, 
Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 18 zu Art. 140 Art. 138 WRV; Kästner, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (903); Renck, DÖV 2001, S. 103 (106). Eine Prüfung durch 
das Bundesverfassungsgericht erfasst insoweit nicht die Frage, wem das Kirchengut einfachrechtlich 
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Anwendung der Gedanken des Wegfalls der Geschäftsgrundlage und ähnlicher 

Rechtsfiguren (a) sowie der Ausübung von Widerrufsrechten (b) zur Problemen 

kommen, die mit dem spezifischen Schutzgehalt des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV in Zusammenhang stehen.  

 

a) Für Art. 14 Abs. 1 GG gilt grundsätzlich, dass die Anwendung des Gedankens des 

Wegfalls der Geschäftsgrundlage und ähnlicher Rechtsfiguren (z.B. der clausula re-

bus sic stantibus oder des Erlöschens von durch Normen entstandenen Rechten we-

gen einer völligen Veränderung der tatsächlichen Verhältnisse) dazu führt, dass das 

„Eigentum“ erlischt und dass dieses „Erlöschen“ keinen Eingriff in den Schutzbereich 

darstellt. Diesen Ansatzpunkt hat das Bundesverwaltungsgericht in seiner Recht-

sprechung zu kommunalen Kirchenbaulasten auf Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV übertragen497: Kommunale Kirchenbaulasten seien dann nicht durch Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt, wenn sie infolge des auf einer Änderung 

der Verhältnisse beruhenden Entfalls von Berechtigungen weggefallen seien.498 Da-

bei wurde eine durchgreifende Änderung der Verhältnisse u.a. darin gesehen, dass 

sich die Funktion des Kirchenguts als öffentliches verändert habe – aus einem Wach-

turm sei ein „bloßer“ Kirchturm geworden. Auch hat es das Bundesverwaltungsge-

richt für möglich gehalten, dass kommunale Kirchenbaulasten infolge der Verände-

rung der konfessionellen Zusammensetzung einer Gemeinde wegfielen499. Schließ-

lich hat es angenommen, kommunale Kirchenbaulasten könnten dadurch auflösend 

bedingt sein,500 dass nach der Einführung der Kirchensteuer die Kirchengemeinden 

vermögend geworden seien. Renck folgert aus einem Wegfall der cura religionis so-

gar den Wegfall aller komunaler Kirchenbaulastverträge.501 Die jüngste Judikatur des 

Bundesverwaltungsgerichts verfährt in der Anwendung dieser Fallgruppen freilich 

restriktiv.502

                                                                
zugeordnet ist. Diese Frage zu klären obliegt allein der Fachgerichtsbarkeit, da das Bundesverfas-
sungsgericht nicht über Anwendung und Auslegung des einfachen Rechts entscheidet. Fehlerhaft 
daher Filmer/Görisch, ZevKR 45 (2000), S. 453 (460 ff.). 
497 Zum Schutz kommunaler Kirchenbaulasten durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV siehe S. 
104 ff.  
498 BVerwGE 28, 179 (182 ff.). 
499 BVerwGE 38, 76 (81 ff.). 
500 BVerwG, DVBl 1969, 32 (33). 
501 Renck, DÖV 2001, S. 103 (106 ff.). 
502 Vergl. BVerwGE 38, 77 (81 ff.). Kommunale Baulasten fallen nicht schon deswegen weg, da es 
nunmehr das Institut der Kirchensteuer gibt. Für einen Wegfall infolge der Veränderung der konfessio-
nellen Zusammensetzung einer Gemeinde werden enge Grenzen gezogen.  
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In der Literatur ist diese Rechtsprechung auf Kritik gestoßen. Es wurde darauf hin-

gewiesen, dass in den Beispielsfällen der Gedanke eines „Wegfalls der Norm bzw. 

Geschäftsgrundlage“ nicht passe und es wurde argumentiert, dass angesichts des 

Schutzgehalts von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV das Vorliegen der oben 

genannten Voraussetzungen nur unter besonders strengen Maßstäben zu bejahen 

sei.503 In der Tat ist die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts schon im 

Ansatz Bedenken ausgesetzt: Nach der Entstehungsgeschichte des Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV diente die Gewährleistung nämlich auch und gerade da-

zu, bestimmte kirchliche Rechtspositionen in die Zeit hinein zu „konservieren“, des-

wegen wurde unter Bezugnahme auf die vor 1919 geltende Rechtslage die Formulie-

rung „andere Rechte“ zum Schutz von Altrechten aufgenommen.504 Wenn die Ver-

fassung aber das „überlieferte“ Kirchengut in die Zeit hinein aufrecht erhalten will, 

muß der Versuch der Beseitigung des Überlieferten aufgrund einer Änderung der 

allgemeinen gesellschaftlichen Verhältnisse grundsätzlich den verfassungsrechtli-

chen Schutz auslösen.505 Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass sich viele 

der durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützten Rechte letztlich nach 

Dogmatik und Bestand in den Nebeln der Rechtsgeschichte verlieren. Wendet man 

auf solche Rechte mit unklarer rechtlicher Struktur und Herkunft den Gedanken des 

Wegfalls der Geschäftsgrundlage usw. an, wird ziemlich schnell klar, dass die Ge-

währleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV einen Gutteil ihres Sinnes 

verliert.506 Unproblematisch dürften insoweit allein Fälle sein, in denen aufgrund 

konkreter, einzelfallbezogener Umstände die „Geschäftsgrundlage“ wegfällt: Wird 

eine Kirche von einer Religionsgesellschaft nunmehr nur noch als Konzertsaal ge-

nutzt oder wird das örtliche Pfarrhaus nunmehr nur noch überörtlich genutzt oder so-

gar verpachtet, so entfallen die kommunalen Baulasten507

b) Wenn und soweit es ausdrücklich oder konkludent um widerrufliche Rechtsposi-

tionen geht, ist hinzuzufügen, dass in der Ausübung eines solchen Widerrufsrechts 

 und ein Eingriff in die Ge-

währleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV liegt nicht vor.  

 

                     
503 Scheuner, FS Flatten, 1973, S. 381 (391 ff.); Mikat, HdBVerfR, 2. Aufl. 1994, § 29, Rdnr. 32; Mai-
nusch, Die öffentlichen Sachen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 1995, S. 282 ff.; 
Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 (1048 mit FN 149).  
504 Vergl. Pirson, FS Maurer, 2001, S. 409 (418). Siehe oben S. 37.  
505 Vergl. zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 
(1046 ff.).  
506 Vergl. BVerfGE 99, 100 (123 f.). 
507 Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 (1048). 
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grundsätzlich ein Eingriff in die Gewährleistung des Religionsguts zu sehen ist. Denn 

hier erlöschen Besitz- und Nutzungsrechte nicht gleichsam „automatisch“, vielmehr 

bedarf es eines ausdrücklichen Willensentschlusses des Staates, für einen solchen 

ex nunc wirkenden Widerruf. Gerade vor solchen Willensentscheidungen, mit denen 

Religionsgut entzogen wird, soll Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützen.508 

Nun hat das Bundesverfassungsgericht in seiner St. Salvator-Entscheidung zwar 

grundsätzlich betont, dass die Ausübung allgemeiner, nicht auf konkrete Umstände 

gestützter Widerrufsrechte in die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV eingreife, da ansonsten die Funktion der Kirchengutsgarantie, „Altrech-

te“ zu gewährleisten, in ihrem historischen Sinngehalt verkannt würde. Es hat dann 

aber hervorgehoben, dass in den Fällen, in denen das Altrecht einem „konkreten, 

bestimmten“ Widerrufsvorbehalt unterliege, dessen Ausübung keinen Eingriff darstel-

le, da insoweit nur eine Beschränkung konkretisiert werde, die dem Recht immanent 

sei.509

Nun mag dieser Ansatz zunächst einmal plausibel sein, indes macht dessen Anwen-

dung deutlich, dass mit ihm das Kirchengut letztlich doch wieder zur freien Dispositi-

on gestellt wird. Das Bundesverfassungsgericht nimmt nämlich einen „konkreten, 

bestimmten“ Widerrufsvorbehalt schon dann an, wenn ein Gericht aus einem etwa 

200 Jahre zurückliegenden, nicht aus einem bestimmten Stifterwillen oder konkreten 

Widerrufsvorbehalt belegten, ganz allgemein historischen Vorgang folgert, dass eine 

Kirche nur unter dem Vorbehalt der Zugehörigkeit zu einem „bestimmten kirchlichen 

Jurisdiktionsbereich“ habe zur Verfügung gestellt werden sollen.
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508 BVerwGE 87, 115 (123 f.). Zustimmend Bachof, JZ 1991, S. 621 (622). A.A. BVerfGE 99, 100 (123 
ff.) und Renck, BayVBl 1991, S. 200 ff. (201). 
509 BVerfGE 99, 100 (122 ff.).  
510 BVerfGE 99, 100 (124 ff.).  

 Das Institut des 

„konkreten, bestimmten“ Widerrufsvorbehalts wird damit sinnentlehrt und die Gefahr 

dieses Ansatzpunktes, dass ganz allgemeine Widerrufsgründe plötzlich zu konkreten 

„umgebogen“ werden, wird deutlich gemacht.  
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IV. 

Die Schranken des 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs.2 WRV 

 

Das Grundgesetz kennt keine unbegrenzten Freiheits- und Eigentumsrechte511. Dies 

gilt – unbestritten und unbestreitbar - auch für das Staatskirchenrecht, denn das von 

der Verfassung geforderte friedliche Zusammenleben von Staat und Kirche erfordert 

über die Verfassungsgarantieen zugunsten der Religionsgesellschaften hinaus zu-

gleich den staatlichen Schutz anderer für das Gemeinwesen wichtiger Rechtsgü-

ter.512

1. Nach der ganz überwiegenden Auffassung in Rechtsprechung und Lehre unter-

liegt die Kirchengutsgarantie den Schranken der „für alle geltenden Gesetze“ im Sin-

ne von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV.

 Daher muß auch die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV bestimmten Schranken unterliegen und es müssen im Rahmen dieser Schran-

ken Eingriffe in das Kirchengut möglich sein. Klassische Beispiele sind Schließung 

und Abriss einer Kirche wegen Einsturzgefahr oder Enteignung und „Überschwem-

mung“ einer Kirche im Rahmen des Baus einer Talsperre.  

 

Damit stellt sich die Frage, welchen Schranken die Kirchengutsgarantie des Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV unterliegt. Zunächst ist problematisch, ob die 

Schrankenklausel des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV auf die Ge-

währleistung des Kirchenguts Anwendung findet (1.). Nachdem dies zu verneinen ist, 

führt dies dazu, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV allein den sogenann-

ten verfassungsimmanenten Kollisionsschranken unterliegt (2.). Schließlich ist zu 

klären, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gegenüber von bestimmten Arten 

von Eingriffen – etwa „Säkularisationen“ – einen vorbehaltlosen Schutz bietet (3.).  

 

513

                     
511 E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990, S. 20; 
Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 301 ff. 
512 BVerfGE 70, 138 (167). 
513 BVerwGE 87, 115 (124 ff.); Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand 
Juni 2006, Rdrn. 18 zu Art. 140 Art. 138 WRV; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 288; Hesse, 
ZevKR 5 (1956), S. 62 (76 f.); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (903); M. Heckel, Staat 
Kirche Kunst, 1968, S. 244 f.; Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen nach dem 
Bonner Grundgesetz, 1968, S. 104 f.; Filmer/Görisch, ZevKR 45 (2000), S. 453 (467); Heinig, Öffent-
lich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 216 ff.  

 Dabei wird größtenteils 

darauf abgestellt, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die Aufgabe habe, 

die kirchliche Freiheit nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV nach der 
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Seite ihres materiellen Substrates hin zu ergänzen; daher müssten für die Kirchen-

gutsgarantie die gleichen Schranken wie die des Art. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 3 Satz 1 WRV gelten. Auch wird damit argumentiert, dass „Widmung und Ent-

widmung“ der kirchlichen öffentlichen Sachen eine der Angelegenheiten nach Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV sei, daher müsse der durch Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV gewährte Schutz mit dem Schutz übereinstimmen, der hinsich-

tlich der „Widmung und Entwidmung“ der selben kirchlichen Sache durch Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV gewährt werde. Schließlich wird darauf hin-

gewiesen, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV einen staatskirchen-

rechtlichen Grundgedanken formuliere, der auch auf anderen Normen des Staatskir-

chenrechts Anwendung finde. Diese Auffassung ist von J. Lücke dahingehend modi-

fiziert worden,514 dass bei Bezug des Religionsguts auf den Schutz der Glaubens- 

und Bekenntnisfreiheit (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG) auch für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV nur verfassungsunmittelbare Kollisionsschranken gelten würden. „Die-

ne“ das Religionsgut aber nur der Selbstverwaltungsgarantie, dann fänden insoweit 

die Schranken von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 satz 1 WRV Anwendung. 

Schließlich und endlich wird bisweilen und in unterschiedlichem Ausmaß einer An-

wendung der Schranken des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG das Wort geredet.515

Auch systematisch macht es keinen Sinn mit Schrankenübertragungen zu arbeiten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat es zu Recht immer abgelehnt, die Schranken ei-

  

 

Diesen Ansätzen kann indes nicht gefolgt werden. Schon der Wortlaut der Verfas-

sung gibt für eine Anwendung der Schranken des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 

WRV (oder der anderer Grundrechte wie z.B. Art. 14 Abs. 1 Satz 2 und Art. 14 Abs. 2 

und 3 GG) nichts her, denn Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ist eben vorbe-

haltlos gewährleistet. Auch verfassungsgeschichtlich spricht einiges dagegen, die 

Bindungen des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV auf Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu übertragen. Im „Vorbild“ für beide Normen, dem Art. 

15 PrVU, waren beide Normen verklammert, die Weimarer Reichsverfassung hob 

diesen „Gleichlauf“ aber auf; dies ist zu respektieren.  

 

                     
514 JZ 1998, S. 534 (541 ff.).  
515 Vergl. Haager, Die Garantie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Ver-
eine, 1968, S. 94 ff.; so wohl auch v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 
274 ff. Für Art. 14 Abs. 3 GG auch J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (141 f.).  
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nes Grundrechts auf ein anderes zu übertragen.516 Warum sollte hier anderes ge-

lten? Auch führt es nicht weiter Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV zur „Funda-

mentalnorm“ des gesamten Staatskirchenrechts zu erklären, deren Schranken dann 

auf alle anderen Rechte der Religionsgesellschaften erstreckt werden. Zum einen ist 

das staatskirchenrechtliche Gesamtgefüge zu komplex, um es auf einen konkreten 

normativen Punkt zu bringen.517 Zum anderen ist ja gerade die Frage, ob Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV die staatskirchenrechtliche Fundamentalnorm ist,518 

diese Bestimmung wird z.T. als bloß deklaratorisch angesehen.519

2. Nach seinem Wortlaut ist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV vorbehaltlos 

gewährleistet. Damit liegt es nahe, bei der Schrankenbestimmung des Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ebenso zu verfahren, wie bei allen anderen vorbehaltlos 

gewährleisteten Grundrechten. Dort ist in der Rechtsprechung anerkannt, dass diese 

Grundrechte nur den sogenannten verfassungsunmittelbaren Kollisionsschranken 

  

 

Auch Sinn und Zweck von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV – die Gewähr der 

kirchlichen Freiheit nach der Seite ihres materiellen Substrats hin – gebietet keine 

Übertragung der Schranken des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV. 

Denn die Gewährleistung schützt die kirchliche Freiheit hinsichtlich ihres materiellen 

Substrats nicht nur im Hinblick auf die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 3 Satz 1 WRV, sondern auch und gerade in Bezug auf die vorbehaltlose 

Gewährleistung des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. Warum sollten dann auf Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gerade die Schranken des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 3 Satz 1 WRV übertragen werden? Der Sinn und Zweck von Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV ist zumindest ebenso auf Art. 4 Abs. 1 und 2 GG wie auf Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV bezogen. Insoweit geht es aber nicht an – wie 

Lücke will – teils die sogenannten verfassungsunmittelbaren Kollisionsschranken 

(beim Bezug auf Art. 4 Abs. 1 und 2 GG) und teils die Schranken von Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV zur Anwendung zu bringen. Die einheitliche Kir-

chengutsgarantie würde sonst dogmatisch in der Mitte gespalten. 

 

                     
516 BVerfGE 30, 173 (191 f.) zu Art. 5 GG; BVerfGE 32, 98 (107) zu Art. 4 Abs. 1 GG. 
517 Vergl. z.B. Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 108 ff.; v. Campenhausen/de Wall, 
Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 369 ff. 
518 Siehe oben S. 78 f.  
519 Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung der Gerichte der Bundesrepublik 
Deutschland, 1971, S. 372 ff.  
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unterliegen; sie können nur beschränkt werden durch die „Grundrechte Dritter“ und 

„sonstige verfassungsrechtlich geschützte Güter“.520 Für eine Anwendung allein die-

ser Kollisionsschranken spricht auch der Sinn und Zweck des Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV, d.h. die Gewährleistung der kirchlichen Freiheit nach der Seite ih-

res materiellen Substrats: Wie oben dargelegt, wird die kirchliche Freiheit im Grund-

gesetz durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 

Satz 1 WRV geschützt. Dabei ist hinsichtlich des Schutzes der kirchlichen Freiheit 

die eigentliche Grundsatznorm die des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG.521 Die Gewährleis-

tung des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ist aber vorbehaltlos und unterliegt nur den soge-

nannten verfassungsunmittelbaren Kollisionsschranken.522

                     
520 BVerfGE 28, 243 (261); 81, 278 (292 ff.); 83, 130 (139); 84, 212 (228) – st. Rechtspr. 
521 Siehe oben S. 77 ff.  
522 Siehe dazu aus der Rechtsprechung des BVerfG etwa BVerfGE 18, 385 (387 f.); 33, 23 (30), 41, 
88 (107); 42, 312 (334); 44, 37 (49 f.,53); 52, 223 (247); 66, 1 (20); 72, 278 (289); 93, 1 (21); 108, 282 
(297). So auch BVerwG NJW 2002, S. 3344. Insbesondere kommt eine Anwendung der Schranke des 
Art. 140 GG i.V.m. Art. 136 Abs. 1 WRV nicht in Betracht, richtig Morlok, in: Dreier, GG, Bd. I., 2. Aufl. 
2004, Rdnr. 111 ff. zu Art. 4; Magen, in: Umbach/Clemens, GG, 2002, Rdnr. 43 f. zu Art. 140 i.V.m. 
136 WRV; Brenner, VVDStRL 54, 274 (290); Fischer/Groß, DÖV 2003, S. 932 (933 ff.); Badura, der 
Schutz von Religion und Weltanschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 15 f.; Isak, Das Selbst-
verständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 255 ff.; Heinig, Öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften, 2003, S. 130 ff.; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grund-
gesetzes, 2006, S. 499 ff.; Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 514 ff. A.A. etwa BVerwGE 
112, 227 (232); Starck, in: von Mangold/Klein/Starck, GG, Bd. I, 5. Aufl. 2005, Rdnr. 85 ff. zu Art. 4; v. 
Campenhausen, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 136 , Rdnr. 82; Bock, AöR 123 (1998), S. 444 (464 ff.); 
Muckel, FS Listl, 1999, S. 239 (253 ff.); M. Heckel, FS BVerfG II, 2001, S. 379 (408). Gegen eine 
Übertragung der Schranken des Art. 140 GG i.V.m. Art. 136 I WRV spricht schon der Wortlaut von Art. 
4 Abs. 1 und 2 GG. Diese Grundrechte sind im Gegensatz zu anderen Grundrechten eben nicht mit 
Schranken versehen worden. Die ist auch kein Zufall, vielmehr wollten die Schöpfer des Grundgeset-
zes Art. 4 Abs. 1 und 2 GG eben nicht einem allgemeinen Gesetzesvorbehalt – wie er durch Art. 140 
GG i.V.m. Art. 136 Abs. 1 WRV begründet wurde - unterwerfen (siehe dazu z.B. Magen, ebd.). Auch 
systematisch macht eine Schrankenübertragung keinen Sinn: Nach dem Wortlaut des Art. 140 GG 
i.V.m. Art. 136 Abs. 1 WRV kommt eine Schrankenziehung durch diese Vorschrift nur für die religiöse 
Glaubensfreiheit in Betracht. Ergebnis wäre also, dass zwar Weltanschauungs- und Gewissensfreiheit 
unbeschränkt gewährleistet wären, die Glaubensfreiheit jedoch dem Vorbehalt des Art. 140 GG i.V.m. 
136 Abs. 1 WRV unterläge; diese Schlechterstellung der Glaubensfreiheit ist nicht einsichtig. Auch die 
herausgehobene Stellung der Art. 4 Abs. 1 und 2 GG – die auch jenseits der Schrankenfrage besteht 
– verbietet es in die Glaubensfreiheit einen „einfachen“ Gesetzesvorbehalt hineinzutragen, zumal die-
ser – seinem Wortlaut nach – einer Einschränkung durch sog. Schranken-Schranken nicht zugänglich 
ist.  

 Dies spricht dafür, dass 

beide Gewährleistungen – ihrem Wortlaut und dem Bezug aufeinander entsprechend 

– gemeinsam denselben, nämlich nur den verfassungsunmittelbaren, Schranken un-

terliegen. Endlich wurden in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

Eingriffe in das Kirchengut immer zugleich als Eingriffe in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ge-

wertet; insoweit haben sich Eingriffe in dieses ohnehin vielfach an den verfassungs-

unmittelbaren Kollisionsschranken des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG messen zu lassen.  
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Die Anwendung der verfassungsunmittelbaren Schranken entscheidet in der Folge 

zwar nicht darüber, ob der Gesetzesvorbehalt Anwendung findet (a). Da aber die 

Begriffe der „Grundrechte Dritter“ und insbesondere der „sonstigen verfassungsrech-

tlich gewährleisteten Güter“ so weit ausgelegt werden, dass sie als solche jegliche 

verfassungsrechtliche Trennschärfe vermissen lassen, ist zu fragen, worin der ei-

gentliche materielle Schutz besteht, der dem Kirchengut durch die Heranziehung al-

lein der verfassungsunmittelbaren Kollisionsschranken vermittelt wird (b).  

 

a) Die Anwendbarkeit der sogenannten verfassungsunmittelbaren Schranken bedeu-

tet nicht, dass insoweit eine Konkretisierung der Schranken durch den Gesetzgeber 

entbehrlich wäre. Auch die sogenannten verfassungsimmanenten Schranken bedür-

fen einer positiven Konkretisierung durch den parlamentarischen Gesetzgeber.523 

Damit gilt für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV, wie für alle anderen Freiheits- 

und Eigentumsgewährleistungen, dass jeglicher Eingriff in die Gewährleistung einer 

besonderen (parlaments-) gesetzlichen Grundlage bedarf.524

b) Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wurden die Begriffe 

„Grundrechte Dritter“ oder der „anderen mit Verfassungsrang ausgestatteten Rechte“ 

bis zur Unkenntlichkeit aufgeweicht. So sollen „andere mit Verfassungsrang ausges-

tattete Rechtsgüter“ auch die „effektive Strafrechtspflege“,

  

 

525 „Einrichtung und Funk-

tion der Bundeswehr“,526 die Krankenversorgung527 usw. sein.528 Einen Aussagege-

halt hat diese Formel damit nicht mehr, auch dogmatisch lässt sich sinnvoll nichts 

mehr abschichten. Im Rahmen dieser Arbeit kann dies nur hingenommen werden.529

                     
523 Vergl. BVerfGE 33, 1 (17); 57, 70 (99); 83, 130 (142). Aus der Literatur siehe E.-W. Böckenförde, 
Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990, S. 20 f. m.w.N. und Pie-
roth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 22. Aufl. 2006, Rdnrn. 333. 
524 Vergl. zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 
(554).  
525 BVerfGE 33, 23 (32). 
526 BVerfGE 28, 243 (261); 69, 1 (21). 
527 BVerfGE 57, 70 (91). 
528 Weitere Beispiele bei Dreier, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnr. 
140 zu Vorb.  
529 Zur Kritik an dieser Rechtsprechung siehe z.B. das Sondervotum Mahrenholz/Böckenförde in 
BVerfGE 69, 1 (57 ff., 99 ff.).  

 

Damit macht allein die Formel der „Grundrechte Dritter“ oder der „anderen mit Ver-

fassungsrang ausgestatteten Rechte“ noch nicht die „Besonderheit“ des Umstands 

deutlich, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV allein verfassungsunmittelba-

ren Kollisionsschranken unterliegt. 
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Insoweit liegt es nahe, die Vorbehaltslosigkeit des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV dahingehend zu verstehen, dass dieses Recht von Verfassungs wegen beson-

ders intensiv geschützt werden soll und daher Eingriffe in die Kirchengutsgarantie 

nur unter besonders engen Voraussetzungen möglich sein sollen. Zwar gilt es inso-

weit festzuhalten, dass aus der Vorbehaltslosigkeit eines Grundrechts nicht zwingend 

auf eine besondere materielle Schutzintensität geschlossen werden kann; sonst hät-

te z.B. nach dem Grundgesetz das Recht auf Versammlungen in geschlossen Räu-

men (Art. 8 Abs. 2 GG) einen höheren Rang als das Recht auf Leben (Art. 2 Abs. 2 

GG).530

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV soll nämlich auch und gerade das materielle 

Substrat der kirchlichen Freiheit nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG schützen. Die Vorbe-

haltslosigkeit des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ist aber gerade nicht Ausdruck eines „Ver-

fassungsunfalls“ - dass die Ausübung der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit zu Kolli-

sionsproblemen führt, ist Gemeingut.

 Beispielsweise ergibt sich unter dem Grundgesetz die Vorbehaltslosigkeit 

einer grundrechtlichen Gewährleistung oft schlicht daraus, dass der Verfassungsge-

ber eine Konfliktmöglichkeit gar nicht gesehen hat (so bei Art. 8 Abs. 2 GG). Anderes 

hingegen gilt aber bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV, bei dem in der Tat die 

Vorbehaltslosigkeit Ausdruck einer besonderen Schutzintensität ist:  

 

531 Vielmehr ist gerade für Art. 4 Abs. 1 und 2 

GG anerkannt, dass dessen Vorbehaltslosigkeit zum Ausdruck bringt, die dort ge-

schützte kirchliche Freiheit sei besonders intensiv geschützt und daher nur unter be-

sonders engen Grenzen beschränkt werden dürfe.532 Wegen des engen Bezugs von 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu Art. 4 Abs. 1 und 2 GG lässt sich nun die 

Vorbehaltslosigkeit der Gewährleistung des Kirchenguts zwanglos ebenso erklären: 

Das Kirchengut ist wegen seines funktionalen Bezugs zur die Freiheit der Kirchen so 

wie diese selbst besonders intensiv geschützt. Damit gehört Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV zu dem Kreis der Vorschriften, die um den Schutz des Religiösen 

willens dieses besonders herausgehoben schützen.533

                     
530 So das – im Prinzip richtige – Argument von Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 
1999, Rdnr. 316.  
531 Siehe etwa Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 504. Zur 
Entstehungsgeschichte etwa Magen, in: Umbach/Clemens, GG, 2002, Rdnr. 43 f. zu Art. 140 i.V.m. 
136 WRV.  
532 BVerfGE 24, 236 (251); 33, 23 (29); 35, 366 (376); 102, 370 (387); Müller-Volbehr, DÖV 1995, S. 
301 (306 f.); Steiner, Jus 1982, S. 157 (162).  
533 In diese Richtung auch Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 215. 

 Eine Beschränkung der in Art. 
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140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gewährleisteten Rechte kann daher nur unter 

besonders engen Voraussetzungen möglich sein. Diese „besonders engen Voraus-

setzungen“ lassen sich wie folgt konkretisieren: 

 

Da das Religionsgut besonders geschützt ist, kann nicht jedes kollidierende Grund-

recht bzw. jedes kollidierende verfassungsrechtlich geschützte Gut eine Einschrän-

kung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV legitimieren. Denn die Schranken 

des „verfassungsrechtlich geschützten Guts“ sind im Licht der materiellen Wertent-

scheidung der Verfassung für einen besonderen Schutz des Kirchenguts zu verste-

hen.534 Dementsprechend ist im Rahmen von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 

1 WRV und der Schrankenklausel „des für alle geltenden Gesetzes“ anerkannt, dass 

nicht „schlichte“ Gemeinwohlinteressen zu einer Beschränkung des kirchlichen 

Selbstbestimmungsrechts führen können. Vielmehr müssen zwingende Gründe des 

Gemeinwohls vorliegen535 bzw. es muß die Regelung zur Erfüllung der staatlichen 

Aufgaben und im Blick auf das Gemeinwohl unumgänglich sein.536 Entsprechendes 

gilt im Rahmen der für Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG entwickelten „Dreistufentheorie“.537

Damit ist festzuhalten, dass die Vorbehaltslosigkeit des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV Ausdruck davon ist, dass das Kirchengut durch die Verfassung materiell 

besonders intensiv geschützt werden soll. Daraus ist zu folgern, dass eine Be-

schränkung von Kirchengut nur dann in Betracht kommt, wenn ansonsten klar und in 

nachhaltiger Weise Grundrechte Dritter oder wichtige verfassungsrechtlich geschütz-

te Güter gefährdet würden. Diese Definition mag Mängel haben und unpräzise sein, 

immerhin stellt sie aber klar, dass ein Entzug von Kirchengut nicht schon dann in Be-

tracht kommt, wenn für ihn „überwiegende öffentliche Belange“ sprechen – wie es 

 

Dass Gesagte folgt weiter aus einem Vergleich von Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 

WRV mit Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG: Während Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG eine Fülle von 

Schranken mitgegeben ist (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG, Art. 14 Abs. 2 und 3 GG, Art. 

15 GG) wird Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV vorbehaltlos gewährleistet. Dies 

spricht für einen besonderen Schutzgehalt der zuletzt genannte Norm.  

 

                     
534 Vergl. zur Notwendigkeit einer wechselbezüglichen Betrachtung von Grundrecht und Schrankenre-
gelung BVerfGE 53, 366 (400); 66, 1 (22); 72, 278 (289) zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV, 
BVerfGE 7, 198 (208 f.); 66, 116 (150), BVerfGE 71, 206 (214) zu Art. 5 Abs. 2 1. Alt. GG, BVerfGE 
17, 108 (117) zu Art. 2 Abs. 2 GG.  
535 BVerfGE 53, 366 (404 f., 407); 72, 278 (294). 
536 BVerfGE 66, 1 (22). 
537 BVerfGE 7, 377 (397 ff.) – mit Modifizierungen im Prinzip immer noch ständige Rechtsprechung.  
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das Bundesverwaltungsgericht angenommen hat.538 Ein solcher Maßstab mag für die 

Einschränkung der allgemeinen Handlungsfreiheit oder für Berufsausübungsreglun-

gen der richtige sein;539

Verfassungsgeschichtlich ist nämlich daran zu erinnern, dass die Kirchengutsgaran-

tieen vor allem gegen „massenhafte“ Angriffe auf das Kirchengut in „Säkularisations-

wellen“ schützen sollten. Und die massenhaften Säkularisationen hatten einen be-

sonderen Charakter; in der Sache handelte es sich um Sozialisierungsaktionen, die 

spezifisch gegen das Kirchengut gerichtet waren.

 der spezifische verfassungsrechtliche Schutz des Kirchen-

guts wird aber damit verkannt.  

 

3. Läßt man die Verfassungsgeschichte bis zum Inkrafttreten des Grundgesetzes 

Revue passieren, so fällt auf, dass den Kirchengutsgarantieen immer eine besondere 

Schutzfunktion zukam - sie boten einen Schutz gegen „Säkularisationen“. Dabei 

schützten sie nur zwar nur gegen diese Art des „Eingriffes“, dagegen aber „absolut“, 

d.h. ohne jegliche Einschränkungs- oder Legitimationsmöglichkei. Unter dem Grund-

gesetz bedarf es nun einer Interpretation von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV als Säkularisationsverbot nicht mehr, da Säkularisationen nicht mehr im Rau-

me stehen und solche im übrigen schon durch Art. 14 und Art. 3 Abs. 1 GG verboten 

werden. Damit ist aber noch nicht gesagt, dass dem Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV jegliche absolute Schutzwirkung für das Kirchengut abgeht.  

 

540 Dies trifft in der Sache auch den 

heutigen absolut geschützten Gehalt von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV: 

Zwar sind nach dem Grundgesetz allgemeine „Sozialisierungsaktionen“ nach Art. 15 

GG ohne weiters zulässig.541 Nach seiner verfassungsgeschichtlichen Herkunft ver-

bietet aber Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gerade solche „Sozialisationen“. 

Auch systematisch stellt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV, der eine „Sozialisa-

tionsklausel“ wie Art. 15 GG eben nicht kennt, im Verhältnis zu Art. 14 und 15 GG 

eine Sondernorm dar, die ein höheres Schutzniveau bietet und jegliche Sozialisation 

von Religionsgut untersagt.542

 

 

                     
538 Fehlerhaft daher BVerwGE 87, 115 (124 ff.).  
539 Vergl. z.B. BVerfGE 7, 377 (405 f.); 81, 156 (192).  
540 Vergl. E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. I, 2. Aufl. 1975, S. 57 ff.  
541 Zu Auslegung und Bedeutung von Art. 15 GG siehe vor allem Wieland, in: Dreier (Hrsg.), Grundge-
setz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnrn. 1 ff. zu Art. 15. 
542 Im Ergebnis ähnlich – freilich mit anderer Begründung – Preuß, in: Alternativkommentar zum 
Grundgesetz, Bd. 2, 2. Aufl. 1989, Rdnr. 66 zu Art. 140.  



 

 

127 

127 

V. 

Schranken-Schranken 

des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

 

Dass ein Grundrecht oder grundrechtsähnliches Recht Schranken hat bedeutet nicht, 

dass diese ihrerseits das Grundrecht oder grundrechtsähnliche Recht unbegrenzt 

einschränken können. In der allgemeinen Grundrechtsdogmatik der Grundrechte in 

ihrer Ausprägung als liberale Abwehrrechte haben sich daher ihrerseits Schranken 

der Grundrechtsschranken, sogenannten Schranken-Schranken, entwickelt.543

Die Wechselwirkungslehre unterscheidet sich vom Verhältnismäßigkeitsprinzip und 

dem Grundsatz der praktischen Konkordanz tendenziell dadurch, dass sie auf ab-

strakter Ebene allein mit Bezug auf das jeweilige Grundrecht danach fragt, welche 

Einschränkungsvoraussetzungen abstrakt vorliegen müssen (z.B. klare und nachhal-

tige Beeinträchtigung von Grundrechten Dritter oder die Beeinträchtigung wichtiger 

verfassungsrechtlich geschützter Güter). Das Verhältnismäßigkeitsprinzip und der 

Grundsatz der praktischen Konkordanz stellen hingegen eher auf den konkreten Ein-

zelfall ab und nehmen die genaue Zuordnung von konfligierenden Gütern in den 

Blick. Beide Grundsätze fordern, dass der Eingriff auf das „Geeignete„ und „Erforder-

liche“ beschränkt bleibt. Sie unterscheiden sich jedoch darin, dass das Verhältnis-

mäßigkeitsprinzip auf einer „dritten“ Stufe der Prüfung die Legitimation für den Ein-

griff gewissermaßen „starr“ im Blick hält und „Einbußen“ in den Rechtsgütern, zu de-

ren Schutz oder Verwirklichung eingegriffen wird, grundsätzlich nicht hinnimmt. Die 

Eingriffslegitimation entfällt in der Folge dann nur bei (grober) „Unverhältnismäßig-

keit“. Der Grundsatz der praktischen Konkordanz zielt hingegen von vorneherein 

darauf ab, die konfligierenden Interessen verhältnismäßig „auszugleichen“, was auch 

bedeutet, dass unter Umständen der Staat bei einem Eingriff „Einbußen“ in den 

Rechtsgütern, zu deren Schutz oder Verwirklichung eingegriffen wird, hinzunehmen 

 Dabei 

haben sich mehrere Grundsätze herausgebildet, die in mehr oder weniger großem 

Umfang güterabwägender Natur sind, deren genauerer Anwendungsbereich im Ein-

zelfall freilich nicht ganz klar abgrenzbar ist. Es sind dies die Wechselwirkungslehre, 

der Grundsatz der praktischen Konkordanz und das Verhältnismäßigkeitsprinzip. 

 

                     
543 Siehe dazu etwa Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 317 ff.; Pie-
roth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 22. Aufl. 2006, Rdnrn. 269 ff., 274 ff.; E.-W. Böckenförde, Zur 
Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990, S. 18 ff.  
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hat, wenn dadurch auf der anderen Seite das beeinträchtigte Grundrecht „geschont“ 

wird.544

Die dargestellten Grundsätze finden auch auf die Kirchengutsgarantie Anwendung. 

Dies folgt daraus, dass es sich bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV um ein 

grundrechtsähnliches, den Freiheitsrechten nachgebildetes Recht handelt, was eine 

Übertragung der genannten Grundsätze nahelegt. Auch gelten die genannten Prinzi-

pien für die Begrenzungen der kirchlichen Freiheit nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV,

  

 

545

1. Grundsätzlich gilt, dass für die genaue Konkretisierung der Schranken-Schranken 

maßgeblich ist, mit welcher Intensität in das jeweilige Grundrecht oder grundrechts-

gleiche Recht eingegriffen wird.

 weswegen es plausibel ist, sie auch auf 

die Garantie des Kirchenguts zu übertragen, die eben diese Freiheiten schützt. Von 

diesem Ausgangpunkt ausgehend wird zunächst dargestellt, welches die grundsätz-

lich maßgeblichen Abwägungsgesichtspunkte für Güterabwägungen innerhalb der 

Schranken-Schranken des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV sind (1.). Daran 

anschließend werden die konkreten Güterabwägungsmaßstäbe (Wechselwirkungs-

lehre, praktische Konkordanz und Verhältnismäßigkeitsprinzip) dargestellt (2.). 

Schließlich wird auf einige Sonderprobleme eingegangen (3.).  

 

546 Das gilt auch für die Gewährleistungen der religiö-

sen Freiheit nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 

WRV.547 Je stärker der Eingriff das jeweilige Recht beschneidet, desto höheren Legi-

timationsanforderungen ist er ausgesetzt. Darin – aber eben nur darin – liegt im Üb-

rigen auch der richtige Ansatz der Bereichsscheidungslehre. Je mehr eine bestimm-

ten Angelegenheit den „inneren“ bzw. „rein inneren“ Angelegenheiten der zuzuord-

nen ist und je weniger diese Angelegenheit über diesen Bereich „mittelbare“ oder 

„unmittelbare“ (Außen-) Wirkung hat, destso stärker ist der Schutz der Verfassung für 

diese Angelegenheit.548

                     
544 Zu der ersten Unterscheidung siehe Grabitz, AöR 98 (1973), S. 568 (549 ff.). Zu der zweiten Unter-
scheidung siehe Hirschberg, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 1981, S. 92 ff.; Alexy, Theorie 
der Grundrechte, 1985, S. 151 f.; Dechsling, Das Verhältnismäßigkeitsprinzip, 1989, S. 8 ff.  
545 Siehe unten S. 140 f., 144 f.  
546 Siehe dazu vor allem Scherzberg, Grundrechtsschutz und Eingriffsintensität, 1989 m.N. zur Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts auf S. 23 ff.  
547 BVerfGE 32, 98 (108 ff.); 52, 223 (245 ff.) zu Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, BVerfGE 72, 278 (289) 
m.w.N. zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV. Siehe dazu etwa Heinig, Öffentlich-rechtliche Re-
ligionsgesellschaften, 2003, S. 158 ff.,  
548 So auch Heinig, ebd., S. 158 

 Daher wird auch im Rahmen des Art. 140 GG i.V.m. 138 
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Abs. 2 WRV mit der überwiegenden Meinung anerkannt, dass sich die Bestimmung 

der Schranken-Schranken danach richtet, mit welcher Intensität in die Gewährleis-

tung eingegriffen wird (a). Dabei ist die Intensität des Eingriffs auch unter Heranzie-

hung des Selbstverständnisses der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften zu be-

stimmten (b). Insoweit kennt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV aber keine „ab-

soluten“ Schranken-Schranken, etwa für Eingriffe in „res sacrae“ (c).  

 

a) Nach überwiegender Ansicht kommt es im Rahmen von Güterabwägungen bei 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV unter anderem darauf an, wie weit der Ein-

griff das durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützte Rechtsgut beeint-

rächtige. Als Anknüpfungspunkt wird hier hervorgehoben, dass Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV je stärker schütze (oder anders gewendet: dass je stärkere 

Eingriffslegitimationen notwendig seien), je mehr das Eigentum oder die „anderen 

Rechte“ der betroffenen Kirche oder Religionsgesellschaft in einem unmittelbaren 

Bezug zum „Religiösen“ stünden. Am stärksten geschützt seien Objekte, die unmit-

telbar dem Gottesdienst dienten: res sacrae und insbesondere Kirchen. Nachgiebiger 

sei der Schutz des übrigen Verwaltungsvermögens, z.B. Krankenhäuser usw. Am 

Ende steht das „bloße“ Finanzvermögen (soweit dieses überhaupt durch Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt wird).549 Maßgeblich ist also die jeweilige Nähe 

der Religionsguts zur kirchlichen Aufgabe und der Umstand, ob das Vermögen un-

mittelbar oder mittelbar der kirchlichen Freiheit dient.550 Insoweit ist vor allem zu be-

achten, dass der „Kern“ der kirchlichen Freiheit in der durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG 

gewährleisteten Kultusfreiheit zu sehen ist. Man wird daher danach differenzieren 

können, ob die je betroffene Freiheit die vorbehaltlos in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ga-

rantierte ist, ober ob „nur“ das kirchliche Selbstordnungs- und Verwaltungsrecht 

durch den Eingriff in das Religionsgut betroffen werden.551

                     
549 Zu alledem BVerwGE 115 (124 ff.); Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (75 ff.); J. Heckel, FS Smend, 
1952, S. 103 (137 f.); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (898 ff.) m.w.N. in FN 30.  
550 Insoweit ist an der überwiegenden Auffassung bemerkenswert, dass keine Stimme der „Öffentlich-
keits-„ oder „Kulturbezug“ des betroffenen Religionsguts in den Mittelpunkt von Art. 140 GG i.V.m. Art. 
138 Abs. 2 WRV stellt und die „Eingriffsintensität“ von diesen Ausgangspunkt aus betrachtet. Dies 
zeigt, dass die Autoren, die diese Gesichtspunkte teleologisch in den Mittelpunkt der Ausdeutungen 
der Kirchengutsgarantie stellen letztlich inkonsequent in der Weiterverfolgung ihres Ansatzes werden 
– und freilich insoweit zum richtigen Ergebnis kommen. 
551 Vergl. BVerfGE 53, 266 (401); 66, 1 (22); 70, 138 (167); 72, 278 (289). 

 Schließlich werden auch 

weitere Gesichtspunkte herangezogen, insbesondere wird danach gefragt, in wel-
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chem Umfang Kirchengut entzogen bzw. beschränkt wird.552

Dieser Ansicht haben allerdings Muus

 Der Abbruch einer Kir-

che ist anders zu bewerten, als deren kurzzeitige Sperrung aus baupolizeilichen Ge-

sichtspunkten.  

 
553 und Wehdeking554 widersprochen. Nach 

diesen kommt bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eine Anknüpfung der In-

tensität des Schutzes des Kirchenguts an dessen konkrete Funktion (z.B. Kultusgut 

einerseits, das allgemeine Verwaltungsvermögen andererseits) nicht in Betracht. Der 

Schutzbereich von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV weise insoweit keine Dif-

ferenzierungen auf („Kultus- Unterricht- und Wohltätigkeit“), die Verfassungsge-

schichte gebe für eine solche Differenzierung nichts her und überdies bestehe die 

Gefahr von Relativierungen der Kirchengutsgarantie. Indes überzeugt diese Argu-

mentation nicht: Verfassungsgeschichtlich ist zwar richtig, dass den Kirchengutsga-

rantieen vor Inkrafttreten des Grundgesetzes solche Differenzierungen fremd waren. 

Dies lag indes darin begründet, dass sie nur gegen bestimmte Eingriffe (Säkularisa-

tionen) schützten, dann aber vor jeder Säkularisation. Wenn aber unter dem Grund-

gesetz der Schutz des Kirchenguts wesentlich erweitert wird, ergibt sich auch für die 

Schranken und Schranken-Schranken die Notwendigkeit einer Differenzierung. Da-

mit ist zugleich erklärt, warum der „gleichrangigen“ Nennung von „Kultus- Unterricht- 

und Wohltätigkeit“ keine ausschlaggebende Bedeutung zukommt, denn auch diese 

Trias ist historisch bedingt und heute anders zu verstehen.555

b) Nachdem es für eine Abwägung unter anderem drauf ankommt, in welchem Um-

fang der Eingriff den religiösen Bezug des Kirchenguts beeinträchtigt, ist der Beurtei-

 Schließlich werden die 

genannten Güterabwägungsgrundsätze auch bei Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV und Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG angewendet. Dies legt 

es nahe, sie auf Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu übertragen, denn diese 

Vorschrift will über einen Schutz des materiellen Substrats eben die Freiheit der Kir-

chen schützen. Allein der Umstand, dass es so zu „Relativierungen“ in der Garantie 

des Kirchenguts kommt, kann kaum ein Gegenargument sein, wenn die Relativie-

rungen berechtigt sind.  

 

                     
552 Vergl. zur Bedeutung dieses Topos für die Grundrechte allgemein Stern, Das Staatsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland, Bd. III/2, 1994, S. 782 ff.  
553 Muus, ZevKR 11 (1964/65), S. 123 (135 ff.). 
554 Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 36 ff.  
555 Siehe oben S. 107 f.  
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lungsmaßstab für den „Religionsbezug“ und für die Intensität der Beeinträchtigung 

jenes Religionsbezugs auch und gerade unter Heranziehung des kirchlichen Selbst-

verständnisses zu gewinnen.556 Der Grund hierfür liegt darin, dass der säkulare Staat 

der Gegenwart das spezisch Religiöse nicht mehr zu fassen vermag und daher mit 

seinen Normen auf das Selbstverständnis der Religionsgesellschaften verweist.557 

Insoweit hat Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eine Struktur wie Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV. Auch dort kommt es für die Beurteilung der „Intensität“ 

der Beeinträchtigung der spezifische kirchlichen Belange durch den staatlichen Ein-

griff maßgeblich auf das Selbstverständnis der Religionsgesellschaft an.558

c) Grundsätzlich gibt es in der allgemeinen Grundrechtsdogmatik keine „absoluten“ 

Schranken-Schranken, auch stärkste Eingriffe sind bei Vorliegen entsprechend star-

ker Rechtfertigungen hinzunehmen.

  

 

559 Dies gilt auch für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV; auch dieser kennt keine „absoluten“ Schranken-Schranken, etwa für 

Eingriffe in „res sacrae“. Die Kirchengutsgarantie unterliegt damit – grundsätzlich – 

einem umfänglichen „Abwägungsvorbehalt.560 Dieser herrschenden Auffassung ist 

allerdings von J. Heckel und Mikat entgegengehalten worden, dass der Schutz für  

die „res sacrae“ absolut, d.h. ohne jede Einschränkungsmöglichkeit, gelten müsse,561 

wobei freilich häufig Argumente verwendet werden, die spezifisch auf einen Status 

der „res sacrae“ als kirchliche öffentliche Sache abzielen.562

Indes vermag diese Auffassung nicht zu überzeugen. Sie wurzelt letztlich in der „Be-

reichsscheidungslehre“, die bestimmte Aspekte des kirchlichen Wirkens von jeglicher 

staatlicher Ingerenz freistellt; für die Gewährleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV wird der Bereich dann als jener der „res sacrae“ angesehen. Indes ist 

die Bereichsscheidungslehre nicht dazu geeignet, kirchliche Freiheit sachgerecht zu 

  

 

                     
556J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (131); Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (905 f.). 
557 Siehe unten S. 176 f.  
558 Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (555 ff.); Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 245 ff.; Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 
2003, S. 160. Ausführlich Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, 
S. 285 ff. A.A. Neureither, Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, S. 271 ff.  
559 Vergl. dazu z.B. Lerche, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 122, Rdnr. 27; P. M. Huber, in: von Man-
gold/Klein/Starck, GG, Bd. I, 5. Aufl. 2005, Rdnr. 138 ff. zu Art. 19 Abs. 2 GG; Stern, Das Staatsrecht 
der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/2, 1994, S. 847 ff. 
560 BVerwGE 87, 115 (124 ff.); Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (76 ff.); Muus, ZevKR 11 (1964/65), S. 
123 (132 ff.). 
561 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (137); Mikat, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grund-
rechte, Bd. IV/1, 1960, S. 111 (222).  
562 So vor allem W. Weber, ZevKR 11 (1965/66), S. 111 (120 f.).  
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gewährleisten.563 Dies zeigt sich auch hier: Soll dem Staat die Befugnis abgespro-

chen werden, einsturzgefährdete Kirchen zu sperren und ggf. abzureißen? Soll der 

Friedhof, von dem eine Seuchengefahr ausgeht, vor jeglichem Eingriff des Staates 

verschont bleiben? Solche Ergebnisse führen sich selbst ad absurdum. Und dass der 

Entzug von Religionsgut „absolute Kerne“ (im Sinne von Art. 1 Abs. 1 und Art. 19 

Abs. 2 GG) berühren könnte, ist nicht ersichtlich. Im übrigen ist das Recht der „res 

sacrae“ von der Gewährleistung des Kirchenguts zu trennen.564 Dementsprechend 

kommt ein „absoluter“ Schutz der „res sacrae“ nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV nicht in Betracht.565

a) Unter Wechselwirkungsmaßstäben folgt für die Schranken des Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV, dass Eingriffe in das Kirchengut aufgrund des hohen Schutzni-

veaus dieser Bestimmung nur dann in Betracht kommen, wenn ansonsten klar und in 

nachhaltiger Weise Grundrechte Dritter oder wichtige, verfassungsrechtlich ge-

schützte Güter gefährdet würden.

  

 

2. An diese Gesichtspunkte – Maßgeblichkeit der Art des Kirchenguts und der Inten-

sität des Eingriffs in dieses – knüpfen verschiedene Güterabwägungsvorgänge an. 

Zunächst werden die abstrakt-generellen Wechselwirkungsmaßstäbe dargestellt (a), 

anschließend wird auf das Verhältnismäßigkeitsprinzip und den Grundsatz der prak-

tischen Konkordanz eingegangen (b). 

 

566 Dies ist auch der treffende Maßstab, wenn es 

um den Schutz des allgemeinen Verwaltungs- und Finanzvermögens der Kirchen 

geht.567 Strengeres muß aber gelten, wenn und soweit es um einen Schutz von Sa-

chen geht, die unmittelbar kultischen Zwecken dienen. Der schon allgemein hohe 

Schutz des Kirchenguts durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV erfährt hier 

nochmals eine Steigerung.568

                     
563 Siehe oben S. 86 ff., 102 ff. 
564 Siehe oben S. 45 ff. und unten S. 162 ff.  
565 Wie erwähnt steht aber auf einem anderen Blatt, wie sich der verfahrensmäßige Schutz als „öffent-
liche Sache“ der Religionsgesellschaften auswirkt – siehe unten S. 163 ff.  
566 Siehe oben S. 124 ff.  
567 Soweit letzteres überhaupt durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt ist – siehe 
oben S. 109 f.  
568 Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 18 zu Art. 
140 Art. 138 WRV und oben S. 129 f.  

 Angesichts des hohen Schutzes des Kultusguts kommt 

ein Eingriff in dieses nur dann in Betracht, wenn ansonsten Grundrechte Dritter oder 
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sonstige fundamentale verfassungsrechtlich geschützten Güter unmittelbar und 

nachhaltig gefährdet würden.569

b) Hinsichtlich des Verhältnismäßigkeitsprinzips und des Grundsatz der praktischen 

Konkordanz ist im Hinblick auf Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wenig Spezi-

fisches nachzutragen. Der Eingriff muß zur Erreichung seines Ziels geeignet, erfor-

derlich und verhältnismäßig im engeren Sinne sein bzw. im Sinne einer praktischen 

Konkordanz angemessen sein. Näheres ergibt sich dann jeweils aus dem Einzel-

fall.

  

 

570

Dass nur gegen Entschädigung enteignet werden darf, folgt schon aus Art. 14 Abs. 3 

Satz 2 und 3 GG. Wenn schon nach dieser Vorschrift eine Entschädigung notwendig 

ist, muß dies erst recht für Enteignungen gelten, die das nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV besonders geschützte Kirchengut betreffen. Klar ist insoweit auch, 

dass zunächst einmal „angemessene“ Entschädigung im Sinne von Art. 14 Abs. 3 

Satz 2 GG zu leisten ist. Z.T. wird darüber hinausgehend für jede Enteignung von 

  

 

3. Vor diesem Hintergrund sind zwei Sonderfälle zu erläutern. Zum einen geht es um 

die Möglichkeit und die Voraussetzungen der Enteignung von Kirchengut (a). Zum 

anderen soll der Entzug von Kirchengut zum Zwecke seiner Umverteilung an eine 

andere Religionsgesellschaft behandelt werden (b). 

 

a) Dass Kirchengut enteignet werden kann, versteht sich nach dem oben Gesagten 

von selbst, wenn und soweit die genannten Voraussetzungen vorliegen. Ebenso 

selbstverständlich ist, dass es hingegen nicht ausreicht, wenn „lediglich“ die Enteig-

nungsvoraussetzungen des Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG vorliegen. Fraglich ist damit 

allein, ob nur gegen „Entschädigung“ enteignet werden darf und wenn ja, wie diese 

zu bemessen ist. 

 

                     
569 Zu Präzisierungen dieser und ähnlichen Formeln Keihl, Das staatliche Recht der res sacrae, 1977, 
S. 167 – „lebenswichtige Belange“ und M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 244 ff., 247– Unver-
meidlichkeit des Entzugs von Kirchengut. 
570 Vergl. zu Verhältnismäßigkeitsprinzip allgemein Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. 
Aufl. 1999, Rdnrn. 317 ff.; Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 22. Aufl. 2006, Rdnrn. 279 ff., 
Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/2, 1994, S. 761 ff. jeweils m.w.N. Zur 
Verhältnismäßigkeitsprüfung in Einzelfällen für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV BVerwGE 87, 
115 (126 ff.); BayVGH NVwZ 1997, S. 1120 (1123 ff.). Aus der Literatur Keihl, ebd., S. 106 f.; Schlink, 
NVwZ 1987, S. 633 (638 f.). 
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Kirchengut der volle Wertersatz gefordert,571 z.T. wird (über eine angemessene Ent-

schädigung hinausgehend) die Höhe der Entschädigung danach gestaffelt, inwieweit 

der enteignete Vermögensgegenstand in einem religiösen Bezug gestanden hat.572

b) Endlich ist zu klären, inwieweit ein Entzug von Religionsgut zum Zwecke der Um-

verteilung an eine andere Religionsgesellschaft zulässig ist. Diese zunächst exotisch 

wirkende Fallgruppe hat in der Rechtsprechung Bedeutung durch den St. Salvator-

Fall erlangt: Der Freistaat Bayern forderte von einer kleinen orthodoxen Kirchenge-

meinde, die der Glaubensrichtung der griechisch-orthodoxen Altkalendarier angehört, 

die Herausgabe einer Kirche, um sie der „großen“ griechisch-orthodoxen Kirche (der 

sogenannten Metropolie), die der Gruppe der Neukalendarier zugehörte, zu überge-

ben.

 

Grundsätzlich hat es aber bei der Gewährung von „angemessener“ Entschädigung 

im Sinne von Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG sein Bewenden. Bei der Ausfüllung des Be-

griffes der „Angemessenheit“ ist allerdings zu berücksichtigen, dass es um eine En-

teignung des besonders geschützten Kirchenguts geht. Ob insoweit sogar „voller 

Wertersatz“ zu leisten ist, ist eine Frage des Einzelfalls. Es geht jedoch nicht an, die 

Höhe der Entschädigung danach zu staffeln, inwieweit der enteignete Vermögensge-

genstand in einem religiösen Bezug gestanden hat. Dies ist zwar der richtige Maßs-

tab für den Schutz des Kirchenguts auf der „ersten“ Ebene (Frage des Ob’s der En-

teignung), auf der zweiten Ebene (Höhe der Entschädigung) kann er aber keine An-

wendung finden. Der Verlust des spezifisch religiös geprägte Werte – hier eben Kir-

chengut – kann nicht adäquat mit Geld aufgewogen werden. „Religion“ und „Geld“ 

sind insoweit inkommensurabel.  

 

573 Der BayVGH und das BVerwG hielten prinzipiell einen solchen Herausga-

beanspruch für denkbar und stellten insoweit auch darauf ab, dass die Metropolie die 

Kirche „besser“ nutzen könne, da sie die größere Religionsgesellschaft und auch „öf-

fentlichkeitswirksamer“ sei (Körperschaftsstatus, Anerkennung in der Öffentlichkeit, 

karitatives Wirken usw.).574

                     
571 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (138); Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (75); Haager, Die Garan-
tie der Vermögenswerte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine, 1968, S. 110 f. 
572 Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (902); v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchen-
recht, 4. Aufl. 2006, S. 274.  
573 Vergl. BVerfGE 99, 100 ff.; BVerwGE 87, 115 ff.  
574 BVerwGE 87, 115 (126 ff.); BayVGH NVwZ 1996, S. 1120 (1123 ff.). Zustimmend Filmer/Görisch, 
ZevKR 45 (2000), S. 453 (467 ff.). 
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Nach dem oben Gesagten ist klar, dass im St. Salvator-Fall ein Herausgabeanspruch 

nur dann bejaht werden konnte, wenn ansonsten Grundrechte Dritter oder sonstige 

fundamentale verfassungsrechtlich geschützte Güter unmittelbar und nachhaltig ge-

fährdet würden; ob diese Voraussetzungen vorlagen, war ausgesprochen fraglich. 

Aber auch darüber hinausgehend kommt ein Entzug von Religionsgut zum Zweck 

der Umverteilung an eine andere Religionsgesellschaft, die dieses „besser“ nutzen 

kann, aus sich heraus nicht in Betracht:575 Wie oben dargestellt wird mit der Garantie 

des Kirchenguts das materielle Substrat der Freiheit der Kirchen bzw. Religionsge-

sellschaften gewährleistet. Diese Freiheit unterliegt als solche keinen Nützlichkeits-

erwägungen, denn allein die Religionsgesellschaften entscheiden darüber, wie sie 

Freiheit nutzen. Dies entspricht dem Wesen der liberal verstandenen Freiheit: Ob, 

aus welchen Motiven und zu welchen Zwecken die Grundrechtsträger von ihrer 

grundrechtlichen Freiheit Gebrauch machen, ist ihre Sache und Entscheidung. Die 

„Nützlichkeit“ der Freiheitsbetätigung kann daher nicht Gegenstand rechtlicher Be-

wertung durch den Staat und ebensowenig Anknüpfungspunkt für eine rechtliche 

Differenzierung des Freiheitsumfangs sein.576 Ist nun ein Nutzen der Freiheit in die-

sem Sinne nicht in Parameter zu bringen, konnte nicht damit argumentiert werden, 

dass die St. Salvator-Kirche der Metropolie mehr nütze, als einer kleinen Kirchenge-

meinde. Diese Überlegung wird dadurch gestützt, dass im Rahmen des Art. 14 Abs. 

3 Satz 1 GG anerkannt ist, dass eine Enteignung zum bloßen Zwecke der Umvertei-

lung unzulässig ist.577 Insbesondere ging es nicht an, den Entzug einer Kirche damit 

zu begründen, dass diese von einer anderer Religionsgesellschaft nach Kopfzahlen 

„besser“ und „mehr“ genützt werden könne (sieht man vielleicht einmal von Extrem-

fällen ab). Gegen die verfassungsrechtliche Tragfähigkeit einer solchen Abwägung 

spricht bereits das Wesen der hier ebenfalls tangierten Glaubens- und Bekenntnis-

freiheit.578 Kennzeichnend für die Glaubens- und Bekenntnisfreiheit ist nämlich das 

höchstpersönliche Moment;579

                     
575 Richtig Renck, BayVBl 1991, S. 200 (201 f); Mainusch, ZevKR 36 (1991), S. 68 (73): 
576 C. Schmitt, in: ders., Verfassungsrechtliche Aufsätze, 2. Aufl. 1973, S. 140 (167); E.-W. Böckenför-
de, NJW 1974, S. 1529 (1530); H. H. Klein, Der Staat 10 (1971), S. 145 (165 f.).  
577 Vergl. Kimminich, in: Bonner Kommentar, Loseblatt, Stand Dezember 2006, Rdnr. 184 f. zu Art. 14 
m.w.N. 
578 So auch Renck, BayVBl 1991, S. 200 (201 f.). Wohl auch Pirson, ZevKR 42 (1997), S. 431 (436). 
579 Dementsprechend kommt es auf Größe und Verbreitung einer Religionsgemeinschaft im Rahmen 
von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG jedenfalls dann nicht an, wenn der Einzelne sich auf sein Grundrecht be-
ruft – BVerfGE 93, 1 (17) m.w.N. 

 dieses kommt in dem engen Bezug von Art. 4 Abs. 1 

und 2 GG zu Art. 1 Abs. 1 GG zum Ausdruck. Dieses Moment der Glaubens- und 

Bekenntnisfreiheit bleibt auch dann erhalten, wenn diese kollektiv, d.h. in Gottes-
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diensten, ausgeübt wird. Dieses in der Menschenwürde wurzelnde Moment der 

Glaubens- und Bekenntnisfreiheit verbietet es, in deren Ausübung mit Nützlichkeits-

erwägungen wie „Kopfzahlen“ einzugreifen. Damit ginge der einzelne Gläubige mit 

seinem Glauben als Bezugspunkt verloren und würde einer reinen Zweckbetrachtung 

unterworfen. Dies ist mit dem Wesen der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit unve-

reinbar, da sie das inkommensurable Individuum  zum Teil eines kommensurablen 

Kollektivs reduzieren würde. Damit würde auch der Menschenwürdekern des Art. 4 

Abs. 1 und 2 GG verfehlt.580

                     
580 Vergl. Dürig, JR 1952, S. 259 ff.  
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Dritter Hauptteil: 
Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV im Gefüge des Grundgesetzes 

 

Art. 138 Abs. 2 WRV ist nach Art. 140 GG vollgültiger Bestandteil des Grundgeset-

zes.581 Das Grundgesetz enthält aber nicht lediglich eine Aneinanderreihung ver-

schiedener, nicht miteinander in Beziehung stehender Artikel, vielmehr können des-

sen Bestimmungen erst in ihrem Zusammenspiel und aus dem Grundsatz der „Ein-

heit der Verfassung“ heraus vollständig begriffen werden.582

                     
581 BVerfGE 19, 206 (218 ff.); 53, 366 (400). 
582 Siehe zum Grundsatz der „Einheit der Verfassung“ z.B. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 
20. Aufl. 1999, Rdnr. 71 m.w.N.  

 Damit stellt sich auch für 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die Frage nach seinem Verhältnis zu den 

übrigen Bestandteilen der Verfassung. Dies zum einen im Sinne einer genauen 

dogmatischen Abgrenzung der Artikel, zum anderen aber auch in einem weiteren 

abstrakteren Sinne: Mit welchem Gesamtverständnis des Staatskirchenrechts (und 

der Verfassung) steht die Gewährleistung des Kirchenguts im Zusammenhang und 

mit welchem nicht.  

 

Die Fragen sollen in drei Kapiteln entfaltet werden. Zunächst wird es darum gehen, in 

welchem Verhältnis Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu den grundrechtlichen 

bzw. „grundrechtsähnlichen“ Bestimmungen der Verfassung steht (Erstes Kapitel). 

Sodann wird das Verhältnis des Art. 138 Abs. 2 WRV zu den anderen Gewährleis-

tungen des Vermögens der Kirchen und Religionsgesellschaften untersucht (Zweites 

Kapitel). Im dritten Kapitel wird schließlich die Frage behandelt, in welchem Verhält-

nis Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu den allgemeinen Lehren und Proble-

men des Staatskirchenrechts steht. 
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Wie oben dargelegt hat Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hat eine grund-

rechtsähnliche Struktur, und zwar eine solche im Sinne eines „Abwehrrechts“. Durch 

die Norm werden das Eigentum bzw. die „anderen Rechte“ der Kirchen und Religi-

onsgesellschaften im Verhältnis zu Art. 14 GG herausgehoben und besonders „in-

tensiv“ geschützt. Die Kirchengutsgarantie stellt aber nicht den Ausnahmefall einer 

„besonders intensiv schützenden grundrechtsähnlichen Norm“ zugunsten der Kir-

chen dar. Vielmehr werden die Kirchen durch eine Vielzahl weiterer Normen „grund-

rechtlich“ bzw. „grundrechtsähnlich“

Erstes Kapitel: 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und die grundrechtlichen bzw. grundrechts-

ähnlichen Bestimmungen des Grundgesetzes 

 

583

1. Art. 4 Abs. 1 und 2 GG gewährleistet die individuelle wie kollektive Glaubens- und 

Bekenntnisfreiheit.

 und „besonders“ intensiv geschützt. Insoweit 

lassen sich die in diesen Normen verbürgten Rechte in Freiheits- (I.) Gleichheits- (II.) 

und Eigentumsrechte (III.) unterteilen. Zusammenfassend betrachtet entsteht so ein 

grundrechtlicher bzw. grundrechtsähnlicher „Gesamtstatus“ der Kirchen und Religi-

onsgesellschaften (IV.). 

 

I. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und die Freiheitsrechte der Kirchen 

 

Die Freiheit der Kirchen und Religionsgesellschaften wird durch das Grundgesetz in 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV gesichert. Die 

Gewährleistung des Kirchenguts nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hat 

zu beiden Gewährleistungen, sowohl zu Art. 4 Abs. 1 und GG (1.), als auch zu 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV (2.), enge Bezugspunkte.  

 

584 Die Gewährleistung dieser Freiheit wird weit verstanden, ge-

schützt wird das kultische Wirken nach innen und außen, das heißt auch soweit es 

Außenwirkung hat.585

                     
583 Der Terminus „grundrechtsähnlich“ wird hier wie auf S. 85 f. verstanden.  
584 Zur Gewährleistung der kollektiven Glaubensfreiheit siehe BVerfGE 19, 129 (132); 70, 138 (160 f.) 
– st. Rechtspr. Siehe oben S. 78.  
585 BVerfGE 32, 98 (106 f.); 69, 1 (33 f.). 

 Insoweit werden u.a. das karitative Wirken der Religionsgesell-
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schaften586 und deren Betätigung im schulischen Bereich gewährleistet.587

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG selbst bleiben wiederum nicht nur bei einer Gewähr der Frei-

heit der Religionsgesellschaften als solcher stehen sondern gewährleisten auch – 

selber und eigenständig – das materielle Substrat der Freiheit nach diesem Grund-

recht.

 Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hingegen gewährleistet zunächst die Freiheit der Kir-

chen nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nach der Seite ihres materiellen Substrats; die 

Freiheit der Kirche nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG wird damit durch die Kirchengutsga-

rantie gleichsam abgesichert und speziell gewährleistet. Dies zeigt sich z.B. daran, 

dass die Schutzintensität des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV sich u.a. daran 

orientiert, wie eng die religiösen Bezüge des Kirchenguts zu Art. 4 Abs. 1 und 2 GG 

sind. Dabei umfasst Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV aber nicht nur den 

Schutz der kirchlichen Freiheit nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG; geschützt wird auch die 

Freiheit nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV.  

 

588 Nach der zutreffenden Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

schützt Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nämlich auch davor, dass die staatliche Gewalt dem 

Grundrechtsträger vorhandene und notwendige materielle Voraussetzungen für die 

Ausübung dieses Grundrechts entzieht. Daraus wird deutlich, dass Art. 4 Abs. 1 und 

2 GG „in nuce“ gleichsam Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV enthalten. Damit 

stellt sich freilich die Frage, nach dem Verhältnis der „Vermögensgewährleistungen“ 

durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV.589

Nach ihrem persönlichen Schutzbereich unterscheiden sich beide Vorschriften, so-

weit es um Religionsgesellschaften geht, nicht. Der Begriff der „Religionsgesell-

schaft“ ist mit dem der religiösen Vereinigung in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG identisch.

  

 

590

                     
586 BVerfGE 24, 236 (247); 53, 366 (392 f.); 70, 138 (163) 
587 BAGE 47, 144 (147). 
588 BVerfGE 99, 100 (118 ff.); BVerfG, 1. Kammer des Zweiten Senats, DVBl 1992, S. 1020 (1021); 
Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (893); Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religi-
onsgemeinschaften, 1995, S. 23 ff. m.w.N.; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des 
Grundgesetzes, 2006, S. 314. Entsprechendes gilt im übrigen auch für Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 
Abs. 3 WRV – BVerfGE 66, 1 (20).  
589 Siehe dazu andeutungsweise Borowski, ebd., S. 314 ff. 
590 Siehe oben S. 92 f.  

 

Ein Unterschied besteht freilich darin, dass sich auf Art. 4 Abs. 1 und 2 GG auch In-

dividuen berufen können.  
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Seinem sachlichen Schutzbereich nach schützt Art. 4 Abs. 1 und 2 GG die „notwen-

digen und vorhandenen materiellen Voraussetzungen“ für die Ausübung des Grund-

rechts.591 Diese etwas rätselhafte Formulierung muß vor dem Hintergrund ausgelegt 

werden, dass es systematisch unplausibel wäre, wenn Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV und Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nahezu deckungsgleich würden. Daher wird 

durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG zunächst nur das Kirchengut geschützt, das unmittel-

bar und notwendig in einem religiösen Bezug steht.592 Weiter dürfte nur das religiöse 

Gut „notwendig“ für die Ausübung des Grundrechts aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG sein, 

das tatsächlich in einem kultischen Bezug steht.593

Hinsichtlich des Eingriffsbegriffs decken sich Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Art. 4 Abs. 1 und 2 GG weitgehend. Problematisch ist allenfalls, ob Art. 4 Abs. 1 

und 2 GG auch dann einschlägig sind, wenn im Rahmen von Art. 140 GG i.V.m. Art 

138 Abs. 2 WRV aufgrund des Verweisungscharakters der Norm ein Eingriff aus-

scheidet. Dies kann aber letztlich dahingestellt bleiben, denn wenn eine Religionsge-

sellschafte unberechtigter Besitzer eines Kultusguts ist, wird sie spätestens im Rah-

men der Schranken des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG zur Herausgabe verpflichtet sein.

 Daran fehlt es bei Sachen, die zu 

karitativen, schulischen und sonstigen Zwecken dienen. Demgegenüber gewährleis-

tet Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht nur das Kultusgut im engeren Sinne 

sondern weit darüber hinausgehend das Kirchengut im weiteren Sinne, nämlich das 

Gut, das allen kirchlichen kirchlichen Zwecken dient. Diese „kirchliche Zwecke“ sind 

einmal die „religiösen Zwecke“ im weiteren Sinne, aber auch die Zwecke der kirchli-

chen Selbstverwaltung nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV. Ge-

währleistet werden insoweit sogar Vermögensmassen, wenn und soweit sie unmit-

telbar kirchlichen Zwecken gewidmet sind.  

 

594

Hinsichtlich der Schranken – bei beiden Gewährleistungen gelten allein verfassungs-

unmittelbaren Kollisionsschranken - und Schranken-Schranken dürfte bei Art. 4 Abs. 

1 und 2 GG und bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV im Prinzip das nämliche 

gelten. Zu beachten bleibt jedoch, dass bei Art. 4 Abs. 1 und 2 GG allein die Freiheit 

  

 

                     
591 BVerfGE 99, 100 (118 f.); BVerfG, 1. Kammer des Zweiten Senats, DVBl 1992, S. 1020 (1021). 
592 Vergl. BVerfGE 66, 1 (20 ff.) zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV.  
593 Mithin – in der Terminologie des Rechts der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften – eine 
„res sacra“ ist. Weitergehend aber wohl BVerfGE 66, 1 (22 f.).  
594 Damit kann die Frage dahinstehen, ob Freiheitsrechte überhaupt – vom Schutzbereich her – die 
Möglichkeit geben können, fremdes Eigentum in Anspruch zu nehmen. Vergl. dazu BVerfG (Vorprü-
fungsausschuß), NJW 1984, S. 1293 (1294). Die Frage ist im Einzelnen strittig.  
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der Religionsgesellschaften im Vordergrund steht, während es bei Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV auch um einen Schutz der kirchlichen Gleichheit und um einen 

Vermögensschutz geht. So spielen im Rahmen der Abwägung bei Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV auch der Schutz der kirchlichen Gleichheit und der Vermögens-

schutz eine Rolle. Beispielsweise gibt Art. 4 Abs. 1 und 2 GG für den Fall einer En-

teignung nichts für eine Entschädigung her, Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

aber sehr wohl. 

 

Insgesamt wird man zu dem Verhältnis beider Vorschriften sagen können, dass Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hinsichtlich des Schutzes des Kirchenguts weiter 

geht als Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. Im Überschneidungsbereich dürfte Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV lex spezialis sein, da die Gewähr der Freiheit und 

Gleichheit der Religionsgesellschaften nach der Seite ihres materiellen Substrats 

prinzipiell Sache dieser Vorschrift ist.595 Dies schließt es aber nicht aus, Art. 4 Abs. 1 

und 2 GG im Rahmen von Eingriffen in das Religionsgut dann heranzuziehen, wenn 

und soweit es um die Prüfung der Zulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde 

geht.596

2. Auch zwischen Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV bestehen Bezüge. Zum einen schützt Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV auch die Freiheit der Religionsgesellschaften nach Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV nach der Seite ihres materiellen Substrats hin. 

Zum anderen entspricht das dogmatische Verhältnis von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV und Art. 4 Abs. 1 und 2 GG in etwa dem dogmatischen Verhältnis zwi-

schen Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV und Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. 

Sowohl Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wie auch Art. 140 GG i.V.m. Art 137 

Abs. 3 Satz 1 WRV finden ihre eigentliche Wurzel im Schutz der kollektiven Glau-

bens- und Bekenntnisfreiheit. Für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wurde 

dies bereits oben gesagt, und auch für die Gewährleistung des Selbstverwaltungs-

rechts nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV ist anerkannt, dass diese 

letztlich im Schutz der kollektiven Glaubens- und Bekenntnisfreiheit nach Art. 4 Abs. 

  

 

                     
595 So auch Kästner, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 32, S. 891 (893 mit FN 11). 
596 BVerfGE 99, 100 (118 f.); BVerfG, 1. Kammer des Zweiten Senats, DVBl 1992, S. 1020 (1021). Art. 
140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ist selbst nicht verfassungsbeschwerdefähig – Art. 93 Nr. 4a, §§ 
11 Nr. 8a, 90 BVerfGG. 
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1 und 2 GG wurzelt.597 Dies bedeutet freilich nicht, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 3 Satz 1 WRV und 4 Abs. 1 und 2 GG ineinanderfallen. Im Verhältnis zu Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV ist nämlich Art. 4 Abs. 1 und 2 GG enger, da die 

Selbstverwaltungsgarantie auch das nicht religiöse geprägte Ordnen und Verwalten 

der eigenen Angelegenheiten erfasst.598 Sowohl bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV als auch bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV handelt es sich 

daher um eigenständige und nicht nur deklaratorische Bestimmungen, die lediglich 

ihre „Wurzel“ und Legitimation in Art. 4 Abs. 1 und 2 finden.599

Schließlich ähneln sich Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV auch in ihrer dogmatischen Bauweise. Es handelt 

sich nämlich jeweils um „grundrechtsähnliche“ Bestimmungen, d.h. um solche, bei 

denen die grundrechtliche Gewährleistungs- und Prüfungsstruktur von Schutzbe-

reich, Eingriff, Schranken, Schranken-Schranken und dort insbesondere Güterabwä-

gungserwägungen zum tragen kommen. Für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

 Im Verhältnis der 

Schutzwirkungen der Kirchenguts- und Selbstverwaltungsgarantie zu Art. 4 Abs. 1 

und 2 GG stehen beide Garantien „nebeneinander“: Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

2 WRV erweitert die Freiheit der Religionsgesellschaften nach Art. 4 Abs. 1 und 2 

GG um einen Schutz ihres materiellen Substrats „in die Tiefe“; Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 3 WRV erweitert die Freiheit nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG „in die Brei-

te“, d.h. um die Gewähr der Selbstverwaltung in „eigenen Angelegenheiten“.  

 

                     
597 BVerfGE 53, 366 (401); 57, 220 (244); 66, 1 (20); 72, 278 (288 f.), Korioth, in: Maunz/Dürig, 
Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 20 zu Art. 140 Art. 137 WRV; Hesse, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (523 ff.); v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. 
Aufl. 2006, S. 100 f.; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 114; Badura, Der Schutz von 
Religion und Weltanschauung nach dem Grundgesetz, 1989, S. 75 ff.; Jurina, Der Rechtsstatus der 
Kirchen und Religionsgemeinschaften im Bereich ihrer eigenen Angelegenheiten, 1972, S. 165. Ten-
denziell anders Tillmanns, FS Muckel, 2003, S. 919 (938 ff.). 
598 Vergl. dazu BVerfGE 72, 278 (289) m.w.N.; Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (525 
ff.); v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 100 f.  
599 Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV siehe oben S. 77 ff. Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 
3 WRV siehe BVerfGE 53, 366 (401); 57, 220 (244); 66, 1 (20); 72, 278 (288 ff.); v. Campenhausen/de 
Wall, ebd. S. 100 ff.; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 114; Korioth, in: Maunz/Dürig, 
Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 20f. zu Art. 140 Art. 137 WRV; Jurina, 
Der Rechtsstatus der Kirchen und Religionsgemeinschaften im Bereich ihrer eigenen Angelegenhei-
ten, 1972, S. 51 ff. A.A. Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung der Gerichte 
der Bundesrepublik Deutschland, 1971, S. 372 ff. Das beide Bestimmungen nach letztgenannter An-
sicht ineinanderfallen ist schon deswegen unplausibel, da hierdurch eine derzeit gültige Verfassungs-
norm – Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV – für überflüssig erklärt wird, was einer sinnvollen 
systematischen Auslegung widerspricht.  
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folgt dies aus dem oben gesagten, für Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 

WRV ergibt sich dies aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.600

In ihrem persönlichen Schutzbereich schützt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV die „Religionsgesellschaften“. Unerheb-

lich ist danach insbesondere, ob die jeweilige „Religionsgesellschaft“ eine Körper-

schaft des öffentlichen Rechts ist oder nicht. Geschützt werden durch beide Normen 

auch die Untergliederungen von Religionsgesellschaften, ein „Mehrwert“ kommt dem 

Schutz der „religiösen Vereine“ in Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV insoweit 

kaum zu.

  

 

601

Deutliche Unterschiede sind jedoch im Hinblick auf den sachlichen Schutzbereich 

festzustellen: Im Verhältnis von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV geht der Schutz des Kirchenguts durch die 

Kirchengutsgewährleistung nämlich weiter. Zwar mag es sein, dass auch durch Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV die „notwendigen und vorhandenen materiellen 

Voraussetzungen für die Ausübung der Freiheitsgarantie“ so geschützt sind wie bei 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. Indes wird man wie dort den Bereich des „Notwendigen“ auf 

das zwingend Notwendige beschränken müssen, sonst wären beide Normen nicht 

sinnvoll gegeneinander abzugrenzen.

  

 

602

                     
600 BVerfGE 53, 366 (399 ff.); 70, 138 (162 ff.); 72, 278 (288 f.). Auch der verstorbene Bundesverfas-
sungsrichter Geiger – vormals Berichterstatter im Staatskirchenrecht – stimmt dieser Kennzeichnung 
zu, freilich kritisiert er sie (ZevKR 26 <1981>, S. 156 <167 ff.>. Aus der Literatur indem Bundesverfas-
sungsgericht zustimmend v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 107 ff.; 
Isensee, Essener Gespräche 25 (1991), S. 104 (111 ff., 118 ff.). Ähnlich Hollerbach, HdBStR VI, 2. 
Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 119; Scheuner, Symp. Füllkrug, 1979, S. 1 (21 f.). Die Einschätzung des sei-
nerzeitigen Berichterstatters für Staatskirchenrecht am Bundesverfassungsgericht – Herrn Bundesver-
fassungsrichter Hassemer – dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV institutionell zu verstehen 
sei (Hassemer/Hömig, EuGRZ 1999, S. 525 <531> – wobei die diesbezügliche Passage von Herrn 
Bundesverfassungrichter a.D. Hassemer stammt) kann daher vor dem Hintergrund der neueren 
Rechtsprechung nicht ganz nachvollzogen werden. Zum Problem insgesamt Hesse, HdBStKiR I, 2. 
Aufl. 1994, § 17, S. 521 (523 f.).  
601 Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV siehe oben S. 92 ff. Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 
3 WRV siehe oben S. 95 f. mit FN 415, 416. 
602 Sehr weitgehend daher BVerfGE 66, S. 1 (21 ff.). 

 Verbleiben den Religionsgesellschaften also 

auch nach dem Entzug von Religionsgut noch Möglichkeiten zur Selbstverwaltung, 

so liegt ein Eingriff in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV nicht vor, wohl aber ein 

solcher in Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. Auch erfasst nur Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV unmittelbar die „Selbstverwaltungsfreiheit“ bezüglich des 

Kirchenguts.  
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Für beide Gewährleistungen gilt der nämliche, in der allgemeinen Grundrechtsdog-

matik erarbeitete, Eingriffsbegriff. Erfasst werden damit prinzipiell alle Grundrechts-

beeinträchtigungen, die nach dieser Dogmatik Eingriffe darstellen können. Insbeson-

dere schützen weder Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV noch Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV „nur“ gegen Sondergesetze zu Lasten der Religionsge-

sellschaften.603

Hinsichtlich der Schranken gibt es zwischen Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV Unterschiede. Während die Ge-

währleistung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nur durch verfassungs-

rechtliche Kollisionsschranken begrenzt wird, gilt bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 

3 Satz 1 WRV die Schranke des „für alle geltenden Gesetzes“. Freilich finden sich in 

der Handhabung der Schranken-Schranken Parallelen zwischen Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV. Eine „Ähnlichkeit“ 

besteht zum einen darin, dass sowohl bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

als auch bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV „Bereichsscheidungslö-

sungen“ versagen; für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wurde dies bereits 

oben dargelegt. Das dort Gesagte gilt entsprechend für Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 3 WRV.

  

 

604 Eine weitere „Parallele“ liegt darin, dass so wie bei Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV auch bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV die Gü-

terabwägungsanforderungen in der Gestalt der „Wechselwirkungslehre“605 und des 

Grundsatzes der praktischen Konkordanz zur Anwendung kommen. Dabei ist von 

besonderem Interesse, dass bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV nach der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und der Lehre allein der Grundsatz 

der praktischen Konkordanz, und nicht etwa das Verhältnismäßigkeitsprinzip, heran-

gezogen wird.606

                     
603 Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV siehe oben S. 56 ff., 113 ff. zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 
137 Abs. 3 WRV siehe Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (544 ff.), v. Campenhausen/de 
Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 111 ff.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 275 ff. jeweils 
m.w.N.  
604 Dementsprechend lehnt heute die ganz herrschende Meinung in der Literatur die sogenannten 
„Bereichsscheidungslehren“ ab – z.B. Hesse, ebd., S. 550 ff.; v. Campenhausen/de Wall, ebd., S. 110 
f. Classen, ebd., Rdnr. 257 ff. Siehe oben S. 90 f.  
605 Siehe zu Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs. 2 WRV oben S. 132 f. Siehe zu Art. 140 GG i.V.m. 137 Abs. 
3 WRV BVerfGE 53, 366 (400); 66, 1 (22); 72, 278 (289); Hesse, ebd., S. 554.  
606 Aus der Rechtsprechung etwa BVerfGE 53, 366 (400); 66, 1 (22); 72, 278 (289). Aus der Literatur 
Hesse, ebd., S. 554; Scheuner, Symp. Füllkrug, 1979, S. 1 (21 f.); Kästner, Die Verwaltung 10 (1977), 
S. 67 (74 f.). 

 Eine weitere Entsprechung besteht schließlich darin, dass im Rah-
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men der zu erfolgenden Abwägungen das Selbstverständnis der Religionsgesell-

schaften zu berücksichtigen ist.607 Eine letzte Paralelle liegt darin, dass für die Ab-

wägung maßgeblich ist, inwieweit durch den jeweiligen Eingriff die in Art. 4 Abs. 1 

und 2 GG geschützte Religionsfreiheit mit berührt wird.608

Zusammenfassend ergibt sich: Sowohl Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als 

auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV sind grundrechtlich strukturierte 

Normen, die ihrem Sinngehalt nach auf Art. 4 Abs. 1 und 2 GG bezogen sind.

 Ein Unterschied bleibt aber 

trotz alledem festzuhalten: Anders als Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV 

ist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV vorbehaltlos gewährleistet. Darin kommt 

der besondere Schutzgehalt der Garantie des Religionsguts zum Ausdruck.  

 

609

Die Frage der Gleichheit und Gleichberechtigung der Kirchen bzw. Religionsgesell-

schaften wird herkömmlich mit dem staatskirchenrechtlichen Prinzip der Parität um-

schrieben.

 Der 

verfassungsrechtliche Schutz der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit wird durch diese 

Normen zum einen in Bezug auf die notwendigen materiellen Mittel (Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV), zum anderen in Bezug auf die notwendige Organisation 

und Verwaltung (Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) hin konkretisiert, jeweils 

aber auch erweitert; die Gewährleistungen gehen über das hinaus, was Art. 4 Abs. 1 

und 2 GG gewährt. Damit wird über den Bereich der Glaubens- und Bekenntnisfrei-

heit hinaus das freie Wirken der Kirchen und Religionsgesellschaften gesichert. Die-

se haben einen Status, der durch besondere Freiheits- und Eigentumsgewährleis-

tungen gekennzeichnet ist.  

 

II. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und die Gleichheitsrechte der Kirchen 

 

610

                     
607 Für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wurde dies oben dargestellt, für Art. 140 GG i.V.m. Art. 
137 Abs. 3 WRV entspricht dies der Rechtsprechung und herrschenden Meinung der Lehre - BVerfGE 
53, 366 (400); 66, 1 (22); 72, 278 (289). Aus der Literatur Hesse, ebd. S. 556; v. Campenhausen/de 
Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 113; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 119.  
608 Zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV siehe oben S. 129 ff. Zu Art. 137 Abs. 3 WRV siehe 
BVerfGE 53, 366 (400); 66, 1 (22); 72, 278 (289); Hesse, ebd., S. 555 mit FN 112.  
609 Vergl. J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 – Art. Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV lasse 
sich: „neben der Garantie der kirchlichen Freiheit als zweites Grundrecht der Kirchen bezeichnen“.  

 In diesem Rahmen ist zu unterscheiden zwischen Normen, die im wei-

610 M. Heckel, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 20, S. 589 f.; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchen-
recht, 4. Aufl. 2006, S. 370; Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 
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teren Sinne „Gleichheit“ zum Gegenstand haben (Parität im weiteren Sinne) (1.) und 

Normen, die „echte“ Gleichheitsrechte verbürgen (Parität im engeren Sinne) (2).  

 

1. Eine Vielzahl von Normen des Grundgesetzes regelt auf die eine oder andere 

Weise die Gleichbehandlung von Religionsgesellschaften (Parität im weiteren Sin-

ne).611

2. Mit „Parität im engeren Sinne“ wird die Gleichhandlung von Kirchen bzw. Religi-

onsgesellschaften bei Nichteingreifen einer „speziellen“ Gewährleistung bezeichnet. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Maßstäbe einer Parität in diesem Sinne we-

der aus Verfassungsgewohnheitsrecht

 So enthalten zum Beispiel 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV und Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 7 WRV spezielle Paritätsregelungen. Aber auch Nor-

men, die nicht unmittelbar eine Gleichbehandlung regeln, können „gleichstellend“ 

wirken: So sorgt Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV dafür, dass die Verbindung 

zwischen dem Staat und einer Kirche nicht so eng wird, dass diese zu einer Staats-

kirche wird, Art. 4 Abs. 1 und 2 GG sowie Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 

WRV bewirken durch ihre gleichmäßige Anwendbarkeit auf alle religiösen Vereini-

gungen bzw. Religionsgesellschaften (und eben nicht nur auf die Kirchen oder die 

Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts), dass im Hinb-

lick auf ihre Freiheit alle Religionsgesellschaften grundsätzlich gleich behandelt wer-

den. 

 

In diesem weiteren Sinne kommt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV mehrfach 

ein Bezug zur Parität zu: So hält Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV z.B. fest, 

dass hinsichtlich des Religionsguts alle Religionsgesellschaften grundsätzlich gleich 

behandelt werden. Eine Differenzierung danach, ob sie Kirchen oder Körperschaft 

des öffentlichen Rechts sind, wird nicht getroffen. Auch wird nach einer Teilung von 

Religionsgesellschaften hinsichtlich der Frage nach dem Eigentümer des Kirchen-

guts die religiöse Wahrheitsfrage durch den Verweis auf das bürgerliche Recht um-

gangen und werden insoweit alle Religionsgesellschaften bürgerlich-rechtlich „gleich“ 

behandelt.  

 

612

                                                                
2006, Rdrn. 32 zu Art. 140 – IV.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 127 ff.; Mikat, Artikel Parität, in: 
StL, 7. Aufl., Sp. 294; Renck, DÖV 2002, S. 56 ff.  
611 Hierzu umfassend Mayer-Scheu, Grundgesetz und Parität von Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten, 1970, S. 72 ff.; M. Heckel, ebd., S. 590.  
612 Vergl. Hollerbach, JZ 1965, S. 612. 

 noch wie beim Neutralitätsprinzip aus ei-
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nem „Inbegriff“ der staatskirchenrechtlichen Normen gewonnen, vielmehr hat es die 

Parität auf den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gestützt.613 Dem 

Vorgehen ist zuzustimmen: Wenn und soweit eine ausdrückliche Regelung besteht, 

ist nicht einzusehen, warum man etwas aus dem „Inbegriff der Verfassung“ oder aus 

der Gesamtheit der staatskirchenrechtlichen Normen ableiten sollte. Wegen seines 

blankettartigen Charakters614 ist Art. 3 Abs. 1 GG auch weit genug, um die Beson-

derheiten des Staatskirchenrechts in die grundrechtliche Prüfung des Gleichheitssat-

zes aufzunehmen. Daher führt seine Anwendung nicht zu einer undifferenzierten, 

„egalitären“ und „säkularen“ Behandlung der Religionsgesellschaften und zu eine 

„Einebnung“ des Staatskirchenrechts).615

Zunächst handelt es sich bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und bei der in 

Art. 3 Abs. 1 GG verbürgten Parität der Religionsgesellschaften um verschiedenen 

Normen mit verschiedenen Anwendungsbereichen: Einmal geht es um das Eigentum 

der Kirchen und Religionsgesellschaften, das andere mal um ihre Gleichheit. Auf ei-

ner grundsätzlichen Ebene bestehen aber Parallelen: Wie dargelegt ist Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV grundrechtlich bzw. liberal-abwehrrechtlich zu verstehen. 

Dies gilt auch für die durch Art. 3 Abs. 1 und 3 gewährleistete „bürgerliche“ Parität. 

Die im früheren Staatskirchenrecht – vor der WRV – entwickelte Parität war im we-

sentlichen eine „Institutionenparität“, sei es eine Parität der Religionsparteien, sei es 

eine Parität der christlichen Kirchen. Damit brechen aber die WRV - mag es damals 

auch noch nicht klar erfasst worden sein – und das Grundgesetz: Es geht nicht mehr 

um eine Parität von „Institutionen“ sondern um eine Parität von Personen und Perso-

nengebilden und um eine Gleichheit in gleicher Freiheit.

 Eine weitere explizite grundrechtliche 

Gleichheitsnorm enthält schließlich Art. 3 Abs. 3 GG. 

 

616 Die bürgerliche Parität 

gehört in ihrem Ausgangspunkt zum Prinzip der Grundrechte und zum Prinzip des 

liberalen Individualismus.617

                     
613 Aus der Rechtspr. z.B. BVerfGE 18, 1 (5 ff.); 19, 129 (134 f.); 24, 236 (246); 32, 98, (106), 33, 23 
(38). Weitere Ansätze bei M. Heckel, ZRG 80 (1963), Kan. Abt. 45, S. 261 (278). 
614 Siehe dazu z.B. Podlech, Gehalt und Funktionen des allgemeinen verfassungsrechtlichen Gleich-
heitssatzes, 1971 S. 77 ff.; Kirchhof, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 124, Rdnr. 22 ff.; Osterloh, in: Sachs, 
Grundgesetz-Kommentar, 3. Aufl. 2003, Rdnr. 5 zu Art. 3. 
615 So auch Hollerbach JZ 1965, S. 612 ff. In der Sache auch M. Heckel, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 
20, S. 589 ff.; ders., ZRG 80 (1963), Kan. Abt. 45, S. 261 (278). Anderer Ansicht wohl Scheuner, 
ZevKR 7 (1959/60), S. 225 (269 ff.).  
616 Siehe zu alldem M. Heckel, ZRG 80 (1963), Kan. Abt. 45, S. 261 (280 f., 350 ff.); ders., HdBStKiR 
I, 1. Aufl. 1974, § 10, S. 445 (451 ff., 471 f.). 
617 C. Schmitt, Verfassungslehre, 1928, S. 226. Siehe zu alledem auch Sachs, Grenzen des Diskrimie-
rungsverbots, 1987, S. 23 ff.  
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Auf die Grundrechte der Art. 3 Abs. 1 und 3 Abs. 3 GG können sich – jedenfalls über 

Art. 19 Abs. 3 GG – alle religiösen Vereinigungen, d.h. sowohl die „normalen“ Religi-

onsgesellschaften als auch die Religionsgesellschaften als Körperschaften des öf-

fentlichen Rechts berufen.618 Im Rahmen der Gleichheitssätze der Art. 3 Abs. 1 und 

3 GG wird mithin nicht nach den Arten von religiösen Vereinigungen differenziert. Der 

allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG verbietet es benachteiligend we-

sentlich Gleiches ungleich und wesentlich Ungleiches gleich zu behandeln.619

Weitergehend verbietet es der besondere Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 3 GG, dass 

die religiösen Vereinigungen „wegen“ ihres Glaubens ungleich behandelt werden.

 Für 

den Bereich der Gleichbehandlung von Religionsgesellschaften bedeutet dies, dass 

eine benachteiligende Ungleichbehandlung dieser, trotz wesentlich gleicher Bezugs-

punkte, einer besonderen gleichheitsrechtlichen Rechtfertigung bedarf; das nämliche 

gilt für eine Gleichbehandlung trotz wesentlich ungleicher Bezugspunkte.  

 

620 

Dieses „wegen“ ist freilich einschränkend auszulegen. Eine Ungleichbehandlung 

„wegen“ des Glaubens liegt nur dann vor, wenn die Anknüpfung an den Glauben 

wörtlich oder doch der Sache nach unmittelbar erfolgt.621 Dieses „Anknüpfungsver-

bot“, mag es auch selten einschlägig sein, stimmt mit dem staatlichen Neutralitäts-

prinzip überein: Der säkulare Staat darf nicht nach Maßstäben differenzieren, da die 

Bewertung des Glaubens außerhalb seines Wirkungskreises liegt.622

Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG verbietet auch hinsichtlich der 

religiösen Vereinigungen nur eine Ungleich- bzw. Gleichbehandlung, die nicht durch 

 Auch zeigt sich 

hieran, dass die Verfassung mit Art. 3 Abs. 3 GG das „Religiöse“ zum Gegenstand 

einer Sonderregelung (im Vergleich zu Art. 3 Abs. 1 GG) macht.  

 

                     
618 Aus der Rechtsprechung z.B. BVerfGE 19, 1 (5); M. Heckel, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 20, S. 589 
(591 ff.). Ausführlich dazu Beulke, ZevKR 6 (1957/58), S. 127 (138). 
619 Z.B. BVerfGE 1, 14 (52); 72, 141 (150); 76, 256 (329); 78, 249 (287); 84, 131 (158); 98, 365 (385). 
Siehe dazu z.B. Jarras/Pieroth, Grundgesetz, 8. Aufl. 2006, Art. 3 Rdnr. 4 ff.; Pieroth/Schlink, Grund-
rechte Staatsrecht II, 22. Aufl. 2006, Rdnr. 436. 
620 Sogenanntes Anknüpfungsverbot, siehe etwa BVerfGE 2, 266 (286); 59, 128 (157); 75, 40 (69 f.); 
85, 191 (206); 89, 276 (288 f.) und die fast einhellige Auffassung der Literatur, siehe z.B. Sachs, 
HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 126, Rdnr. 29 ff., 59 ff.; Heun, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, 
Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnr. 99, 103 zu Art. 3. Anderer Ansicht lediglich M. Heckel, HdBStKiR I, 2. Aufl. 
1994, § 20, S. 589 (635 ff).  
621 BVerfGE 2, 266 (286); 59, 128 (157); 75, 40 (69 f.); 85, 191 (206); 89, 276 (288 f.) 
622 Zu alledem Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 198 ff. 
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einen im Sinne des Gleichheitssatzes rechtfertigender Grund gedeckt ist.623 Ent-

scheidend ist damit die Frage, wann ein im Sinne des Gleichheitssatzes rechtferti-

gender Grund vorliegt. Im allgemeinen reichen hier die Anforderungen je nach Rege-

lungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen von einem bloßen Willkürverbot 

bis zu einer strengen Bindung an den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz.624 Dabei sind 

die Differenzierungsgründe selbst am Maßstab der Verfassung zu messen. Für den 

Bereich des Staatskirchenrechts bedeutet dies insbesondere, dass die Differenzie-

rungsgründe für eine Ungleichbehandlung vor dem Hintergrund des staatskirchen-

rechtlichen Gesamtsystems des Grundgesetzes zu würdigen sind.625 Weiter ist dann 

ein strenger Maßstab anzulegen, wenn die ungleich behandelnde Maßnahme zu-

gleich ein anderes Grundrecht mit betrifft626 - so im Staatskirchenrecht nicht selten 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. Hier kommt es darauf an, ob die Differenzierungsgründe be-

zogen auf die Eigenart des jeweiligen Sachverhalts von solcher Art und Gewicht 

sind, dass sie die ungleichen Folgen rechtfertigen können.627

Für ein Ungleichbehandlung von religiösen Vereinigungen im Bereich des Art. 3 Abs. 

1 GG gilt damit zunächst, dass diese nicht an Maßstäbe anknüpfen darf, deren He-

ranziehung dem Staat im Rahmen des Neutralitätsprinzips verwehrt ist. Davon abge-

sehen ist der Staat aber grundsätzlich berechtigt, nach säkularen Kriterien zwischen 

den Religionsgesellschaften zu differenzieren. Solche säkularen Kriterien sind tat-

sächliche und rechtliche Verschiedenheiten zwischen den Religionsgesellschaften.

  

 

628 

Unzulässig ist hingegen eine Differenzierung nach „geschichtlichen“ oder „subjekti-

ven“ Kriterien, wie etwa „Tradition“ und „Eigenständigkeitsbewußtsein“.629

                     
623 Siehe dazu z.B. Jarras/Pieroth, Grundgesetz, 8. Aufl. 2006, Art. 3 Rdnr. 14 ff.; Heun, in: Dreier 
(Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnr. 25 zu Art. 3; Pieroth/Schlink, Grundrech-
te Staatsrecht II, 22. Aufl. 2006, Rdnr. 438 ff. 
624 BVerfGE 88, 87 (96); 89, 15 (22); 92, 365 (407); 95, 267 (316). Vergl. zu alledem z.B. Jar-
ras/Pieroth, ebd., Rdnr. 17 ff.  
625 Allgemein z.B. Kirchhof, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 124, Rdnr. 93 ff.; Jarras/Pieroth, ebd., Rdnr. 22 
ff. Für den Bereich des Staatskirchenrechts siehe insbesondere M. Heckel, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, 
§ 20, S. 589 (600) und öfter.  
626 BVerfGE 74, 9 (24); 88, 87 (96); 89, 69 (89); 91, 346 (363). 
627 BVerfGE 88, 87 (96 f.); 89, 15 (22 f.); 91, 389 (401); 95, 267 (317). Vergl. zu alledem mit weiteren 
Differenzierungen in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts Hesse, Grundzüge des 
Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 438 f.; Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 22. Aufl. 
2006, Rdnr. 438 ff. 
628 BVerfGE 19, 1 (8). 
629 BVerfGE 19, 1 (11 f.). 

 Im Bereich 

des Art. 3 Abs. 3 GG ist hingegen eine Ungleichbehandlung soweit diese spezifisch 

an den „Glauben“ anknüpft grundsätzlich unzulässig; Ausnahmen mögen gelten, so-
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weit es um Ungleichbehandlungen geht, die zur Lösung von Problemen dienen, die 

ihrer Natur nach nur bei der einen oder anderen Religionsgesellschaft auftauchen 

können.630

Im Einzelvergleich von Art. 3 Abs. 1 und 3 GG zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

stehen die Kirchengutsgarantie und die Gleichheitsgewährleistungen damit zunächst 

nebeneinander. Gleichwohl kann es zu Überschneidungen kommen, so etwa dann, 

wenn einer Religionsgesellschaft Gut entzogen wird, um es einer anderen Religions-

gesellschaft zu übergeben.

 So mag es sein, dass eine gesetzliche Regelung, die nur jüdischen Reli-

gionszugehörigen am Sabbat das Fernbleiben vom Schulbesuch erlaubt, verfas-

sungsmäßig ist, da nur für diese (dies unterstellt) die Einhaltung des Sabbat religiös 

vorgeschrieben ist.  

 

631

Neben Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt auch Art. 14 Abs. 1 GG das 

Eigentum der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften. Dabei ist der Schutz des Art. 14 

Abs. 1 Satz 1 GG nicht selbstzweckhaft, sondern seinerseits eng an den Schutz der 

Freiheit durch das Grundgesetz gebunden. Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG soll nämlich 

einen Freiraum im vermögensrechtlichen Bereich sichern und den Grundrechtsträ-

gern somit eine eigenverantwortliche Gestaltung des Lebens sichern.

 Im Ergebnis werden in solchen Fällen die verfassungs-

rechtlichen Maßstäbe wohl eher aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV herrüh-

ren.  

 

III. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und der Schutz des Eigentums der Kirchen  

 

632 Dieser Be-

zug des Eigentums zur persönlichen Freiheit ist in der Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts anerkannt und es hat daraus die Folgerung gezogen, dass der 

Schutz des Eigentum davon abhänge, je mehr sein personaler, die menschliche 

Freiheit betreffender Aspekt in den Vordergrund trete; im letzteren Falle sei das Ei-

gentum besonders geschützt.633

                     
630 Vergl. zu diesem Topos bei Art. 3 Abs. 3 GG z.B. BVerfGE 85, 191 (207); 92, 91 (109). 
631 So der Grundsachverhalt des St. Salvator-Falles – BVerfGE 99, 100 (101 ff.) und BVerwGE 87, 
115 (116 ff.). 
632 BVerfGE 24, 367 (389). 
633 BVerfGE 24, 367 (389). 

 Gleichwohl ist festzuhalten, dass der Eigentums-

schutz des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG in gewissem Sinne abstrakt ist: Für den „Jeder-

manns-„ Schutz des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG ist unerheblich, zu welchem Zweck 
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oder zu welcher grundrechtlichen Betätigung das Eigentum genutzt wird. Geschützt 

wird insoweit „abstrakte“ Freiheit.634

Von ihrem persönlichen Schutzbereich her unterscheiden sich Art. 14 Abs. 1 Satz 1 

GG und Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV erheblich, denn auf die Kirchen-

gutsgarantie können sich eben nur die Religionsgesellschaften und religiösen Verei-

ne berufen. Für Kirchen und Religionsgesellschaften selbst sind beide Normen aber, 

soweit als es um den persönlichen Schutzbereich geht, fast gleichlaufend. Ange-

merkt werden soll nur, dass selbstverständlich auch die Religionsgesellschaften, die 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, sich auf Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG beru-

fen können.

  

 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV steht hingegen in einem ganz konkreten Be-

zug zu einem Schutz der Freiheit: Die Kirchengutsgarantie schützt personal nicht 

„jedermann“ sondern nur Religionsgesellschaften; der Sache nach schützt Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht deren „abstrakte“ Freiheit sondern nur das 

Handeln zu kirchlichen Zwecken. Im Verhältnis zu Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG ist Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV damit lex spezialis. Erst wenn Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV von seinem Schutzbereich her nicht einschlägig ist, kann für die 

Religionsgesellschaften ergänzend auf Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG zurückgegriffen 

werden. Damit fügt sich Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV in die Reihe der 

Vorschriften ein, die das Religiöse besonders gegenüber den allgemeinen Gewähr-

leistungen (hier Art. 14 GG) schützen.  

 

635 Allenfalls wird man erwägen können, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV ein Mehr an Schutz für ausländische Kirchen bzw. Religionsgesellschaf-

ten bringt.636

Dem sachlichen Schutzbereich nach ist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV die 

engere Norm. Die Kirchengutsgarantie schützt nämlich nur das von den Kirchen bzw. 

Religionsgesellschaften zu kirchlichen Zwecken genutzte Gut. Darunter fällt insbe-

sondere nicht das allgemeine Finanzvermögen, das nur durch Art. 14 GG geschützt 

ist. Zwar scheint Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV weiter zu gehen als Art. 14 

Abs. 1 Satz 1 GG, denn die Kirchengutsgarantie schützt nicht nur das „Eigentum“ 

  

 

                     
634 Vergl. Hösch, Eigentum und Freiheit, 2000, insbes. 267 ff.  
635 Vergl. Rüfner, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 116, Rdnr. 73 m.w.N. 
636 Vergl. Lücke, JZ 1998, S. 534 (535). 
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sondern auch „andere Rechte“ schützt. Nachdem aber der Begriff des „Eigentums“ in 

Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG zunehmend ausgeweitet worden ist,637

Hinsichtlich der Frage, wann ein Eingriff in die Gewährleistungen vorliegt, unter-

scheiden sich die beiden Vorschriften nicht.

 dürfte sich letztlich 

kaum ein Unterschied ergeben. Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG und Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV stimmen schließlich auch insoweit überein, als beide Vorschriften 

nicht nur das „Haben“ sondern auch die Nutzung und ggf. Veräußerung des Eigen-

tums schützen.  

 

638

Dem Umstand, dass der Schutzbereich des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

eher eng ist, entspricht es, dass auch seine Schranken eher eng sind, was umge-

kehrt für den weiten Schutzbereich und die weiten Schranken des Art. 14 gilt.

 Allenfalls bei der Frage nach der Be-

deutung des „Verweisungscharakters“ der beiden Normen mag Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV im Einzelfall zu anderen Ergebnissen kommen; dies in den Fäl-

len des Wegfalls der Geschäftsgrundlage, der clausula rebus sic stantibus. Das ist in 

verfassungsgeschichtlichen und teleologischen Ansatzpunkten begründet.  

 

639 Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV enthält weder eine Sozialbindungsklausel (Art. 

14 Abs. 2 GG) noch eine Enteigungs- (Art. 14 Abs. 3 GG) oder Sozialisationsklausel 

(Art. 15 GG). Das zeigt, dass der Schutz des Kirchenguts durch Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV ein stärkerer ist. Das Kirchengut unterliegt eben nur den 

Schranken durch kollidierendes Verfassungsrecht. Auch kommt in der nicht unmittel-

baren Anwendbarkeit von Art. 14 Abs. 3 GG auf Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV zum Ausdruck, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV den „Umschlag“ 

von primären Eigentumsschutz (durch Bestand) in einen sekundären Eigentums-

schutz (durch Geld) nicht so schnell erlaubt, wie Art. 14 GG.640

Hinsichtlich der Schranken-Schranken gilt für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV und für Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG in abstracto nichts unterschiedliches – auf 

beide Gewährleistungen finden die Wechselwirkungslehre bzw. der Grundsatz der 

 

 

                     
637 Vergl. dazu Wieland, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Art. 14 Rdnr. 
46 ff.  
638 Sieht man einmal von der Frage ab, ob Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG z.T. – d.h. soweit es um abstrakt-
generelle Gesetze geht – überhaupt Eingriffe oder nur Begrenzungen kennt – siehe oben S. 114 f. 
639 Grundrechtsdogmatisch ist dies typisch, da Schutzbereich und Schranken aufeinander bezogen 
sind – Vergl. Alexy, Theorie der Grundrechte, 1985, S. 278 ff.  
640 Siehe oben S. 133 f.  
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praktischen Konkordanz Anwendung. Dieser dogmatische Rahmen ist indes bei Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV materiell weitaus mehr angereichert. Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV stellt an Eingriffe in das Kirchengut wesentlich stren-

gere Rechtfertigungsanforderungen als sie bei einem Eingriff in das allgemeine Ei-

gentumsgrundrecht bestehen. Auch auf die Feinjustierung der Güterabwägung bei 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hat die kirchliche Freiheit und das Maß, in 

dem diese beeinträchtigt wird grundlegenden Einfluss. Insoweit tritt hier der hohe 

Wert der Freiheit der Kirchen und Religionsgesellschaften in den Vordergrund.  

 

Zusammenfassend wird man sagen können, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV im Verhältnis zu Art. 14 GG lex specialis ist. Wegen der „kirchlichen“ Bezugs-

punkte des kirchlichen Eigentums wird dieses mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV stärker geschützt, als durch die allgemeine Eigentumsgarantie.  

 

IV. 

Der Schutz von Freiheit, Gleichheit und Eigentum der Kirchen und Religionsgesell-

schaften als Grundlage für einen grundrechtlichen bzw. grundrechtsähnlichen „Ge-

samtstatus“ 

 

Die Verfassung schützt die Rechte der Kirchen und Religionsgesellschaften durch 

Freiheits- (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) und 

Gleichheitsrechte (Art. 3 Abs. 1 i.V.m. den staatskirchenrechtlichen Grundsätzen, Art. 

3 Abs. 3 GG). Auf diesen Schutz der Freiheits- und Gleichheitsrechte der Kirchen 

und Religionsgesellschaften ist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV bezogen: 

Die Vorschrift reichert die Gewährleistungen um die Garantie des materiellen Subs-

trats der Freiheit an und verhindert durch die Gewähr eines materiellen Substrats 

auch eine tatsächliche Ungleichheit bzw. Ungleichbehandlung. Im Vergleich zur all-

gemeinen Eigentumsgewährleistung des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG bewirkt Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV einen Schutz des spezifisch kirchlich bzw. religions-

gesellschaftlich gebundenen Eigentums in dem Sinne, dass Zweck des Schutzes der 

Schutz der spezifisch kirchlichen Freiheit und Gleichheit ist. 

 

Die Vorschrift reichert also einerseits die kirchlichen Freiheits- und Gleichheitsrechte 

um die Gewähr ihres materiellen Substrats an, andererseits wird der „Jedermann-
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sbezug“ des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG um den Schutz einer spezifischen Freiheit 

(nämlich der der Kirchen) ergänzt. Damit verklammert Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV die Rechte der Kirchen und Religionsgesellschaften aus Art. 14 Abs. 1 

Satz 1 GG mit ihren Freiheits- und Gleichheitsrechten. Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV sichert sie gegen eine materielle „Aushöhlung“ und bildet damit den 

„Schlußstein“ für den Bau eines Status der Kirchen und Religionsgesellschaften, der 

auf der Gewähr ihrer Freiheit, Gleichheit und ihres Eigentums beruht.641

Der Schutz der religiösen Freiheit, Gleichheit und des Eigentums der Religionsge-

sellschaften durch diese Sondernormen findet seinen „Kern“ in der durch Art. 4 Abs. 

1 und 2 GG geschützten Religionsfreiheit, wenn und soweit dieser mit der Men-

schenwürde in Verbindung gebracht werden kann.

  

 

Die so entstehende „Schutztrias“ zugunsten der Kirchen und Religionsgesellschaften 

(Freiheits– Gleichheits- und Eigentumsrechte) ist spezifisch auf diese zugeschnitten: 

Freiheit, Gleichheit und Eigentum der Kirchen und Religionsgesellschaften sind ei-

gentlich schon „normal“ grundrechtlich gesichert, die spezifischen Bestimmungen 

zugunsten der Kirchen und Religionsgesellschaften bewirken darüber hinausgehend 

einen Schutz durch „Sonderregeln“. Obschon sich Kirchen und Religionsgesellschaf-

ten (natürlich) auch auf Art. 2 Abs. 1 GG und die übrigen Freiheitsrechte berufen 

können, wird die Freiheit ihres religiös gebundenen Handeln „gesondert“, d.h. durch 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV geregelt. Obschon 

für die Kirchen und Religionsgesellschaften natürlich auch der allgemeine Gleich-

heitssatz in seiner „normalen“ Ausprägung gilt, werden ihre Gleichheitsrechte sowohl 

durch Art. 3 Abs. 1 GG i.V.m. den staatskirchenrechlichen Grundsätzen als auch 

durch Art. 3 Abs. 3 GG „gesondert“ geschützt. Obschon das Eigentum der Kirchen 

und Religionsgesellschaften auch nach Art. 14 Abs. 1 GG geschützt ist, wird es auch 

nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV geschützt.  

 

642

                     
641 Ähnliche Differenzierung nach Freiheits- und Gleichheitsrechten im Rahmen des Religiösen durch-
gängig bei Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006. Eine Differen-
zierung nach Freiheit, Gleichheit, Öffentlichkeit und Differenz findet sich bei Heinig, Öffentlich-rechtlich 
Religionsgesellschaften, 2003, S. 117 ff.  
642 Dies entspricht dem Umstand, dass Art. 4 Abs. 1 und 2 GG gewissermaßen die „Grundnorm“ des 
gesamten Staatskirchenrechts darstellt, siehe dazu oben S. 77 ff. und unten S. 202 f. A.A. Tillmanns, 
FS Rüfner, 2003, S. 919 (938 ff.) 

 Dabei ist der „besondere“ 

Schutz von Freiheit, Gleichheit und Eigentum der Kirchen bzw. Religionsgesellschaf-

ten ein grundrechtlicher bzw. grundrechtsähnlicher. Dies zeigt sich daran, dass die-
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ser Schutz der Freiheit und des Eigentums „normal“ abwehrrechtlich strukturiert ist 

und auch der Schutz ihrer Gleichheit „normal“ gleichheitsrechtlich aufgebaut ist, wo-

bei er auch hier um das spezifische Moment des Religiösen angereichert ist. Das 

„Bauprinzip“ diese Sondersicherungen von Freiheit, Gleichheit und Eigentum der Kir-

chen und Religionsgesellschaften besteht also jeweils darin, dass im Prinzip die all-

gemeine Grundrechtsdogmatik beibehalten wird, aber die Gewährleistungen im Ver-

gleich zu den allgemeinen Gewährleistungen jeweils um einen religiösen Sonder-

schutz intensiviert werden. 

 

Dabei ist mit der Bezeichnung eines „intensivierten“ religiösen Sonderschutzes ge-

meint, dass die Kirchen und Religionsgesellschaften im Vergleich zu den ihnen all-

gemein eingeräumten Rechten (Art. 2 Abs. 1 GG, Art. 3 Abs. 1 GG, Art. 14 Abs. 1 

Satz 1 GG) durch die ihnen eingeräumten Sonderrechte in dem Sinne „stärker“ ge-

schützt werden, als der Staat nur unter erschwerten Rechtfertigungsanforderungen in 

diese eingreifen darf bzw. Ungleichbehandlungen rechtfertigen kann. Nach dem 

oben zu Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 und Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV Gesagten wird der Schutz umso intensiver, bzw. steigen 

die Rechtfertigungsanforderungen für Eingriffe und Ungleichbehandlungen umso 

mehr, als der „Kern“ des Religiösen, nämlich die unmittelbare Religionsausübung, 

von dem Eingriff bzw. der Ungleichbehandlung betroffen werden.  

 

Hintergrund dieses intensivierten religiösen Sonderschutzes ist zunächst die beson-

dere Bedeutung des „Religiösen“, wie es im Einzelnen in den individuellen Rechten 

(Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 3 Abs. 3, 7 Abs. 3 Satz 3, 33 Abs. 3 GG, 140 GG i.V.m. Art. 

136 Abs. 2 bis 4 WRV) und auch in den Rechten der religiösen Vereinigungen bzw. 

Religionsgesellschaften zum Ausdruck kommt (Art. 4 Abs. 1 und GG, Art. 3 Abs. 3 

GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 bis 6, Art. 138 WRV). Auch die aus dem „all-

gemeinen“ grundrechtlichen Status herausgehobene Stellung der Religionsgesell-

schaften bzw. Gemeinschaften und religiösen Vereinigungen lässt sich, wie es der 

Wortlaut („Religionsgesellschaften“, „Religionsgemeinschaften“, „religiöse Vereine“) 

der Verfassung nahelegt, nur damit erklären, dass es sich gerade um religiöse Ver-

einigungen bzw. Gesellschaften handelt. Damit finden auch die kollektiven Religions-

rechte ihre Legitimation im „Religiösen“ und nicht etwa in einer bloßen Stellung der 
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Religionsgesellschaften oder Kirchen als Körperschaften oder Verband, einem Um-

stand, dem bereits durch Art. 9 Abs. 1 GG Rechnung getragen würde.643

Damit spricht viel dafür, dass der Rechtsstatus der Kirchen und Religionsgesellschaf-

ten ein besonders geschützter Rechtsstatus der Freiheit, Gleichheit und des Schut-

zes ihres Eigentums ist.

 

 

644 Dies korreliert damit, dass für den Bereich der Grundrech-

te die Einteilung in Freiheits-, Gleichheits- und Eigentumsrechte jedenfalls verbreitet 

ist645 und auch im Staatskirchenrecht die Umschreibung des Status der Religionsge-

sellschaften als eines Status der Freiheit und Gleichheit geläufig ist.646 Dieser 

Rechtsstatus der Kirchen und Religiongesellschaften lässt sich schließlich als soge-

nannter „status negativus“ verstehen647 und er ist – wovon noch zu handeln sein wird 

– ein Grundstatus.648

                     
643 Siehe oben S. 71 ff.  
644 Die von Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 88 aufgeführte Normentrias Art. 4 Abs. 
1 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 und Abs. 3 WRV ist zwar auch zutreffend, liegt aber zu dem 
hier gesagten quer. In der „Freiheit“ der Religionsgesellschaften sind Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und Art. 
140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRFV enthalten. Bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV handelt 
es sich zunächst einmal um ein objektiv-rechtliches Prinzip, aus dem wohl schwerlich unmittelbar 
Rechte der Religionsgesellschaften fließen können – wenngleich es natürlich ein tragendes Konstituti-
onsprinzip ist. Jedenfalls lässt sich der grundlegenden Status der Religionsgesellschaften nicht aus 
Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV ziehen, siehe oben S. 67 und unten S. 193 f.  
645 Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 361 ff. Zu weiteren Einteilungen 
siehe Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, München 1988, S. 388 ff. 
646 Vergl. M. Heckel, JZ 1994, S. 425 (430); ders., ZevKR 44 (1999), S. 340 (366 f.) und öfter; Holler-
bach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 88.  
647 Vergl. Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (60 ff.); Badura, Der Schutz von Religion und Welt-
anschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 12 ff., 18; Isensee, Essener Gespräche 25 (1991) , S. 
104 (111 ff.). 
648 Siehe unten S. 218 ff.  
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Folgt man der überwiegenden Meinung des Staatskirchenrechts zu Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV, so sind die Gewähr der Staatsleistungen und die Ge-

währ des Religionsguts ihrem Sinn und Zweck nach aber vollkommen verschieden: 

während Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV das materielle Substrat der kirchli-

chen Freiheit und Gleichheit schütze, habe die Gewährleistung des Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV damit nichts zu tun. Vielmehr finde die Staatsleistungsga-

rantie ihren Sinn und Zweck allein in einer Entschädigung für die Säkularisationen 

Zweites Kapitel: 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und die sonstigen Garantien der Vermögens- 

verhältnisse der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften 

 

Die Kirchengutsgarantie WRV gehört zu den staatskirchenrechtlichen Bestimmungen 

der WRV, die durch Art. 140 GG in das Grundgesetz inkorporiert wurden. De-

mentsprechend verwundert es nicht, dass diese Norm vielfältige Berührungspunkte 

auch mit den übrigen, durch Art. 140 GG inkorporierten Bestimmungen des Staats-

kirchenrechts hat. Dabei finden sich dem Regelungsgegenstand des Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV entsprechend Berührungspunkte vor allem mit den Ge-

währleistungen der Vermögensverhältnisse der Kirchen- und Religionsgesellschaften 

nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV (I.), nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 6 WRV (II.) und nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV (III.).  

 

I. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV 

 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV enthält ausweislich seines Wortlauts zu-

nächst einen Ablösungsauftrag und nicht eine „Bestandsgarantie“ wie Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. Wird jedoch nicht nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 

1 WRV abgelöst, d.h. einmalig entschädigt, folgt aus der Staatsleistungsgarantie 

ebenfalls eine Bestandsgarantie: was nicht abgelöst wird, bleibt eben von Verfas-

sungs wegen bestehen.  
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des 19. Jahrhunderts.649 Anders als bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV, der 

seine historischen Wurzeln ebenfalls in den Säkularisationen fand, wird Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV also ein „Bedeutungswandel“ versagt. Auch soweit bei 

einigen Autoren die Nähe der Staatsleistungsgarantie zum Sozial- oder Kulturstaat 

der Gegenwart betont wird,650 sind Entsprechungen zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV nicht zu finden. Nur vereinzelt wird in den Blick genommen, dass Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV eben „grundrechtlich“, als die Freiheit der Religi-

onsgesellschaften durch die Gewähr eines materiellen Substrats sichernd, verstan-

den werden könnte. Wenn und soweit dies geschieht, wird der Norm ein „grundrech-

tlicher“ Gehalt im Sinne eines leistungsstaatlichen Verständnisses der Grundrechte 

zugemessen.651 Solche Äußerungen stellen freilich oft mehr Denkansätze als aus-

gearbeitete Konzepte dar. Auch taucht ein solches Verständnis häufig nur innerhalb 

eines „additiven“ staatskirchenrechtlichen Konzepts auf, das grundrechtliche, kultur-

staatliche und sozialstaatliche Momente vermengt.652

Jedenfalls ist die dogmatische Struktur der Gewährleistungen von Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV und von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 Satz 1 WRV unab-

hängig davon, welchen Sinn und Zweck man Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 

WRV zubilligen will, eine verschiedene. Während die Garantie des Kirchenguts 

grundrechtsähnlich (im oben genannten Sinne) strukturiert ist, ist dies bei Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 Satz 1 WRV nicht der Fall. Durch beide Gewährleistungen 

werden zwar die Kirchen bzw. Religionsgesellschaften und deren Untergliederungen 

begünstigt, von der sachlichen Seite des Schutzes unterscheiden sich die Bestim-

mungen aber ganz wesentlich: Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV sichert den 

gesamten Bestand des Kirchenguts; Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 Satz 1 WRV 

bezieht sich hingegen nur auf die Sicherung der künftigen wiederkehrenden Leistun-

  

 

                     
649 Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 (1010), Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 
139, Rdnr. 56; Ehlers, in: Sachs, Grundgesetz-Kommentar, 3. Aufl. 2003, Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 
Abs. 1 WRV Rdnr. 2.; Renck, DÖV 2002, S. 56 (63). Ein solche rein historisches Verständnis findet 
sich auch bei Brauns, Staatsleistungen an die Kirchen und ihre Ablösung, 1970, insbes. S. 131 ff.  
650 Vergl. v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 288 f.; Kewenig, Essener 
Gespräche 6 (1972), S. 9 (19 ff.); Pirson, Essener Gespräche 28 (1994), S. 83 (94 ff.); Robbers, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 31, S. 867 (877 ff.).  
651 Häberle, DÖV 1976, S. (76 f.); v. Campenhausen/de Wall, ebd., S. 289; Pirson, ebd., S. 96 ff. 
652 Z.B. Robbers, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 31, S. 867 (877 ff.); Pirson, ebd., S. 96 ff. Dementspre-
chend räumt Pirson ein, dass seinen Äußerungen ein „apologetischer Aspekt“ innewohne, ebd. S. 83.  
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gen.653 Dabei sichert Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 Satz 1 GG die Staatsleistun-

gen, die „auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhen, während Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV solche Staatsleistungen, bzw. die aus den zu-

grundeliegenden Titeln fließenden Rechtsansprüche, aus seinem Schutzbereich re-

gelmäßig ausnimmt. Auch richtet sich Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gegen 

alle Eingriffe im Sinne der allgemeinen Grundrechtsdogmatik, Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 1 Satz 1 WRV schützt hingegen nur vor dem Wegfall oder der Reduzierung 

von Staatsleistungen.654

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV gewährleistet den Bestand der Staatsleis-

tungen schrankenlos; die bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 Satz 1 WRV vorbe-

haltene „Ablösung“ stellt keinen Eingriff, sondern einen verfassungsrechtlich gewoll-

ten Ersatz für Staatsleistungen dar.

  

 

655

Zusammenfassend: Die Gemeinsamkeit von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 Satz 1 WRV besteht darin, dass es sich je-

weils um Bestandsgarantien handelt.

 Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ge-

währleistet das Kirchengut hingegen nur innerhalb gewisser Schranken. Dies macht 

deutlich, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV im Gegensatz zu Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV von der „Bauweise“ her eine grundrechtsähnliche Be-

stimmung ist. Dabei rechtfertigt sich dieser Unterschied der beiden Absätze von Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 WRV aber weniger aus prinzipiellen Erwägungen als aus 

dem verschiedenen Schutzgehalt der Gewährleistungen: Welche mit Schranken zu 

schützende Rechtsgüter sollten durch Staatsleistungen gefährdet werden? Und im 

übrigen lassen sich „Staatsleistungen“ durch „Ablösung“ adäquat ersetzen, da es in 

jedem Fall „nur“ um Geld geht. Die durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

geschützten Güter sind hingegen einer solchen Kompensation nur bedingt zugäng-

lich.  
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653 Zur Beschränkung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV auf wiederkehrende Leistungen 
siehe RGZ 113, 349 (351 f.), Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 (1019); W. Weber, Die 
Ablösung der Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften, 1948, S. 50. 
654 Vergl. Isensee, ebd., S. 1048 ff. 
655 Vergl. Isensee, ebd., S. 1048 ff.; E. R. Huber, Die Garantie der kirchlichen Vermögensrechte in der 
Weimarer Verfassung, 1927, S. 60: „Leistung an Erfüllungs statt“. 
656 Zur Eigenschaft von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV als Bestandsgarantie siehe Isensee, 
ebd., S. 1048 ff.; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 139 Rdnr. 56 ff.  

 Diese Bestandsgarantien haben, folgt man 

der überwiegenden Auffassung zu Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 Satz 1 WRV, 
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freilich einen völlig verschiedenen Sinn und Zweck, jedenfalls unterscheiden sie sich 

in ihrer dogmatischen Struktur erheblich. 

 

II. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV 

 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV gewährleistet das Recht der Religionsge-

sellschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, nach Maßgabe der 

landesrechtlichen Bestimmungen aufgrund der bürgerlichen Steuerlisten Steuern zu 

erheben. Dabei ist nach der überwiegenden Auffassung Sinn und Zweck des Be-

steuerungsrechts die Sicherung der Freiheit des Wirkens der Religionsgesellschaften 

nach der materiellen Seite hin.657 Das Besteuerungsrecht solle die Kirchen und grö-

ßeren Religionsgesellschaften von der Sorge um ihre materiellen Güter entbinden 

und so in zeitlicher Hinsicht ihre Freiheitsbetätigung in größerem Umfang ermögli-

chen, als es ihnen bei einer ständigen Sorge um das Geld möglich wäre. Auch „be-

freie“ Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV die Kirchen und Religionsgesellschaf-

ten vor der Gefahr einer Beeinflussung ihrer Entscheidungen sowohl durch Spenden 

als auch durch Subventionen.658

Der Sinn und Zweck von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV findet sich freilich 

nicht in einer „grundrechtsähnlichen“ Struktur der Norm im obigen Sinne wieder. Um-

gekehrt wird das Besteuerungsrecht vom Bundesverfassungsgericht ausdrücklich 

nicht grundrechtlich oder grundrechtsähnlich verstanden, es soll sich bei ihm allein 

um eine verliehene hoheitliche Befugnis handeln. Folge dieses Ansatzes ist die un-

mittelbare Grundrechtsbindung der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften im Rahmen 

 Damit „ähnelt“ Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 

WRV seinem Sinn und Zweck nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV.  

 

                     
657 Hesse, JöR 10 (1961), S. 3 (53 f.); v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 
245; Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 274 ff. m.w.N. Der Sache nach ganz 
ähnlich Marré, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 33, S. 1101 (1110 f.); Isensee, JuS 1980, S. 94 (100). Nur 
teilweise wird das Besteuerungsrecht hingegen im Zusammenhang mit kultur- und sozialstaatlichen 
Erwägungen gebracht, vergl. BVerfGE 44, 103 (104 f.); v. Campenhausen/de Wall, ebd., S. 244; Mar-
ré, ebd., S. 1102, 1110 f. 
658 Vergl. z.B. BVerfGE 8, 51 (66 ff.); 85, 264 (287 ff.) - Parteienfinanzierung. Auch bei einer Subven-
tionierung ist immer die Möglichkeit offen, dass die „subventionierte“ Personen durch die Subvention 
an „goldenen Zügeln“ geführt wird. Vergl. zu alledem v. Campenhausen/de Wall, ebd. S. 247; Holler-
bach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (87 ff.); Isensee, ebd., S. 96 ff. 
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des Steuererhebungsrechts.659 Nur vereinzelt wurde darauf hingewiesen, dass Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV möglicherweise auch im Sinne eines „Grund-

rechtsschutzes durch Verfahren“ zu verstehen sei, ein Ansatz, der freilich nicht präzi-

siert wurde.660

Die Schranken und Schranken-Schranken des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV entsprechen seiner grundrechtsähnlichen Struktur (Gesetzesvorbehalt sowie 

allgemeine und spezielle Güterabwägungsmaßstäbe). Ganz anderes liegt es bei dem 

Steuererhebungsrecht, dass nur „nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmun-

gen“ gewährleistet ist. Praktisch bedeutet dies für den (Landes-) Gesetzgeber, dass 

er durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV nur an einer Abschaffung oder 

Aushöhlung des Steuererhebungsrechts der Religionsgesellschaften gehindert ist.

  

 

Die durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und die durch Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 6 WRV begünstigten Personen sind verschiedene. Die Garantie des 

Kirchenguts steht jeder Religionsgesellschaft zu, das Besteuerungsrecht hingegen 

nur jenen, die auch Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. Auch von ihrem 

sachlichen Schutzgehalt unterscheiden sich die Bestimmungen: Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV gewährleistet das Kirchengut insgesamt, während der Gehalt 

des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV allein darauf zielt, die Art und Weise der 

Beitragserhebung zu schützen. Das materielle Beitragserhebungsrecht der Kirchen 

und Religionsgesellschaften gegenüber ihren Mitgliedern findet nämlich seine Wurzel 

in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV 

fügt dem allein das Recht hinzu, die Beiträge über das Instrumentarium des staatli-

chen Steuerrechts einzuziehen. 

 

661 

Nach seiner Struktur – Schutz allein eines Kerngehaltes, der ohne Güterabwägungs-

vorgänge ermittelt wird - erweist sich Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV als „in-

stitutionelle“ Garantie.662

                     
659 BVerfGE 19, 206 (218); 30, 415 (422 f.).Siehe Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 
2004, S. 277 ff. 
660 Vergl. v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 245; H. Weber, NVwZ 2002, 
S. 1443 (1447). Ausdrücklich ablehnend Magen, a.a.O., S. 277 ff.; Tillmanns, FS Rüfner, 2003, S. 919 
ff.  
661 BVerfGE 19, 206 (218); 73, 388 (399); Marré, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 33, S. 1101 (1111 f.). 
662 So auch Hollerbach, AöR 92 (1967), S. 99 (119). Der Begriff „institutionelle Garantie“ wird hier im 
Sinne der Lehre von den institutionellen Garantien nach C. Schmitt verwendet, die hier angeführte 
Dogmatik des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV ähnelt der Dogmatik jener Bestimmungen 
(Siehe oben S. 87 FN 379). 
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Sinn und Zweck beider Bestimmungen 

konvergieren mag (Schutz des materiellen Substrats der kirchlichen Freiheit und 

Gleichheit), dass sie aber verschieden strukturiert sind: Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 

Abs. 2 WRV hat eine spezifische grundrechtliche Struktur. Hingegen knüpft Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV an den Status der Religionsgesellschaften als Kör-

perschaften des öffentlichen Rechts an und billigt diesen im Rahmen einer institutio-

nellen Garantie allein bestimmte verfahrensrechtliche Rechte (nämlich Besteue-

rungsrechte) zu.  

 

III. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV 

 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV gewährleistet den Status der Kirchen bzw. 

Religionsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. Hat eine 

Kirche oder Religionsgesellschaft einmal diesen Status erlangt, stehen ihr in der Fol-

ge bestimmte Rechte zu. Zu diesen Rechten gehört auch das Recht, eigene kirchli-

che Sachen als „öffentliche Sache“ zu widmen und sie so den Schutzwirkungen des 

Rechts der öffentlichen Sachen zu unterstellen.663

Gleichwohl haben sich das Recht der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaf-

ten (und ihrer res sacrae) und die Gewährleistungen des Kirchenguts getrennt entwi-

ckelt. Erst unter dem Grundgesetz veränderten sich zunächst die Fronten. Oftmals 

wurden Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und das Recht der öffentlichen Sa-

chen der Religionsgesellschaften untrennbar vermengt.

 Damit hat das Recht der öffentli-

chen Sachen der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften praktisch eine Vielzahl von 

Berührungspunkten mit der Kirchengutsgewährleistung.  
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663 Ganz herrschende Meinung – siehe dazu etwa v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. 
Aufl. 2006, S. 260 ff.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 334 ff.; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 
2001, § 138 Rdnr. 133; H. Weber, Grundprobleme des Staatskirchenrecht, 1970, S. 58; Mainusch, Die 
öffentlichen Sachen der Religionsgemeinschaften, 1995, 59 ff. m.w.N. A.A. Schlink, NVwZ 1987, S. 
633 (637) – Fundierung des gesamten Instituts lediglich im Gewohnheitsrecht.  
664 So im Ansatz bereits J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (137 ff.); Muus, ZevKR 11 (1964/65), S. 
123 ff.; Opitz, Der Schutz von Kirchengut und Kirchenvermögen, 1968, S. 75 ff., 94 ff. Anders z.B. 
Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 ff.  

 Dem ist wie oben gesagt 

entgegenzutreten: Das aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV folgende Recht 
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der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften und die Gewährleistung von Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV mögen sich praktisch zwar häufig überschnei-

den, es handelt sich aber um verschiedene Rechtsinstitute mit je verschiedenem 

Gehalt.665

Der Sinn und Zweck des Rechts der kirchlichen öffentlichen Sachen wird überwie-

gend in einer Sicherung der Freiheit der Religionsgesellschaften nach der Seite ihres 

materiellen Substrats gesehen

 

 

666, womit insoweit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV und das Recht der kirchlichen öffentlichen Sachen kongruieren. Zu Recht nicht 

durchgesetzt haben sich so wie bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV Ansätze, 

die das Recht der kirchlichen öffentlichen Sachen mit der „öffentlichen“ Stellung der 

Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts in Verbindung gebracht haben.667 

Schon von einem ganz generellen Ausgangspunkt ist ein „öffentlicher“ Status der 

Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts nicht begründ-

bar.668 Aber auch konkret will der Sprung von den „Höhen“ eines Verständnisses des 

Status der Religionsgesellschaften als „öffentlichem“ Status in die „Niederungen“ des 

Rechts der öffentlichen Sachen nicht gelingen: Was hat eine „überragende Stellung 

der Kirchen als geistliche und sittliche Macht im Volksleben“669 damit zu tun, dass 

von Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts gewidmete 

Sachen erst nach einer Entwidmung freigegeben werden dürfen?670

Seinen Schutzwirkungen nach vermittelt das Recht der öffentlichen Sachen den Kir-

chen gegenüber dem Staat einen verfahrensrechtlichen Widmungsschutz
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665 So auch BVerwGE 87, 115 (130 ff.); Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religionsgemeinschaf-
ten, 1995, S. 50 ff., 179 ff., 277 ff.; Schütz, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 38, S. 3 ff. 
666 Mainusch, ebd., 69; Hollerbach, Essener Gespräche 1 (1969), S. 46 (60). Der Sache nach auch 
Goerlich, GS Martens, 1987, S. 559 (573 ff.); Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, 
S. 284 ff. Wohl auch M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 242.  
667 Siehe die auf S. 60 ff. genannten Autoren.  
668 Siehe oben S. 63 ff.  
669 J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (107). 
670 Dementsprechend bringt die heutige Lehre das Recht der öffentlichen Sachen der Religionsgesell-
schaften nicht mehr in Verbindung mit deren – angeblichen - „Öffentlichkeitsstatus“ – vergl. Mainusch, 
Die öffentlichen Sachen der Religionsgemeinschaften, 1995, S. 59 ff.; Keihl, Das staatliche Recht der 
res sacrae, 1977, S. 120; Goerlich, GS Martens, 1987, S. 559 (568 ff.); Schlink, NVwZ 1987, S. 633 
(636). 
671 So auch Mainusch, ebd., S. 70; Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 284 f. 
Siehe Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 335: „Der Unterschied zwischen beiden Institutionen be-
steht darin, dass das Widmungsrecht formalen Charakter hat, die „Kirchengutsgarantie“ des Art. 138 
Abs. 2 WRV hingegen materiellen Gehalt aufweist.“ 

: jede 

Verfügung oder jeder staatlichen Eingriff, der den widmungsmäßigen Nutzungszweck 
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unmittelbar beeinträchtigt, ist unzulässig.672 Damit ist freilich nichts darüber gesagt, 

ob und unter welchen Voraussetzungen der Staat einen Anspruch auf Entwidmung 

der Sache hat, um sich der Sache dann (nach der Entwidmung) durch Verfügung 

oder durch Eingriff zu bemächtigen bzw. ihren Nutzungszweck zu ändern.673 Dabei 

ist die Frage nach einem Anspruch auf Entwidmung nicht an Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 5 WRV sondern allein an Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV zu 

messen.674 Prozessual gewendet bedeutet das Recht der kirchlichen öffentlichen 

Sachen insoweit „nur“ eine gewisse Erschwerung. Will der Staat eine kirchliche öf-

fentliche Sache herausverlangen, muss er zunächst die Zweckbindung beseitigen 

(erster Prozeß) und kann erst dann auf Herausgabe klagen (zweiter Prozeß).675 Frei-

lich entspricht es den Grundsätzen einer sinnvollen Auslegung, dass nur dann ein 

Entwidmungsanspruch („erster Prozeß“) besteht, wenn auch nach Maßgabe von Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ein Herausgabeanspruch („zweiter Prozeß“) in 

Betracht kommt; Entwidmung ohne Herausgabe ist sinnlos.676 Das Recht der kirchli-

chen öffentlichen Sachen schützt diese also nur durch das Institut des öffentlichen 

Sachenrechts sowie verfahrensmäßig. Dies ist zunächst einmal stimmig, da die 

Rechtsfigur der öffentlichen Sache dem staatlichen öffentlichen Recht entspringt und 

sich daher nicht auf eine grundrechtliche Legitimation, d.h. auf eine solche der Frei-

heits- und Gleichheitsrechte, stützen kann.677

Durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV werden alle Religionsgesellschaften 

und religiösen Vereine sowie die Untergliederungen der Religionsgesellschaften ge-

schützt. Vom Status der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften können 

hingegen nur die Religionsgesellschaften profitieren, die Körperschaften des öffentli-

chen Rechts sind und solche Sachen als „öffentliche“ widmen können.

 Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV stellt demgegenüber einen grundrechtsähnlichen und materiellen Schutz zur 

Verfügung. 
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672 BVerwGE 87, 115 (131); BayObLG, BayVBl 1981, 438 (439 ff.); Forsthoff, AÖR 31 (1940), S. 209 
(224 ff.); Mainusch, ebd. 125 ff.; Magen, ebd.  
673 BVerwGE 87, 115 (131); Mainusch, ebd., S. 186 ff., 277 ff.; J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 
(141); Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (67 ff.).  
674 Mainusch, ebd., S. 268 ff. 
675 Vergl. dazu z.B. BayObLG, BayVBl 1981, 438 (439 ff.); Mainusch, ebd., S. 125 ff.; Schlink, NVwZ 
1987, S. 633 (639). 
676 Vergl. BVerwGE 87, 115 (130 f.); Holstein, VerwArch 35 (1930), S. 105 (112 f.); Mainusch, ebd., S. 
187 m.w.N.. 
677 Siehe dazu etwa Papier, Recht der öffentlichen Sachen,.3. Aufl. 1998, S. 1 ff.  
678 Siehe dazu z.B. BVerwGE 87, 115 (130 f.); Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religionsge-
meinschaften, 1995, S. 88 ff. m.w.N. 
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Die Kirchengutsgarantie schützt von ihrem sachlichen Schutzgehalt her sämtliche 

Sachen und Rechte der Religionsgesellschaften, die in ihren Eigentum stehen bzw. 

an denen sie Rechte hat. Dies gilt unabhängig davon, ob sie öffentlich-rechtlich ge-

widmet sind oder nicht. Dabei wird auch das Recht gewährleistet, das Kirchengut so 

zu nutzen, wie es der Religionsgesellschaft beliebt; sowohl interne wie externe Nut-

zungsbegrenzungen werden abgewehrt. Hingegen werden weder die Widmungsbe-

fugnis als solche noch das aus der Widmung fließende Recht des öffentlichen Sa-

chenrechts garantiert. Der Schutz, der durch das Recht der öffentlichen Sachen den 

Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts gewährt wird, ist 

fast genau spiegelverkehrt: Schutz der Widmungsbefugnis und Schutz des aus der 

Widmung fließenden Rechts durch das öffentliche Sachenrecht (soweit es in Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV verbürgt ist). Dabei geht der Schutz so weit wie die 

jeweilige Widmung geht.679

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV schützt gegen alle Beeinträchtigungen im 

Sinne der allgemeinen Grundrechtsdogmatik und insbesondere gegen Enteignun-

gen. Der Schutz des Rechts der kirchlichen öffentlichen Sachen schützt hingegen 

nur gegen Eingriffe, die das Recht zur Widmung bzw. die Widmung selbst beeint-

rächtigen. Regelmäßig dürfte es sich dabei um dieselben Eingriffe handeln, wie sie 

auch den Schutz der Kirchengutsgarantie auslösen. Anderes gilt freilich, soweit es 

um Enteignungen geht: Diese berühren den Status einer öffentlichen Sache der Re-

ligionsgesellschaft nicht.

 Regelmäßig werden also auch hier alle Nutzungsbegren-

zungen abgewehrt werden können. Auf ein Eigentum der Religionsgesellschaften an 

den gewidmeten Sachen kommt es dagegen nicht an.  
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679 Vergl. Mainusch, ebd., S. 125 ff. Unklar bleibt bei ihm freilich, ob auch praktische Nutzungsbegren-
zungen den Status als öffentliche Sache beeinträchtigen können sollen. 
680 Z.B. Hesse, ZevKR 5 (1956), S. 62 (64 f.); Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religionsge-
meinschaften, 1995, S. 186 ff. jeweils m.w.N. 

 Anders sieht es erst aus, wenn der Staat die enteignete 

Sache herausverlangt bzw. in Besitz nimmt. Dieser Unterschied ist in sich konse-

quent: während Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV regelmäßig an das Eigen-

tum anknüpft, ist dies beim Schutz der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaf-

ten gerade nicht der Fall.  
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Die „Grenzen“ der Kirchengutsgarantie und des Rechts der öffentlichen Sachen der 

Religionsgesellschaften sind schließlich völlig verschiedene: Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV gewährt in jedem Einzelfall und von Verfassungs wegen Schutz 

gegen Eingriff nach Maßgabe des Gesetzesvorbehalts und unter Berücksichtigung 

von Güterabwägungen. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV schützt hingegen 

von Verfassungs wegen zunächst nur die Widmungsbefugnis der Kirchen als Kör-

perschaften des öffentlichen Rechts als solche und einen „Kernbereich“ der rechtli-

chen Regeln, die aus der Widmung folgen; die Beeinträchtigung einer konkreten 

Widmung im Einzelfall berührt Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV von vornhe-

rein nicht.681 Dies entspricht der rechtlichen Struktur des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 5 insgesamt, nach der alle dort verbürgten, aus der Körperschaftsgarantie flie-

ßenden Rechte nur in ihrem Kernbereich garantiert sind.682 Damit kann, vereinfa-

chend ausgedrückt, gesagt werden, dass auf verfassungsrechtlicher Ebene der 

Schutz des Rechts der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften ein institutio-

neller683

Zusammenfassend kann man sagen, dass sowohl Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV als auch das aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV fließende Recht der 

öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften die Freiheit der Religionsgesell-

schaften nach der Seite ihres materiellen Substrats hin gewährleisten. Die Art und 

Weise der Gewährleistung ist jedoch verschieden: Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV gewährleistet auf der verfassungsrechtlichen Ebene einen grundrechtlich struk-

turierten und materiellen Schutz; ein spezifischer Schutz durch das Verwaltungsrecht 

tritt nicht hinzu. Der Schutz durch das Recht der öffentlichen Sachen der Religions-

 und begrenzter ist. Auf der verwaltungsrechtlichen Ebene ist der Schutz der 

öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften gegenüber dem Staat ein aus der 

Widmung fließender Schutz verfahrensrechtlicher Natur.  

 

                     
681 So zu Recht H. Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
1966, S. 130 f.; Schütz, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 38, S. 3 (9). 
682 H. Weber, ebd., S. 130 f.; Kirchhof, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 22, S. 651 (658, 675). Heinig, Öf-
fentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 286 ff. m.w.N. Die wohl entgegenstehende An-
sicht von Mainusch – sämtliche rechtlichen Folgerungen, die aus einer Widmung als öffentliche Sache 
folgten, seien durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV geschützt und der Schutz sei auch in 
jedem Einzelfall ein unmittelbar verfassungsrechtlicher (Mainusch, Die öffentlichen Sachen der Religi-
onsgemeinschaften, 1995, S. 68) - widerspricht der Struktur von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 
WRV und ist mit dem Wortlaut der Vorschrift – in der nichts genaues über das Recht der öffentlichen 
Sachen der Religionsgesellschaften gesagt wird – unvereinbar. 
683 So auch Heinig, ebd. m.w.N. Der Ausdruck „institutionell“ wird auch hier wegen der dogmatischen 
Ähnlichkeit der Struktur des Rechts der „res sacrae“ zu den institutionellen Garantien im Sinne von C. 
Schmitt gebraucht, siehe oben S. 87 mit FN 379. 
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gesellschaften durch das Verfassungsrecht ist hingegen zunächst ein institutionell-

begrenzter, allein auf der verwaltungsrechtlicher Ebene tritt ein verfahrensrechtlicher 

Schutz hinzu.684

                     
684 Damit entspricht die Struktur des Schutzes durch das Recht der öffentlichen Sachen der Religions-
gesellschaften im wesentlichen der Struktur die für das Besteuerungsrecht der Religionsgesellschaf-
ten ausgemacht wurde – was nicht verwunderlich ist, sind beide Rechte doch Ausfluss des Körper-
schaftsstatus nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV. 
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Das Staatskirchenrecht und das darin festgehaltene Verhältnis zwischen Staat und 

Kirche erschöpft sich nicht in „vereinzelten“ Normierungen der durch Art. 140 GG 

inkorporierten Bestimmungen der WRV (und der übrigen staatskirchenrechtlichen 

Bestimmungen des Grundgesetzes). Hier – wie auch sonst im allgemeinen Staats-

recht – haben sich gewisse Grundprinzipien der Interpretation und aus den einzelnen 

Normen abgeleitet Gesamtzusammenhänge gebildet, die ihrerseits dazu dienen, aus 

ihnen einzelne Folgerungen abzuleiten.

Drittes Kapitel: 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und Grundprobleme des Staatskirchenrechts 

 

685

Geht man die häufiger auftretenden Interpretationsprobleme des Staatskirchenrechts 

durch, fallen zwei Problembereiche ins Auge

 Zunächst soll das Verhältnis von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu einigen Grundsätzen der Auslegung des Staats-

kirchenrechts erläutert werden (I.). Sodann wird gefragt, welche Beziehungen zwi-

schen Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und einigen Strukturprinzipien des 

Staatskirchenrechts – z.B. dem Grundsatz der Trennung von Staat und Kirche – be-

stehen (II.). Schließlich wird das Verhältnis zu einigen materiellen Prinzipien des 

Staatskirchenrechts – wie den Grundsätzen der Neutralität und Säkularität – unter-

sucht (III.). Endlich soll kurz dargelegt werden, welches das Verhältnis von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu den Grundvorstellungen des Verhältnisses zwi-

schen Staat und Kirche bzw. Religionsgesellschaften ist, die in der Entgegensetzung 

von „Staatskirchenrecht“ zu „Religionsverfassungsrecht“ zum Ausdruck kommen 

(IV.).  

 

I. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und die Grundprinzipien der Auslegung des Staatskirchenrechts 

 

686

                     
685 Vergl. dazu z.B. v. Campenhausen, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 2, S. 47 (55); Scheuner, 
HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 (41 ff.) – beide freilich insoweit zu Recht zur Vorsicht mahnend.  
686 So auch v. Campenhausen, ebd., S. 49 ff., Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 6, 
95. 

: Die Berücksichtigung der geschich-

tlichen Grundlagen des Staatskirchenrechts (1.) sowie die Maßgeblichkeit des 
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Selbstverständnisses der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften bei der Auslegung 

des Staatskirchenrechts (2.). 

 

1. Das gesamte Staatskirchenrecht hängt in historischen Angeln.687 Zwar sind die 

Artikel 136 bis 141 WRV durch das Grundgesetz vollgültig inkorporiert und Teil der 

einen Verfassung des Grundgesetzes,688 womit sich die Frage nach der Bedeutung 

des „geschichtlichen“ im Rahmen der Auslegung der staatskirchenrechtlichen Be-

stimmungen der WRV – soweit diese in das Grundgesetz inkorporiert wurden – allein 

als Frage nach der Bedeutung des historischen im Rahmen der allgemeinen Verfas-

sungsauslegung zu stellen scheint.689 Doch dies gilt - wie auch Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV zeigt - nur cum grano salis, da sich schon dem Wortlaut nach 

die staatskirchenrechtlichen Bestimmungen ohne ein Verständnis ihrer historischen 

Grundlagen kaum entschlüsseln lassen.690

So ist denn in der Tat die Bedeutung des „Historischen“ speziell für die Auslegung 

des Staatskirchenrechts anerkannt. Einerseits geht es dabei um die Erfassung der 

verfassungsgeschichtlichen Vorgänge, die vor Entstehung der maßgeblichen Vor-

schriften der WRV lagen und ohne die diese Bestimmungen nicht verstanden werden 

können.

  

 

691 Andererseits soll das einmal so normierte und verstandene Staatskirchen-

recht höchst sensibel auf geschichtliche Veränderungen, wie sie sich in rechtlichen, 

kirchlichen, religiösen, politischem oder staatlichem Rahmen abspielen, reagieren.692 

Beides scheint freilich nicht ganz miteinander vereinbar zu sein: Wie kann auf der 

einen Seite das Staatskirchenrecht in historischen Angeln hängen, während es auf 

der anderen Seite höchst sensibel für historische Veränderungen sein soll?693

                     
687 Hollerbach, ebd., Rdnr. 6 ff. 
688 BVerfGE 19, 206 (218 ff.); 53, 366 (400). 
689 So in der Tat H. Weber, Grundprobleme des Staatskirchenrecht, 1970, S. S. 31 f.; Hesse, FS We-
ber, 1974, S. 447 (450). 
690 So z.B. die Bedeutung der Formulierung von „Eigentum und anderen Rechten“ an ihren „Anstalten, 
Stiftungen und sonstigen Vermögen“ – siehe oben S. 96 ff. oder die Bedeutung der Formulierung „Kul-
tus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke“ – siehe oben S. 107 f.  
691 Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 6 ff.; Pirson, FS Maurer, 2001, S. 409 (410 ff.); 
Scheuner, HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 (11 ff.); Mikat, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, 
Die Grundrechte, Bd. IV/1, 1960, S. 111 (113 ff.).  
692 Scheuner, ebd., S. 11 ff.; Häberle, DÖV 1976, S. 73 (74). Zu den diesen Veränderungen gehört 
auch – ganz konkret – das verfassungsrechtliche Umfeld, aus dem die Bestimmungen der WRV 1949 
herausgelöst, und in das Grundgesetz eingefügt worden sind. Siehe dazu oben S. 56 ff. (Bezüglich 
Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV). 

 

693 Dementsprechend wurde und wird diesbezüglich von einer „eigentümlichen Paradoxie“ des Staats-
kirchenrechts gesprochen - Vergl. Meyer-Teschendorf, AöR 103 (1978), S. 289 (290) mit Verweis auf 
Scheuner in FN 2. Scheuner (HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 <11>) formuliert vorsichtiger: „Es 
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Diese „Paradoxie“ des Geschichtlichen im Staatskirchenrecht scheint gerade in der 

Kirchengutsgarantie manifest zu werden: Einerseits erschließt sich nur verfassungs-

geschichtlich, was „Eigentum und andere Rechte“ an „ihren Stiftungen und sonstigen 

Vermögen“ bedeutet, auch folgt gerade aus dem „geschichtlich-fixierenden“ Charak-

ter der Gewährleistung, dass die dort geschützten Güter nicht allein infolge eine Ver-

änderung der tatsächlichen bzw. soziologischen Umstände als weggefallen angese-

hen werden können.694

Aber gerade die Gewährleistung des Kirchenguts zeigt, dass diese „Paradoxie“ der 

Geschichtlichkeit des Staatskirchenrechts nur eine Scheinbare ist: Zum einen ist es 

unproblematisch, wenn zur Bestimmung der ursprünglichen Bedeutung der Weima-

rer Staatskirchenartikel ein Blick in die Verfassungsgeschichte getan wird, gerade 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zeigt, dass dies zur Bestimmung der urs-

prünglichen Reichweite der Gewährleistungen unerläßlich ist. Eine ganz andere – 

gewissermaßen zweite – Fragestellung ist es, ob sich dieser ursprüngliche Sinn in-

folge der Inkorporation der Norm in das Grundgesetz oder infolge der Veränderung 

soziologischer Rahmenbedingungen verändert hat.

 Andererseits wird aber der historische Schutzgehalt des Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV unter Berufung auf das „Umfeld“ des Grundge-

setzes und unter Hinweis darauf, dass heute „Säkularisationen“ ohnehin nicht mehr 

zu erwarten seien, ganz wesentlich – nämlich auf einen Schutz gegen jeden Einzel-

eingriff – erweitert. Welche Rolle soll denn nun das Geschichtliche im Rahmen des 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV spielen? 

 

695

                                                                
stellt keinen Widerspruch zur geschichtlichen Prägung dar, wenn man andererseits feststellt, dass es 
höchst empfindlich auf alle Veränderungen der staatlichen oder kirchlichen Verhältnisse..“ 
694 Siehe oben S. 117; vergl. Scheuner, HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 (11); Loschelder, FS 
Mikat, 1989, S. 611 ff. A.A. z.B. Renck, DÖV 2001, S. 103 (105 ff.) 
695 Vergl. Mikat, in: ders., Religionsrechtliche Schriften, 1. Halbband, 1974, S. 303 ff.; ders., in: 
HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 3, S. 107 (117); Scheuner, ebd., S. 11 ff., Meyer-Teschendorf, AöR 103 
(1978), S. 289 (290 ff.); Tillmanns, FS Rüfner, 2003, S. 919 (930 ff.); Heckel, FS BVerfG, Bd. II, 2001, 
S. 379 (387 ff.). 

 Gerade weil das inkorporierte 

Staatskirchenrecht der WRV nur verfassungsgeschichtlich verständlich ist, gerade 

weil der ursprüngliche Sinn vieler staatskirchenrechtlichen Normen durch die Inkor-

poration in das Grundgesetz und durch die Veränderung soziologischer Umstände 

„antiquiert“ ist – gerade deswegen ist es besonders „anfällig“ für die Veränderungen 

infolge einer Änderung der rechtlichen bzw. soziologischen Rahmenbedingungen. 
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Zum anderen handelt es sich bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV – ebenso 

wie bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV - um eine „Bestandsgarantie“, was 

Interpretationsansätze hindert, die den „Bestand“ unter Berufung auf den „Wegfall 

der Geschäftsgrundlage“ oder die „clausula rebus sic stantibus“ mindern wollen.696 

Gerade der vorhandene Bestand der Religionsgesellschaften – praktisch: der Kir-

chen – ist aber historisch gewachsen und für ein kapitalistisches System auch fi-

xiert.697 Eine anderes Problem ist dann aber, wogegen dieser einmal historisch fixier-

te Bestand geschützt ist. Ändert sich insoweit das verfassungsrechtliche bzw. sozio-

logische Umfeld der Bestandsgarantie und entfällt insoweit der ursprüngliche 

Schutzzweck - wie bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV – ist eine Erweiterung 

der Schutzfunktion möglich und geboten: Der Bestandsschutz wird nicht beeinträch-

tigt, da der Bestand verbleibt, vielmehr wird dieser umfassender als bisher abgesi-

chert. Eine Fixierung auf den althergebrachten Schutzgehalt der Norm würde hier 

bedeuten, dass die Norm bedeutungslos wird – was nicht der Sinn der Gewährleis-

tung des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV sein kann.698

2. Die Frage nach der Berücksichtigungsfähigkeit des Selbstverständnisses der Kir-

chen bzw. Religionsgesellschaften bei der Auslegung des Staatskirchenrechts dürfte 

eine der meistdiskutierten Fragen des Staatskirchenrechts sein; schon im Rahmen 

des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV tauchte sie mehrfach auf. Dabei stellt 

 

 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zeigt daher exemplarisch für das Verständ-

nis des „Geschichtlichen“ im Staatskirchenrecht, dass die verfassungsgeschichtli-

chen Angeln und die gegenwärtigen verfassungsrechtlichen und soziologischen 

Rahmenbedingungen des Staatskirchenrechts nicht in einem Verhältnis der Span-

nung, sondern in einem Verhältnis der notwendigen Ergänzung stehen. Weiter wird 

deutlich, dass es die Verfassung selbst ist, die darüber befindet, ob und inwieweit 

verfassungsgeschichtliche Umstände in Bestandsgarantien „bewahrt“ werden und sie 

ist es auch die darüber entscheidet, ob und inwieweit die staatskirchenrechtlichen 

Garantien der WRV dem gegenwärtigen verfassungsrechtlichem und soziologischem 

Umfeld anzupassen sind – die Bedeutung des Geschichtlichen im Staatskirchenrecht 

wird vom Staatskirchenrecht selbst differenzierend behandelt.  

 

                     
696 Siehe oben S. 116 ff.  
697 Vgl. dazu die Begründungsansätze der Amortisationsgesetzes, siehe dazu oben S. 27 mit FN 127. 
698 Siehe oben S. 56 ff.  
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sich die Frage nach der Berücksichtigungsfähigkeit des Selbstverständnisses inner-

halb des Staatskirchenrechts (und sogar innerhalb ein und derselben staatskirchen-

rechtlichen Norm) an mehreren Stellen: Innerhalb der Schutzbereiche der Normen 

kann fraglich sein, ob das Selbstverständnis einer Person oder Personenmehrheit 

bei der Frage zu berücksichtigen ist, ob diese Person religionsgeleitet gehandelt hat 

bzw. ob die Personenmehrheit eine Religionsgesellschaft bzw. religiöse Vereinigung 

darstellt. Innerhalb des Prüfungspunktes des „Eingriffes“ in ein religionsgeprägtes 

Recht geht es darum zu klären, ob im Rahmen des Eingriffsbegriffs das Selbstver-

ständnis des von der staatlichen Maßnahme Betroffenen eine Rolle spielt. Schließ-

lich ist fraglich, ob das Selbstverständnis im Rahmen der Schranken-Schranken der 

jeweiligen Norm bei Güterabwägungen zu berücksichtigen ist.699 In der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts – die in der „Selbstverständnisfrage“ eine 

Vorreiterfunktion gehabt hat – wird das Selbstverständnis insoweit unterschiedlich 

berücksichtigt700: Bei der Frage, ob eine bestimmte gesellschaftliche Vereinigung 

Religionsgesellschaft oder Kirche sei bzw. ob eine tatsächlich religiös motivierte Ent-

scheidung eines Grundrechtsträgers vorliege, spiele es keine Rolle.701 Hingegen fin-

de es bei den Fragen Berücksichtigung, ob bestimmte Rechtsträger dem Bereich des 

religiös-kirchlichem zugeordnet seien,702 ob das Handeln einer Religionsgesellschaft 

sich als „Ausfluß“ des Religiösen und der Selbstbestimmung darstelle und daher von 

den jeweiligen Bestimmungen – Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 3 WRV – geschützt sei,703 ob ein Eingriff in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG bzw. Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV vorliege704 und welches Gewicht einem religiösen 

Belang im Rahmen der Güterabwägung zukomme.705

Grundsätzlich gilt insoweit, dass eine Berücksichtigung des Selbstverständnisses der 

Religionsgesellschaften bei der Auslegung des Staatskirchenrechts begründungsbe-

dürftig ist. Dies ergibt sich daraus, dass das Selbstverständnis des Betroffenen bei 

der Auslegung von Normen, die seine Rechte regeln, grundsätzlich keine Berück-

  

 

                     
699 Vergl. zu alledem ausführlich Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten, 1994, S. 228 ff., 281 ff.; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 
2006, S. 251 ff. Kurz und prägnant zum gesamten Themenkomplex M. Heckel, ZevKR 44 (1999), S. 
340 (359 ff.).  
700 Zum folgenden etwa Isak, ebd., S. 29 ff.; M. Heckel, FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 378 (401 ff.).  
701 BVerfGE 83, 341 (353). Möglicherweise teilweise anders für das individuelle Selbstverständnis 
eines Grundrechtsträgers BVerfGE 108, 282 (299).  
702 BVerfGE 46, 73 (85 f.); 53, 366 (391 f.). 
703 BVerfGE 24, 236 (247 f.). 
704 BVerfGE 33, 23 (29 f.); 93, 1 (17 ff.); 70, 138 (167 ff.). 
705 BVerfGE 66, 1 (22); 70, 138 (162 ff.).  
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sichtigung findet.706 An diesem Grundsatz will nun eine Auffassung auch uneinge-

schränkt bei den (religiösen) Grundrechten und im Staatskirchenrecht festhalten.707 

Jede Berücksichtigung eines Selbstverständnisses schmälere die staatliche Souve-

ränität – verstanden als innerstaatliche Kompetenzkompetenz – und entreiße das 

„quis judicabit“ zu Unrecht den staatlichen Gerichten. Auch müßten der Staat und 

das staatliche Recht „neutral“ bleiben und dürften sich nicht dem „Selbstverständnis“ 

von Gläubigen und Religionsgesellschaften ausliefern. Weiter verletze eine Ausle-

gung, die sich an einem Selbstverständnis orientiere, die Rechtsgleichheit, Rechtssi-

cherheit und Rechtseinheit und könne keine Lösung für den Konflikt zweier Selbst-

verständnisse zur Verfügung stellen. Schließlich überlasse der Staat durch die Be-

rücksichtigung des Selbstverständnisses zu Unrecht kollidierende Grundrechte oder 

kollidierende wichtige Gemeinschaftsgüter den Grundrechtsträgern bzw. Kirchen und 

Religionsgesellschaften.708

Überwiegend wird jedoch einer Berücksichtigung des kirchlichen bzw. religionsge-

sellschaftlichen Selbstverständnisses für die Auslegung der religionsspezifischen 

Normen des Grundgesetzes das Wort geredet. Dabei unterscheiden sich freilich die 

einzelnen Positionen: Ein erster Ansatz ist auf dem Boden der sogenannten Koordi-

nationslehre entstanden. Diese geht davon aus, dass es sich bei Staat und Kirche 

um voneinander unabhängige und je selbständige Gemeinwesen handelt, die sich 

als je souveräne gleichrangige Gemeinschaften erster Ordnung, als societates per-

fectae, gegenüber stünden. Daraus folge die Notwendigkeit einer umfassenden Be-

rücksichtigung des kirchlichen Selbstverständnisses: Da der Staat infolge einer man-

gelnden Subordinationssituation nicht den Inhalt der verfassungsrechtlichen Normen 

bestimmen könne, sei er bei der Auslegung dieser auf das Selbstverständnis der Re-

ligionsgesellschaften verwiesen.

  

 

709

                     
706 Deutlich ausgesprochen wird dies freilich selten. Siehe aber Höfling, Offene Grundrechtsinterpreta-
tion, 1987, S. 88 ff.  
707 So vor allem Isensee, Wer definiert die Freiheitsrechte?, 1980, S. 1 ff. Im Prinzip wohl auch Mu-
ckel, Religiöse Freiheit und staatliche Letztentscheidung, 1997, zusammenfassend auf S. 283 ff.; 
Quaritsch, Der Staat 1 (1962), S. 175 (195 ff.). Letzterer wendet sich freilich spezifisch gegen die so-
genannten Koordinationslehren – weitere Nachweise zu dieser Auffassung bei Isak, Das Selbstver-
ständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 27 ff., 226 ff.  
708 Weitere Argumente bei Isak, ebd., S. 138 f. Muckel, ebd., S. 27 ff.; Borowski, Die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 273 ff.  
709 Geiger, ZevKR 26 (1981), S. 156 (161 ff.); Isak, ebd., S. 117.  
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Ein zweiter Ansatz akzeptiert die Subordination der Kirchen bzw. Religionsgesell-

schaften unter die Verfassung und setzt bei den verfassungsrechtlichen Prinzipien 

der Säkularität und Neutralität und Autonomie an: Der moderne Staat sei ein säkula-

rer, d.h. weltlicher, für den Glauben, Bekenntnis und Kirche jenseits seiner Zwecke 

lägen. Daher könne sich der Staat diesbezüglich auch nicht verbindlich äußeren, es 

fehlten ihm schlicht die Maßstäbe hierfür. Damit gebiete es der staatskirchenrechtli-

che Neutralitätsgrundsatz, dass der Staat in dem Bereich, der jenseits seiner Zwecke 

liege und von dem er nichts wissen könne, das Selbstverständnis der Religionsge-

sellschaften als maßgeblich für die Auslegung der staatskirchenrechtlichen Normen 

ansehe. Auch ergebe sich aus der Anerkennung der menschlichen Autonomie in Art. 

1 Abs. 1 GG, dass sich zunächst einmal jeder Einzelne für seine Konzeption des Gu-

tes und damit für ein persönliches Menschenbild entscheiden könne. 710 Vom Bun-

desverfassungsgericht ist dies – mit einem etwas anderen Schwerpunkt – dahinge-

hend gefasst worden, dass, wo in einer pluralistischen Gesellschaft die Rechtsord-

nung gerade das religiöse oder weltanschauliche Selbstverständnis voraussetze, der 

Staat die den Religionsgesellschaften und Kirchen nach dem Grundgesetz gewährte 

Eigenständigkeit und Selbständigkeit in ihrem eigenen Bereich verletze, wenn er bei 

der Auslegung der sich aus einem bestimmten Bekenntnis oder Weltanschauung 

ergebenden Religionsausübung deren Selbstverständnis nicht berücksichtige.711

Ein dritter Ansatz akzeptiert ebenfalls die Subordination der Kirchen unter die Ver-

fassung und argumentiert dann aus der Verfassungsstruktur (und zunächst einmal 

nicht materiell wie der zweite Ansatz). Die Verfassung stelle nur eine Rahmenord-

  

 

                     
710 Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (531 f., 543); Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, 
§ 138 Rdnr. 95; Isak, ebd., S. 191 ff.; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundge-
setzes, 2006, S. 276 ff. Die Problematik dieses Ansatzes liegt darin, dass sie ein „Interpretationsprob-
lem“ schlicht durch den Rekurs auf materielles Recht überspielt. Vor allem werden hier aus so ab-
strakten dogmatischen Begriffen wie „Säkularität“, „Neutralität“ und „Autonomie“ Folgerungen gezo-
gen, die u.U. die Neigung haben die konkrete Verfassungsordnung, wie sie nur einmal in der jeweili-
gen Norm dargelegt ist, zu überspielen (Insoweit zur Vorsicht mahnend Schlaich, Neutralität als ver-
fassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 192 ff.; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 
2006, S. 370). Ein Beispiel: Es mag richtig sein, dass der Staat nicht definieren kann, ob die religiös 
motivierte Entscheidung zur Kriegsdienstverweigerung nach religiösen Maßstäben „richtig“ oder 
„falsch“ ist und er nicht berechtigt ist dem Grundrechtsberechtigten eine religiösen Entscheidung des-
wegen abzusprechen, da sich der Grundrechtsträger für die Kriegsdienstverweigerung in einem Ein-
zelfall (aber nicht prinzipiell) ausgesprochen hat. Geht man aber davon aus, dass Art. 4 Abs. 3 Satz 1 
GG nur das Recht zur prinzipiellen und nicht zur konkreten Kriegsdienstverweigerung schützt (so 
BVerfGE 12, 45 <56 ff.>; 69, 1 <22 ff.> - gewichtige Argumente hiergegen im Sondervotum Mahren-
holz/Böckenförde in BVerfGE 69, 1 <78 ff.>), ist die oben erwähnte Neutralitätskonzeption von der 
Verfassung in konkret eben nicht aufgenommen worden. 
711 BVerfGE 24, 236 (247 f.). Z.T. werden aber wohl auch koordinationsrechtliche Ansätze verfolgt, 
z.B. BVerfGE 42, 312 (330 ff.). 
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nung dar, die im einzelnen Verweisungscharakter habe bzw. haben könne. Daher 

könne es sein, dass einzelne Normen der Verfassung auf das Selbstverständnis der 

Grundrechtsinhaber, hier der Gläubigen und Religionsgesellschaften, verwiesen.712 

Freilich ist damit noch nicht entschieden, wann die Verfassung auf dieses Selbstver-

ständnis der Grundrechtsträger bzw. Gläubigen, Religionsgesellschaften und Kirchen 

verweist (oder eben auch nicht verweist). Für das Staatskirchenrecht wird diese Fra-

ge unter Rückgriff auf die Grundsätze der Säkularität und Neutralität gewonnen (sie-

he oben): Eine Verweisung auf das Selbstverständnis liege jedenfalls dann vor, wenn 

der Staat unter Beachtung jener Grundsätze außerstande sei verbindliche Maßstäbe 

zu setzen, etwa zu beurteilen, ob eine bestimmte Äußerung eines kirchlichen Amts-

trägers häretisch sei oder nicht.713

Auch im Rahmen des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 3 WRV spielt die Frage nach 

des Berücksichtigungsfähigkeit des religionsgesellschaftlichen Selbstverständnisses 

eine Rolle. Außer acht bleibt es zwar bei der Beantwortung der Frage, ob eine Verei-

nigung eine Religionsgesellschaft oder ein religiöser Verein ist

  

 

714. Denn mit dieser 

Qualifizierung als „Religion“ bzw. „religiös“ geht notwendig die Abgrenzung von Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu Art. 14 GG einher und das „religiöse Moment“ 

ist die zu fordernde Hürde für die Gewährung der Besserstellung des Kirchenguts 

durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. Auch spielt das – in den Normen der 

Kirchen bzw. Religionsgesellschaften geronnene - Selbstverständnis dieser keine 

Rolle bei der Beantwortung der Frage, was nun „Eigentum“ bzw. „sonstige Rechte“ 

der Religionsgesellschaften darstellt bzw. wem diese gehören; maßgeblich ist hierfür 

allein das staatliche Recht. Die Frage nach der Eigentumszuordnung ist eine eben 

genuin staatliche (und nicht kirchliche), insoweit verweist die Verfassung nicht auf ein 

Selbstverständnis sondern allein auf die staatliche Rechtsordnung – genauer: das 

bürgerliche Recht.715

                     
712 So z.B. v. Campenhausen, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 2, S. 47 (49 ff.); Meyer-Teschendorf, Staat 
und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 103 ff. 
713 Vergl. dazu vor allem M. Heckel, ZRG 97 (1980), Kan. Abt. 66, S. 1 (139 ff.); ders., JZ 1994, S. 425 
(429 ff.); ders., Gleichheit oder Privilegien?, 1993, S. 39 ff., 61 ff.; ders., FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 
379 (402 f.) und häufiger.  
714 Siehe oben S. 93. 
715 Siehe oben S. 100. 

 Hingegen findet das Selbstverständnis der Kirchen bzw. Religi-

onsgesellschaften bei der Beantwortung der Fragen, was „religiöse Zwecke“ bzw. 
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„eigene Angelegenheiten“ sind, Berücksichtigung.716 Auch kann es im Rahmen der 

Güterabwägung bei der Beantwortung der Frage, welches Gewicht eine Einschrän-

kung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV hat, mit herangezogen werden.717

Bei Würdigung dieses Ertrages von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV für die 

„Selbstverständnisdiskussion“ ist festzuhalten, dass das Selbstverständnis Berück-

sichtigung finden kann. Unzutreffend ist demnach die Auffassung, nach der eine Be-

rücksichtigung des Selbstverständnisses ausscheide, da dies die „Souveränität“ ver-

letze. Dieses Argument verfängt schon deswegen nicht, weil die Verfassung ja zum 

Teil selber – wie bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV - auf das Selbstver-

ständnis verweist; eine „Entäußerung“ der Souveränität liegt in dieser Verweisung 

nicht.

 

Die Berücksichtigungsfähigkeit liegt in beiden Fällen darin begründet, dass die Ver-

fassung als Rahmenordnung auf das Selbstverständnis verweist, dies deshalb, weil 

dem Staat angesichts seiner Säkularität und Neutralität ein Wissen davon fehlt (bzw. 

fehlen muß), was religiöse Zwecke sind (und was nicht) und wie sehr er mit einer 

bestimmten Maßnahme den spezifisch religiösen Charakter von Religionsgut beeint-

rächtigt.  

 

718

                     
716 Vergl. M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (689 ff.); 
ders., ZevKR 44 (1999), S. 340 (361). 
717 Vergl. M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (691); 
ders., ZevKR 44 (1999), S. 340 (362). 
718 So zu Recht Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 194 f.; Isak, Das 
Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 227. Diesem Argument kann 
nicht entgegengehalten werden, dass materiell die Souveränität unzulässig beeinträchtigt würde, da 
der Staat sich seines Letztentscheidungsrechts begebe (So aber Muckel, Religiöse Freiheit und staat-
liche Letztentscheidung, 1997, S. 97 ff., 106 ff.). Diese Argumentation verkennt, dass es sich bei der 
Souveränität um eine formale Kategorie handelt. Dementsprechend ist mittlerweile klar, dass die „äu-
ßere Souveränität“ mitnichten dadurch beeinträchtigt wird, dass völkerrechtliche Verträge abgeschlos-
sen werden (Siehe dazu z.B. StIGHE 1, 113; Randelzhofer, HdBStR II, § 17, Rdnr. 26 ff.). Zur „Forma-
lität“ des Souveränitätsbegriffs auch Häberle, AöR 92 (1967), S. 259 (269, 279); Meyer-Teschendorf, 
Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 15.  

 Auch dass der Staat seine Neutralitätspflicht dadurch verletze, dass er staat-

lich-neutrale Rechtsbegriffe dem Selbstverständnis der Religionsgesellschaften aus-

liefere, ist somit unrichtig, denn die Pflicht zu einer „neutralen“ Interpretation kann nur 

so weit gehen, wie der Staat säkular-neutral interpretieren kann, ultra posse nemo 

obligatur. Und die hier virulenten Fälle – was sind „religiöse“ Zwecke, wie weit geht 

der religiöse Kern des beeinträchtigten Religionsguts – sind eben dadurch gekenn-

zeichnet, dass neutral-säkulare Begriffe nicht zur Verfügung stehen. Insoweit bleibt 

allenfalls übrig, die Begriffe säkular-neutral und damit fehlerhaft zu bestimmen; dies 



 

 

177 

177 

kann wohl kaum ein gangbarer Weg sein.719 Soweit auf einen, angeblich „unlösbaren 

Konflikt“ der Selbstverständnisse hingewiesen wird, kann dieser im Rahmen der Kir-

chengutsgarantie allenfalls dann auftreten, wenn zwei Religionsgesellschaften sich – 

etwa nach einer Spaltung – um Kirchengut streiten; gerade für diesen Fall sieht Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eine Lösung allein auf der Basis des säkular-

neutralen bürgerlichen Rechts vor. Eine Beeinträchtigung der Rechtsgleichheit ist mit 

einer Berücksichtigung des Selbstverständnisses nicht verbunden, da diese Rechts-

gleichheit ihrerseits nur darauf abzielt, jeder Religionsgesellschaft das Ihre zuzubilli-

gen.720 Endlich ist nicht ersichtlich, dass durch eine Berücksichtigung des Selbstver-

ständnisses im Rahmen der Kirchengutsgarantie wichtige Gemeinschaftsgüter ge-

fährdet werden, denn dass das Selbstverständnis berücksichtigt wird, bedeutet nicht, 

dass es sich letztendlich auch durchsetzt.721

Umgekehrt kommt eine Berücksichtigung des Selbstverständnisses auch bei Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht generell, sondern nur punktuell in Betracht. 

Nicht gangbar ist seine Berücksichtigung auf der Basis einer Koordinationslehre, da-

gegen sperrt sich die Kirchengutsgarantie durch ihren Verweis auf die „weltlichen“ 

Kriterien wie die bürgerlich-rechtliche Eigentumszuordnung.
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719 Auch der diesbezügliche Verweis auf die Auffüllung dieser Begriffe durch „Tradition“ (so Isensee, 
Wer definiert die Freiheitsrechte?, 1980, S. 60 ff.) hilft nicht weiter. Die Freiheit der Kirche würde so 
auf den Stand von 1949 eingefroren und das Staatskirchenrecht würde dadurch letztlich hinfällig (sie-
he oben S. 55 f.). In ähnlichem Zusammenhang wird dies von Isensee wohl erkannt, der dann aber 
um einen Ausweg verlegen ist – vergl. Isensee, FS Listl, 1999, S. 67 (84 ff.).  
720 So auch Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 281 f. Wenn 
für eine Religionsgesellschaft die Teilnahme am Wehrdienst aus religiösen Gründen verboten ist, für 
eine andere aber nicht, ist nicht einzusehen, warum die Teilnahme am Wehrdienst den Mitgliedern 
beider Religionsgesellschaften freigestellt sein sollte, obwohl für eine der beiden Religionsgesellschaf-
ten der Wehrdienst gar keine religiöse Rolle spielt. M. Heckel spricht insoweit zu Recht davon, dass 
der Gleichheitssatz insoweit kein Nivellierungs- sondern ein Differenzierungsgebot enthält – M. He-
ckel, Gleichheit oder Privilegien?, 1993, S. 24 ff., 30 ff.; ders., HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 20, S. 589 
(598 ff.). 
721 Vergl. Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 288 ff.  
722 Ausführlich dazu oben S. 100. 

 Nicht gangbar ist es 

auch, die Berücksichtigung des Selbstverständnisses materiell aus den Begriffen der 

Säkularität, Neutralität und Autonomie zu folgern, da diese zu unscharf sind, um eine 

differenzierte Berücksichtigung bzw. Nichtberücksichtigung des Selbstverständnisses 

- auch im Rahmen von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV - zu erklären. Bei-

spielsweise mag es richtig sein, dass der Staat nicht definieren kann, ob die religiös 

motivierte Entscheidung zur situativen Kriegsdienstverweigerung nach religiösen 

Maßstäben „richtig“ oder „falsch“ ist. Geht man aber davon aus, dass Art. 4 Abs. 3 
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Satz 1 GG nur das Recht zur prinzipiellen (und nicht zur situativen) Kriegsdienstver-

weigerung schützt,723

1. Grundlage für die Bestimmung einer Trennung oder Verbundenheit von Staat und 

Kirche ist zunächst Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV – „Es besteht keine 

Staatskirche“. Wie sich aus dem Wortlaut ergibt, verbietet die Norm zunächst die Ein-

führung einer „Staatskirche“ oder „staatskirchlicher“ Rechtsformen

 ist die oben erwähnt Neutralitätskonzeption von der Verfas-

sung in concreto eben nicht aufgenommen worden. Insgesamt stimmen die bei Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gefundenen Ergebnisse mit dem Ansatz überein, 

der aus der Verfassungsstruktur entnimmt, dass die Verfassung zum Teil – aber 

eben nur zum Teil – einen Rahmen und Verweisungscharakter habe, der auf das 

Selbstverständnis der Religionsgesellschaften verweise; eine solche Verweisung 

kann freilich nur dann angenommen werden, wenn der Staat wegen seiner Säkulari-

tät und Neutralität zu einer eigenständigen Deutung außerstande ist.  

 

II. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

und die Struktur des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche 

 

Beschäftigt man sich mit den strukturellen Problemen des Verhältnisses zwischen 

Staat und Kirche bzw. Religionsgesellschaften – gewissermaßen der Bauweise die-

ses Verhältnisses – geraten zwei Fragestellungen in den Blickwinkel: Zum einen geht 

es um die „Trennung von Staat und Kirche“ (1.), zum anderen um die Frage, ob die 

Kirchen dem Staat unter- oder gleichgeordnet sind (2.). Zu beiden Fragen gibt die 

Kirchengutsgarantie zum Teil deutliche Hinweise.  

 

724

                     
723 So BVerfGE 12, 45 (56 ff.); 69, 1 (22 ff.). Gewichtige Argumente hiergegen im Sondervotum Mah-
renholz/Böckenförde in BVerfGE 69, 1 (78 ff.).  
724 Zu letzteren siehe BVerfGE 19, 206 (217). Problematisch ist damit allein, was „Staatskirche“ bzw. 
„staatskirchliche Rechtsformen“ sind, siehe dazu z.B. Jeand`Heur, Der Staat 30 (1991), S. 442 ff.; 
Ennuschat, Militärseelsorge, 1996, S. 160 ff. 

. Da es aber 

schon bei Inkrafttreten der WRV keine „Staatskirche“ im strengen Sinne mehr gab, 

und auch in der sozialen Wirklichkeit des Grundgesetzes von der „Gefahr“ der Ein-

führung einer Staatskirche nicht die Rede sein kann, kann sich hierin der Sinn und 

Zweck von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV nicht erschöpfen und muß der 
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Norm ein über ihren Wortlaut hinausreichender Sinngehalt zugemessen werden.725 

Dieser wird freilich verschieden bestimmt: Auf einer mehr abstrakten Ebene wird Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV zum einen dahingehend verstanden, dass er 

säkularen Staat und nicht-säkulare Kirche „in der Wurzel“ trenne, und dadurch die 

Freiheit der Kirchen – aber auch die Freiheit des Staates – herbeiführe.726 Zum ande-

ren wird aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV im Sinne der Bereichsschei-

dungslehren abgeleitet, dass es einen weltlichen und einen religiösen Bereich gebe, 

wobei beide Bereiche voneinander abgrenzbar seien.727 In einer konkreteren Weise 

wird Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV u.a. als ein Verbot jeder institutionellen 

Verbindung von Staat und Religionsgesellschaften,728 als ein Verbot institutioneller 

Verbindung im „inneren Verfassungsrechtskreis“,729 als ein Verbot der Staatsreligi-

on730 und als ein Verbot der staatlichen Kirchenaufsicht (im herkömmlichen Sinne) 

verstanden.731

Berührungspunkte zwischen Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und den so 

verstandenen Geboten der Trennung von Staat und Kirche scheinen zunächst nur 

auf der abstrakteren Ebene zu bestehen: Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

betrifft ebenfalls die Freiheit der Religionsgesellschaften (freilich nur nach der Seite 

ihres materiellen Substrats); einer Bereichsscheidungslehre steht die Norm freilich 

entgegen. Mit den konkreten Ausdeutungsversuchen des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 1 WRV scheint die Gewährleistung des Kirchenguts dagegen zunächst nichts 

zu tun zu haben. Ein Blick in die Verfassungsgeschichte der Kirchengutsgarantieen 

fördert aber anderes zutage: § 77 der WürttVU regelte die abgesonderte Verwaltung 

des evangelischen Kirchenguts. Diese Bestimmung beruhte darauf, dass in Würt-

 

 

                     
725 So schon Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 14. Aufl. 1933, Art. 137 Anm. 1, S. 630 
ff.; Hesse, Der Rechtsschutz durch staatliche Gerichte im kirchlichen Bereich, 1956, S. 65; Schlaich, 
Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 170 ff.; H. Weber, Die Religionsgemeinschaf-
ten als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 1966, S. 32, v. Campenhausen/de Wall, Staatskir-
chenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 90 ff.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 110 ff.  
726 So v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 90 f.; v. Campenhausen, 
ZevKR 47 (2002), S. 359 (360 ff.); Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr.111; Hollerbach, HdBStR VI, 
2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 111. 
727 So vor allem H. Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
1966, S. 38 ff.; ders., Grundprobleme des Staatskirchenrechts, 1970, S. 45 ff. 
728 Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 14. Aufl. 1933, Art. 137 Anm. 1, S. 631 ff.; Ko-
rioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 4 zu Art. 140 Art. 
137 WRV; Hesse, Der Rechtsschutz durch staatliche Gerichte im kirchlichen Bereich, 1956, S. 65; H. 
Weber, Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 1966, S. 32. 
729 Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 112. 
730 Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 172 f. 
731 BVerfGE 18, 385 (386 f.). 
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temberg (jedenfalls teilweise) Staat und evangelische Kirche so sehr eins waren, 

dass es eine Trennung von Staats- und Kirchengut gar nicht geben konnte – es 

konnte allein um eine abgesonderte Verwaltung gehen.732

Damit wird eine implizite Voraussetzung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

deutlich: Diese Norm setzt nämlich die Unterscheidung von Staat und Religionsge-

sellschaften voraus, da allein auf der Basis einer solchen Unterscheidung Vermö-

gensrechte sinnvoll zugeordnet werden können.

  

 

733 Damit legt sich eine Ausdeutung 

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV in dem Sinne nahe, nach der diese 

Norm nicht nur das Verbot einer Staatskirche im engeren Sinne sondern – darüber 

hinausgehend – auch das Prinzip einer „Unterscheidung“ von Staat und Religionsge-

sellschaften enthält.734 Dieses Verständnis von Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 

WRV findet seine historischen Wurzeln in der Auslegung des „Trennungs-„ als Un-

terscheidungsgebot durch Anschütz in seinen Erläuterungen zu Verfassungsurkunde 

für den preußischen Staat vom 31. Januar 1850735 und seine (vorsichtige) staats-

rechtliche Parallele in der Unterscheidung von Staat und Gesellschaft.736 Es berührt 

sich schließlich mit den Auslegungsansätzen, die in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 

1 WRV die Freiheit von Staat und Religionsgesellschaften verkörpert sehen wollen, 

denn die Freiheit der Religionsgesellschaften vom Staat – und umgekehrt – ist 

grundlegend von der Unterscheidung von Staat und Religionsgesellschaften abhän-

gig; dass hierzu Notwendige ist für das Verhältnis Staat und Gesellschaft von E.-W. 

Böckenförde gesagt worden.737

Eine so verstandene Unterscheidung – nicht Trennung – ist, zunächst allein von for-

mal-konstruktiven Wert
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732 Siehe oben S. 22. 
733 Dies trifft sich mit dem, was Isensee für die Staatsleistungen nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 
1 WRV festgehalten hat: Die Religionsgesellschaften bzw. die Kirche musste sich gegenüber dem 
Staat verselbständigen und als Subjekt eigener ökonomischer Ansprüche Anerkennung verschaffen, 
um als Träger eigener Rechte juristische Relevanz zu erreichen - Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, 
§ 35, S. 1009 (1011).  
734 In diese Richtung auch Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 18 ff.  
735 Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 1912, Anm. 2 zu Art. 15, S. 299. 
736 Siehe dazu z.B. E.-W. Böckenförde, FG Hefermehl, 1972, S. 11 ff.; Hesse, DÖV 1975, S. 437 ff.; 
Rupp, HdBStR II, 3. Aufl. 2004, § 31 Rdnr. 25 ff. 
737 E.-W. Böckenförde, ebd., S. 11 (20 ff.). 
738 Hesse, DÖV 1975, S. 437 (439 ff.); ders., Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 11; Grimm, HdBVerfR, 2. Aufl. 1994, § 14 Rdnrn. 18 ff.; Bumke, 
Die öffentliche Aufgabe der Landesmedienanstalten, 1995, S. 33 ff. m.w.N. 

: Staat und Religionsgesellschaften sind zu unterscheiden, 
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bei ihnen handelt es sich um zwei verschiedene „Personen“.739 Nur aus diesem 

Grund können die Religionsgesellschaften auch Träger eigener (subjektiver) Rechte 

seien. Man wird vorsichtig hinzufügen können, dass aus dieser Unterscheidung auch 

folgt, dass die Religionsgesellschaften eigene Rechte, der Staat „in Religionssachen“ 

aber nur Kompetenzen haben kann740, ferner dass die Sphäre der Religionsgesell-

schaften eine Freiheitssphäre ist, wohingegen dem Staat insoweit keine „staatliche 

Freiheit“ als ursprüngliche zusteht, und er vielmehr als Entscheidungs- und Hand-

lungseinheit Herrschaft ausübt.741 Nichts ist jedoch darüber gesagt, wie die so unter-

schiedenen Subjekte einander zugeordnet sind, insbesondere im welchem Umfang 

die Kirchen bzw. Religionsgesellschaften konkret frei sind,742 ob sie im Verhältnis 

zum Staat ko- oder subordiniert sind,743 ob das Staatskirchenrecht des Grundgeset-

zes in materiellem Sinne ein reines Trennungsprinzip verwirklicht hat, ob es sich um 

ein System der „hinkenden Trennung“ handelt usw.744 Schließlich wird nichts darüber 

gesagt, ob die Religionsgesellschaften im Raster Staat/ Gesellschaft der Gesell-

schaft zuzuschlagen sind745 oder ob und unter welcher Fragestellung es Sinn ma-

chen kann, den genannten „Dualismus“ zu einem „Trialismus“ 

Staat/Gesellschaft/Religions-gesellschaften hin zu entwickeln.746

2. Die Frage nach einer Gleich- oder Unterordnung der Kirchen bzw. Religionsge-

sellschaften stellt sich in doppelter Hinsicht: Zum einen geht es um die Frage, ob die 

Kirchen bzw. Religionsgesellschaften dem durch die Verfassung konstituierten Staat 

unmittelbar gleichgeordnet sind (a). Zum anderen geht es darum, ob durch die Ver-

  

 

                     
739 Insoweit ist die Unterscheidung in Personen hier – regelmäßig – auch soziologisch sinnvoller als 
bei der Unterscheidung von Staat und Gesellschaft – die Gesellschaft ist eben keine Person, sondern 
Vielheit – vergl. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 
1999, Rdnr. 11 f.; Isensee, Subsidiaritätsprinzip und Verfassungsrecht, 1968, S. 149 ff. Bei der Unter-
scheidung zwischen Staat und Gesellschaft ist die Differenzierung hingegen keine nach Personen, 
sondern eine solche nach Rollen und Funktionen (E.-W. Böckenförde, FG Hefermehl, 1972, S. 11 <16 
ff.>; Grimm, HdBVerfR, 2. Aufl. 1994, § 14 Rdnrn. 20).  
740 Vergl. Rupp, HdBStR II, 3. Aufl. 2004, § 31 Rdnr. 29 ff. 
741 Vergl. E.-W. Böckenförde, FG Hefermehl, 1972, S. 11  (20 ff.), Isensee, HdBStR II, 3. Aufl. 2004, § 
15, Rdnrn. 82 ff.  
742 Hesse, DÖV 1975, S. 437 (440 ff.); Grimm, HdBVerfR, 2. Aufl. 1994, § 14 Rdnr. 23. 
743 Von einer Subordination der Gesellschaft geht wohl Isensee, HdBStR II, 3. Aufl. 2004, § 15, Rdnr. 
89 und 105 aus. Offen haltend E.-W. Böckenförde, FG Hefermehl, 1972, S. 11 (17). 
744 Vergl. zu solchen „Systembeschreibungen“ etwa v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. 
Aufl. 2006, S. 368 ff. 
745 So Isensee, Essener Gespräche 25 (1991), S. 104 (111 ff.); ders., HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 59, 
S. 665 (692). 
746 Andere Differenzierungen z.B. bei Mikat, in: Staat und Gesellschaft, hrsg. von Ernst-Wolfgang Bö-
ckenförde, 1976, S. 304 (312 ff.); E.-W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-Kirche, in: Christlicher Glau-
be in moderner Gesellschaft, Bd. XV, S. 5 (53 ff.).  
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fassung selbst der „unter“ der Verfassung stehende Staat und die „unter“ der Verfas-

sung stehenden Religionsgesellschaften gleichgeordnet sind (b).747

a) Die sogenannte Koordinationslehre wurde bereits oben im Rahmen der Diskussi-

on um das Selbstverständnis der Religionsgesellschaften vorgestellt. Wie gesagt 

geht diese Lehre davon aus, dass es sich bei Staat und Kirche um voneinander 

unabhängige und je selbstständige Gemeinwesen handelt, die sich als gleichrangige 

Gemeinschaften erster Ordnung, als societates perfectae, gegenüberstehen. Auf der 

Ebene eine natürlichen Rechtsordnung seien sie gleichrangig und jeweils souverän. 

Die Verfassung als staatliche Ordnung gelte daher gegenüber den Kirchen nur kraft 

„Anerkennung“

 

 

748 oder nur insoweit, als sie deklaratorisch ungeschriebenes, überpo-

sitives Recht festhalte.749 Hieraus folgt u.a. eine weitestgehende Berücksichtigung 

des kirchlichen Selbstverständnisses bei der Auslegung der staatskirchenrechtlichen 

Normen der Verfassung750 sowie die Schlußfolgerung, dass ein Streit über die Aus-

legung jener Normen letztlich nicht – auch nicht durch das Bundesverfassungsgericht 

– entschieden werden könne. Es gebe keinen gemeinsamen Richter bzw. Schieds-

richter für die beiden je unabhängigen und souveränen Gemeinwesen.751

Die Auswirkungen dieser Auffassung auch auf die Auslegung der Kirchengutsgaran-

tie liegen auf der Hand: Da die Verfassung und das bürgerliche Recht letztlich nicht 

darüber entscheiden könne, ob „Eigentum“ und „andere Rechte“ der betreffenden 

Kirche zustehen oder nicht, muß hierüber die betroffene Kirche selbst entscheiden. 

Weiter: Da es sich bei der Kirche um ein souverän gleichgeordnetes Subjekt hande-

le, könne sie nicht dazu gezwungen werden, die sogenannten „res sacrae“ einem 

staatlichen Zugriff auszusetzen bzw. diese zu entwidmen. Weiter fände das Selbst-

verständnis der Kirche in jedem Bereich des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

weitestgehende Berücksichtigung, endlich könne der Staat vor staatlichen Gerichten 

nicht die Herausgabe von Kirchengut fordern, selbst wenn dieses Herausgabebegeh-

ren durch die Schranken von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV gedeckt sei – 

 

 

                     
747 Zu dieser Differenzierung der Fragestellung siehe Quaritsch, Der Staat 1 (1962), S. 175 (191 ff.); 
Meyer-Teschendorf, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 11 ff.; H. Weber, Die 
Religionsgemeinschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts, 1966, S. 20 f. Im Ergebnis diese 
Unterscheidung auch aufgreifend Neureither, Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, S. 301 
ff.  
748 So Hesse, Der Rechtsschutz durch staatliche Gerichte im kirchlichen Bereich, 1956, S. 59 ff., 72 ff. 
749 Geiger, ZevKR 26 (1981), S. 156 ff. 
750 Siehe oben S. 58 ff.  
751 Hesse, Der Rechtsschutz durch staatliche Gerichte im kirchlichen Bereich, 1956, S. 76 f. 



 

 

183 

183 

die Kirchen seien aus sich heraus nämlich der staatlichen Gerichtsbarkeit nicht un-

terworfen.752

Dieser so verstandenen Koordinationslehre kann nicht gefolgt werden, vielmehr gilt 

sie mittlerweile als überwunden

  

 

753 und wird in der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts nicht (mehr) vertreten.754 Die Argumente gegen sie sind durch-

schlagend: Sie stellt die innere Souveränität des „pouvoir constituant“ in Frage und 

vervölkerrechtlicht ein staatsrechtliches Verhältnis. Sie spaltet die Verfassung des 

Gemeinwesens, da sie die Kirchen aus diesem herausnimmt und dabei verkennt, 

dass es eine Freiheit der Kirchen nur durch, nicht aber vom Grundgesetz gibt. Sie 

übersieht, dass es ungeachtet der Frage, ob es eine „naturrechtliche“ Lösung für das 

Verhältnis von Staat/Kirche gibt, eben die Verfassung ist, die aktiv dieses Verhältnis 

regelt. Schließlich beseitigt diese Auffassung letztlich die Normativität des grundge-

setzlichen Staatskirchenrechts und entzieht es - im Grunde – der staatlichen Jurisdik-

tion.755

                     
752 Auch soweit Hesse für den Fall, dass die Kirchen staatliche Gerichte anrufen, in der Anrufung eine 
Unterwerfung bzw. Anerkennung des Rechtsspruches sieht, ist dies zweifelhaft. Eine ausdrückliche 
Unterwerfungserklärung liegt jedenfalls nicht vor, vergl. § 1027 Abs. 1 Satz 1 BGB, Art. 36 des Status 
des IGH. Weitere Folgerungen aus dieser Frage ablehnend Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 
521 (S. 529 mit FN 24). 
753 Z.B. Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 10 zu 
Art. 140 – II.; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 141 ff.; Badura, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 6, S. 211 (240); Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr. 107 ff.; Müller-
Volbehr, ZRP 1991, S. 345 (345); H. Weber, NJW 1983, S. 2541 (2542); Kästner, JöR 27 (n.F.), 1978, 
S. 239 (270 ff.); Muckel, Religiöse Freiheit und staatliche Letztentscheidung, 1997, S. 77 f. m.w.N.; 
Meyer-Teschendorf, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 11 ff.; Ehlers, ZevKR 
45 (2000), S. 201 (203 f.); Neureither, Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, S. 31 ff.; De-
mentsprechend wird die Koordinationslehre nur noch vereinzelt – und ohne großes Engagement – 
vertreten. Z.B. Kirchhof, FS Heckel, 1999, S. 775 (794 ff.); Leisner, Staatliche Rechnungsprüfung 
kirchlicher Einrichtungen, 1991, S. 39. 
754 Vergl. BVerfGE 53, 366 (391 ff.); 70, 138 (162 ff.); 72, 278 (288 f.). So auch die – freilich kritische – 
Würdigung durch Geiger, ZevKR 26 (1981), S. 156 (167 ff.). Bei genauer Betrachtungsweise dürfte 
die Koordinationslehre schon mit dem Konkordatsurteil verabschiedet worden sein (BVerfGE 6, 309 
<330 ff>), vergl. Hollerbach, AöR 92 (1967), S. 99 (122 f.). Insoweit ist die Einschätzung von Hasse-
mer (Hassemer/Hömig, EuGRZ 1999, S. 525 <530>) nicht recht nachvollziehbar, zumal sie sich allein 
auf nicht tragende Passagen in BVerfGE 42, 312 (330 f.) beruft.  
755 Siehe zu alledem vor allem Quaritsch, Der Staat 1 (1962), S. 175 (177 ff.); H. Weber, Grundprob-
leme des Staatskirchenrecht, 1970, S. 22 ff. m.w.N. 

 Auch das zur Kirchengutsgarantie Gesagte spricht gegen die sogenannte 

Koordinationslehre: Hinsichtlich der Frage nach dem Eigentümer des Kirchenguts 

verweist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV auf das bürgerliche Recht und nicht 

auf das kirchliche Selbstverständnis. Dass bestimmte kirchliche Sachen - wie „res 

sacrae“ – auch in Extremfällen einem staatlichen Zugriff und sogar der staatlichen 

Gerichtsbarkeit entzogen sein sollen, ist nicht nachvollziehbar; schließlich ist es mit 



 

 

184 

184 

dem normativen Regelungsanspruch des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

unvereinbar, diesen nur nach Maßgabe kirchlicher Anerkennung gelten zu lassen.  

 

b) Die Frage nach eine Koordination bzw. Subordination von Staat und Religionsge-

sellschaften lässt sich freilich auch anders stellen: Wie regelt das Grundgesetz selbst 

das Verhältnis von Staat und Kirche bzw. Religionsgesellschaften? Ist nach dem 

Grundgesetz der Staat den Religionsgesellschaften übergeordnet, oder sind beide 

gleichgeordnet?  

 

Eine Unterordnung der Religionsgesellschaften unter den Staat auch unterhalb der 

Verfassungsebene wird von Quaritsch angenommen, dies vor allem mit der Begrün-

dung, dass nach dem Grundgesetz allein dem Staat das Recht des letzten Worts 

zustehe (Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV).756 Dabei greift Quaritsch 

auf die sogenannten Bereichsscheidungslehren zurück und gibt allein dem Staat das 

Recht darüber zu bestimmen, was nun „eigene Angelegenheit“ ist oder nicht; allein 

ein Kernbereich der „eigenen Angelegenheiten“ etwa Dogma und Kultus, solle dem 

staatlichen Zugriff entzogen sein.757 Einer solchen „Unterordnungsvorstellung“ wird 

aber zu Recht entgegen getreten. Insoweit wird einerseits darauf abgestellt, dass das 

Staatskirchenrecht des Grundgesetzes sowohl Elemente der Koordination, wie auch 

solche der Subordination enthalte, so dass mithin die jeweiligen Normen des Grund-

gesetzes je für sich entschieden, ob Koordinations- oder Subordinationsge-

sichtspunkte einschlägig seien.758 Andererseits wird – grundsätzlicher – darauf hin-

gewiesen, dass bereits der Ansatz, dass sowohl Staat wie auch Religionsgesell-

schaften unter einer normativen Verfassung stünden und dem Staat aufgrund dieser 

Verfassung Grenzen gesetzt würden deutlich darauf hinweise, dass es im Verhältnis 

Staat und Religionsgesellschaften um Gleichordnung gehe.759

                     
756 Ebd., S. 191 ff. 
757 Zwar hat die Frage nach Subordination oder Koordination von Staat und Religionsgesellschaften 
wohl nichts mit der Frage nach Ablehnung oder Befürwortung der Bereichsscheidungslehre zu tun 
(Siehe oben S. 90 f.) da eine solche Lehre sowohl Subordinationsrechtlich (So bei Quaritsch, ebd., S. 
289 ff.) wie auch Koordinationsrechtlich verstanden werden kann (so bei Geiger, ZevKR 26 (1981), S. 
156 (157 ff.). 
758 Vergl. M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 1968, S. 251 ff.; ders., VVDStRL 26 (1968), S. 5 (55 ff.); 
Kästner, Staatliche Justizhoheit und kirchliche Freiheit, 1991, S. 145 ff. Neureither, Recht und Freiheit 
im Staatskirchenrecht, 2002, S. 310 ff.  
759 Hesse, ZevKR 6 (1957/58), S. 177 ff.; Häberle, AöR 92 (1967), S. 259 (269, 279). Ausführlich 
Meyer-Teschendorf, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 15 ff.; Neureither, 
Recht und Freiheit im Staatskirchenrecht, 2002, S. 301 ff., 310 ff. 
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Vom Ansatz her ist richtig, dass es eine „absolute“ Souveränität des Staats unter 

dem Grundgesetz nicht mehr gibt. Der materielle Gehalt der Souveränität ergibt sich 

aus dem Grundgesetz, den staatskirchenrechtlichen Normen und eben auch aus der 

Kirchengutsgarantie; wo nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV i.V.m. Art. 20 

Abs. 3 GG der öffentlichen Gewalt Grenzen gezogen werden, ist diese eben nicht 

mehr souverän. Die Bedeutung der genanten Diskussion dürfte daher zunächst im 

konstruktiven Bereich liegen. Darüber hinausgehend ist sie aber auch für die Be-

stimmung der Güterabwägungsmaßstäbe im Staatskirchenrecht und im Rahmen der 

Kirchengutsgarantie von Bedeutung: Geht man davon aus, dass Staat und Religi-

onsgesellschaften „auf einer Ebene“ stehen, ist in der Verhältnismäßigkeitsprüfung 

der Grundsatz der praktischen Konkordanz anzuwenden.760 Dies bedeutet insbeson-

dere, dass die staatliche Zwecksetzung nicht „fix“ und „unantastbar“ ist, sondern 

vielmehr ihrerseits flexibel bleibt, da es um die Zuordnung zweier prinzipiell gleich-

rangiger Rechtsgutsträger geht.761 Anders verhält es sich hingegen, wenn der Staat 

den Religionsgesellschaften durch die Verfassung vorgeordnet ist. Dann spricht vie-

les dafür, das Verhältnismäßigkeitsprinzip762 so zu verstehen, dass der staatlich Ein-

griffszweck unvariabel und fest bleibt, während die Verhältnismäßigkeitsprüfung al-

lein die Mittel des Eingriffs hemmt und nur in den Fällen des „Schießens mit Kanonen 

auf Spatzen“ den Eingriff als solchen abwehrt.763

Daraus wird deutlich, dass es sich bei der Frage nach Ko- oder Subordination der 

Kirchen bzw. Religionsgesellschaften unterhalb der Ebene der Verfassung mehr um 

eine allgemein-staatsrechtliche und weniger um eine staatskirchenrechtliche Frage 

handelt: Nach der überwiegenden Meinung der Staatsrechtslehre stehen sich näm-

lich im Verfassungsstaat des Grundgesetzes Staat und Bürger (bzw. gesellschaftli-

che Gruppen) als durch das Grundgesetz „gleichberechtigte Personen“ gegenüber, 

denen durch das Grundgesetz bestimmte, jeweils umgrenzte, Rechte und Befugnis-

se zugewiesen werden;

  

 

764

                     
760 Zu diesem oben S. 127 f.  
761 So etwa Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (554 f.). 
762 Siehe oben S. 127 f.  
763 Vergl. Hesse, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (554 f.). In diese Richtung – freilich in ande-
rem Zusammenhang – wohl E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren 
Grundgesetz, 1990, S. 52 f.  

 folgerichtig geht jedenfalls die überwiegende Meinung der 

764 Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 280 f.; Bauer, DVBl 1986, S. 208 
(216 f.); Schnapp, DÖV 1986, S. 811 (812 f.). Grundsätzlich anderes noch Jellinek, System der sub-
jektiven öffentlichen Rechte, 2. Aufl. 1919, 86 f., 102 f. Ausführlich zu diesem Ansatz Loschelder, Vom 
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Staatsrechtslehre davon aus, dass die individuellen Maßstäbe für eine Abwägung 

allein im Prinzip der praktischen Konkordanz gefunden werden könnten, da dieses 

als Prinzip des gegenseitigen Ausgleichs bzw. der gegenseitigen Zuordnung zu ver-

stehen sei.765 Für die Richtigkeit dieses Ansatzes spricht schon, dass die Verfassung 

sowohl die Rechte und Pflichten des Staats, wie auch die der genannten Personen 

bzw. Personengruppen konstituiert und diese dadurch auf Verfassungsebene 

„gleichordnet“; die Souveränität des Staats ist insoweit eine von vornherein umgrenz-

te und nicht erst nachträglich-zurückgenommene.766 Aber auch konkret wird durch 

das Grundgesetz in Art. 1 Abs. 1 GG die Menschenwürde in den Vordergrund ge-

rückt, es bekennt sich zu den unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrech-

ten (Art. 1 Abs. 2 GG), bindet den Staat an diese (Art. 1 Abs. 3 GG), gewährleistet 

den Rechtsschutz gegen die staatliche Verletzung solcher Rechte (Art. 19 Abs. 4, 

Art. 93a Nr. 4a GG) und erklärt schließlich den Wesensgehalt der Grundrechte für 

unverletzlich; Art. 79 Abs. 3 GG bindet selbst den verfassungsändernden Gesetzge-

ber.767

Ist nun aber davon auszugehen, dass sich Staat und Bürger bzw. Gesellschaft auf 

der selben Ebene durch die Verfassung als koordinierte „Partner“ gegenüberstehen, 

ist kein Grund dafür ersichtlich, die Kirchen aus diesem Koordinationsverhältnis he-

rauszunehmen und in ein solches der Subordination zu befördern. Damit ist das Ver-

hältnis Staat und Kirche – eben so wie das von Staat und Bürger bzw. Gesellschaft - 

ein solches der Koordination unterhalb der Verfassungsebene, daher ist auch in die-

sem Verhältnis im Rahmen von Güterabwägungen – auch bei der Kirchengutsgaran-

tie - allein das Prinzip der praktischen Konkordanz anzuwenden. Weitere Folgerun-

gen können aus dem so verstandenen Koordinationsverhältnis aber nicht gezogen 

werden, insbesondere besagt dieses nichts darüber, ob Staat und Religionsgesell-

  

 

                                                                
besonderen Gewaltverhältnis zur öffentlich-rechtlichen Sonderbindung, 1982, S. 59 ff., 107 f., 114 f. 
Anderer Ansicht wohl auch noch heute Isensee, HdBStR II, 3. Aufl. 2004, § 15 Rdnr. 83 ff.  
765 Vergl. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 72, 317 ff.; Stern, Das 
Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/2, 1994, S. 814 ff., 834 ff.; Hirschberg, Der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 1981, S. 83 ff., 88 ff.; Dechsling, Das Verhältnismäßigkeitsgebot, 
1989, S. 7 ff., 85 ff. und 95 ff. Anderer Ansicht wohl E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grundrechts-
dogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990, S. 52 f.  
766 Vergl. Häberle, AöR 92 (1967), S. 259 (267 f.). Prämisse ist insoweit freilich, dass auch der Staat 
durch die Verfassung erst konstituiert wird und sie diesen nicht erst „nachträglich“ limitiert, nachdem 
sie ihn als etwas „Vorgefundenes“ vorausgesetzt hat. Diese Prämisse bejahend Schnapp, DÖV 1986, 
S. 811 (813); Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 5 ff.; ders., HdBVerfR, 
2. Aufl. 1994, § 1 Rdnr. 1 ff. Tendenziell anders Isensee, HdBStR II, 3. Aufl. 2004, § 15 Rdnr. 1 ff. und 
6 ff. 
767 Vergl. Hesse, ebd., Rdnr. 281; Bauer, DVBl 1986, S. 208 (216 f.). 
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schaften zu einer „koordinationsrechtlichen“ Regelung von strittigen Fragen durch 

Staatskirchenverträge verpflichtet sind.768

Der materielle Gehalt des Staatskirchenrechts erschließt sich nicht nur aus seinen 

einzelnen Normen, sondern auch aus gewissen übergreifenden Grundprinzipien von 

im Einzelnen unterschiedlicher Verankerung und Reichweite. Zu diesen Grundprinzi-

pien, die auch mit der Gewährleistung des Kirchenguts in Verbindung stehen, zählen 

die Prinzipien der Säkularität (1.) und Neutralität (2.).

  

 

III. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und die staatskirchenrechtlichen Grundprin-

zipien der Säkularität und Neutralität 

 

769

1. Das Prinzip der „Säkularität“ – oder „Weltlichkeit“ - besagt, dass der Staat des 

Grundgesetzes ein weltlicher und nicht geistlicher ist. Insoweit handelt es sich bei 

dem „Säkularitätsprinzip“ um einen verfassungsrechtlichen Grenzbegriff, der zwi-

schen soziologischer Faktizität und normativer Geltung steht.

  

 

770 Zunächst beschreibt 

das Säkularitätsprinzip eine bestimmte Eigenschaft des Staats, ein Stück seines 

Selbstverständnisses.771 Es drückt aus, dass die Legitimation des Staats eine rein 

weltliche und nicht geistliche ist772 und verdeutlicht, dass der Staat des Grundgeset-

zes sich auf die weltlichen Zwecke begrenzt und die geistlichen aus seinem Wir-

kungskreis ausklammert. Die „geistliche“ Frage nach Warum, Wozu und Wohin des 

Menschen wird bewusst beiseite gehalten und das „Geistliche“ wird vom Staat nicht 

geregelt, da es ihm mangels hinreichenden geistlichen Bezugs an den Kriterien für 

eine solche Regelung mangelt.773

                     
768 Einschränkend zur Bedeutung der Frage Koordination/Subordination auch Hesse, HdBStKiR I, 2. 
Aufl. 1994, § 17, S. 521 (529) – freilich in etwas anderem Zusammenhang. Zum fehlenden Nexus 
zwischen einem so verstandenen Koordinationsprinzip und einer Pflicht zum Abschluss staatskirchen-
rechtlicher Verträge z.B. Quaritsch, Der Staat 1 (1962), S. 175 (194); M. Heckel, Staat Kirche Kunst, 
1968, S. 251; Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (79).  
769 Weiter Prinzipien wie z.B. das der Nicht-Identifikation z.B. bei v. Campenhausen/de Wall, Staats-
kirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 370; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 89; Classen, 
Religionsrecht, 2006, Rdnr. 118 ff. 
770 Vergl. M. Heckel, ZRG 97 (1980), Kan. Abt. 66, S. 1 (24 ff.). Vergl. zum Charakter solcher Begriffe 
E.-W. Böckenförde, FS Arndt, 1969, S. 53 f. 
771 Dies in Anschluss an Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, 
S. 195. 
772 E.-W. Böckenförde, FS Forsthoff, 1967, S. 75 (76).  
773 Hesse, ZevKR 11 (1964/65), S. 337 (347, 354); M. Heckel, ZRG 97 (1980), Kan. Abt. 66, S. 1 (131 
ff.); Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 192 ff. 

 Das hat nichts mit einer Ablehnung von Religion zu 
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tun, vielmehr „entläßt“ der Staat das Geistliche durch seinen „Rückzug“ in die Freiheit 

der Gläubigen, Religionsgesellschaften und Kirchen.774 Auf der Ebene der normati-

ven Geltung mag man dieses Prinzip in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV ver-

ankert sehen775 oder man mag es aus dem staatskirchenrechtlichen Gesamtzusam-

menhang folgern;776 dass es „gilt“, ist jedenfalls unbestritten.777

Der Gehalt des Prinzips des „Säkularität“ lebt aus der Entgegensetzung geist-

lich/weltlich. Insoweit handelt es sich aber nicht um eine Entgegensetzung nach 

Sachbereichen, dies macht allein schon das Institut der „weltlichen“ und „kirchlichen“ 

Ehe deutlich. Vielmehr geht es um eine Unterscheidung anhand einer Ziel- und 

Zweckbeziehung; geistlicher und weltlicher Bezug ist daher allein nach dem Bezug 

der jeweiligen Handlung zu unterscheiden.

 

 

778 Damit ist freilich immer noch offen, was 

„geistlich“ und was „weltlich“ ist. Für einen Großteil der Fälle dürften allerdings keine 

Abgrenzungsprobleme auftauchen, da die Begriffe fest etabliert sind und einer ent-

sprechenden sozialen Wirklichkeit zugeordnet sind. So ist die Frage nach den bür-

gerlich-rechtlichen Folgen einer bürgerlich-rechtlichen Ehe ein „weltliches“ Ding, 

während die Frage nach den Folgen eines lasterhaften Lebens für den Zustand nach 

dem Tod ein „geistliches“ Ding ist.779

Die Beziehungen der Kirchengutsgarantie zum Säkularitätsprinzip sind verschränkt: 

Einerseits liegen die historischen Wurzeln des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV in seiner Funktion als „Säkularisationsverbot“; hierbei war der hinsichtlich des 

Kirchenguts entwickelte Säkularisationsbegriff maßstabsetzend für die Begriffsbil-

  

 

                     
774 Vergl. E.-W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-Kirche, in: Christlicher Glaube in moderner Gesell-
schaft, Bd. XV, S. 5 (30 ff.; 42 ff.); M. Heckel, ebd., S. 131 ff.; Isak, ebd., S. 192 ff. m.w.N. 
775 Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 111. In der Sache auch v. Campenhausen/de 
Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 90 f. 
776 So Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 194. 
777 In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts taucht es freilich eher am Rand und be-
schreibend auf – BVerfGE 42, 312 (330). Dass dürfte aber nur etwas mit der Abstraktheit des Prinzips 
zu tun haben.  
778 Vergl. E.-W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-Kirche, in: Christlicher Glaube in moderner Gesell-
schaft, Bd. XV, S. 5 (43). 
779 Im Einzelnen können sich freilich intrikate Probleme ergeben (vergl. M. Heckel, ZRG 97 <1980>, 
Kan. Abt. 66, S. 1 <13 ff., 18 ff. und passim zu Veränderungen des Begriffs>). Dies macht die Frage 
nach der „weltlichen“ oder „geistlichen“ Natur des ohne religiöse Bedeutung geleisteten Eides deutlich 
(Vergl. BVerfGE 33, 23 <26 ff.>). Dem im Einzelnen nachzugehen kann nicht Aufgabe dieser Arbeit 
sein. Nicht tragfähig dürfte freilich eine Unterscheidung sein, die als das „weltliche“ alles begreift, was 
in diesem Leben eine Rolle spielt, während „geistlich“ das sei, was nach diesem Leben sich ereigne. 
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dung des „Säkularen“ und der „Säkularisation“ des Lebens insgesamt.780 Anderer-

seits (und konkreter) führt das Prinzip der „Säkularität“ des Staats dazu, dass das 

christliche oder kirchliche Wohl nicht mit dem Gemeinwohl identifiziert werden kann 

und dass daher Religionsgut nicht als öffentliches, dem Gemeinwohl dienendes, Gut 

begriffen werden kann.781

2. Eng mit dem Prinzip der „Säkularität“ ist das staatskirchenrechtliche Prinzip der 

„Neutralität“ verwoben. Dieses Prinzip zählt zu den Grundprinzipien des Staatskir-

chenrechts,

 Auch spielt das Säkularitätsprinzip eine Rolle im Rahmen 

der Frage nach der Berücksichtigung des kirchlichen Selbstverständnisses bei Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV. Dass weitere konkrete Parallelen zur Kirchen-

gutsgarantie nicht ersichtlich sind, hängt weniger mit der Richtigkeit oder Falschheit 

des Prinzips der Säkularität zusammen, als mit seiner Abstraktheit. 

 

782 wobei seine rechtliche Grundlage im Einzelnen umstritten ist. Zu 

Recht wird man es wohl aus dem staatskirchenrechtlichen Gesamtgefüge des 

Grundgesetzes ableiten müssen.783 Dabei ist zunächst festzuhalten, dass es sich 

beim „Neutralitätsprinzip“ – auch außerhalb des Staatskirchenrechts784 - um einen 

„relationellen“ Begriff handelt, d.h. einen Begriff, dessen Inhalt nicht ein für allemal 

feststeht, sondern der seine Konturen erst bezogen auf dem jeweiligen Sachbereich 

gewinnt, auf den er angewendet werden soll. „Neutralität“ heißt immer: „Neutralität“ 

im Hinblick auf was, bezügliche welcher Frage, soll sich der Staat „neutral“ verhal-

ten.785 Im Staatskirchenrecht hat dieses ansonsten vage786

                     
780 Zur Herausbildung des „Säkularen“ vergl. z.B. E.-W. Böckenförde, FS Forsthoff, 1967, S. 75 ff., zu 
„Säkularisation“ des Lebens insgesamt siehe M. Heckel, ebd., S. 27 ff. 
781 Siehe oben S. 63 ff. 
782 So zu Recht Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 
31 zu Art. 140 – IV.; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 370 f. Holler-
bach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (62); E.-W. Böckenförde, ZevKR 20 (1975), S. 119 (129). A.A. Holz-
ke, NVwZ 2005, S. 903 (910 ff.). 
783 BVerfGE 19, 1 (8) – „staatskirchenrechtliches System des Grundgesetzes“; BVerfGE 19, 206 (216) 
– „Art. 4 Abs. 1, 3 Abs. 3, 33 Abs. 3, 136 Abs. 1 WRV, Art. 136 Abs. 4 WRV“. Jedenfalls wird es in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts durchweg als Rechtsprinzip anerkannt, siehe z.B. 
BVerfGE 30, 415 (422); 33, 23 (28); 35, 366 (375); 42, 312 (330); 93, 1 (16 f.). Zu dem dogmatischen 
Herleitungsproblem siehe etwa Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 192 
ff.; Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 195 ff.; Huster, 
Die ethische Neutralität des Staates, 2002, S. 40 ff. 
784 Zur staatrechtlichen Bedeutung des Neutralitätsprinzips außerhalb des Staatskirchenrechts z.B. 
Schlaich, ebd., S. 44 ff.  
785 E.-W. Böckenförde, ZevKR 20 (1975), S. 119 (129 f.); M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Ge-
sammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (773).; Huster, Die ethische Neutralität des Staates, 2002, S. 
31.  
786 Siehe dazu Meyer-Teschendorf, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 145 
ff., M. Heckel, ebd., S. 773; Huster, ebd., S. 633 ff. 

 Prinzip zwei Konkretisie-

rungen gefunden: 
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Zum einen geht es um die „distanzierende“ Neutralität. Diese Form der Neutralität 

bedeutet, dass der Staat gegenüber dem Religiösen indifferent ist und sich mit die-

sem (bzw. den Kirchen bzw. Religionsgesellschaften) nicht identifiziert. Er klammert 

das Religiöse aus seiner weltlichen Ordnung aus und nimmt zu den „Wahrheitsfra-

gen“ keine Stellung bzw. verbannt sie aus seiner Rechtsordnung.787 Als Ausprägung 

dieser Variante der Neutralität ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts anerkannt, dass dem Staat „als Heimstaat aller Bürger ohne Ansehen der Per-

son“ die Einführung staatskirchlicher Rechtsformen und die Priviligierung bestimmter 

Bekenntnisse untersagt ist. Weiter darf er den Kirchen keine Hoheitsrechte gegenü-

ber solchen Personen verleihen, die ihnen nicht selbst angehören.788 Diese Ausprä-

gung des Neutralitätsprinzips (distanzierende Neutralität) gilt in den Sachbereichen, 

in denen der Staat als Träger ursprünglicher und nicht auswechselbarer Hoheitsfunk-

tionen auftritt789 oder in dem er als „Heimstaat aller Bürger“ für alle gleichmäßig ohne 

Ansehung von Religion oder Weltanschauung die elementaren Funktionen der de-

mokratischen Willensbildung organisiert sowie die Aufgabe der allgemeinen weltli-

chen Existenzsicherung und Neutralität wahrnimmt:790

Zum anderen geht es um die „übergreifende“ Neutralität (oder Neutralität der gleich-

mäßigen Respektierung), bei der zugrunde gelegt wird, dass der Staat die ihm für 

„seinen“ oben genannten Bereich auferlegte Neutralität nicht auch Bürgern und Kir-

chen bzw. Religionsgesellschaften „aufoktroyieren“ darf. Insoweit gewährleistet die 

staatliche Rechtsordnung, dass sich religiöse Grundanschauungen frei entfalten 

können und sich der Staat enthält Eingriffe in diese vorzunehmen. Besonderheit und 

Eigenart der Bürger und Kirchen bzw. Religionsgesellschaften werden insoweit vom 

Staat anerkannt, respektiert und berücksichtigt.

 Sozialhilfe wird ohne Ansehen 

von Glauben und Bekenntnis vergeben, das BGB gilt „gleich“ für alle Religionsgesell-

schaften.  

 

791

                     
787 E.-W. Böckenförde, ZevKR 20 (1975), S. 119 (130); Meyer-Teschendorf, S. 186 f.; M. Heckel, ebd., 
S. 774 f.; Holzke, NVwZ 2002, S. 903 (906) Diese distanzierende Neutralität kann weiter aufgegliedert 
werden in das Verbot, für die Auffassung einer Religionsgesellschaft Partei zu ergreifen und in der 
Begrenzung geistlicher Macht, die den Staat in der Neutralität der Wahrnehmung seiner Aufgaben 
bedroht, vergl. Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 131 ff. 
788 BVerfGE 19, 206 (216); 108, 282 (299) m.w.N. 
789 E.-W. Böckenförde, ZevKR 20 (1975), S. 119 (131). 
790 M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (775 ff.). 
791 E.-W. Böckenförde, ZevKR 20 (1975), S. 119 (131); M. Heckel, ebd., S. 775 f. Holzke, NVwZ 2002, 
S. 903 (906). 

 Diese „Freiheitsgewähr“ durch 
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Neutralität findet in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts etwa darin 

Ausdruck, dass es allein Sache der Religionsgesellschaften ist, zu bestimmen, wer 

ihr Mitglied ist,792 und dass der Staat nicht bestimmen darf, was der Inhalt von Glau-

be und Weltanschauung im Sinne von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ist.793 Der Sachbereich 

in dem dieses Gebot unumstritten gilt, ist der Bereich, in dem sich Staat und Gläubi-

ge bzw. Religionsgesellschaften als „Staat und Gesellschaft“ gegenübertreten.794 

Jede darüber hinausgehende Konkretisierung der Bereiche, in denen das Neutrali-

tätsgebot als „distanzierende“ oder „übergreifende“ Neutralität gilt, ist strittig.795

Auf den ersten Blick scheint nun für den durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV geregelten Sachbereich allein das übergreifende Neutralitätsprinzip Anwen-

dung finden zu können. Die Beziehungen zwischen Staat und Kirche bzw. Religions-

gesellschaften in diesem Bereich entsprechen dem Beziehungsverhältnis 

Staat/Gesellschaft; daher geht es zunächst darum, dass sich religiöse Grundan-

schauungen „übergreifend“ und frei entfalten können. Die Berücksichtigung des 

Selbstverständnisses der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften bei der Interpretation 

dieser Norm wurzelt demnach letztlich im Prinzip der „übergreifenden“ Neutralität: Da 

der neutrale Staat nicht sagen kann, wass Inhalt des Religiösen ist, steht dessen Be-

stimmung allein im Freiraum der Religionsgesellschaften.

 

 

796

Andererseits zeigt die Interpretation der Kirchengutsgarantie, dass das Neutralitäts-

prinzip auch in seiner „distanzierenden Ausprägung“ in dem Bereich, in dem sich der 

Staat und Kirchen bzw. Religionsgesellschaften wie Staat und Gesellschaft gegenü-

berstehen, Anwendung finden kann. Denn im Rahmen der Prüfung der Eigentums-

 

 

                     
792 BVerfGE 30, 415 (422). 
793 BVerfGE 12, 1 (4); 33, 23 (28 f.). 
794 M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (776 ff.). Ähnlich 
E.-W. Böckenförde, ZevKR 20 (1975), S. 119 (131): „bestimmte Bereiche des gesellschaftlichen Le-
bens“. 
795 Gilt für den Bereich der Schule das „distanzierende“ oder das „übergreifende“ Neutralitätsprinzip, 
konkret: Sind Schulgebet, Kruzifix oder das Kopftuch einer muslimischen Lehrerin im Schulraum zu-
lässig? (Den Streitstand zum Schulgebet zusammenfassend Meyer-Teschendorf, Staat und Kirche im 
pluralistischen Gemeinwesen, 1979, S. 145 ff.; Huster, Die ethische Neutralität des Staates, 2002, S. 
148 f. Aus der schier unübersehbaren Menge des Schrifttums zum Kruzifix-Beschluss <BVerfGE 93, 
S. 1 ff.> siehe nur M. Heckel, DVBl 1996, S. 453 ff. Zum Kopftuchbeschluss – BVerfGE 108, S. 282 ff. 
- siehe etwa Walter, Religionsverfassungsrecht, S. 2006, S. 523 ff.). Gilt für eine Subventionierung 
durch den Staat das „distanzierende“ oder das „übergreifende“ Neutralitätsprinzip? (Vergl. dazu z.B. 
Meyer-Teschendorf, ebd., S. 162 ff. m.w.N. zum Streitstand). Auch insgesamt wird diese Bereichsdif-
ferenzierung mit dem – insoweit unrichtigen – Argument in Zweifel gezogen, dass es eine Differenzie-
rung zwischen Staat und Gesellschaft nicht gebe (Scheuner, HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 (62 
mit FN 176).  
796 Siehe oben S. 175 f.  
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zuordnung des Kirchenguts wird eine Berücksichtigung des Selbstverständnisses 

verneint und wird allein nach weltlichen Kriterien, die das Religiöse ausgrenzen, ent-

scheiden. Die bei „Spaltungen“ von Religionsgesellschaften auftretenden Auseinan-

dersetzungen werden ohne Berücksichtigung theologischer Gesichtspunkte – wer ist 

der „wahre“ Nachfolger der „alten“ Religionsgesellschaft – allein nach säkularen Kri-

terien entschieden. Insoweit weicht der Staat dem „Konflikt der Selbstverständnisse“ 

der Kirchen bzw. Religionsgesellschaften durch den „Rückzug“ auf das Säkulare aus 

und entscheidet gegenüber beiden streitenden Parteien „neutral“.797 Das zeigt, auch 

für die Interpretation des staatskirchenrechtlichen Neutralitätsprinzips insgesamt, 

dass insoweit allein ein räumliches Trennen der Bereiche, in denen je verschiedene 

Maßstäbe des Säkularitätsprinzips gelten, nicht hinreicht, um das Problem der Neut-

ralität zu fixieren.798 Vielmehr ist bei der Anwendung des staatkirchenrechtlichen 

Neutralitätsprinzips auch zu berücksichtigten, ob die Verfassung selbst einen be-

stimmten Bereich für „absolut Neutral“ erklärt hat, wie sie dies durch den Wortlaut 

von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV für den Streit von Kirchen bzw. Religi-

onsgesellschaften um das Kirchengut getan hat.799

Im Rahmen der Abhandlung wurde bisher von der „herkömmlichen“ Begrifflichkeit 

ausgegangen – die Gesamtheit der grundgesetzlichen Normen, die das Verhältnis 

von Staat und Kirchen sowie das Verhältnis von Staat und Religionsgesellschaften 

bzw. religiösen Organisationen regelte, wurde als „Staatskirchenrecht“ bezeichnet, 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV wurde als „Kirchengutsgarantie“ benannt. 

Indes hat der Terminus „Staatskirchenrecht“ (und im übrigen auch der Terminus „Kir-

chengut“) mehr als eine nur terminologische Bedeutung, denn mit der Verwendung 

 

 

IV. 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

 - „Staatskirchenrecht“ und „Religionsverfassungsrecht“ 

 

                     
797 Vergl. dazu auch Häberle, JuS 1969, S. 265 (271 f.) mit FN 67. Dort wo sich konfligierende Selbst-
verständnisse treffen, gilt allein die staatliche Entscheidung. So auch Isensee, Wer definiert die Frei-
heitsrechte?, 1980, S. 31 ff. Zu Recht weist Isensee darauf hin, dass in einem solchen Fall dem Staat 
als Inhaber des neutralen Richteramts das Recht zukommt, den Streit allein nach seinen – und nicht 
nach den kirchlichen – Vorstellungen zu entscheiden. 
798 Dementsprechend ist anerkannt, dass beide Neutralitätsbereich – distanzierende und übergreifen-
de – eng aufeinander bezogen sind und aus der nämlichen Wurzel stammen, siehe etwa E.-W. Bö-
ckenförde, ZevKR 20 (1975), S. 119 (131); M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schrif-
ten, Bd. IV, 1997, S. 647 (777 ff.).  
799 Siehe oben S. 100. 
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dieses Terminus wird eine bestimmte Grundvorstellung des Verhältnisses von Staat 

und Kirchen bzw. Religionsgesellschaften und religiösen Organisationen zum Aus-

druck gebracht.  

 

Mit dem Begriff des „Staatskirchenrechts“ rücken nämlich automatisch die (christli-

chen) „Kirchen“ in den Vordergrund der verfassungsrechtlichen Betrachtung.800 Mit 

dem in neuerer Zeit in den Vordergrund tretenden Begriff eines Religionsverfas-

sungsrechts801 wird hingegen richtiger in den Blick genommen, dass es dem Grund-

gesetz von seinem Ansatz her zunächst einmal um die Rechte von Religionsgesell-

schaften und „religiösen Kollektiven“ geht (zu denen selbstverständlich auch die Kir-

chen gehören) und nicht primär um die christlichen Großkirchen.802 Die Rechte der 

religiösen Kollektive werden nämlich durchweg als Rechte von Religionsgesellschaf-

ten bzw. Religionsgemeinschaften oder religiösen Vereinigungen formuliert (Art. 4 

Abs. 1 und 2 , Art. 7 Abs. 3 Satz 2, Art. 140 GG i.V.m. 137 Abs. 2 bis 8 WRV, Art. 

141 GG); der Ausdruck „Kirche“ taucht eher am Rande und verneinend auf (Art. 140 

GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV). Dementsprechend ist weitestgehend anerkannt, 

dass das Grundgesetz sich der Sache nach zunächst einmal an alle Religionsgesell-

schaften und –gemeinschaften, und an religiöse Vereinigungen wendet.803 Allein 

Isensee hat erwogen, die Anwendbarkeit der durch Art. 140 GG inkorporierten Nor-

men auf die traditionellen christlichen Großkirchen zu begrenzen.804

                     
800 Vergl. Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 1, 5.; v. Campenhausen/de Wall, Staats-
kirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 39 f.  
801 Vergl. etwa Huster, Die ethische Neutralität des Staates, 2002, Heinig, Öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaften, 2003, S. 25; Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006. Im Ergebnis auch Magen, 
Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004; Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in 
der Grundrechtsordnung, 2003; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr.1 ff. Von einem Paradigmen-
wechsel aufgrund der Zeugen-Jehovas-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts – BVerfGE 
102, 370 ff. – gehen H. Weber, NVwZ 2002, S. 1443 (1447) und Tillmanns, FS Rüfner, 2003, S. 919 
(920) aus. Zu diesem Begriff Barion, Das juristische Repetitorium. Öffentliches Recht, 1949, S. 21, 
169, 173; Mikat, in: ders., Religionsrechtliche Schriften I, 1974, S. 303 (306 ff.); Häberle, DÖV 1976, 
S. 73 (75 ff.) Ablehnend – von seinem Ansatz aus – J. Heckel, FS Smend, 1952, S. 103 (106 f.). Die 
„moderne“ Kritik an der Mikatschen Benennnung knüpft weniger an den Begriff des Religionsverfas-
sungsrechts als mehr an seiner These an, dass das Religionsverfassungsrecht von Recht der religiö-
sen „Interessen“ her zu konkretisieren sei – so z.B. Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 
3; ders., FS Schmitz, 1994, S. 869 (879 ff.); E.-W. Böckenförde, Staat-Gesellschaft-Kirche, in: Christli-
cher Glaube in moderner Gesellschaft, Bd. XV, S. 5 (58 ff.). Um den Begriff des religiösen Interesses 
soll es hier aber nicht gehen. Vielmehr wird der Begriff des Religionsverfassungsrechts in anderer 
Richtung hin entfaltet.  
802 Vergl. Barion, ebd., S. 27; Häberle, ebd., S. 79 f; Holzke, NVwZ 2002, S. 903 (904). 
803 Was es selbstverständlich nicht ausschließt, dass dem Verhältnis zwischen dem Staat und den 
Kirchen schon wegen ihrer weiten Verbreitung und daraus folgenden politischen Relevanz eine be-
sondere Aufmerksamkeit zuzumessen ist – siehe Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138 Rdnr. 5; 
ders., FS Schmitz, 1994, S. 869 (886). 
804 FS Listl, 1999, S. 67 (84 ff.).  

 Aus dem Wort-
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laut der Verfassung ergibt sich indes eindeutig, dass der Begriff der Religionsgesell-

schaft eben für alle Religionsgesellschaften – und nicht nur für die christlichen Kir-

chen – gelten soll.805 Auch die Entstehungsgeschichte macht deutlich, dass mit dem 

Begriff der Religionsgesellschaft alle Religionsgesellschaften gemeint waren, so war 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 2 WRV der „Preis“ dafür, dass die christli-

chen Traditionskirchen nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV ihren 

Körperschaftsstatus behalten durften.806 Schließlich wäre eine Beschränkung der 

durch Art. 140 GG inkorporierten Artikel auf die christlichen Großkirchen für das Ver-

ständnis des Staatskirchenrechts bzw. Religionsverfassungsrechts von so funda-

mentaler Bedeutung, dass diese Beschränkung typischerweise ausdrücklich in der 

Verfassung geregelt sein müsste.807

Weiterhin wird mit der Verwendung des Terminus „Staatskirchenrecht“ zum Ausdruck 

gebracht, dass die Verfassung eher das Verhältnis der „Institutionen“ Staat und Kir-

che als „das Religiöse“ ins Auge fasst. Hingegen hebt der Begriff des „Religionsver-

fassungsrechts“ zu Recht hervor, dass es dem Grundgesetz mehr um „das Religiö-

se“ (wie es im Einzelnen in den individuellen Rechten und den Rechten der Religi-

onsgesellschaften zum Ausdruck kommt) als ausschließlich um die Religionsgesell-

schaften oder gar um die Kirchen „als solche“ geht.

 Wenn nun aber richtigerweise im Mittelpunkt der 

verfassungsrechtlichen Betrachtungsweise die Religionsgesellschaften und „religiö-

sen Kollektive“ stehen (zu denen selbstverständlich auch die Kirchen gehören), und 

nicht primär die christlichen Großkirchen, spricht dies grundsätzlich dafür, eher den 

Terminus „Religionsverfassungsrecht“ als „Staatskirchenrecht“ zu verwenden. 

 

808 Dies wird aus der Verankerung 

sowohl der individuellen wie der kollektiven „Religionsrechte“ in der Verfassung und 

daraus ersichtlich, dass auch die kollektiven Religionsrechte ihre Legitimation im Re-

ligiösen und nicht in einer Stellung der Religionsgesellschaften oder Kirchen als Kor-

poration oder als Verband finden.809 Angelpunkt der Verfassung ist – allerdings mit 

zu zeigenden Verschränkungen810

                     
805 Dies folgt mittelbar auch aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 2 und 137 Abs. 7 WRV. 
806 Vergl. zur Entstehungsgeschichte z.B. Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts, 1922, S. 35 ff., 
48 ff. 
807 So ist z.B. in Schweden oder Dänemark die Einrichtung der Staatskirche – selbstverständlich – 
ausdrücklich in den jeweiligen Verfassungen verankert. 
808 Vergl. Mikat, in: ders., Religionsrechtliche Schriften I, 1974, S. 303 (307 ff.); Häberle, DÖV 1976, S. 
73 (76 ff.). Siehe unten S. 207 ff 
809 Siehe oben S. 71 ff.  
810 Siehe unten S. 215 ff.  

 - grundsätzlich nicht die „Institution Kirche“, son-
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dern „das Religiöse“ als der für Individuen und Kollektive geregelte Sachbereich.811 

Auch dies spricht für eine Verwendung des Ausdruckes „Religionsverfassungs-

recht“.812

Andererseits wird man sehen müssen, dass für die Verwendung des Begriffes 

„Staatskirchenrecht“ – nach wie vor – spricht, dass rein tatsächlich Adressat und Ge-

genstand der maßgeblichen Bestimmungen der WRV zum ganz überwiegenden Teil 

eben immer noch die christlichen Großkirchen sind.

  

 

813 Gleichwohl ist festzuhalten, 

dass von einem rein rechtlichen Ansatzpunkt der Ausdruck „Religionsverfassungs-

recht“ zutreffender ist. Dies wird durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV be-

stätigt: Zum einen bestätigt und verstärkt Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

den Befund, dass das Staatskirchenrecht des Grundgesetzes ein Religionsverfas-

sungsrecht ist, da es sich – jedenfalls nicht primär – an die „Kirchen“ wendet, son-

dern vielmehr an alle religiösen Vereinigungen bzw. Religionsgesellschaften. So ste-

hen die Rechte aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV allen Religionsgesell-

schaften und religiösen Vereinen zu.814

Wenn Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV aber eher in den Sinnzusammenhang 

des „Religionsverfassungsrechts“ als in den des „Staatskirchenrecht“ gehört, dann 

wird deutlich, dass der Obertitel der Arbeit - „Kirchengut und Religionsverfassungs-

recht“ – zumindest missverständlich ist. Die Bezeichnung der Gewährleistung des 

 Zum anderen wurde oben erarbeitet, dass 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eine über Art. 14 GG hinausgehende Son-

derregel darstellt, die den Schutz des Eigentums für solches Eigentum verstärkt, das 

spezifisch religionsgeprägt ist; so wird auch hierin wiederum die herausragende Be-

deutung des Religiösen für das menschliche Dasein deutlich. Dies macht Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV eher zum einem Teil des „Religionsverfassungs-

rechts“ als zu einem Teil des „Staatskirchenrechts“.  

 

                     
811 Damit wird nicht in Abrede gestellt, dass zwischen dem „Religiösen“ und der Organisation von Re-
ligion z.B. in der Form der Kirche ein fundamentaler und notwendiger Zusammenhang besteht (Siehe 
unten S. 207 ff.). Ansatz bleibt aber immer – auch innerhalb der Organisation von Religion – das Reli-
giöse selbst. Zum Benennungsproblem in diesem Zusammenhang Görisch, NVwZ 2001, S. 885 (886 
f.) 
812 Weitere Argumente, die aber letztlich nur Randerwägungen betreffen, finden sich insbesondere 
(pro und contra) bei Hense, in: Harratsch u.a. (Hrsg.), Religion und Weltanschauung im säkularen 
Staat, 2001, S. 9 und Görisch, NVwZ 2001, S. 885 ff. Zum nicht notwendigen Zusammenhang zwi-
schen „Religionsverfassungsrecht“ und einer Betrachtung dieses unter dem Gesichtspunkt der „religi-
ösen Interessen“ sieht oben FN 801. 
813 Zutreffend Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, Rdnr. 1 zu § 138. 
814 Siehe oben S. 92 ff.  
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Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als „Kirchengutsgarantie“ findet ihren Urs-

prung allein in einer historischen Ausgangslage, die mittlerweile rechtlich – wenn 

auch nicht tatsächlich - überholt ist: Mit guten Gründen konnte man § 63 2. Hs. 

RDHS als „Kirchengutsgarantie“ bezeichnen, da durch diese Gewährleistung in der 

einen oder anderen Art und Weise gerade die traditionellen christlichen Kirchen vor 

weiteren Säkularisationen geschützt werden sollten. Schon unter Teilen der früh-

konstitutionellen Verfassungen – nämlich der Bayrischen Verfassung vom 26. Mai 

1818 – und dann jedenfalls unter der PrVU wurden jedoch alle „Religionstheile“ bzw. 

alle „Religionsgesellschaften“ Nutznießer der Gewährleistung. Damit kann die auch 

damals übliche Bezeichnung der Gewährleistungen als „Kirchengutsgarantieen“ nur 

damit gerechtfertigt werden, dass mit ihnen – jedenfalls weitgehend – nur „Säkulari-

sationen“ unterbunden werden sollten. Diese konnten praktisch allein die christlichen 

Kirchen betreffen. Schon mit dem Inkrafttreten der WRV, der maßgebliche Epochen-

schwelle für eine Änderung des sogenannten Staatskirchenrechts in Richtung auf ein 

Religionsverfassungsrecht hin815, wird aber die Bezeichnung des Art. 138 Abs. 2 

WRV als „Kirchengutsgarantie“ zweifelhaft. Die Gewährleistung wendete sich an alle 

Religionsgesellschaften und religiösen Vereine und ihr Schutzzweck löste sich - je-

denfalls in der Sache – immer mehr von einem bloßen „Säkularisationsschutz“. Für 

die auch damals übliche Bezeichnung als „Kirchengutsgarantie“ kann allenfalls in 

Feld geführt werden, dass der damalige Status der Religionsgesellschaften kein 

grundrechtlich fundierter und allgemeiner Freiheitsstatus war816, sondern dass er 

eher ein institutioneller Status war817. Die maßgeblichen religiösen „Institutionen“ 

waren aber immer noch die christlichen Kirchen. Spätestens mit dem Inkraftreten des 

Grundgesetzes wird die Bezeichnung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

als „Kirchengutsgarantie“ zumindest missverständlich. Es ist, sieht man von dem 

pragmatischen Gesichtspunkt der juristischen Gebräuchlichkeit ab, nicht einzusehen, 

warum man rechtlich-dogmatisch die Gewährleistung als Kirchengutsgarantie be-

zeichnen sollte, schützt diese Bestimmung doch alle Religionsgesellschaften und 

religiösen Vereine und nicht nur die Kirchen – mögen diese auch heute noch die 

„Hauptadressaten“ der Bestimmung sein818

                     
815 Vergl. M. Heckel, JZ 1999, S. 741 f.; ders., ZevKR 44 (1999), S. 340 (347 f.) jeweils m.w.N. und 
unten S. 240.  
816 Siehe S. 95 f. 
817 Siehe S. 95 f.  
818 Siehe oben S. 4 f. 

. Auch geht es dem Schutzzweck nach 

bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV nicht um einen Säkularisationsschutz 
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sondern um einen umfassenden Schutz der Freiheit und des Eigentums der Religi-

onsgesellschaften (und religiösen Vereine)und auch nicht um das Kirchen- sondern 

um das Religionsgut, d.h. das Gut, dass den Religionsgesellschaften und religiösen 

Vereinen zusteht819. Nachdem endlich Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV auch 

nach seiner dogmatischen Ausgestaltung Teil eines Religionsverfassungsrechtes ist, 

ist die Bezeichnung als „Kirchengutsgarantie“ mittlerweile überholt. Will man auf eine 

Kurzbezeichnung nicht verzichten, scheint mir die Kennzeichung von Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als „Religionsgutsgarantie“ am treffendsten zu sein820

                     
819 So bereits Häberle, ZevKR 20 (1975). S. 430 (436); ders., DÖV 1976, S. 73 (79).  
820 So bereits Häberle, ZevKR 20 <1975>, S. 430 (436); ders., DÖV 1976, S. 73 (79). 

. 
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Vierter Hauptteil 
„Staatskirchenrecht“ als grundrechtlich strukturiertes  

Religionsverfassungsrecht 
 

 

Ergebnis des dritten Hauptteils war, dass sich Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV eher in ein Grundverständnis der grundgesetzlichen Normierungen des „Religi-

ösen“ als Religionsverfassungsrecht, als in ein solches des Staatskirchenrechts ein-

fügt. Nachdem aber mit dem Begriff des Religionsverfassungsrechts mehr eine Idee 

als ein schlüssiges Konzept vorgetragen wurde, sollen in einem ersten Kapitel 

Grundlagen eines grundgesetzlichen Religionsverfassungsrechts entwickelt wer-

den821

                     
821 Grundlegend jetzt dazu Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006. 

. Im Anschluss daran wird gefragt, welche verfassungsrechtliche Struktur das 

so verstandene Religionsverfassungsrecht hat (Zweites Kapitel). Damit wird der 

durch den Titel der Arbeit gezogene Rahmen – Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 

WRV – überschritten und es werden Grundprobleme eines Religionsverfassungs-

rechts erläutert.  
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Das Grundgesetz sagt nicht, wass „Religion“ bzw. das „Religiöse“ ist. Eine Definition 

wird zusätzlich dadurch verkompliziert, dass in der Rechtsprechung die Religions-

freiheiten des Art. 4 Abs. 1 und des Art. 4 Abs. 2 GG mit der Gewissensfreiheit ver-

klammert werden

Erstes Kapitel:  

Grundprobleme des Religionsverfassungsrechts 

 

Der Begriff des Religionsverfassungsrechts und eines Verständnisses von Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV als „religionsverfassungsrechtlicher“ Bestimmung 

wurde im letzten Teil eingeführt. Unklar blieb dabei, was „Religion“ im Rahmen eines 

Religionsverfassungsrechts bedeutet und inwieweit es sinnvoll ist, ein „Religionsver-

fassungsrecht“ vom übrigen Verfassungsrecht abzugrenzen. Daher soll es zunächst 

darum gehen, was im Sinne der Verfassung das „Religiöse“ ist (I.). Im Anschluss 

daran werden Regelungstechnik und Besonderheiten der religionsverfassungsrech-

tlichen Bestimmungen untersucht (II.). Schließlich wird gefragt, aus welchen Gründen 

diese Besonderheiten bestehen (III.).  

 

I. 

Das Religiöse 

 

822 und die Weltanschauungsfreiheit der Religionsfreiheit weitestge-

hend gleichgestellt wird (Art. 4 Abs. 1 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 7 

WRV).823 Dabei muss im Hinblick auf das vorgegebene Thema von einer vertiefen-

den Fragestellung Abstand genommen werden.824 Dementsprechend knüpft die Un-

tersuchung an die „herkömmliche“ Definition an, nach der es sich bei „Religion“ um 

eine mit der Person des Menschen verknüpfte und über ein bloßes „Wissen“ hinaus-

gehende Gewissheit handelt, die sich auf einen tranzendentalen Gott oder auf ir-

gendwie anders geartete göttliche Wesen bezieht und umfassend und nicht nur auf 

Teilbereiche des menschlichen Lebens bezogen die ganze menschliche Lebenswelt 

ergreift.825

                     
822 BVerfGE 12, 1 (4); 24, 236 (245); 32, 98 (106); 53, 366 (401); 83, 341 (354). 
823 Vergl. BVerfGE 93, 1 (15 ff.).  
824 Vergl. dazu etwa Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 
281 ff.; Badura, Der Schutz von Religion und Weltanschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 37 f. 
(mit einer Begriffsbildung, die – wenn ich es recht sehe – an religionssoziologischen Kriterien orientiert 
ist); Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 388 ff.  

 

825 Vergl. BVerfGE 32, 98 (107); BVerwGE, 90, 1 (4); Starck, in: v. Mangold/Klein/Starck, GG I, 5. Aufl. 
2005, Art. 4 Abs. 1 und 2 Rdnr. 10, 32 f.; Herzog, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Lose-
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Diese Definition soll im vorliegenden Zusammenhang jedoch nur als Annäherung 

bzw. Arbeitshypothese verstanden werden. So kann man darüber diskutieren, ob der 

verfassungsrechtliche Begriff von Religion tatsächlich den Glauben an einen oder 

mehrere transzendente Götter voraussetzt826 oder ob es notwendig ist, dass die Ge-

wissheit bzw. der Glaube sich auf die gesamte menschliche Lebenswelt bezieht wo-

mit ein „Glaube“ ausgeschlossen wird, der sich nur auf „Teilbereiche“ des menschli-

chen Lebens bezieht.827 Zu Recht unstreitig ist jedenfalls, dass Religion und religiöse 

Glaube eine mit der Person des Menschen verknüpfte Gewissheit über bestimmte 

Wahrheiten zum Gegenstand hat und damit über „subjektives“, bloßes „Meinen“, hi-

nausgeht. Allein mit diesem Tatbestandsmerkmal wird die Nähe des Religiösen zum 

Menschenwürdekern des Art 1 Abs. 1 GG aufgezeigt und wird der tiefere Sinn der 

religiösen Gewährleistungen deutlich gemacht.828

                                                                
blatt Stand Juni 2006, Art. 4 Rdnrn. 66 ff.; M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schrif-
ten, Bd. IV, 1997, S. 647 (672 f.); Badura, ebd., 37.; Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht 
in der Grundrechtsordnung, 2003, S. 21 ff. 
826 Womit jedenfalls bestimmte Arten des Buddhismus vom Religionsbegriff ausgeschlossen wären, 
siehe dazu z.B. Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 281 
ff. und Kehrer, Einführung in die Religionssoziologie, 1988, S. 22 f.; Giddens, Soziologie, 1995, S. 490 
f. Zum juristischen Problem etwa Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 
2006, S. 412. 
827 Zum Problem etwa Isak, ebd. Starck, in: v. Mangold/Klein/Starck, GG I, 5. Aufl. 2005, Art. 4 Abs. 1 
und 2 Rdnr. 10, 32; Preuß, in: Alternativ-Kommentar zum Grundgesetz, Bd. 1, 2. Aufl. 1989, Art. 4 
Rdnr. 15; Borowski, ebd., S. 398 ff. .  
828 Vergl. BVerfGE 32, 98 (107); Badura, Der Schutz von Religion und Weltanschauung durch das 
Grundgesetz, 1989, S. 33; Borowski, ebd., S. 394.  

  

 

II. 

Besonderheiten der religionsrechtlichen Regelungstechnik des Grundgesetzes 

 

Die religionsverfassungsrechtlichen Bestimmungen des Grundgesetzes stellen ge-

genüber dem übrigen Verfassungsrecht zunächst in ganz einfachem Sinne Sonder-

recht dar: Es handelt sich bei ihnen um die Bestimmungen, die spezifisch das Religi-

öse regeln. Anknüpfungspunkt für dieser Regeln sind das Religiöse unmittelbar (z.B. 

Art. 4 Abs. 1 und 2 GG) bzw. die Personengruppen, die ihre Legitimation letztlich al-

lein aus dem Religiösen beziehen (religiöse Vereinigungen, Religionsgesellschaften 

bzw. Gemeinschaften). Aber diese Normen unterscheiden sich auch in einem inhalt-

lichen Sinne von den übrigen verfassungsrechtlichen Bestimmungen: 

 



 

 

201 

201 

Wie dargestellt lässt die Verfassung dem „Religiösen“ einen - gegenüber dem Schutz 

durch die allgemeinen „Jedermannsgrundrechte“ – in dem Sinne herausgehobenen 

Schutz angedeihen, als dieser Schutz durch Sonderregeln erfolgt, die den Gläubigen 

bzw. Religionsgesellschaften ein höheres Maß an Schutzintensität zubilligen. Dies 

lässt sich insbesondere an der grundrechtlich strukturierten Trias der religiösen Frei-

heits- (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV), Gleichheits- 

(Art. 3 Abs. 3 GG usw.) und Eigentumsrechte der Religionsgesellschaften (Art. 140 

GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV) ablesen.829

Dieses Muster lässt sich auch auf andere religionsverfassungsrechtliche Bestim-

mungen übertragen: Art. 7 Abs. 2 und Abs. 5 2. Hs. GG normieren priviligierende 

Sonderrechte für den schulischen Bereich, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 2 und 4 

und 5 stellen Sonderregeln auf, die die Religionsgesellschaften stärker schützen als 

die Bestimmungen der allgemeinen Vereinigungsfreiheit (Art. 9 Abs. 1 und 2 GG),

  

 

830

Insgesamt spricht vieles dafür, dass die Regelungstechnik des Religionsverfassungs-

rechts darin besteht, Sonderrecht gegenüber den allgemeinen Normen der Verfas-

sung zu schaffen, das den Berechtigten einen höheren Schutz angedeihen lässt, als 

ihnen durch die übrigen Verfassungsnormen zuwachsen würde. 

 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV stellt ein priviligierende Sonderregel gege-

nüber Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG (Recht auf informationelle Selbstbe-

stimmung) dar, usw.  

 

831

                     
829 Allerdings hebt sich Art. 140 GG i.V.m. 138 Abs.2 WRV gegenüber den religiösen Freiheits- und 
Gleichheitsrechten dadurch ab, dass es die Sonderregel des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 
nur für Religionsgesellschaften und religiöse Vereine gibt, während es für das „religiöse Eigentum“ 
des Einzelnen – zunächst einmal – bei Art. 14 Abs. 1 GG verbleibt (während die religiöse Freiheit und 
Gleichheit sowohl für religiöse Organisationen wie auch für Individuen als religiöses Sonderrecht kon-
zipiert ist). Indes sollte dieser Umstand nicht überbewertet werden: Zum einen wird das zur Religions-
ausübung des Individuum notwendige religiöse Eigentum des Einzelnen zum Teil über die „Sonderre-
gel“ des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG geschützt. Zum anderen dürft die Beschränkung der Gewährleistung 
des Religionsguts auf Religionsgesellschaften und religiöse Vereine darauf beruhen, dass es indivi-
duelles Religionsgut tatsächlich nur in geringem Umfang gibt (z.B. Hausaltar, Hauskapelle). 
830 Siehe oben S. 71 ff.  
831 Siehe unten S. 226 ff.  

 Vielleicht auch 

nur scheinbare Ausnahmen hiervon, wie z.B. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 

WRV, die im allgemeinen Staatsrecht keine Parallele finden, bestätigen die Regel.  
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III. 

Der Sinn des Sonderschutzes des Religiösen 

 

Damit bleibt zu klären, weshalb das Grundgesetz das „Religiöse“ „besonders“ (eben 

mit Sonderregeln) und besonders intensiv schützt. Wie dargelegt hängt dies weder 

mit einer „öffentlichen“ Stellung der Kirchen, noch mit ihrer kulturellen und geschich-

tlichen Bedeutung oder gar mit ihrer Stellung als Verband zusammen. Entscheidend 

ist vielmehr die Bedeutung des Religiösen für das Individuum, sei es als Einzelnes 

(1.), sei es als Teil einer Gruppe (2.) gedacht. 

 

1. Grundlegend für ein Verständnis des Religionsverfassungsrechts als „priviligieren-

des Sonderrecht“ ist zunächst die herausgehobene Stellung der individuellen Religi-

onsfreiheit832: Diese ihrem Wortlaut nach unverletzlich gewährleistete Freiheit steht 

nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts833 und nach der einhelli-

gen Meinung der Literatur834 im engen Zusammenhang zur Menschenwürde als 

oberstem Wert im System der Grundrechte. Die Verfassungsgeschichte bestätigt 

diese „herausgehobene“ Stellung der Religionsfreiheit, deren Sicherung offensich-

tlich zentral für die Menschen war; dies gilt ungeachtet der Frage, ob die Religions-

freiheit in verfassungsgeschichtlicher Hinsicht das „Muttergrundrecht“ aller Grund-

rechte darstellt.835 Damit ist freilich nicht geklärt, weshalb der Garantie der Religions-

freiheit eine besondere Nähe zur Menschenwürde zukommt und weshalb das „Reli-

giöse“ in Verfassung und Verfassungsgeschichte eine derart zentrale Rolle spielt 

bzw. gespielt hat; es ist die Frage nach der Funktion von Religion gestellt836. Die Be-

antwortung dieser Fragen ist schwierig, da das Grundgesetz die Religionsfreiheit in 

hervorgehobener Weise „schlicht“ konstituiert ohne zu erklären weshalb.837

                     
832 Siehe BVerfGE 33, 23, (30); 102, 370 (387) und oben S. 77 ff. A.A. allein Tillmanns, FS Rüfner, 
2003, S. 919 (938 ff.). 
833 BVerfGE 32, 98 (106); 33, 23 (28 f.); 35, 366 (376). 
834 Herzog, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Art. 4 Rdnr. 11; M. 
Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (671); Classen, Religi-
onsfreiheit und Staatskirchenrecht in der Grundrechtsordnung, 2003, S. 53; Badura, Der Schutz von 
Religion und Weltanschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 33; Scheuner, DÖV 1967, S. 585 
(589). A.A. Tillmanns, ebd. 
835 So die bekannte These von G. Jellinek, Die Erklärung der Menschen und Bürgerrechte, 4. Aufl. 
1927. Vergl. dazu z.B. E.-W. Böckenförde, VVDStRL 28 (1970), S. 33 (37) mit FN 10 und weiteren 
Nachweisen; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 64 ff.  
836 Siehe zu diesem funktionalen Ansatz etwa Knoblauch, Religionssoziologie, 1999, S. 68 ff., 73 ff., 
98 ff., 114 ff. 

 Zur Klä-

837 Auch die These von der „Nähe“ der Religionsfreiheit zur Menschenwürdegarantie führt zu einer 
unmittelbaren Problemlösung sondern zur Frage weiter, was den nun das „Wesen“ der Menschen-
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rung der Bedeutung des „Religiösen“ für den oder die Menschen dient der Blick in 

andere Wissenschaft, die sich mit dieser Frage beschäftigt hat: in die Soziologie.838

Fragt man soziologisch nach der „Bedeutung“ bzw. „Funktion“ von Religion für den 

Einzelnen, erhält man Antworten, die auf verschiedenen Ebenen liegen.

  

 

839 Am ab-

straktesten und vielsagensten hat Niklas Luhmann die Funktion der Religion defi-

niert.840 Dabei richtet er seinen Blick sowohl auf die Funktion der Religion für die Ge-

sellschaft (das gesellschaftliche System) aber auch auf die Person (das personale 

System).841 Grundlegend für seinen Ansatz ist, dass Systeme (wie Religion) dazu 

dienen Komplexität zu reduzieren.842

                                                                
würdegarantie ausmache – eine Frage die jedenfalls hier nicht beantwortet werden kann - vergl. dazu 
Enders, Die Menschenwürde in der Verfassungsordnung, 1997.  
838 Vergl. zu einer entsprechenden Fragestellung E.-W. Böckenförde, VVDStRL 28 (1970), S. 33 (66 
ff.); Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 224 ff. 
839 Auszugrenzen sind insoweit die Soziologen, die die Funktion von Religion allein auf die Gesell-
schaft beziehen und anerkennen (Integrationsfunktion der Religion), so beispielsweise der „Begrün-
der“ der Religionssoziologie Durkheim (Die elementaren Formen des religiösen Lebens, 1981, beson-
ders deutlich z.B. auf S. 561) – die Funktion der Religion liege in der Integration der Gesellschaft. 
Siehe dazu z.B. Kehrer, Einführung in die Religionssoziologie, 1988, S. 28 ff.; Luhmann, Funktion der 
Religion, 1977, S. 10 f.; Yinger, in: Fürstenberg (Hrsg.), Religionssoziologie, 1964, S. 93 ff.; Knob-
lauch, Religionssoziologie, 1999, S. 58 ff. Dass von Verfassungs wegen die Funktion von Religion und 
Religionsgesellschaften nicht auf die „Nützlichkeit“ für die Gesellschaft oder den Staat bezogen wer-
den kann, habe ich bereits oben dargelegt (S. 66 ff.), im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass die 
Integrationsthese soziogisch unplausibel ist. Es bedarf nur eines Blickes in Geschichte und Gegen-
wart mancher Staaten (Indien, Pakistan, Nordirland) um zu erkennen, dass Religion durchaus desin-
tegrierend wirken kann – so auch Luhmann, ebd. S. 10 f. Kritisch zur Art der Fragestellung Overmann, 
in: Gabriel (Hrsg.), Religiöse Individualisierung oder Säkularisierung, 1996, S. 29 ff.  
840 Ebd., S. 9 ff. Dabei wird der hohe Abstraktionsgrad von Luhmann selbst eingeräumt, Luhmann, 
ebd., S. 114. Zu Luhmann siehe Knoblauch, Religionssoziologie, 1999, S. 128 ff. 
841 Dieser doppelte Ansatz ist zumindest dem maßgeblichen Werk – „Funktion der Religion“ – zugrun-
de gelegt. Der „spätere“ Luhmann hat den Begriff der Person und des personalen Systems aus seiner 
Soziologie verbannt, dazu z.B. Reese-Schäfer, Niklas Luhmann zur Einführung, 3. Aufl. 1999, S. 79. 
So auch bereits die Andeutungen von Luhmann, ebd. S. 21. Aber auch mit einem solchen Blickwinkel 
wird die Brauchbarkeit der Luhmannschen Religionssoziologie für den hier fixierten Blickwinkel – auf 
die Person – von Bedeutung. Die Luhmannsche Betrachtungsweise von „Gesellschaft“ ist nämlich 
ihrerseits derart weit und offen, dass sich aus ihr durchaus auch Ableitungen für einen „personalen“ 
Blickwinkel sehen lassen. 
842 So jedenfalls Luhmann vor seiner autopoietischen Wendung – z.B. Reese-Schäfer, Niklas Luh-
mann zur Einführung, 3. Aufl. 1999, S. 42 ff. In „Funktion der Religion“ wird dieser Ansatz durchweg 
zugrunde gelegt, siehe z.B. Luhmann, Funktion der Religion, 1977, S. 75 ff.  

 Diese Reduktion der Komplexität wird durch 

Religion in spezifischer Art und Weise geleistet: Religion verwandelt „eigentlich“ Un-

bestimmbares in Bestimmtes oder doch Bestimmbares. Durch diese „Verwandelung“ 

kann das System (Mensch) eine nach außen (Umwelt) und nach innen (System) letz-

tlich unabschließbare (da unendlich kontingente) Welt in eine bestimmbare transfor-

mieren. Nur so kann das System Mensch zur seiner Umwelt sinnvoll in Beziehungen 

treten, da nur durch eine Transformation des Unbestimmbaren für den Menschen 

eine Beliebigkeit der Komplexität bzw. Veränderung der Umwelt auszuschließen ist. 
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Damit hat Religion zu verantworten und tragbar zu machen, dass alle Typisierungen, 

alle Kategorisierungen aller Erwartungsbildung reduktiv verfahren müssen und wider-

legbar bleiben - ganze Weltentwürfe werden als nichtkontingent erlebbar.843 Religion 

dient damit der Reduktion des vollständig Komplexen und der symbolischen Stabili-

sierung des gesellschaftlichen Gesamtsystems. Dabei ist der Code mit dem Religion 

arbeitet Immanenz/Transzendenz, wobei Gott mit dem Transzendenten844 gleich ge-

setzt wird.845 Das Unbestimmbare und Transzendente wird mit Gott „chiffriert“, was 

nichts anderes bedeutet, als dass damit das Unbestimmte und Transzendente ver-

deckt und ersetzt wird – aber bestimmbar wird. Die Funktion von Religion und Religi-

onssystem ist insoweit grundlegend: Ein System-Umweltverhältnis, in dem Komplexi-

tät zugleich konstituiert und reduziert wird, ist letztlich notwendig unbestimmt, weil die 

Umweltstrukturen abhängen von den Systemstrukturen und umgekehrt. Das System 

kann sich, da alle Modalisierungen und selektiven Bestimmungen von ihm abhängen 

nicht auf eine bestimmte Umwelt stützen. Auf einer letzten Funktionsebene muß da-

her unbestimmte in bestimmte oder doch bestimmbare Komplexität transformiert 

werden. Es ist diese Transformationsfunktion, an der sich religiöse Qualitäten ansie-

deln.846

Die Funktion der Religion für den Menschen wird in der Religionssoziologie aber 

auch auf konkretere Weise bestimmt. So hat nach der sogenannten Kompensations-

these – deren prominentester Vertreter ist Marx - Religion die Funktion, menschli-

ches Leid ertragbar zu machen, zu kompensieren

  

 

847

                     
843 Ebd., S. 26 f. 
844 - oder mit dem über Immanenz und Transzendenz stehenden -  
845 Ebd. S. 38 f.; Reese-Schäfer, Niklas Luhmann zur Einführung, 3. Aufl. 1999, S. 102.  
846 Ebd., S. 78.  
847 Siehe dazu Knoblauch, Religionssoziologie, 1999, S. 29, 32 ff. 

. Aufgabe der Religion sei es 

innerweltliche Frustrationen tragbar zu machen - bei Marx geht es dabei um die in-

nerweltliche Frustration des entfremdeten und ausgebeuteten Menschen. Die zum 

„Überbau“ gehörende Religion wird nach Marx demzufolge in dem Moment „ver-

schwinden“, in dem das menschliche Leid aufhört – also in dem Moment, in dem der 

Kommunismus real geworden ist. Die Funktion der Religion ist damit „ideologisch“, 

sie verlegt die Möglichkeit des Glücks und den Lohn der Tugend in ein Leben nach 

dem Tod und lehrt den Menschen zu resignieren und sich an die bestehenden Le-

bensbedingungen anzupassen. So wird durch das Versprechen für das nächste Le-

ben die Aufmerksamkeit von den Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten dieser Welt 
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abgelenkt – nach dem Wohl bekanntesten Marx-Zitat ist die Religion damit das 

Opium des Volkes.848 Was allerdings häufig übersehen wird, ist das Marx die in der 

Religion verkörperten Werte als solche nicht angreift und kritisiert, sondern letztlich 

als positiv hervorhebt und glaubt, dass deren Verwirklichung im Marxismus erfolgen 

werde, wodurch Religion dann schlicht überflüssig werde.849

Nach Malinowski hat Religion zum einen die Funktion bestimmte – fundamentale – 

Phasen bzw. Krisen des menschlichen Lebens zu begleiten,

  

 

850 so etwa Geburt, 

Schwangerschaft, Eheschließung, Initiationsriten und Tod851. In diesen „Lebenskri-

sen“ gibt Religion Halt und formt zugleich die Möglichkeit einer „positiven“ Bewälti-

gung der Krise aus.852

Weiter ist der Ansatz Luckmanns aufzuführen.

 Zum anderen hat Religion die Aufgabe, das tägliche Leben 

des Menschen (Nahrungstrieb, Sexualtrieb) in Zusammenhang mit dem Transzen-

denten zu bringen und so den täglichen Verrichtungen „Sinn“ und „Energie“ zu ver-

schaffen. Schließlich soll Religion die Funktion haben, dem Einzelnen zu helfen, das 

Faktum des Todes zu ertragen. Dies geschieht dadurch, dass in der einen oder an-

deren Weise an die Unsterblichkeit, an den von Körper unabhängigen Geist oder an 

das Weiterleben nach dem Tod oder die Erlösung geglaubt wird. Die Überzeugung 

des Weiterlebens nach dem menschlichen Tode „wählt“ von 2 Alternativen – Hoff-

nung auf ein Weiterleben und Angst vor dem Auslöschen – die „Bessere“. Sie be-

wahrt dadurch den Menschen vor der Resignation gegenüber Tod und Zerstörung.  

 
853

                     
848 Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, Frühe Schriften (hrsg. von Hans-Joachim Lie-
ber/Peter Furth), S. 488. Zusammenfassend etwa Giddens, Soziologie, 1995, S. 491 ff.  
849 Dies kommt etwa in der Zitatpassage zum Ausdruck, aus der auch das Zitat von der Religion als 
Opium des Volkes stammt: „Sie (d.h. die Religion – Anm. des Verfassers) ist die phantastische Ver-
wirklichung des menschlichen Wesen, weil das menschliche Wesen keine Wirklichkeit besitzt.... Das 
religiöse Elend ist in einem der Ausdruck des wirklichen Elends und in einem die Protestation gegen 
das wirkliche Elend. Die Religion ist der Seufzer der bedrängten Kreatur, das Gemüt einer herzlosen 
Welt, wie in der Geist geistloser Zustände ist (ebd., S. 488). Weiterführend etwa Giddens, ebd.; Luh-
mann, Funktion der Religion, 1977, S. 31 f.  
850 In: Fürstenberg (Hrsg.), Religionssoziologie, 1964, S. 57 ff. 
851 Zu Malinowskis Ansatz etwa Knoblauch, Religionssoziologie, 1999, S. 73 ff. 
852 Die Nähe dieser Betrachtungsweise zu den von Arnold van Gennep ist offensichtlich – nach die-
sem leitet Religion bei „Überleitungszeiten“ „Überleitungsrituale“ an, die über Orientierungsschwierig-
keiten  hinweghelfen und Ersatzorientierungen anbieten – van Gennep, Les rites de passages, 1909. 
853 Vor allem ausgeführt in „Die unsichtbare Religion“, 3. Aufl. 1996, S. 45 ff. Siehe dazu etwa Knob-
lauch, Religionssoziologie, 1999, S. 123 ff.  

 Nach Luckmann gründet Religion 

anthropologisch im Individuum, wobei sich aber das je konkrete historische Indivi-

duum nicht allein an die Konstruktion von Weltansichten und heiligen Kosmen macht; 

vielmehr wird es in diese hineingeboren und hineinsozialisiert. Die Funktion von Reli-
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gion liege darin, den für menschliche Existenz unverzichtbaren „Sinn“ zu konstituie-

ren. Dabei ist mit „Sinn“ zunächst einmal alles gemeint, was aus Objektivierungen 

subjektiver Erfahrung (und als Ergebnis subjektiver Handlungen) entsteht und inso-

weit in deutenden Akten konstituiert wird. Das spezifisch „Religiöse“ besteht nach 

Luckmann – projizierend – darin, dass es auf einer letzten Hierarchieebene „letzten 

Sinn“ oder „letzte Bedeutung“ fixiert. Durch diese „Definition“ - Religion ist alles, was 

letzten Sinn konstituiert – wird der Begriff der Religion in die Breite ausgedehnt.854

Schließlich ist der Dux´sche Ansatz zu erwähnen.

 

Dadurch wird einerseits die Säkularisationsthese als fehlerhaft angesehen (da nur 

ein Wandel in der Konstituierung von letztem Sinn festzustellen sei) und andererseits 

werden dem Religiösen weite und „neue“ Themenbereiche erschlossen (wie Selbst-

verwirklichung, Mobilität, Sexualität u.ä.).  

 
855

Versucht man nun zusammenfassend die Ansätze dieser Auffassungen für die juris-

tische Frage nach der Funktion von Religion für den Einzelnen zu bündeln, kann man 

 Nach Dux ist Religion – so wie 

bei Luckmann - dem Menschen anthropologisch vorgeben, dies freilich nicht in einem 

„soziobiologischen“, sondern in einem geistig-kulturellen Sinne; sie gehört zu seiner 

kognitiven Grundstruktur. Dort hat sie die Aufgabe, in einer – notwendigerweise – 

subjektivistisch gedeutenen Welt, den Verkehr des Menschen mit den subjektivisti-

schen „Mächten“ herzustellen und zu regulieren. Diese „Mächte“ treten immer dann 

in den Blick, wenn Routine fehlschlägt und Unsicherheiten bestehen; insoweit ant-

wortet Religion auf Fragen, die nicht unbeantwortet bleiben können. Und zwar – dies 

macht den eigentlichen Kern des spezifisch Religiösen und die Pointe des 

Dux´schen Ansatzes aus – bewältigt sie Unsicherheit auf eine bestimmte Art: Sie 

schreibt den Mächten zunächst einmal die Unsicherheit zu, wendet sich dann aber 

an sie, um den Zustand der Sicherheit wiederherzustellen. Im Rahmen dieses Sys-

tems der Erlebnisverarbeitung, bedeutsame Ereignisse an einen fremden Willen an-

zukoppeln, kann der Mensch aber nicht über den „fremden Willen“ bloß spekulieren. 

Daher greift er auf das zurück, was ihm an der derzeit bestehenden Ordnung hoch 

und heilig ist und bestimmt es zum Inhalt göttlichen Seins und göttlichen Willens. Auf 

diese Weise kommt nicht mehr Sinn in die Welt als zuvor, er wird aber schärfer ge-

fasst.  

 

                     
854 Zu diesem Problem etwa Knoblauch, in: Luckmann, ebd., S. 7 (12 ff.).  
855 Siehe zu alledem Dux, Die Logik der Weltbilder, 1982, S. 147 ff., 154 ff., 174 ff. 
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vorsichtig zwei Gesichtspunkte festhalten: Zum einen wird man mit Luhmann und 

Malinowski sagen können, dass Religion für den Einzelnen und die Konstituierung 

von dessen „Ich“ wohl multifunktional sein dürfte (was ihre Attraktivität und Vielges-

taltigkeit erklären könnte). Ebenso wie sich die „Menschenwürde“ und Identität des 

Menschen schwerlich auf einen Punkt bringen lassen,856 wird dies mit der Bedeutung 

des Religion für den Menschen sein. Zum anderen – und dies ist wichtiger – wird 

man hervorheben müssen, dass die Funktion der Religion für das menschliche Da-

sein eine Grundlegende sein dürfte. Auf einer letzten Funktionsebene reduziert sie 

unbestimmte in bestimmte oder doch bestimmbare Komplexität (Luhmann), bzw. 

konstituiert und vermittelt „letzten“ Sinn (Luckmann) bzw. bewältigt Unsicherheiten 

und das Fehlschlagen von Routine auf eine ganz spezifische Weise (Dux); die bei 

Marx und Malinowski getroffenen Feststellungen dürften kaum weniger bedeutsam 

sein.857

2. Aus der eminenten Bedeutung des Religiösen für den einzelnen (nicht: vereinzel-

ten) Menschen und aus seiner Nähe zur Menschenwürde folgt zunächst nur etwas 

für die „individuellen“ Grundrechte, namentlich für Art. 4 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 3 GG. 

Das Grundgesetz misst aber, wie schon die Anzahl der Normen deutlich macht, die 

sich unmittelbar an die Religionsgesellschaften wenden, auch und gerade der „kol-

lektiven“ Seite des Religiösen eine wesentliche Bedeutung zu.

  

 

858 Hinzu tritt, dass 

auch die religiösen Kollektive Träger der „Individualgrundrechte“ des Art. 4 Abs. 1, 3 

Abs. 3 und 14 Abs. 1 GG859

                     
856 Vergl. Herdegen, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt, Stand Juni 2006, Rdnr. 30 
ff. zu Art. 1 Abs. 1 ; Häberle, HdBStR II, 3. Aufl. 2004, § 22, Rdnr. 37 ff.; Dreier, in: Dreier (Hrsg.), 
Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Rdnr. 50 ff. zu Art. 1 Abs. 1. 
857 Der These, dass Religion ein in der menschlichen Konstitution verankertes Grunddatum darstellt, 
wird auch sonst in der Soziologie vertreten. Auch der Sache nach zieht sich diese Betrachtungsweise 
wohl durch die gesamte Religionssoziologie. Dem stehen das Problem der Säkularisierung und die 
Beobachtung, dass man „geboren werde, leben und streben kann, ohne an der Religion teil zu neh-
men“ nicht entgegen (Luhmann, Gesellschaftsstruktur und Semantik, Bd. III, 1989, S. 259 <349>). 
Unabhängig von der Frage, dass für die Beantwortung des Säkularisierungsproblems und des Prob-
lems des A-religiösen Menschen natürlich relevant ist, welchen Religionsbegriff man benutzt (So stel-
len sich für Luckmann – aufgrund seines weiten Religionsbegriffs – die Fragen natürlich anders, vergl. 
ders., Die unsichtbare Religion, 3. Aufl. 1996, S. 87 ff.), ist jedenfalls festzuhalten, dass auch in einer 
säkularisierten Welt, in der es A-religiosität geben mag, für denjenigen der tatsächlich religiös ist, das 
Religiöse im Leben eine ganz maßgebliche Rolle spielt. Ebenso wie die Bedeutung vor Art. 14 GG 
nicht unter Hinweis auf die „Nichtbesitzenden“ heruntergespielt werden kann, sagt die Möglichkeit der 
A-religiösität nichts über die Bedeutung der Religiosität für religiöse Personen. 
858 In anderen „kollektiven“ Bereichen der Grundrechte ist diese Thematisierung durch das Grundge-
setz selbst längst nicht so ausgeprägt, vielmehr bedient man sich dort der „Generalklausel“ des Art. 19 
Abs. 3 GG. Vergl. Isensee, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 118, Rdnr. 40. 
859 Siehe oben S. 78, 139, 148, 151. 

 sind. Damit stellt sich die Frage, in welchem Verhältnis 
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die individuellen und kollektiven Gewährleistungen des Religiösen stehen und wes-

halb das Grundgesetz gerade die Rechte der religiösen Kollektive heraushebt.  

 

Die noch überwiegende Auffassung des Staatskirchenrechts860 – dieser Begriff wird 

hier bewußt gewählt – geht wohl davon aus, dass das Verhältnis von Kirche (hierauf 

liegt der Schwerpunkt der Betrachtungsweise) bzw. religiösen Kollektiven zu ihren 

Mitgliedern ein Verhältnis „Institution“ zu „Individuum“ sei.861 Grundlage dieses Ver-

ständnisses ist, dass im Mittelpunkt der Verfassung die Kirchen stehen sollen, die 

auch soziologisch als sogenannte Institutionen begriffen werden.862 Aus diesem (so-

ziologischen) Ausgangspunkt wird abgeleitet, dass den Kirchen als soziologischen 

Institutionen auf dieser Grundlage von der Verfassung Rechte zugewiesen wür-

den.863 Im Gegensatz zu den älteren Ansätzen wird aber betont, dass auch Freiheits- 

und Gleichheitsrechte der Kirche als Institutionenrechte zustehen könnten. Denn – 

hierin liegt die Pointe dieser Ansätze – die individuelle Religionsfreiheit und Gleich-

heit der Individuen bedürfe notwendig der Form und des Rückhalts durch die Institu-

tion Kirche, die insoweit Freiheit und Gleichheit der Mitglieder erst herstelle.864 Reli-

gionsfreiheit und Gleichheit von Individuen sei überhaupt erst auf der Basis und in 

den Bahnen denkbar, wie sie durch Organisation und Regeln der Kirchen vorgege-

ben würden.865 Damit tendiert dieses institutionelle Verständnis dazu, die individuel-

len Rechte der Mitglieder – ein Stück weit – zu verobjektivieren. In gewissem Sinne 

stellt dieser Ansatz daher eine Spielart der institutionellen Grundrechtstheorie Häber-

les dar866

                     
860 Zu einem solchen Konzept siehe oben S. 86 ff.  
861 Zu einem institutionellen Verständnis des Staatskirchenrechts im Verhältnis Staat und Kirche siehe 
oben S. 86 ff.  
862 Was zunächst einmal nichts damit zu tun hat, dass im staatskirchenrechtlichen Bereich die institu-
tionelle Grundrechtstheorie oder die Lehre von Institutionellen und Institutsgarantien Anwendung zu 
finden hat – siehe oben S. 86 f.  
863 So im Ansatz wohl Scheuner, HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 (30, 40 ff.), M. Heckel, 
VVDStRL 26 (1968), S. 5 (12 ff.); Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 2. Besonders 
prononciert Isensee, FS Listl, 1999, S. 67 (78 f., 85 ff.). 
864 Besonders deutlich Hollerbach, ebd.; M. Heckel, ebd. Ähnlich Magen, Körperschaftsstatus und 
Religionsfreiheit, 2004, S. 238 ff.  
865 Vergl. zur Verobjektivierung der Freiheit in der institutionellen Grundrechtstheorie E.-W. Böckenför-
de, NJW 1974, S. 1529 (1532 ff.).  
866 Zu Häberle siehe oben S. 69 ff.  

 - Freiheit soll erst im Rahmen von Institutionen – (hier die Kirchen) „ge-

dacht“ und „geschaffen“ werden können. Teils wird allerdings versucht, dass Gesag-

te abzumildern. So wird hervorgehoben, das auch der institutionelle Blickwinkel zu 

berücksichtigen habe, dass sich die personale Freiheit auch und gerade in und durch 

die Institutionen in der Kirche materialisiert und dass die Institutionen die Freiheit in 
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gewissem Umfang unterstützen und ermöglichen; dieses Verhältnis sei gerade für 

die individuelle Glaubensfreiheit und die „kirchliche Freiheit“ augenfällig.867 Zum an-

deren ändere auch ein personaler Blickwinkel nichts daran, dass die verfassungs-

rechtlich verbürgten Rechte der „Institution“ (Kirche bzw. Religionsgesellschaft) zu-

stehen.868

Diesen Auffassungen kann aber nur bedingt zugestimmt werden. Denn Ansatzpunkt 

für die kollektiven Gewährleistungen des Religiösen ist nicht der Begriff der „Kirche“ 

und auch nur zum Teil der Begriff der Religionsgesellschaft als Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts.

 

 

869 Das Grundgesetz knüpft vielmehr regelmäßig an „lockerere“ 

und „andere“ Verbindungen, nämlich an die der religiösen Vereinigung (Art. 4 Abs. 1 

und 2, Art. 3 Abs. 3 GG) und der Religionsgesellschaft (Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 2-4, 6, Art. 138 WRV, Art. 141 GG) an.870 „Religiöse Vereinigung“ im Sinne der 

Art. 4 Abs. 1 und 2, Abs. 3 GG ist jede Vereinigung, deren Zweck die Pflege oder 

Förderung eines religiösen Bekenntnisses bzw. die Verkündigung des Glaubens ihrer 

Mitglieder ist;871 „Vereinigung“ ist jeder freiwillige Zusammenschluss, der sich zu ei-

ner gewissen Entscheidungs- und Handlungseinheit verdichtet hat und der sich so – 

gegenüber den ihn tragenden Menschen – relativ verselbständigt hat.872 Die „Religi-

onsgesellschaft“ ist der die Angehörigen eines Bekenntnisses für ein Gebiet zusam-

menfassender Verband, der zur allseitigen Erfüllung der durch das gemeinsam Be-

kenntnis gestellten Aufgaben dient.873

                     
867 Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (60) und S. 128 im Rahmen der Aussprache); ders., 
VVDStRL 26 (1968), S. 128 (Aussprache); M. Heckel, ZevKR 18 (1973), S. 22 (52 ff.); Hesse, 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 17, S. 521 (524 f.). Vergl. dazu Magen, Körperschaftsstatus und Religi-
onsfreiheit, 2004, S. 238 ff 
868 Isensee, Essener Gespräche 25 (1991), S. 104 (112). 
869 Siehe oben S. 67, 193 f.  
870 Allein der Blick auf die – letztlich nachrangige – Norm des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV 
erschließt die kollektive Seite des Religiösen nicht zureichend, siehe oben S. 67, 193 f. und Holler-
bach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (85 ff.); v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, 
S. 131.  
871 BVerfGE 19, 129 (132); 24, 236 (246 f.); 70, 138 (160 f.); 83, 341 (351).  
872 Vergl. Isensee, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 118, Rdnr. 27 ff.; Stern, Das Staatsrecht der Bundesre-
publik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 1134. 
873 Siehe oben S. 92 f.  

 Damit orientiert sich die Begriffsbildung bei 

beiden Gruppen an letztlich relativ lockeren Zusammenschlüssen, bei denen nur eine 

gewisse Handlungs- und Entscheidungseinheit in Bezug auf den religiösen Zweck 

vorhanden ist und die sich so gegenüber den tragenden Mitgliedern relativ verselbst-

ändigt haben. Über diese Merkmale hinaus wird keine „engere“ Beziehung der Grup-

pe untereinander oder gar eine Verselbständigung des Verbands erfasst, insbeson-
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dere wird die Freiheit ihrer Mitglieder nicht verobjektiviert. Mithin stehen – relativ lo-

cker verbundene – Gruppen und nicht etwa „Institutionen“, die die Freiheit erst her-

vorbringen, im Mittelpunkt der Verfassung.874 Prägend für diese religiösen Vereini-

gungen bzw. Religionsgesellschaften ist, dass es sich bei ihnen eben um „Korpora-

tionen“ und nicht um „Anstalten“ oder „Stiftungen“ handelt – diese Organisationen 

sind Zusammenschlüsse von Menschen und nicht kraft göttlicher „Stiftung“ von vor-

nherein gegebene „Institute“. Kennzeichnend ist weiter, dass es sich bei den genann-

ten Gruppen um „Organisationen“ im weitesten Sinne handelt.875 „Organisation“ wird 

insoweit ein Personenverband genannt, der auf einen bestimmten Zweck hin ausge-

richtet ist, der eine bestimmte oder bestimmbare Zahl von Mitgliedern hat, die im Kol-

lektiv zu einer gewissen Entscheidungs- und Handlungseinheit verdichtet worden 

sind, und sich dadurch gegenüber den einzelnen Mitgliedern relativ verselbständigt 

haben.876

Richtigerweise wird man also darauf abstellen müssen, dass das Grundgesetz das 

Verhältnis der religiösen Kollektive zu ihren Mitgliedern als ein Verhältnis „Organisa-

tion“ zu „Individuum“ begreift. Damit eröffnet sich ein erster Ansatzpunkt für ein Ver-

ständnis der kollektiven Gewährleistungen des Religiösen: Das Individuum ist zur 

Verwirklichung von Freiheit auf „Organisationen“ angewiesen, in die es seine Freiheit 

und Gleichheit gewissermaßen einbringt, die dann mit der Freiheit und Gleichheit 

anderer „kollektiv“ durch die Organisation ausgeübt wird; der grundrechtliche Status 

der Organisationen besteht gleichwohl allein aber um der Freiheit und Gleichheit der 

Mitglieder.

 

 

877

                     
874 Zu den Religionsgesellschaften als zentralem Bezugspunkt des Religionsverfassungsrechts siehe 
schon oben S. 67 und 193 ff.  
875 Dies ist sowohl in der Religionssoziologie (Z.B. Luhmann, Funktion der Religion, 1977, S. 272 ff.; 
Kehrer, Einführung in die Religionssoziologie, 1988, S. 143 ff.; Hach, Gesellschaft und Religion in der 
Bundesrepublik Deutschland, 1980, S. 81 ff.) wie auch im Staats- und Staatskirchenrecht (Vergl. z.B. 
Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 139, Rdnr. 1 ff., 11 ff. und weiter; Isensee, HdBStR V, 2. Aufl. 
2000, § 118, Rdnr. 38 ff.; Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 229 ff. Bedauer-
licherweise leidet eine juristische Betrachtungsweise der Religionsgesellschaften als Organisationen 
häufig darunter, dass der „Verbandscharacter“ oder der „Institutscharacter“ der Religionsgesellschaf-
ten bzw. Kirchen hervorgehoben wird, ohne eine genaue Abschichtung zum Begriff der Organisation.) 
anerkannt, mag auch der Begriff der „Organisation“ als solcher nicht hervorgehoben werden. 
876 Vergl. Magen, ebd. und zu dem gesagten in etwas anderem Zusammenhang Isensee, HdBStR V, 
2. Aufl. 2000, § 118, Rdrn. 27 ff.;  
877 Isensee, ebd., Rdrn. 1 ff.; Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, 
S. 1116 ff. So auch die ständige Rechtsprechung des BVerfG, z.B. BVerfGE 21, 362 (369); 68, 193 
(205 f.). 

 Das Verhältnis Individuum/Organisation dient somit der Verstärkung 

und Hervorbringung der Religionsrechte durch die Organisation und findet trotz aller 

„Objektivierungen“ immer seinen Rückhalt in den individuellen Rechten der Mitglieder 
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– die subjektiven Recht der Mitglieder werden im Gegensatz zum institutionellen An-

satz nicht „verobjektiviert“.878 Nichtsdestotrotz erschöpft sich dieser grundrechtliche 

Status der Organisation nicht nur in einer „Addition“ von Mitgliederrechten, sondern 

hat auch eigene rechtsethische Substanz. Diese besteht darin, dass die Organisation 

Medium personaler Grundrechtsausübung ist und ihre Effektivität steigert.879 Dieser 

Ansatz ist für Art. 19 Abs. 4 GG grundsätzlich anerkannt, an diesem allgemeinen 

grundrechtlichen Status von Organisationen nehmen selbstverständlich auch die re-

ligiösen Vereinigungen bzw. Religionsgesellschaften teil – sie üben Freiheit und 

Gleichheit ihrer Mitglieder „kollektiv“ aus und sind Medium personaler Grundrechts-

ausübung und Steigerung. Hinter diesen Organisationen bleibt aber letztlich immer 

der einzelne Grundrechtsträger maßgeblicher Bezugspunkt.880

Diese eigene rechtsethische Substanz gerade der religiösen Vereinigungen bzw. 

Religionsgesellschaften wird zum einen dadurch bestätigt, dass diese Organisatio-

nen den Großteil ihrer Rechte aber nicht erst über den „Umweg“ des Art. 19 Abs. 3 

GG, über den „sonst“ der Schutz von Organisationen erfolgt. Vielmehr sind sie unmit-

telbar Träger der Rechte des Grundrechtsteils und der durch Art. 140 GG inkorporier-

ten Bestimmungen der WRV.

 

 

881

                     
878 Dies im Gegensatz zum institutionellen Ansatz, siehe oben S. 86 ff.  
879 Isensee, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 118, Rdrn. 5; Scholz, Die Koalitionsfreiheit als Verfassungs-
problem, 1971, S. 133 ff.; Rittner, Die werdende juristische Person, 1973, S. 159 ff.  
880 Vergl. Isensee, Essener Gespräche 25 (1991) , S. 104 (111 f.):“Mit gewisser Vereinfachung lässt 
sich der verfassungsrechtliche Status der Kirche bestimmen als institutionelle Hilfe für die Religions-
ausübung der Individuen. Die Rechte, die ihr die Verfassung des säkularen Staates gewährleistet, 
bestehen nur um der Menschen willen, die sich in ihr zusammenfinden, nicht aber um der Wahrheit 
willen, die sie verkörpert und nicht um des Heilsauftrags willen, aus dem sie sich rechtfertigt.“ Generell 
zur zentralen Rolle des Individuums für das Staatskirchenrecht bzw. Religionsverfassungsrecht He-
ckel, FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 379 (385 f.). 
881 Für die „Religionsgesellschaften“ folgt dies unmittelbar aus den maßgeblichen Bestimmungen der 
WRV, die durch Art. 140 GG inkorporiert wurden. Aber auch die Grundrechtsfähigkeit der religiösen 
Vereinigungen wird wohl ganz überwiegend unmittelbar aus Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 3 Abs. 3 GG – 
und nicht erst über den „Umweg“ des Art. 19 Abs. 3 GG – hergeleitet. Vergl. z.B. Rüfner, HdBStR V, 
2. Aufl. 2000, § 116, Rdnr. 40; Bethge, Die Grundrechtsberechtigung juristischer Personen, 1985, S. 
40 f.  

 Dies deutet darauf hin, dass die „religiösen Organi-

sationen“ innerhalb des Grundgesetzes eine gewisse Sonderstellung haben. Zum 

anderen kommt diese eigene rechtsethische Substanz darin zum Ausdruck, dass 

bestimmte Aspekte gerade der kollektiven Religionsausübungsfreiheit (nämlich die 

Rechte sich nichtöffentlich und in gemeinschaftlichen Räumen zum gemeinsamen 

Gottesdienst zu versammeln) zum Kernbereich dessen gehören, was die Verfassung 
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als schutzwürdig ansieht.882 M. Heckel erklärt diese Sonderstellung der religiösen 

Organisationen damit, dass die weitaus meisten Religionsausübungsformen sich 

theologisch und religionssoziologisch in der Gemeinschaft der Kirchen und Gemein-

den abspielen, denen die Gläubigen in freier Entscheidung angehören.883 In der Tat 

dürfte auch religionssoziologisch feststehen, dass die „kollektive“ Ausübung des Re-

ligiösen unverzichtbarer Teil des Religiösen an sich ist. Teils wird schon der Begriff 

der „Religion“ damit verknüpft, dass eine kollektive Ausübung des Religiösen er-

folgt,884 teils wird hervorgehoben, dass die kollektiven Momente des Religiösen not-

wendiger und zentraler Bestandteil des Religiösen an sich seien.885 Das Bild des 

„einzelnen“ Menschen, der für sich allein in seiner Stube der Religion nachgeht, 

macht nicht den Kern dessen aus, was „Religion“ geprägt hat.886

Dagegen kann allenfalls eingewendet werden, dass in der Wirklichkeit zwingend die 

Freiheit des Einzelnen doch erst in der Institution Kirche hervorgebracht und lebendig 

gemacht werde, was auch Verfassungsverständnis und Verfassungsauslegung be-

einflussen müsse. Unabhängig von der generellen Problematik eines solchen sozio-

logisch geprägten Argumentes – ein Argumentationsansatz der das „institutionelle 

Rechtsdenken“ ganz entscheidend prägt

  

 

887 – leidet dieses Argument aber daran, 

dass es verschiedene Begriffe und Wirkungen von Institutionen miteinander ver-

mengt888

Der eine Begriff der „Institution“ bzw. des „Instituts“ ist dadurch geprägt, dass die In-

stitution die Summe von Regeln darstellt, die von einer ordnenden Idee bestimmt 

wird und in der sich bestimmte Verhaltens- und Rollenanforderungen ausformen, die 

:  

 

                     
882 BVerfGE 76, 143 (158 f.). Es kann offen bleiben, ob insoweit auch eine Gewährleistung über Art. 1 
Abs. 1 GG in Betracht kommt.  
883 ZevKR 44 (1999), S. 340 (373). 
884 So z.B. Malinowski, in: Fürstenberg (Hrsg.), Religionssoziologie, 1964, S. 57 ff. ; Giddens, Soziolo-
gie, 1995, S. 485 ff. – da Religion der Integration von Gesellschaft dient, ist sie auf den kollektiven 
Vollzug dieser notwendig angewiesen. Aus juristischer Sicht Classen, Religionsfreiheit und Staatskir-
chenrecht in der Grundrechtsordnung, 2003, S. 22 ff. 
885 So z.B. Kehrer, Einführung in die Religionssoziologie, 1988, S. 143 ff.; Hach, Gesellschaft und 
Religion in der Bundesrepublik Deutschland, 1980, S. 81 ff.; Heinrichs, in: Wörterbuch der Religions-
soziologie, 1994, S. 122 ff.; Bürkle, Art. Religionen, in: StL, 7. Aufl., Sp. 804 f. Umfassend Magen, 
Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 225 ff..  
886 Siehe zu diesem Vergleich auch Heinrichs, ebd., S. 126. Anderes lässt sich wohl nur um den Preis 
einer inhaltlichen Ausdehnung des Religionsbegriffs vertreten, so in der Tat Luckmann, Die unsichtba-
re Religion, 3. Aufl. 1996, S. 108 ff. 
887 Siehe zu Ansatz und Problem etwa Schlink, EuGRZ 1984, S. 457 (462 ff.); E.-W. Böckenförde, 
NJW 1974, S. 1529 (1532 ff.).  
888 Diesem Fehler verfällt auch Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 238 ff. 
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das zukünftige Handeln in eine vom Institut geprägte Ordnung integrieren (strukturel-

le Institution).889 Maßgeblich ist weder ob die Institution organisiert ist, noch ob ge-

meinschaftliche Handlungen der Gruppenmitglieder vorgesehen sind. Eine typische 

Institution in diesem Sinne oder genauer ein Institut sind im Sozialen fest verankerte 

Rechtsnormen, so im Grundgesetz etwa „Ehe und Familie“ in Art. 6 und das „Eigen-

tum“ in Art. 14 Abs. 1 GG, aus denen bezeichnenderweise auch Institutsgarantien 

gefolgert werden.890 Im Sinne dieses Begriffes der Institution bzw. des Instituts hat 

Religion sicherlich zwingend institutionellen Charakter; es gehört fast zum Begriff der 

Religion, dass sie ein Regelsystem darstellt, dass von einer letzten Idee beispiels-

weise Gott gelenkt wird und in dem sich bestimmte religiöse Verhaltens- und Rollen-

anforderungen ausformen, die das religiöse Handeln in eine vom Institut geprägte 

Ordnung integrieren.891

Ein anderer Begriff der Institution wird dadurch gekennzeichnet, dass für diesen we-

niger eine Summe von Regeln, als vielmehr eine konkrete Organisation im Vorder-

grund stehen, die von einer leitenden Idee bestimmt wird und in der sich bestimmte 

Verhaltens- und Rollenanforderungen ausformen, welche das zukünftige Handeln in 

eine von der Institution geprägte Ordnung integrieren (korporative Institution). Maß-

geblich ist hier das Element der organisierten Macht und das Element der Gemein-

schaftsbehandlung der Mitglieder. Klassische Institutionen in diesem Sinne sind z.B. 

Parteien, Gewerkschaften – und eben auch die Kirchen.
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889 Diese – vorläufige – Definition folgt E.-W. Böckenförde, Symposion Eichenberger, 1993, S. 34 (35 
f.) m.w.N. 
890 Dieser Begriff des der „Institution“ bzw. des „Instituts“ ist in der Soziologie bekannt als der „instituti-
ons-choses“ (Hauriou, in: ders., Die Theorie der Institution, 1965, S. 27 <35>) bzw. der „strukturellen 
Institution“ (Heinrichs, in: Wörterbuch der Religionssoziologie, 1994, S. 122 ff. m.w.N.). Ganz ähnlich 
z.B. auch Hartfiel, Wörterbuch der Soziologie, 4. Aufl. 1994, Art. Institution); im juristischen Sprachge-
brauch taucht dieser Typus der Institution in der Form der „Institutsgarantie“ auf (Grundlegend C. 
Schmitt, in: ders., Verfassungsrechtliche Aufsätze, 2. Aufl. 1973, S. <160 ff.>). 
891 Siehe dazu Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 238 ff. Dies dürfte auch in 
der Soziologie weitgehend anerkannt sein. Siehe z.B. O´Dea, in: Fürstenberg (Hrsg.), Religionssozio-
logie, 1964, S. 207 ff.; Heinrichs, ebd., S. 124 ff.; Hach, Gesellschaft und Religion in der Bundesre-
publik, 1980, S. 130 ff.. Pointiert Berger (Berger, in: ders., Der Zwang zur Häresie, 1980, S. 46 <57>): 
„Wie können die nächtlichen Stimmen der Engel in der nüchternen Tageszeit des gewöhnlichen Le-
bens in Erinnerung bewahrt werden? Die ganze Religionsgeschichte gibt eine unzweideutige Antwort: 
durch Inkorporierung der Erinnerung in Traditionen, die soziale Autorität beanspruchen“. 
892 Diese Form der Institutionen wird in der Soziologie als „institutions-personnes“ (Hauriou, in: ders., 
Die Theorie der Institution, 1965, S. 27 <34 f.>) bzw. als „korporative Institution“ bezeichnet (Hein-
richs, in: Wörterbuch der Religionssoziologie, 1994, S. 122 ff. Vergl. auch Hartfiel, Wörterbuch der 
Soziologie, 4. Aufl. 1994, Art. Institution), in der Rechtswissenschaft taucht hier der Begriff der „institu-
tionellen Garantie“ (C. Schmitt, in: ders., Verfassungsrechtliche Aufsätze, 2. Aufl. 1973, S. 140 <149 
ff.>) bzw. der Einrichtungsgarantie (Z.B. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 
III/1, 1988, S. 754 ff.) auf.  
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Strukturelle und korporative Institutionen müssen aber keineswegs identisch sein. In 

der Kultur des Abendlands zwar die Kirchen als die Institutionen aufgetreten, die das 

„Religiöse“ insgesamt prägten,893 womit das Religiöse untrennbar mit deren Existenz 

als korporativer Institution erschien. Zum einen ist Ansatzpunkt für die Verfassung 

eben aber zunächst einmal nicht der Typus der korporativen Institution Kirche, viel-

mehr sind in dieser die religiösen Vereinigungen bzw. Religionsgesellschaften der 

Bezugspunkt der Betrachtungen. Damit hat das Grundgesetz in der Tat mit der „alt-

hergebrachten“ Entwicklung gebrochen894 und hat sich zugleich grundsätzlich für 

anderen Typen der Organisation der Religion geöffnet.895 Zum anderen wird in der 

Religionssoziologie zu Recht darauf hingewiesen, dass die „Organisation“ von Reli-

gion in Form von „Kirche“ keineswegs zwingend sei und es vielmehr auch „unorgani-

sierte“ Religionen gebe.896 So kennen verschiedenen Religionen keine genaue Be-

schreibung der Person die der religiösen Organisation genau zugehören - wie z.B. 

der Islam oder der Buddhismus. Für den Islam wirkt sich dies bis heute im geltenden 

System des Staatskirchenrechts der Bundesrepublik aus. So kann „ihm“ bzw. einzel-

nen islamischen Gruppen bis heute nicht das Prädikat einer Körperschaft des öffent-

lichen Rechts verliehen werden, da unklar ist – und dies fast notwendig unklar ist – 

welcher Muslim welcher religiösen Gruppe genau zugehört.897 Damit lässt sich sa-

gen, dass das „Religiöse“ zwar notwendig strukturell aber nicht notwendig korporativ 

institutionell ist,898

                     
893 Siehe dazu z.B. Kehrer, Einführung in die Religionssoziologie, 1988, S. S. 143 ff.; Luhmann, Funk-
tion der Religion, 1977, S. 287 ff.; Luckmann, Die unsichtbare Religion, 3. Aufl. 1996, S. 99 ff. 
894 Vergl. M. Heckel, ZevKR 44 (1999), S. 340 (347 f.); ders., JZ 1999, S. 741 f. 
895 Vergl. M. Heckel, JZ 1999, S. 741 (744): Rahmenbegriffe der „religiösen Vereinigung“ bzw. Religi-
onsgesellschaft. 
896 Zu dieser These z.B. Kehrer, ebd.; Heinrichs, in: Wörterbuch der Religionssoziologie, 1994, S. 122 
ff. Dies übersieht Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 229 ff. 
897 Siehe dazu z.B. v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 86 ff.; Loschelder, 
Essener Gespräche 20 (1986), S. 149 (150 ff., 162 ff.); Muckel, DÖV 1995, S. 311 (315); Walter, Reli-
gionsverfassungsrecht, 2006, S. 593 f.; Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in der 
Grundrechtsordnung, 2003, S. 75 ff.; Classen, Religionsrecht, 2006, Rdnr.373 ff.; Marré, FS Rüfner, 
2003, S. 553 (569 ff.). Weiterführend BVerwGE 123, 49 (54 ff.).  
898 So auch Heinrichs, in: Wörterbuch der Religionssoziologie, 1994, S. 122 ff.  

 wobei dies nicht nur eine theoretische, sondern - vor dem Hinter-

grund der wachsenden Bedeutung des nicht „institutionalisierten“ Islam in der ge-

genwärtigen Wirklichkeit der Bundesrepublik – auch ein ganz handfest praktische 

Erkenntnis ist. So bleibt es dabei, dass die Verfassung mit dem Recht der „religiösen 

Vereinigungen“ und „Religionsgesellschaften“ grundsätzlich ein nicht-institutionelles 
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(allerdings nur in dem Sinne von korporativen Institutionen) Religionsrecht geschaf-

fen hat. 

 

Nun wird man den Unterschied zwischen einer institutionellen und einer organisatori-

schen Betrachtungsweise von Religion für das Grundgesetz im Sinne des eben Ge-

sagten nicht überbetonen dürfen. Zum einen nehmen beide Betrachtungsweisen das 

Element der Freiheit in sich auf: Die institutionelle Betrachtungsweise blickt von dem 

Standpunkt der Institution Kirche auf die ihr wirksam werdende Freiheit, die organisa-

torische Betrachtungsweise schaut von der Freiheit auf die Organisation bzw. Institu-

tion Kirche, in der diese Freiheit wirksam wird. Es handelt sich also – nur – um zwei 

Betrachtungsweisen, die das Problem gleichsam aus unterschiedlichen Perspektiven 

angehen (was allerdings nicht darüber hinwegtäuschen soll, dass die eine Betrach-

tungsweise von Verfassungs wegen die Richtigere ist).  

 

Und zum anderen – und vor allem – führt unter religionsverfassungsrechtlichen Ge-

sichtspunkten der „kollektive“ Charakter des Religiösen – wenn und soweit Rechte 

von Kollektiven normiert werden sollen – dazu, dass (nur) Kollektiven in der Form 

von Organisationen Rechte zugewiesen werden.899 Religionssoziologisch ist es zwar 

in der Tat so, dass der Schluss vom kollektiven Charakter von Religion darauf, dass 

Religion notwendig in bestimmten Organisationen ausgeübt werden müsse, nicht 

zwingend ist.900 Juristisch sieht die Sache indes anders aus: Eine Zuweisung von 

Rechten an religiöse Kollektive muß berücksichtigen, dass bereits die Mitglieder des 

Kollektivs Träger individueller religiöser Rechte sind. Daher ist eine Abgrenzung der 

religiösen Rechte der Individuen, zumal wenn sie in Kollektiven auftreten, von denen 

des Kollektivs selbst notwendig.901

                     
899 Eingehend hierzu Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 225 ff. So für den 
Religionsunterricht nach Art. 7 Abs. 3 GG auch M. Heckel, JZ 1999, S. 741 (753).  
900 Siehe oben S. 209 ff. für das Verhältnis Individuum - Institution. Das Zusammengehörigkeitsver-
hältnis Individuum – Organisation dürfte leichter zu begründen sein. 
901 Siehe dazu Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 226 f., 227 ff. Weiterfüh-
rend BVerwGE 123, 49 (54 ff.). 

 Diese Abgrenzung wird dadurch erreicht, dass die 

kollektiven Rechte nur solchen „Kollektiven“ zugewiesen werden, die sich dadurch 

von den „Mitgliedern“ abheben, dass sie „Organisationen“ darstellen. Will beispiels-

weise eine bestimmte Religionsgesellschaft eine Verletzung ihres Selbstbestim-

mungsrechts nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV geltend machen, da ein 

bestimmtes staatliches Gesetz mit dem religiösen Selbstverständnis der Religions-
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gesellschaft kollidiere, muß klar sein, wer innerhalb dieses Kollektivs das Selbstver-

ständnis definieren kann.902 Will eine bestimmte Religionsgesellschaft von ihren 

„Mitgliedern“ über den Körperschaftsstatus Steuern einziehen, muß wenigstens an-

satzweise klar sein, wer Mitglied ist. Damit beruht das kollektive Religionsrecht, das 

ein Recht der religiösen Organisationen ist, auf dem Umstand, dass die notwendig 

kollektive Struktur von Religion sich in regelungs- und rechtstechnischer Hinsicht 

notwendig nur durch ein Recht der religiösen Organisationen verwirklichen lässt. Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV bestätigt diesen Befund: An undefinierte Kollek-

tive lassen sich keine eigentumsrechtlichen Sonderregeln anknüpfen, hierzu bedarf 

es vielmehr einer abgrenzbaren Organisation. Zum Teil wird das Entstehen religiöser 

Organisationsformen wie „Kirche“ sogar damit erklärt, dass religiöse Kollektive Ei-

gentum erwarben und sich daher organisieren mussten, insoweit brachte das „religi-

öse Eigentum“ Organisation von Religion gewissermaßen erst hervor.903

Ist daher von Verfassungs wegen die „Organisation“ der Religion vorgegeben, wird 

deutlich, dass diese „Organisation“ ein Stück weit von sich aus zur Institution ten-

diert

  

 

904. Denn die Organisation des Religiösen ist eben aus sich heraus die Organisa-

tion der strukturellen Institution Religion. Pointiert lässt sich daher sagen: Die Verfas-

sung organisiert das strukturell Institutionelle. Insoweit überführt sie allerdings das 

strukturell nicht in das korporativ Institutionelle, da ihr Ansatzpunkt eben das Indivi-

duum ist und da es ihr letztlich um die Freiheit eben dieses Individuums geht.905

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das „Religiöse“ in der Verfassung wegen 

der Bedeutung der Religion für den einzelnen (nicht: vereinzelten) Menschen ver-

bürgt ist. Aus dieser Bedeutung des Religiösen heraus normiert die Verfassung die 

Rechte der religiösen Vereinigungen bzw. der Religionsgesellschaften, da das Reli-

giöse auch für den Einzelnen in untrennbarem Zusammenhang mit seiner kollektiven 

Dimension steht. Insgesamt wird damit deutlich, dass die ein „mehr“ an Schutz ge-

währenden Sonderregeln der Verfassung über das „Religiöse“, die sowohl Individuen 

  

 

                     
902 Siehe zu diesem Gesichtspunkt z.B. BVerfGE 70, 138 (167 ff.); Isak, Das Selbstverständnis der 
Kirchen und Religionsgemeinschaften, 1994, S. 146; Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, 
Rdnr. 95 
903 So jedenfalls ein Teil der Religionssoziologie, z.B. Kehrer, Einführung in die Religionssoziologie, 
1988, S. 148 ff.  
904 In diese Richtung auch Magen, Körperschaftstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 229 ff. 
905 So letztlich auch Magen, ebd. 
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wie Organisationen begünstigen, ihre Wurzel in der herausragenden Bedeutung des 

Religiösen für das menschliche Dasein besitzen. 
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Für ein Verständnis des gesamten Religionsverfassungsrechts als grundrechtlich 

bzw. grundrechtsähnlich strukturiert spricht bereits, dass letztendlicher Bezugspunkt 

der religionsverfassungsrechtlichen Regeln das religiöse Individuum ist.

Zweites Kapitel 

Das Staatskirchenrecht als 

grundrechtlich strukturiertes Religionsverfassungsrecht 

 

Wie oben dargestellt wird durch die Gewährleistung der Freiheit, Gleichheit und des 

Eigentums der religiösen Vereinigungen bzw. Religionsgesellschaften ein grundrech-

tlich bzw. grundrechtsähnlich strukturierter „status negativus“ gebildet. Dieser Status 

ist grundlegend, was es nahe legt, auch andere Gewährleistungen des Religionsver-

fassungsrechtes grundrechtlich oder grundrechtsähnlich zu verstehen (I.). Dies 

grundrechtliche Verständnis gilt, wenn man ein erweitertes Verständnis der Wirkun-

gen der Grundrechte zugrunde legt, dann auch für die Bestimmungen des Religions-

verfassungsrechts bzw. Staatskirchenrechts, die nicht im Sinne der Grundrechte als 

Abwehrrechte strukturiert sind (II.). Gegeneinwände verfassungsgeschichtlicher und 

systematischer Natur lassen sich entkräften (III.).  

 

I. 

Ein grundrechtliches bzw. grundrechtsähnliches Verständnis des Religionsverfas-

sungsrechts 

 

906 Dieser 

„individualistische“ Bezugspunkt des Religionsverfassungsrechts legt es nun nahe, 

das gesamte Religionsverfassungsrecht als in einem weiteren Sinne907 grundrech-

tlich bzw. grundrechtsähnlich strukturiert zu verstehen. Grundsätzlich ist nämlich 

anerkannt, dass zwischen einem individualistischem Ausgangspunkt von Verfas-

sungsnormen und einer Ausformung dieses Ausgangspunktes in spezifisch grund-

rechtlichen Normen ein enger Zusammenhang besteht.908 C. Schmitt formulierte prä-

gend: „Grundrechte..... sind Individualrechte, d.h. Rechte des isolierten Einzelmen-

schen. Grundrechte im eigentlichen Sinne sind daher nur individualistische Freiheits-

rechte....“.909

                     
906 Siehe oben S. 77 ff.  
907 Siehe oben S. 193 ff. 
908 Z.B. C. Schmitt, Verfassungslehre, 1928, S. 164 f. 
909 C. Schmitt, ebd. 

  



 

 

219 

219 

 

Die grundrechtlichen bzw. grundrechtsähnlichen Gewährleistungen der religiösen 

Freiheits- (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV), Gleich-

heits- (Art. 3 Abs. 3 GG usw.) und Eigentumsrechte der Religionsgesellschaften (Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV) sind im Sinne eines „Grundstatus“ für das Reli-

gionsverfassungsrechtes fundamental.910 Zwar lassen die religionsverfassungsrech-

tlichen Bestimmungen eine eindeutige Vorrangstellung eines negativ-

abwehrrechtlichen grundrechtlichen Schutzkonzepts zunächst nicht eindeutig erken-

nen, dies zeigt beispielsweise eine Gegenüberstellung von Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 3 WRV und Art. 140 GG i.V.m. 137 Abs. 5 WRV. Aber in der Sache gilt es 

folgendes zu beachten: Staat und religiöse Vereinigungen bzw. Religionsgesellschaf-

ten sind nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 WRV zu unterscheiden.911 Die Frei-

heit und Gleichheit der Religionsgesellschaften wird zunächst als Freiheit und 

Gleichheit vom Staat verstanden, die in einem als ursprünglich verstandenen Raum 

der Autonomie der Religionsgesellschaften wurzeln.912 Hierdurch wird ein Status der 

religiösen Vereinigungen bzw. Religionsgesellschaften konstituiert, denen als auto-

nomen Subjekten „subjektive“ Abwehrrechte zustehen. Da ihre Freiheit bzw. Gleich-

heit als dem Staat vorgeordnete „negative“ Freiheit verstanden wird, d.h. als Aus-

grenzung und Abwesenheit von staatlichem Zwang, ist sie mit der Abwesenheit von 

solchem Zwang gewissermaßen „bereits erreicht“.913 Auf der Grundlage dieser „ne-

gativen“, bereits erreichten Freiheit und Gleichheit macht es dann Sinn, weitere Frei-

heitsschutzpositionen „anzureichern“, da durch eine solche „Anreicherung“ der ein-

mal erlangte Status der „negativen“ Freiheit und Gleichheit nicht wieder in Frage ge-

stellt wird.914 Demzufolge bauen auf dieser abwehrrechtlichen Stellung die „anderen“ 

Garantien des Staatskirchenrechts auf. Bisweilen wird sogar etwas überspitzt formu-

liert, dass die den Religionsgesellschaften jenseits ihrer abwehrrechtlichen Stellung 

zustehenden Garantien „Dreingaben“915

                     
910 Ähnlich Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, z.B. S. 736 ff.  
911 Siehe oben S. 178 ff. 
912 Siehe dazu z.B. Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (60 ff.); Badura, Der Schutz von Religion 
und Weltanschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 12 ff., 18; Isensee, Essener Gespräche 25 
(1991), S. 104 (111 ff.); Walter, Religionsverfassungsrecht, 2006, S. 16 ff.; Korioth, FS Badura, 2004, 
S. 727 (742 ff.).  
913 Vergl. zur allgemeinen Grundrechtsdogmatik E.-W. Böckenförde, FS Arndt, 1969, S. 53 (69).  
914 Vergl. zu diesem Gedankengang in der allgemeinen Grundrechtsdogmatik Schlink, EuGRZ 1984, 
s. 457 (462 ff.).  
915 Siehe Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (86). 

 bzw. „Überhang an institutionellen Absiche-
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rungen“916 darstellten.917 Jedenfalls dürfte in der staatskirchenrechtlichen Diskussion 

Einigkeit darüber bestehen, dass die negativ-abwehr-rechtlich konstituierte Stellung 

der Religionsgesellschaften deren Grundstatus darstellt.918 Dem Gesagten entspricht 

es, wenn innerhalb der allgemeinen Grundrechtsdogmatik der klassisch-

grundrechtliche Eingriffsabwehrstatus als der grundlegende Ausgangspunkt für alle 

weiteren grundrechtlichen Überlegungen angesehen wird.919

Ist nun der „Grundstatus“ der religiösen Vereinigungen bzw. Religionsgesellschaften 

ein Status mit grundrechtlicher bzw. grundrechtsähnlicher (nämlich negativ-

abwehrrechtlicher) Struktur (Freiheit, Gleichheit, Eigentum) liegt es nicht fern, diesen 

grundrechtlichen Ansatzpunkt auch auf die übrigen Bestimmungen des Staatskir-

chenrechts und insbesondere auf alle durch Art. 140 GG inkorporierten Bestimmun-

gen der WRV zu erstrecken. Denn sonst würde das Staatskirchenrecht in einen 

grundrechtlich geprägten Grundstatus und in das Recht eines nicht grundrechtlich 

geprägten „sonstigen“ Status zerfallen: es würde gewissermaßen „in der Mitte“ geteilt 

werden. Angesichts des Umstands, dass das Grundgesetz sowohl den einen wie den 

anderen Status normiert und es ihm jeweils um den nämlichen Sachbereich das Re-

ligiöse geht, wäre eine solche Aufspaltung wenig plausibel.

  

 

920

Gegen die Richtigkeit des Gesagten scheint nun zunächst zu sprechen, dass eine 

Vielzahl religionsverfassungsrechtlicher Bestimmungen schon ihrem Wortlaut, aber 

auch ihrem Gehalt nach nicht in dem Sinne grundrechtlich strukturiert sind, dass sie 

  

 

II. 

Grundrechtliche Ansatzpunkte 

 

                     
916 Siehe Isensee, Essener Gespräche 25 (1991) , S. 104 (112 f.). 
917 Vorsichtiger Robbers, FS Heckel, 1999, S. 411 (415) m.w.N. zur Eigenlegitimation des Körper-
schaftsstatus.  
918 Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (60 ff.); Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 
88; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 99 f.; Isensee, Essener Gesprä-
che 25 (1991), S. 104 (111 ff.). Ähnlich Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundge-
setzes, 2006, z.B. S. 354 ff. 
919 Die Literatur ist unübersehbar, siehe z.B. BVerfGE 7, 198 (204 f.); 50, 290 (337 ff.) und öfter. Aus 
der Lehre z.B. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 290; Stern, Das 
Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 558 ff.; Böckenförde, NJW 1974, S. 
1529 (1537 f.); Ossenbühl, NJW 1976, S. 2100 (2107); Isensee, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 111, 
Rdnr. 11, 21 m.w.N.; Schlink, EuGRZ 1984, S. 457 (467 f.). Tendenziell anders Grimm, in: ders., Die 
Zukunft der Verfassung, 1991, S. 221 (224 ff.). Allgemein zum Problem E.-W. Böckenförde, Zur Lage 
der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990, S. 41 ff.  
920 Vergl. zur entsprechenden Argumentation für das Verhältnis Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und Art. 140 
GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV oben S. 88 ff.  
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im dogmatischen Grundrechtsraster als „negative Abwehrrechte“ verstanden werden 

könnten (Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 bis 6, Art. 138 

Abs. 1, Art. 141 Abs. 1 WRV). Auch geht es nicht an, trotz der offensichtlich anderen 

Struktur jener Gewährleistungen auf diese das grundrechtliche Eingriffs- Abwehr-

schema zu stülpen.921 Gleichwohl ist damit noch nicht gesagt, dass Art. 7 Abs. 3, Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 bis 6, 138 Abs. 1, 141 Abs. 1 WRV keine grundrechtli-

che Struktur im einem weiteren Sinne haben. Denn die Wirkungsweise der Grund-

rechte beschränkt sich nicht darauf, dass diese „nur“ staatsgerichtete Freiheits- und 

Gleichheitsrechte darstellen, die nur im allgemeinen Gewaltverhältnis gelten (1.). 922 

Daher kommt auch ein Verständnis der oben genannten staatskirchenrechtlichen 

Normen unter einem „erweiterten“ grundrechtlichen Verständnis in Betracht (2.).923

1. Nach der neueren Grundrechtsdogmatik sind die Grundrechte nicht darauf be-

schränkt, liberale Eingriffsabwehr- oder Gleichheitsrechte im klassischen Sinne zu 

sein. So gelten die Grundrechte anerkanntermaßen nicht nur für die „allgemeinen“, 

sondern auch für die „besonderen Gewaltverhältnisse“, d.h. für solche Verhältnisse 

zwischen Staat und Bürger, in denen eine „besondere Nähebeziehung“ besteht (z.B. 

 

 

                     
921 Was Morlock und Heinig in ihrem Beitrag in der NVwZ 1999, S. 697 (703 ff.) tun. Wie auch unge-
schriebene Voraussetzungen für eine Verleihung des Körperschaftsstatus im Einzelnen aussehen 
mögen, über die Struktur von Schutzbereich, Eingriff und Rechtfertigung lassen sicher nicht erfassen. 
Die Nichtverleihung eines öffentlich-rechtlichen Status stellt keinen Eingriff in eine Sphäre der urs-
prünglichen, privaten Freiheit dar. 
922 Dies dürfte mittlerweile weitestgehend anerkannt sein. Aus der Rechtspr. z.B. BVerfGE 7, 198 (205 
ff.); 21, 73 (82); 23, 127 (134); 33, 1 (9 ff.); 33, 303 (330); 35, 79 (114); 36, 321 (330); 37, 57 (65); 39, 
1 (36 ff.); 45, 400 (417); 46, 160 (164); 49, 89 (141 f.); 53, 30 (57); 56, 54 (80 f.); 54, 208 (217 ff.); 57, 
295 (320); 58, 358 (366 f.); 64, 308 (310 f.); 66, 116 (131 ff.); 76, 1 (49 f.); 77, 170 (215); 81, 242 (253 
ff.); 83, 238 (295 ff.); 88, 203 (251 ff.); 92, 365 (393 ff.). Aus der Literatur z.B. Jarras/Pieroth, Grund-
gesetz, 8. Aufl. 2006, Rdnr. 1 ff. zu Vorb. vor Art. 1; Sachs, in Sachs, Grundgesetz-Kommentar, 3. 
Aufl. 2003, Vorb. vor Art. 1  Rdrn. 27 ff.; Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 18. Aufl. 2002, 
Rdnr. 73 ff.; Hesse, HdBVerfR, 2. Aufl. 1994, § 5, Rdnr. 13 ff. Auf die zumindest partielle Gegenpositi-
on von E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990 
kann hier nicht eingegangen werden. Es sei nur darauf hingewiesen, dass diese Gegenposition kei-
nesfalls alle Erweiterungen der Grundrechtsdogmatik, die ich nun erläutern werde, von der Hand 
weist.  
923 Dieser Gedanke ist auch bezogen auf das Staatskirchenrechte keineswegs ein umfassende Neuer-
findung – wie im einzelnen noch zu zeigen sein wird, allein wurde ein solches „grundrechtliches“ Ver-
ständnis des Staatskirchenrechts bislang größtenteils nur bei einzelnen Normen des Staatskirchen-
rechts und nicht übergreifend für all seine Normen entwickelt, die nicht abwehr- oder gleichheitsrech-
tlich strukturiert sind. Häberle, DÖV 1976, S. 73 (76) hat bislang davon gesprochen, dass „Die Sache 
Staatskirchenrecht in einer offenen Gesellschaft nur von einer um die leistungsstaatliche Seite erwei-
terten Grundrechtstheorie aus verfasst werden kann“. Ein übergreifender Ansatz findet sich ansonsten 
am ehesten wohl noch bei Meyer-Teschendorf, Staat und Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, 
1979, S. 32 ff., 187 ff.) und jetzt – grundsätzlich – bei Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit 
des Grundgesetzes, 2006, S. 634 ff., 652 ff..  



 

 

222 

222 

Schule, Beamtentum, Strafgefangenenverhältnis924). Das bedeutet für ein Religions-

verfassungsrecht, dass ein „grundrechtliches“ Verständnis von Art. 7 Abs. 2 Satz 1 

GG, Art. 140 GG i.V.m. 141 Abs. 1 WRV nicht daran scheitern kann, dass es dort um 

besondere Gewaltverhältnisse (Schule und Militär) geht. Erst recht kann die bloße 

„Nähe“ zum Staat, wie man sie bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 und 6 WRV für 

die Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts annehmen 

mag, nicht gegen eine grundrechtliche Struktur der genannten Normen (im weiteren 

Sinne) sprechen.925

Die Grundrechte enthalten weiter anerkanntermaßen Vorgaben für Organisations- 

und Verfahrensregelungen. Der Grundgedanke ist, dass – jedenfalls in bestimmten 

Fällen – Grundrechtsschutz nicht nur durch materielles Recht bewirkt werden kann, 

sondern dass ein effektiver Grundrechtsschutz auch durch die Gestaltung von Orga-

nisation und Verfahren herbeizuführen ist.

  

 

926 Dogmatisch gesehen knüpft die Figur 

des Grundrechtsschutzes durch Organisation und Verfahren sowohl an die subjektiv-

rechtliche Seite der Grundrechte als Abwehrrechte als auch an die sogenannte ob-

jektiv-rechtliche Seite der Grundrechte an (u.a.: Drittwirkung der Grundrechte, 

Schutzpflichten).927 Die Frage nach einem Grundrechtsschutz durch Organisation 

zielt darauf ab, wie Grundrechtsschutz durch die „innere“ Organisation von Gruppen 

gewährleistet werden kann.928

                     
924 Zur – allgemein anerkannten – Geltung der Grundrechte im „besonderen Gewaltverhältnis“ BVerf-
GE 33, 1 (9 ff.); 45, 400 (417); 58, 275 (268 ff.); 58, 358 (366 f.); 64, 308 (310 f.). Aus der Literatur z.B. 
Loschelder, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 123, Rdnr. 2 ff.; E.-W. Böckenförde, Zur Lage der Grund-
rechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990, S. 16 ff.  
925 So ist im Rahmen des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV anerkannt, dass der Status einer 
Religionsgesellschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts nicht zur Folge hat, dass die Grund-
rechtsfähigkeit verloren geht. Z.B. BVerfGE 19, 1 (5); 24, 236 (246); 42, 312 (321 f.); 53, 366 (387). 
Bei Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV kommt es zu Sonderproblemen, siehe oben S. 160 ff. und 
unten S. 233 ff. 
926 Aus der Rechtsprechung z.B. BVerfGE 53, 30 (65 ff.); 46, 325 (334 f.); 51, 150 (156 ff.); 65, 1 (44); 
63, 131 (143); 73, 280 (296); 90, 60 (96); 77, 170 (229 f.). Aus der Literatur z.B. Hesse, HdBVerfR, 2. 
Aufl. 1994, § 5, Rdnr. 42 ff.; Bethge, NJW 1982, S. 1 ff.; Denninger, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 113, 
Rdnr. 5 ff. 
927 Dazu z.B. Jarras/Pieroth, Grundgesetz, 8. Aufl. 2006, Rdnr. 13 ff. zu Vorb. vor Art. 1; Dreier, Jura 
1994, S. 505 (511) m.w.N. aus Rechtsprechung und Literatur. Davon zu unterscheiden ist die Frage, 
wie Grundrechtsschutz durch Organisation und Verfahren (also die Frage nach Art und Weise des 
Schutzes) grundrechtsdogmatisch zu konstruieren ist. Hier gehen die Meinungen von einer abwehr-
rechtlichen Konstruktion zu einer Teilhabe- oder Schutzpflichtkonstruktion (Vergl. dazu Denninger, 
HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 113, Rdnr. 4; Dreier, ebd., S. 511 m.w.N. zum Streitstand). 
928 Zur im Einzelnen streitigen Abgrenzung zum Grundrechtsschutz durch Verfahren siehe Stern, Das 
Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 959 ff. 

 Dabei geht es vor allem um Konstellationen, in denen 

ein Grundrecht faktisch nur unter Inanspruchnahme besonderer (staatlicher oder 

nichtstaatlicher „gesellschaftlicher“) Leistungen oder Einrichtungen ausgeübt werden 
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kann.929 So ist für den Bereich des Rundfunks und der Universität Grundrechtsschutz 

(bezüglich der Rundfunkfreiheit und Wissenschaftsfreiheit) durch die Gestaltung der 

inneren Organisation der genannten Gruppen zu gewährleisten;930 diese Gewährleis-

tungsaufgabe obliegt dem Gesetzgeber.931 Die Frage nach dem Grundrechtsschutz 

durch Verfahren zielt hingegen darauf, wie Grundrechtsschutz durch die „äußere“ 

Regelung von staatlichem Verfahren sowohl für Individuen als auch für Organisatio-

nen zu gewährleisten ist. Dabei geht es unter anderem darum, ob durch das Ergeb-

nis eines Verwaltungsverfahrens das Grundrecht eines Verfahrensbeteiligten betrof-

fen werden kann.932 Die „Ratio“ des Grundrechtsschutzes durch Verfahren in dieser 

Fallgruppe liegt darin, dass der „Schutz“ durch Verfahren Defizite des materiellen 

Rechts ausgleichen soll.933 In diesen Fällen ist Grundrechtsschutz durch die Gestal-

tung des Verwaltungsverfahrens zu bewirken; Adressat dieser Verpflichtung ist auch 

hier zunächst der Gesetzgeber.934

Schließlich kommt den Grundrechten eine leistungsrechtliche Seite zu und sie kön-

nen unter bestimmten Voraussetzungen sogar unmittelbare Leistungsrechte darstel-

len.

  

 

935

                     
929 Als klassische Beispiele gelten hier die Grundrechte der Rundfunk- und Wissenschaftsfreiheit: Im 
Bereich der Rundfunkfreiheit sind die Frequenzen knapp und müssen staatlich zugeteilt werden, auch 
ist ein außergewöhnlich hoher finanzieller Aufwand für die Veranstaltung von Rundfunk erforderlich. 
Im Bereich der Wissenschaftsfreiheit findet Wissenschaft auch und vor allem in den öffentlich-rechtlich 
organisierten Universitäten statt; Leistung und Eingriff sind hier untrennbar miteinander verwoben 
930 Zur Rundfunkfreiheit z.B. BVerfGE 57, 295 (320); 73, 118 (153); 83, 238 (296). Zur Wissenschafts-
freiheit etwa BVerfGE 35, 79 (114 f.); 85, 360 (384); 93, 85 (95). Dabei verschwimmt freilich die Gren-
ze zwischen „innerer“ Organisation und „äußerer“ Gestaltung des Verfahrens. Siehe bei der Rund-
funkfreiheit z.B. BVerfGE 57, 295 (327); 73, 118 (153) – Verfahrensrechtliche Vorgaben für die Aus-
wahl unter mehreren Bewerbern bei Knappheit der Frequenzen. 
931 Siehe dazu z.B. BVerfGE 83, 238 (296 f.); 57, 295 (320 f.); 66, 155 (177); 35, 79 (116 ff.) 
932 Zu dieser Fallgruppe z.B. Ossenbühl, FS Eichenberger 1982, S. 184 ff.; Stern, Das Staatsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 976 ff.; Denninger, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 113, 
Rdnr. 7, 18. Dort auch die Erwähnung anderer Fallgruppen. 
933 Siehe dazu z.B. BVerfGE 53, 30 (62 ff.); 63, 131 (143); Wahl, VVDStRL 41 (1983), S. 151 (170); 
Pietzcker, VVDStRL 41 (1983), S. 193 (201 ff.). Diese Defizite können z.B. darin liegen, dass im mate-
riellen Recht nur unvollständig kontrollierbare Beurteilungsspielräume der Verwaltungsbehörden vor-
handen sind, auch kann es um Fälle gehen, in denen das materielle Recht „zu spät“ kommt, weil be-
reits im Vorfeld „vollendete Tatsachen“ durch die Verwaltung geschaffen worden sind. Beispiel ist hier 
ein Betroffenheit des Art. 14 Abs. 1 GG im Zwangsversteigerungsverfahren (BVerfGE 49, 220 <225 
ff.>). 
934 Nur wenn die Auslegung des einfachen Rechts dies zulässt, kann Grundrechtsschutz durch Ver-
fahren auch verfassungsunmittelbar gewährt werden Vergl. z.B. BVerfGE 65, 1 (49, 61 f.); 83, 130 
(153). Aus der Literatur Ossenbühl, DÖV 1981, S. 1 (9); Grimm, NVwZ 1995, S. 865 (865). A.A. Lau-
binger, VerwArch 73 (1982), S. 60 (77).  

 Dabei ist mit leistungsrechtlicher Seite zunächst gemeint, dass die Grundrech-

935 Der Begriff der Leistungsrechte (oder Teilhaberechte) wird hier wie folgt gebraucht: Es geht um 
subjektive Rechte die unmittelbar, also ohne Vermittlung durch einen Akt der Gesetzgebung, aus den 
Grundrechten des Grundgesetzes fließen sollen und auf ein bestimmtes staatliches Tätigwerden im 
Sinne einer Sach- oder Geldleistung gerichtet sind (Die Definition folgt hier im wesentlichen Sendler, 
DÖV 1978, S. 581 <581>; Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 289. Zu 
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te nicht nur Abwehrrechte darstellen, sondern dass sie grundsätzlich auch auf ein 

staatliches Tätigwerden oder eine staatliche Leistung gerichtet sein können.936 

Rechtsprechung und Literatur haben diese leistungsrechtliche Seite in einzelnen 

Konstellationen in dem Sinn zu unmittelbaren Leistungsansprüchen verdichtet, dass 

der Leistungsanspruch unmittelbar den Grundrechten entspringt, ohne dass ein 

Dazwischentreten des Gesetzgebers notwendig wäre.937 Grundgedanke der leis-

tungsrechtlichen Seite der Grundrechte und der Grundrechte als unmittelbarer Leis-

tungsrechte ist zum einen, dass jede reale Ausübung von Freiheit (Berufsfreiheit, 

Reisefreiheit, allgemeine Handlungsfreiheit) jedenfalls zum Teil einer „materiellen“ 

Grundlage bedarf: ohne Arbeit ist Art. 12 Abs. 1 GG „sinnlos“, ohne Geld wird die 

allgemeine Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG jedenfalls teilweise obsolet.938 

Zum anderen ist maßgeblich, dass durch die allgemeine gesellschaftliche Entwick-

lung der beherrschte Lebensraum individueller Autarkie durch den sozialen Lebens-

raum effektiver Sozialleistungen und Sozialbeziehungen ersetzt wird.939

Ein Verständnis der Grundrechte als Leistungsrechte wirft Grundprobleme auf. So ist 

die Reichweite der „Grundrechte als Leistungsrechte“ zunächst einmal unbestimmt 

und auf gesetzliche Konkretisierung angewiesen.

  

 

940

                                                                
weiteren Definitionen siehe etwa Murswiek, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 112, Rdnr. 5 ff.; Stern, Das 
Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 687 ff. 
936 Vergl. neben den genannten Autoren vor allem H.H. Rupp, AöR 101 (1976), S. 160 (178); Bethge, 
Der Staat 24 (1986), S. 351 (376): „Im Grundsatz muss daher anerkannt werden, dass in...... den 
Grundrechten auch die Wurzel und der Rahmen für positive Leistungsverpflichtungen des Staates 
angelegt sind.“ 
937 Siehe oben FN 935, 936 und Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 
1988, S. 718 ff.; Dreier, Jura 1994, S. 505 (508): „Wenige, nicht ins Gewicht fallende Ausnahmetat-
bestände“. Strikt für die Notwendigkeit eines Dazwischentretens des Gesetzgebers z.B. Rupp, ebd., 
S. 178; Bethge, ebd., S. 376. In der Sache ist freilich zu sagen, dass nicht recht einzusehen ist, war-
um es immer und grundsätzlich eines Dazwischentretens des Gesetzgebers bedürfen sollte, um ein 
subjektives Recht entstehen zu allen. Vergl. in etwa anderem Zusammenhang E.-W. Böckenförde, Zur 
Lage der Grundrechtsdogmatik nach 40 Jahren Grundgesetz, 1990, S. 36. 
938 Vergl. E.-W. Böckenförde, in: Soziale Grundrechte, Hrsg. von Ernst-Wolfgang Böckenförde/Jürgen 
Jekewitz/Thilo Ramm, 1981, S. 7 (9); H. H. Rupp, ebd., S. 176 ff.; Bethge, ebd., S. 375 ff.; Ossenbühl, 
NJW 1976, S. 2100 (2105); Murswiek, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 112, Rdnr. 87 ff. Aus der Rechtspr. 
vergl. BVerfGE 75, 40 (63 ff.); 90, 107 (114 ff.). 
939 Vergl. E.-W. Böckenförde, NJW 1974, S. 1529 (1535); Murswiek, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 112, 
Rdnr. 87 ff. Vergl. dazu BVerfGE 33, 303 (330 ff.). 
940 Welche Arbeit gibt ein „Recht auf Arbeit“, welche Wohnung gibt ein „Recht auf Wohnung“, usw. 

 Weiterhin liegt grundsätzlich ei-

ne Grenze der Grundrechte als Leistungsrechte darin, dass immer nur das finanziell 

Mögliche und sogar nur das finanziell vernünftigerweise Mögliche gefordert werden 

kann; wass aber vernünftigerweise finanziell möglich ist, hat zunächst der Gesetz- 
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und Haushaltsgesetzgeber zu entscheiden.941 Dementsprechend war die leistungs-

rechtliche Seite der Grundrechte nicht oder nur sehr bedingt im Grundgesetz ange-

legt.942 Mittlerweile wird sie gleichwohl in ständiger Rechtsprechung943 und von der 

herrschenden Meinung der Lehre944 grundsätzlich anerkannt, wobei aber der dogma-

tische Ansatz für die Funktion der Grundrechte als Leistungsrechte letztlich offen 

ist.945 Daher überrascht es nicht, dass Rechtsprechung und Lehre von einer konkre-

ten dogmatischen Ausformung der Grundrechte als Leistungsrechte weit entfernt 

sind. Man wird aber im Grundsatz festhalten können, dass den Grundrechten nur 

ausnahmsweise originäre946 Leistungsrechte entspringen können.947

Grundvoraussetzung für die Annahme eines originären grundrechtlichen Leistungs-

anspruchs ist eine Situation, in der ein Grundrecht ohne Konstituierung eines solchen 

Anspruchs jedenfalls partiell praktisch leerliefe.
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941 Vergl. zu alledem zusammenfassend Murswiek, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 112, Rdnr. 90 ff.; E.-W. 
Böckenförde, NJW 1974, S. 1529 (1536); Isensee, Der Staat 19 (1980), S. 367 (381 ff.) jeweils m.w.N. 
942 Vergl. Isensee, ebd., S. 367 ff.  
943 Z.B. BVerfGE 33, 303 (329 ff); 35, 79 (114 f.); 75, 40 (61 ff.); 90, 107 (114 ff.). 
944 Siehe z.B. Murswiek, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 112, Rdnr. 26 ff.; Stern, Das Staatsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 690 ff.; Hesse, HdBVerfR, 2. Aufl. 1994, § 5, Rdnr. 28 ff.; 
H. Dreier, Jura 1994, S. 505 (507 ff.) jeweils m.w.N. Grundsätzlich ablehnend z.B. Ossenbühl, NJW 
1976, S. 2100 (2104 f.). 
945 So ganz ähnlich E.-W. Böckenförde, NJW 1976, S. 1529 (1536). Zum Problem auch Breuer, FG 
BVerwG, 1978, S. 89 (92). So kann ein leistungsrechtliches Verständnis zunächst einmal an die ab-
wehrrechtliche Seite der Grundrechte anknüpfen und diese gewissermaßen um ihre materiellen Vor-
aussetzungen erweitern (Vergl. Lübbe-Wolff, Die Grundrechte als Eingriffsabwehrrechte, 1988, S. 69 
ff. Siehe BVerfGE 75, 40 <62 ff.>; 90, 107 <114 ff.>). Ein solches Verständnis kann aber auch an der 
objektiv-rechtlichen Seite der Grundrechte (So z.B. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 709 ff.; Redeker, FG BVerwG, 1978, S. 511 <511 f.>. Aus der Recht-
sprechung z.B. BVerfGE 33, 303 <330 f.>) oder an ein Verständnis der Grundrechte als Verfahrens- 
und Organisationgarantien anknüpfen (Vergl. Häberle, VVDStRL 30 <1972>, S. 43 ff. <112 ff.>; Den-
ninger, HdBStR V, 2. Aufl. 2000, § 113, Rdnr. 40 ff.  
946 Zu den dagegen grundsätzlich anerkannten „derivativen Teilhaberechte“ siehe BVerfGE 33, 303 
(336 ff.); 45, 376 (386 ff.); Hesse, HdBVerfR, 2. Aufl. 1994, § 5, Rdnr. 29; Murswiek, ebd., Rdnr. 68 ff. 
947 So auch H. Dreier, Jura 1994, S. 505 (508). 
948 So kann es zum einen sein, dass das gesamte Grundrecht ohne die Zubilligung einen Anspruchs 
leerliefe; dies ist die Situation in der man bei Art. 7 Abs. 4 GG eine grundrechtliche Leistungspflicht 
des Staats für Privatschulen annimmt (BVerfGE 75, 40 <56 ff.>; 90, 60 <114 ff.>). Zum anderen kann 
es sein, dass ein Grundrecht weitgehend nur in öffentlich-rechtlichen Organisationszusammenhängen 
ausgeübt werden kann, woraus dann auch eine Pflicht zur angemessenen Förderung der so organi-
sierten Grundrechtssubstanz fließen kann. Dies ist die Situation, in der man aus der Wissenschafts-
freiheit eine Pflicht zur finanziellen Grundausstattung des Wissenschaftlers folgert (BVerfGE 35, 79 
<115>; 43, 242 <285>); Sendler, DÖV 1978, S. 581 (587f.) Einen Anspruch auf Grundausstattung 
ablehnend BVerwGE 52, 339 (341 ff.). Schließlich kann der Fall so liegen, dass der Gesetzgeber eine 
bestimmten Teilbereich (aber nur diesen) faktisch monopolisiert hat, in diesem Fall mag ihn auch die 
Pflicht treffen, diese Teilbereich angemessen zu alimentieren und ggf. zu erweitern. Dieser Gedanke 
spielt eine Rolle beim Ausbildungsrecht und beim absoluten NC für Medizin (Vergl. BVerfGE 33, 303 
<332 ff.>). 

 Wenn und soweit ein grundrech-

tlich originärer Leistungsanspruch gegeben ist, richtet er sich von vornherein nur auf 

den Minimalstandard der geboten ist, um das Grundrecht „gerade noch“ am Leben 
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zu erhalten.949 Dieser Minimalstandart wird weiter dadurch eingeschränkt, dass auch 

er unter dem Vorbehalt der vernünftigen Finanzierbarkeit steht.950 Wenn und soweit 

eine dergestalt bezeichnete Leistungsverpflichtung besteht, besteht sie zunächst 

einmal nur objektiv-rechtlich und wendet sich an den Gesetzgeber. Nur im Fall einer 

evidenten Untätigkeit wird aus der objektiv-rechtlichen Leistungsverpflichtung ein 

subjektiv-rechtlicher Anspruch.951

Gleichwohl ist - nach dem hier vertretenen Verständnis – grundlegend für die so ver-

standenen Weiterungen der Grundrechtsdogmatik, dass letztlicher Bezugspunkt die-

ser Weiterungen Freiheit, Gleichheit und Eigentum des Einzelnen (nicht: vereinzel-

ten) Individuums sind und dass Staat und Gesellschaft zu trennen sind. Freiheit und 

Gleichheit werden zunächst als Freiheit und Gleichheit vom Staat verstanden, die in 

einem als ursprünglich verstandenen Raum der Autonomie der Individuen wurzeln.

 

 

952

2. Vor diesem erweiterten Ansatzpunkt sind auch die Bestimmungen der Art. 7 Abs. 

3 Satz 1 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 bis 6, Art. 138 Abs. 1 und Art. 141 

WRV „grundrechtlich“ bzw. „grundrechtsähnlich“ in einem weiteren Sinne zu verste-

hen: Im Zentrum des Religionsverfassungsrecht stehen Freiheits- Gleichheits- und 

Eigentumsrechte des Einzelnen (nicht: vereinzelten) Gläubigen, auf denen die Rech-

te der religiösen Organisationen aufbauen. Freiheit und Gleichheit (und Eigentum) 

werden zunächst als Freiheit und Gleichheit (und Eigentum) vom Staat verstanden, 

 

Insoweit ist der Status der Grundrechte als „klassische Eingriffsabwehrrechte“ grund-

legend; die Weiterungen dehnen den Raum der Freiheit und Gleichheit aus und ge-

währen gewisse materielle Positionen; der grundlegende Status wird dadurch aber 

nicht in Frage gestellt. 

 

                     
949 Vergl. aus der Rechtsprechung BVerfGE 75, 40 (67 f.); 90, 60 (107). Zur Konzeption des Minimals-
tandarts vor allem Breuer, FG BVerwG, 1978, S. 89 (94 ff.) Kritisch Murswiek, HdBStR V, 2. Aufl. 
2000, § 112, Rdnr. 98 ff.  
950 Dieser Vorbehalt gilt erst recht, wenn man die Konzeption eines Minimalstandarts ablehnt. Vergl. 
zum „Finanzvorbehalt“ z.B. BVerfGE 33, 303 (333 ff.); 90, 107 (116); 75, 40 (68); BVerwGE 52, 339 
(345 ff.), E.-W. Böckenförde, NJW 1974, S. 1529 (1536); Murswiek, ebd., Rdnr. 57 ff. Kritisch zu alle-
dem Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III/1, 1988, S. 716 ff. Zur Geltung 
des Finanzvorbehalts bei Ablehnung der Minimalkonzeption Murswiek, ebd., Rdrn. 107 m.w.N. 
951 Vergl. BVerfGE 33, 303 (333); 43, 291 (313 f.,327); 90, 107 (116 ff.); Murswiek, ebd., Rdnr. 106 ff.; 
Jarras, AöR 110 (1985), S. 363 (388 f.); E.-W. Böckenförde, ebd., S. 1536.  
952 Siehe dazu z.B. Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 (60 ff.); Badura, Der Schutz von Religion 
und Weltanschauung durch das Grundgesetz, 1989, S. 12 ff., 18; Isensee, Essener Gespräche 25 
(1991) , S. 104 (111 ff.); Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung der Gerich-
te der Bundesrepublik Deutschland, 1971, S. 354 ff. 
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die in einem als ursprünglich verstandenen Raum der Autonomie der religiösen Ver-

einigungen bzw. Religionsgesellschaften wurzeln.953

Insoweit ist der Status der abwehrrechtlich strukturierten Religionsrechte grundle-

gend,

 

 

954 er kann aber im Sinne der modernen Grundrechtsdogmatik angereichert 

werden: Auch in den Fällen der Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 

Abs. 5 bis 6, Art. 138 Abs. 1 und Art. 141 WRV geht es um grundrechtsähnlichen 

Schutz im weiteren Sinne, nämlich um den Schutz der Religion im besonderen Ge-

waltverhältnis, um den Schutz durch Organisation und Verfahren sowie um den 

Schutz durch Leistung. Die Gehalte dieser Bestimmungen werden damit zwar nicht 

überflüssig (da man sie ohnehin aus Art. 4, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV, 

Art. 3 Abs. 1 und 3 GG sowie aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV in Verbin-

dung mit den genannten Grundrechtsgehalten ableiten könne955). Gleichwohl können 

die genannten Gewährleistungen nicht losgelöst, sondern nur im Zusammenhang 

und vor dem Hintergrund956

a) Der Gedanke der Grundrechtsgeltung in „besonderen Gewaltverhältnissen“ und 

der leistungsrechtliche Grundrechtsgedanke, gerade soweit dieser sich auf eine Mit-

benutzung „staatlich monopolisierter“ öffentlicher Sachen bzw. Anstalten bezieht, 

findet sich zunächst in Art. 140 GG i.V.m. Art. 141 Abs. 1 WRV wieder.

 der Gewährleistungen der religiösen Freiheit und Gleich-

heit sowie des Schutzes des religiösen Eigentums gesehen werden.  

 

957

                     
953 Siehe dazu z.B. Hollerbach, ebd.; Badura, ebd.; Isensee, ebd.; Listl, ebd.; Borowski, Die Glaubens- 
und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 736 ff. 
954 Siehe oben S. 153 ff., 200 ff., 202 ff.  
955 So für den Fall des Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG der „Vorwurf“ einer solchen Deduzierung durch Renck, 
JZ 2000, S. 561 (562). „Anlass“ für diesen Vorwurf mag freilich die bisweilen etwas weitgreifende Art 
gewesen sein, mit der aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG unmittelbar Regelungen deduziert wurden, wie 
doch erst in Art. 140 GG i.V.m. den in Bezug genommen Bestimmungen der WRV verbürgt wurden. 
Das gesamte inkorporierte Staatsrecht wurde dadurch – zu Unrecht – als bloß deklaratorisch verstan-
den. Ansätze zu einer solchen zu weit ausgreifenden Deutung Listl, Das Grundrecht der Religionsfrei-
heit in der Rechtsprechung der Gerichte der Bundesrepublik Deutschland, 1971, S. 447 ff. Eine solche 
Deutung zu Recht ablehnend v. Campenhausen, Staatskirchenrecht, 3. Aufl. 1996, S. 81; Hollerbach, 
HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 138, Rdnr. 108 ff.; Isensee, Essener Gespräche 25 (1991) , S. 104 (112 
f.). 
956 Vergl. M. Heckel, JZ 2000, S. 563 f.; ders., ZevKR 44 (1999), S. 147 (155 ff.); ders., Religionsfrei-
heit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (698 ff.); Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), 
S. 57 (86 ff.); Isensee, ebd., S. 112 f.; de Wall, NVwZ 1987, S. 465 (465).  
957 Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 1 zu Art. 140 
Art. 141 WRV; Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 649 ff. 

 Nach Art. 

140 GG i.V.m. Art. 141 WRV sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme religiö-

ser Handlungen (Gottesdienst und Seelsorge), soweit hierfür ein Bedürfnis besteht, 

im Heer, in Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen öffentlichen Anstalten zu-
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zulassen. Grundlage für diese Bestimmung sind die Erwägungen, dass die Religions-

freiheit des Einzelnen nicht isoliert „im Kämmerchen“ ausgeübt werden kann und 

dass er für die Ausübung des Glauben (im weiteren Sinne) notwendig auf andere 

angewiesen ist, mag es sich dabei um einzelne Seelsorger (Seelsorge) oder die 

Gemeinschaft der Gläubigen (Gottesdienst) handeln. Die in diesen besonderen Ge-

waltverhältnissen (Heer, Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen öffentlichen 

Anstalten) lebenden Personen werden aber durch das besondere Gewaltverhältnis 

zunächst einmal weitgehend daran gehindert, Seelsorge in Anspruch zu nehmen 

bzw. Gottesdienste zu besuchen.958 Diese Lücke füllt Art. 140 GG i.V.m. Art. 141 

Abs. 1 WRV aus: Durch das Zutrittsrecht wird auch der dem besonderen Gewaltver-

hältnis Angehörige in den Stand versetzt, sein Grundrecht aus Art. 4 Abs. 1 und 2 

GG zu verwirklichen.959 Damit verbürgt Art. 140 GG i.V.m. Art. 141 Abs. 1 WRV ein 

subjektives Recht der Religionsgesellschaften auf Zutritt. Allein die Freiheitsrechte 

der Religionsgesellschaften (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 

3 WRV) würden ihnen einen solchen Zutritt zunächst nicht eröffnen, geht es doch 

insoweit um eine, in der Terminologie des öffentlichen Sachenrechts, „Sondernut-

zung“. Diese Möglichkeit der „Sondernutzung“ eröffnet Art. 140 GG i.V.m. Art. 141 

Abs. 1 WRV,960 womit diese Bestimmung ein - von der Freiheit der Religionsgesell-

schaften her gedachtes – Leistungsgrundrecht, nämlich ein Grundrecht auf Sonder-

nutzung,961 gewährleistet.962

b) Der Gedanke der Grundrechtsgeltung in „besonderen Gewaltverhältnissen“ und 

der leistungsrechtliche Grundrechtsgedanke, gerade soweit er sich auf eine Mitbe-

nutzung „monopolisierter“ öffentlicher Sachen bzw. Anstalten bezieht, findet sich wei-

  

 

                     
958 Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 651. Entsprechen-
des gilt für die Seelsorge usw. in Krankenhäusern. Hier geht es zwar nicht um eine besonderes Ge-
waltverhältnis, indes kann der Patient auch hier – jedenfalls nicht ohne weiteres – das Krankenhaus 
verlassen. Zu einer Geltung der Norm nur für öffentliche Krankenhäuser Ehlers, in: Sachs, Grundge-
setz-Kommentar, 3. Aufl. 2003, Art. 140 GG, Art. 141 WRV, Rdnr. 4. 
959 So z.B. v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 197 f.; Isensee, Essener 
Gespräche 23 (1989), S. 33 ff. (36 ff.), Eick-Wildgans, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 70, S. 995 (995 f.).  
960 v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, ebd.; Pirson, Essener Gespräche 23 (1989), S. 4 
(11). 
961 Vergl. Ehlers, Essener Gespräche 23 (1989), S. 33 (40). 
962 Fraglich ist hingegen, ob Art. 140 GG i.V.m. Art. 141 Abs. 1 WRV auch ein subjektiv-öffentliches 
Recht der Anstaltsinsassen auf Ermöglichung des Zutritts beinhaltet (Siehe dazu v. Campenhausen, 
in: von Mangold/Klein/Starck, GG, Bd. 14, 3. Aufl. 1991, Art. 140 GG, Art. 141 WRV, Rdnr. Rdnr. 10; 
Jeand`Heur/Korioth, Grundzüge des Staatskirchenrechts, Stuttgart 2000, Rdnr. 292). Dies ist – jeden-
falls im Hinblick auf den Wortlaut der Vorschrift – wohl zu verneinen. Dabei darf aber nicht außer acht 
bleiben, dass die Ratio des Art. 140 GG i.V.m. Art. 141 Abs. 1 WRV gerade darin liegt, dass indivi-
duelle Grundrecht des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG unter den besonderen Bedingungen des „besonderen 
Gewaltverhältnisses“ zu verwirklichen, siehe oben S. 227.  
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terhin wieder in Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG wieder.963 Während es aber bei Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 141 Abs. 1 WRV nur um ein Zutrittsrecht an den dort genannten Anstalten 

geht, fordert Art. 7 Abs. 3 GG weit darüber hinaus, dass der Religionsunterricht von 

staatlichen Lehrern und staatlich finanziert durchzuführen ist, auch wenn sein konk-

reter Inhalt von den Religionsgesellschaften bestimmt wird (Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG). 

Insoweit wird zum Teil die Ansicht vertreten, dass Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG „lediglich“ 

eine institutionelle Garantie beinhalte und ein grundrechtliches Verständnis aus-

scheide.964 Dabei wird einerseits (Hollerbach) betont, dass entscheidende Ratio für 

den Religionsunterricht das eigene Interesse des Staats an der „Bewahrung und 

Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens“ sei. 

Andererseits (Renck) wird hervorgehoben, dass Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ein Abwehr-

grundrecht darstellt und aus ihm keine Leistungsansprüche auf staatlichen Religi-

onsunterricht abgeleitet werden könnten. Beide Argumente können freilich nicht 

überzeugen: Von Verfassungs wegen kann die Stellung der Religionsgesellschaften 

gerade nicht von ihrer „Integrationsfunktion“ her verstanden werden.965

Generell handelt es sich bei „Schule“ (unbeschadet der Norm des Art. 7 Abs. 1 GG) 

nicht nur um ein institutionelles Problem. Vielmehr treffen in der Schule die Grund-

rechte der Schüler, Lehrer und ggf. Erziehungsberechtigten (aus Art. 6 Abs. 2 GG) 

aufeinander.

 Auch geht es 

nicht darum, aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG Leistungsrechte herzuleiten, sondern nur 

darum, zu fragen, ob Art. 7 Abs. 3 GG einen leistungsrechtlichen „Hintergrund“ hat. 

Dass die Funktion der Grundrechte ausschließlich darin besteht, Abwehrrechte zu 

sein ist jedenfalls falsch. Im Einzelnen wird man daher zum grundrechtlichen Bezug 

des Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG folgendes sagen können: 

 

966 Vor allem ist Schule nicht Selbstzweck,967 sie dient auch und gerade 

dem durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützten Rechtsgut der individuellen Persönlich-

keitsentfaltung des Kindes entsprechend seiner Anlagen.968

                     
963 Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 648 ff. 
964 So – vor allem – Renck, NVwZ 1992, S. 1171 (1171 f.); ders., DÖV 1994, S. 27 (31) und öfter. Et-
was in diese Richtung gehend auch Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 140, Rdnr. 34. 
965 Siehe oben S. 66 ff.  
966 Vergl. zum „Nebeneinander“ von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 und Art. 7 Abs. 1 GG BVerfGE 34, 165 (182 
f.); 47, 46 (71 ff.); 52, 223 (236); 98, 218 (244 ff.); Ossenbühl, DÖV 1977, S. 801 (805 ff.). A.A. 
Schmitt-Kammler, in: Sachs, Grundgesetz-Kommentar, 3. Aufl. 2003, Art. 7 Rdnr. 22. 
967 Vergl. P. M. Huber, BayVBl 1994, S. 545 (546). 
968 P. M. Huber, ebd., S. 547; Jarras, DÖV 1995, S. 674 (675 ff.). 

 Insoweit steht „Schule“ 

von vornherein mit einem teilhabe- und leistungsrechtlichen Grundrechtsverständnis 
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in Zusammenhang.969

Auf der einen Seite steht die grundrechtliche Stellung der Religionsgesellschaften 

aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV. Die 

Freiheit ihres Wirkens umfasst dabei auch das Recht nach ihren Maßstäben Religi-

onsunterricht zu erteilen;

 Insoweit verbindet gerade Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG zwei grund-

rechtliche Positionen: 

 

970 hieraus folgt freilich kein Recht, den Religionsunterricht 

in staatlichen Räumen mit staatlichen Lehrern zu erteilen.971 Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG 

greift nun das Recht der Religionsgesellschaften Religionsunterricht zu erteilen auf. 

Dabei wird die Frage, was Inhalt des staatlichen Religionsunterrichts sein soll, den 

Religionsgemeinschaften überlassen (Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG). Nach Art. 7 Abs. 3 

Satz 1 GG tritt dann jedoch ein organisations- und leistungsrechtlicher Aspekt hinzu: 

Der Staat gestattet den Religionsgemeinschaften den „geistigen Zutritt“ in das be-

sondere Gewaltverhältnis Schule und stellt dafür sogar weitergehend personelle 

Ressourcen (Beamte) und sachliche Mittel zur Verfügung.972 Hintergrund dieser Ver-

fassungsentscheidung ist, dass eine privat-religionsgesellschaftliche Organisation 

von Religionsunterricht für die Religionsgesellschaften einen nicht unerheblichen Fi-

nanzierungs- und Organisationsaufwand zur Folge hätte. Insbesondere dürfte die 

Chance geringer sein, mit ihm so viele Schüler zu erreichen, wie es durch eine Ein-

fügung in den „normalen“ Schulalltag möglich ist. Das Grundproblem des leistungs-

staatlichen Grundrechtsverständnisses, die Begrenztheit der zur Verfügung stehen-

den Mittel, wird dadurch gelöst, dass Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG den Leistungsinhalt 

konkret umschreibt.973

Andererseits und vor allem ist die grundrechtliche Stellung der Schüler zu berück-

sichtigen. Durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ist auch das Recht geschützt, Religion zu 

erlernen bzw. an einem bestehenden Religionsunterricht teilzunehmen. Daraus folgt 

zwar nicht unmittelbar das Recht, staatlichen Religionsunterricht zu erhalten.

  

 

974

                     
969 P. M. Huber, ebd., S. 546; Jarras, ebd., S. 675.  
970 de Wall, NVwZ 1997, S. 465; Oebbecke, DVBl 1996, S. 336 (339). Aus der Rechtspr. etwa BVerf-
GE 24, 236 (246); 32, 98 (106).  
971 Dies ist anerkannt, z.B. Renck, JZ 2000, S. 561 (562); M. Heckel, JZ 2000, S. 563; de Wall, ebd.  
972 So auch de Wall, ebd.; Jarras/Pieroth, Grundgesetz, 8. Aufl. 2006, Art. 7 Rdnr. 8; M. Heckel, JZ 
1999, S. 741 (746); Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 650 
ff.  
973 de Wall, ebd.  
974 M. Heckel, JZ 1999, S. 741 (746); de Wall, ebd., S. 466; Korioth, NVwZ 1997, S. 1041 (1045).  

 In 

dieser lediglich abwehrrechtlichen Komponente erschöpft sich aber Art. 4 Abs. 1 und 
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2 GG nicht. Vielmehr wird auch dort in der Situation des besonderen Gewaltverhält-

nisses (da in ihm der allgemeine Lebensraum ohnehin eingeengt ist) der Aspekt des 

Grundrechtsschutzes durch Organisation sowie der leistungsrechtliche Grundrechts-

aspekt relevant: Der Staat ist nicht nur gehalten religiösen Freiraum offen zu halten, 

vielmehr muß er grundsätzlich auch durch fördernde Maßnahmen das Religiöse und 

die religiösen Freiräume unterstützen.975 Vor diesem Hintergrund erhält Art. 7 Abs. 3 

Satz 1 GG auch für die Schüler eine grundrechtlich-leistungsrechtliche Bedeutung: 

Der Religionsunterricht nach Art. 7 Abs. 3 GG ist „Ausgleich“ für die Begrenzung des 

Lebensraumes durch Schule und dient als „Gegenleistung“ den religiösen Belangen 

der Schüler.976 Für diesen grundrechtlichen Ansatzpunkt spricht, dass den Schülern 

die Teilnahme am Religionsunterricht freigestellt ist (Art. 7 Abs. 2 GG) bzw. dass sie 

sich ab dem 14 bzw. 18 Lebensjahr vom Religionsunterricht abmelden können.977

In der Gewährleistung des Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG laufen mithin zwei grundrechtliche 

Positionen, die der Religionsgesellschaften und die der Schüler, zusammen und 

werden im Sinne eines Leistungsrechts im „besonderen Gewaltverhältnis“ ausge-

formt. Daraus folgt, dass jedenfalls die Religionsgesellschaften sich auf die Gewähr-

leistung des Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG berufen können.

  

 

978 Ob Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG 

auch subjektive Rechte der Schüler auf Durchführung eines Religionsunterrichts be-

gründet, ist hingegen strittig.979

c) Auch der Status der Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen 

Rechts (Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 und 6 WRV) lässt sich grundrechtlich in 

einem weiteren Sinne, nämlich im Sinne eines Grundrechtsschutzes durch Organisa-

  

 

                     
975 Vergl. zu alledem M. Heckel, ZevKR 44 (1999), S. 147 (157 ff.); ders., JZ 1999, S. 741 (746); Win-
ter, NVwZ 1991, S. 753 (754 f.). Ähnlich auch Hollerbach, HdBStR VI, 2. Aufl. 2001, § 140, Rdnr. 42; 
Borowski, Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 650 ff.; Frisch, DÖV 
2004, S. 462 (466). 
976 Siehe FN 963 unten. 
977 Vergl. den Überblick über die Bestimmungen bei v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. 
Aufl. 2006, S. 215. Diese Bestimmungen können nicht nur als durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG motivierte 
Durchbrechungen einer eigentlich bestehenden Teilnahmepflicht verstanden werden, da die Abmel-
dung in keiner Weise eine religionsmotivierte Entscheidung voraussetzt (Die Frage ist strittig, vergl. 
Link, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 54, S. 439 <465> m.w.N.). 
978 Ganz herrschende Meinung, vergl. Jeand`Heur/Korioth, Grundzüge des Staatskirchenrechts, Stutt-
gart 2000, Rdnr. 311 m.w.N. in FN 18; de Wall, NVwZ 1997, S. 465; Classen, Religionsrecht, 2006, 
Rdnr. 475; Classen, ebd. jeweils m.w.N. 
979 Vergl. Jeand`Heur/Korioth, ebd., Rdnr. 311 m.w.N.; de Wall, ebd., S. 466 f. m.w.N.; Oebbecke, 
DVBl 1996, S. 336 (339) m.w.N. Insoweit spricht die hier geäußerte Auffassung allerdings grundsätz-
lich für die Möglichkeit einer Einforderung des Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG auch durch die Schüler (soweit 
Religionsgesellschaften den Unterricht abhalten wollen) – so auch Frisch, DÖV 2004, S. 462 (466). 
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tion und Verfahren, verstehen.980 Zwar soll nach der noch überwiegenden Auffas-

sung Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 und 6 WRV allein Ausdruck eines „öffentli-

chen“ Status der Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts981 oder Aus-

druck eines „institutionell“ zu verstehenden Staatskirchenrechts sein.982 Allerdings 

wird (mittlerweile) Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV vom Bundesverfassungs-

gericht und von einer Mindermeinung der Literatur in einen grundrechtlichen Zu-

sammenhang gebracht. Insoweit wird darauf abgehoben, dass Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 5 WRV eine „Förderung organisierter Grundrechtssubstanz“ zugunsten 

des Gläubigen darstelle, insoweit liege ein Fall der Grundrechtsförderung vor.983 

Bisweilen wird in der Verleihung des Körperschaftsstatus auch eine Sonderform der 

staatlichen Subventionierung gesehen.984 Nun ist wie bereits oben dargelegt die 

überwiegende Auffassung unrichtig.985 Zugegebenermaßen ist aber auch der Ver-

such eines grundrechtlichen Verständnisses insbesondere des Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 5 WRV deswegen schwierig, weil zunächst diffus bleibt, welche konkre-

ten Rechtsfolgen für die Religionsgesellschaften aus einer Verleihung des Körper-

schaftsstatus fließen.986

Der Sinn eines Rechts der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften wird heu-

te darin gesehen, dass durch dieses die Freiheit der Religionsgesellschaften nach 

der Seite ihres materiellen Substrats gesichert werden soll.

 Hier sollen zwei dieser Rechtsfolgen exemplarisch behandelt 

werden: Das Recht der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften und das Be-

steuerungsrecht nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 136 WRV. 

 

987

                     
980 Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 253 ff.; Heinig, Öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften, 2003, S. 265 ff.; Korioth, FS Badura, 2004, S. 727 (742 ff.). 
981 Siehe oben S. 64 f., 67.  
982 Siehe oben S. 89 f.  
983 BVerfGE 102, 370 (387 ff.); Meyer-Teschendorf, AöR 103 (1978), S. 289 (329 ff.); ders., Staat und 
Kirche im pluralistischen Gemeinwesen, Tübingen 1979, S. 136 ff.; Magen, Körperschaftsstatus und 
Religionsfreiheit, 2004, S. 253 ff.; Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 265 
ff. 
984 Morlock/Heining, NVwZ 1999, S. 697 (698) m.w.N.  
985 Siehe oben S. 88 ff., 193 ff.  
986 Der Status stellt insoweit nur einen „Mantelbegriff“ dar, vergl. Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 
57 (87); ders., HdBStR VI, 1989, § 138, Rdrn. 125. 
987 Siehe oben S. 163.  

 Mithin ist das Ver-

ständnis des Rechts der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften von seinem 

Schutzgehalt her ein grundrechtsähnliches, dass dem grundrechtsähnlichem Ver-

ständnis des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV ähnelt. Allerdings schützen das 

Recht der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften und Art. 140 GG i.V.m. 
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Art. 138 Abs. 2 WRV die weitestgehend nämlichen Sachen auf unterschiedliche Art 

und Weise. Die materiellen Maßstäbe für einen Schutz der Sachen der Religionsge-

sellschaften entstammen durchweg  Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV, wäh-

rend der Schutz der durch das Recht der öffentlichen Sachen bewirkt wird, ein ver-

fahrensrechtlicher (Widmungs-) Schutz ist.988 Insoweit bewirkt die Garantie des Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV in der Ausformung durch das Recht der öffentli-

chen Sachen der Religionsgesellschaften Grundrechtsschutz, nämlich den Schutz 

der Freiheit und des Eigentums der Religionsgesellschaften durch Verfahren, ge-

nauer durch die verfahrensrechtlichen Hemmnisse, die durch die Widmung begrün-

det werden. Die Ratio dieses verfahrensrechtlichen Schutzes ergibt sich aus der reli-

giösen Zweckbestimmung (im weiteren Sinne) der Sachen der Religionsgesellschaf-

ten.989

Auch der Sinn des Besteuerungsrechts der Religionsgesellschaften als Körperschaf-

ten des öffentlichen Rechts wird heute überwiegend darin gesehen, deren Wirkungs-

freiheit nach der materiellen Seite hin zu gewährleisten;

 Freilich werden von allen religiösen Sachen nur diejenigen geschützt, die von 

einer Religionsgesellschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, zu eine sol-

chen gewidmet worden sind. Diese Begrenzung des Schutzes auf die religiösen Sa-

chen der Körperschaften des öffentlichen Rechts rechtfertigt sich aber ohne weiteres 

daraus, dass es sich bei jenen Verbänden um solche handelt, denen eine Vielzahl 

von Mitgliedern angehören und die eine Gewähr der Dauerhaftigkeit aufweisen (Art. 

140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 Satz 2 WRV). Gerade für diese dauerhaften Großver-

bände macht ein Schutz durch das Recht der öffentlichen Sachen Sinn, da diese 

Verbände in einer großen Vielzahl von Fällen Inhaber von Sachen sind und dies 

schon über einen sehr langen Zeitraum. Dieses grundrechtliche Verständnis im wei-

teren Sinne führt zwar nicht dazu, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV 

i.V.m. der Recht der öffentlichen Sachen der Religionsgesellschaften selbst eine 

grundrechtliche Struktur im Sinne eines Abwehrrechts hat. Dies lässt sich indes da-

mit erklären, dass die gewährte Rechtsstellung so konkret und umgrenzt ist, dass die 

Heranziehung der allgemeinen Grundrechtsdogmatik (wie sie prinzipielle auch für 

einen Grundrechtsschutz durch Verfahren gilt) nicht notwendig ist.  
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988 Siehe oben S. 166 f.  
989 So wie sich der herausgehobene Schutz der allgemein öffentlichen Sachen auf ihre öffentliche 
Zweckbestimmung bezieht, siehe z.B. Papier, Recht der öffentlichen Sachen, 2. Aufl. 1984, S. 1 ff. 
m.w.N.  
990 Siehe oben S. 160.  

 insoweit stimmt auch Art. 
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140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 

überein. Die Art und Weise des Schutzes ist nun auch hier – wie bei Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV i.V.m. dem Recht der öffentlichen Sachen der Religions-

gesellschaften – eine spezifisch verfahrensrechtliche. Hält man sich vor Augen, dass 

das Recht einer Religionsgesellschaft von ihren Mitgliedern Beiträge zu erheben, 

zunächst einmal Inhalt des Selbstbestimmungsrechts nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 3 WRV ist, wird klar, dass Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV diesem 

Recht „nur“ eine verfahrensrechtliche Komponente hinzufügt: Die „Beiträge“ können 

als Steuern erhoben werden,991 d.h. in der Form der hoheitlichen Beitreibung ohne 

Gerichtsverfahren aufgrund einseitiger Festsetzung.992 Damit wird deutlich, dass es 

hier im Kern um verfahrensrechtlichen Grundrechtsschutz geht: Dem Schutz des ma-

teriellen Rechts der Religionsgesellschaften Beiträge nach ihren Maßstäben zu er-

heben (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) wird durch 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV eine verfahrensrechtliche Gewährleistung 

hinzugefügt. Diese dient dazu, den Schutz des Beitragserhebungsrechts der Religi-

onsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts zu effektivieren. Für 

die Gewährung dieses verfahrensrechtliche Schutz der Beitragserhebungsfreiheit ist 

auch hier die herausgehobene Bedeutung des Religiösen maßgeblich: Durch die 

Notwendigkeit sich eigenständig, d.h. ohne Hilfe des Staats, Geldmittel zu beschaf-

fen kann u.U. auch das Religiöse in seinem Kern zumindest gefährdet werden;993

                     
991 Ein solches verfahrensbezogendes Verständnis des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV findet 
sich z.B. bei BVerfGE 19, 206 (217); Hesse, JöR 10 (1961), S. 3 (53 f.); v. Campenhausen/de Wall, 
Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 229 f.; Jeand`Heur/Korioth, Grundzüge des Staatskirchenrechts, 
Stuttgart 2000, Rdnr. Rdnr. 264; Isensee, JuS 1980, S. 94 (98).  
992 Die Auffassungen, die im Kirchensteuerrecht einen Fall eine echten staatlichen Angelegenheit und 
die das Tätigwerden der Kirchen als „Beleihung“ ansehen sind insoweit unzutreffend. Folge dieser 
Auffassung wäre, dass das Beitrags- und Gebührenerhebungsrecht der Kirchen aus Art. 140 GG 
i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV in keinerlei Verbindung stün-
den. Dies ist – da es letztlich um das nämliche sachliche Problem geht – wenig plausibel. Zusammen-
fassend zum Streit um das „Wesen“ des kirchlichen Besteuerungsrechts Marré, GS Peters, 1967, S. 
302 (303 ff.); Listl, Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung der Gerichte der Bun-
desrepublik Deutschland, 1971, S. 218 ff. Wie hier die in FN 991 eben genannten Autoren. Das 
BVerfG scheint mit BVerfGE 19, 206 (217) der hier vertretenen Meinung anzuhängen. Ob es sie kon-
sequent durchhält, ist eine andere Frage. 
993 So bereits Mausbach, Verhandlungen der verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung, 
Bd. 336, S. 1661 m.w.N.; v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 245 ff.; 
Marx, KuR 1/1995, S. 31 (35 f.).  

 

auch müssten die Religionsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen 

Rechts dauernd um ihre Existenz bangen und für diese kämpfen, so dass zwang-

släufig ihr religiöser Auftrag darunter leiden müsste. Hinzu tritt, dass gerade bei den 

Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts, die auch heute noch Massenor-
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ganisationen sind, die Eintreibung von Beiträgen aufgrund der Anzahl ihrer Mitglieder 

zu einem jedenfalls nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand führen würde. Damit 

bedeutet Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV für die Gewährleistung des religi-

onsgesellschaftlichen Beitragserhebungsrechts (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG bzw. nach 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV) in seiner Wurzel ein Stück Grundrechts-

schutz durch Verfahren, das bestimmten Religionsgesellschaften um des Religiösen 

willen „leistungsstaatlich“ gewährt wird.994

Aus diesen Einzelanalysen lässt sich für Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 und 6 

WRV insgesamt das Fazit ziehen, dass diese Normen in der Wurzel grundrechtlich 

motiviert sind und dass der durch sie bewirkte Schutz als leistungsstaatlich gewähr-

ter Grundrechtsschutz durch Verfahren zu verstehen ist. Die materiellen Positionen 

der Religionsgesellschaften werden durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 3 WRV, Art. 3 Abs. 1 und 3 WRV sowie durch Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 WRV geschützt. Dem fügen Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 und 6 WRV einen 

verfahrensrechtlichen Schutz durch die Zubilligung der Nutzung „öffentlich-

rechtlicher“ Sachen und „öffentlich-rechtlicher“ Verfahrenspositionen hinzu.

 Auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 

WRV erhält dadurch zwar keine grundrechtliche Struktur (im Sinne eines Abwehr-

rechts), was aber auch hier darin begründet liegt, dass die Rechtsstellung „nur“ um-

grenzt – d.h. auf ein bestimmtes Verfahrensrecht hin – gewährt wird. 

 

995

                     
994 Die leistungsgrundrechtlich und leistungsstaatliche Wurzel Motivation des Art. 140 GG i.V.m. Art. 
137 Abs. 6 WRV wird fast durchweg hervorgehoben. Siehe z.B. v. Campenhausen/de Wall, ebd., S. 
244 ff.; Kewenig, Essener Gespräche 6 (1972), S. 9 (25 ff.); Meyer-Teschendorf, AöR 103 (1978), S. 
289 (318 ff.); Marré, HdBStKiR I., 2. Aufl. 1994, S. 1101 (1101 f.) mit m.w.N. in FN 3 – freilich jeweils 
auf ein Verständnis des Art. 140 GG i.V.m. Art. 136 Abs. 6 WRV dass das „materielle“ Steuererhe-
bungsrecht als leistungsstaatliche motiviert ansieht. Hier geht es aber – nach dem oben gesagten – 
um eine „leistungsstaatliche“ Förderung durch die Einräumung von Verfahrenspositionen.  
995 Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 274 ff., 282 ff. Vergl. zur eher ergän-
zenden Natur des Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57 
(86); Meyer-Teschendorf, AöR 103 (1978), S. 289 (329 ff.) Isensee, Essener Gespräche 25 (1991), S. 
104 (112). Vorsichtiger Robbers, FS Heckel, 1999, S. 411 (415).  

 Dieser 

Grundansatz ist auch für die Lösung einzelner Probleme der Art. 140 GG i.V.m. Art. 

137 Abs. 5 und 6 WRV folgenreich: Geht man davon aus, dass Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 137 Abs. 5 WRV die Freiheit, Gleichheit und das Eigentum der Religionsgesell-

schaften stützen und verstärken soll, geht es grundsätzlich nicht an, die Verleihung 

des Körperschaftsstatus davon abhängig zu machen, dass diese zum Staat in einem 

„Loyalitätsverhältnis“ in dem Sinne stehen, dass sie staatliche Grundsätze – wie etwa 

das Demokratieprinzip – respektiert und ihre Mitglieder nicht daran hindert ihre dies-
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bezüglichen Grundrechte wahrzunehmen.996 Wenn Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 

5 und 6 WRV dem Schutz der Freiheit der Religionsgesellschaften (neben einem 

Schutz von Gleichheit und Eigentum) dienen sollen, dann kann die Ausübung dieser 

Freiheit dem Erwerb des Körperschaftsstatus regelmäßig nicht entgegengesetzt 

werden.997 Weiterhin: Geht man davon aus, dass das Besteuerungsrecht der Religi-

onsgesellschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts im Zusammenhang mit 

ihrem Selbstbestimmungsrecht steht und insoweit eine verfahrensrechtliche Absiche-

rung bewirken soll, so ist es wenig plausibel, wenn angenommen wird, dass die Aus-

übung des Besteuerungsrechts einer unmittelbaren Grundrechtsbindung unterlie-

ge.998 Handelt es sich beim Besteuerungsrecht letztlich um einen Ausdruck der Frei-

heit der Religionsgesellschaften, dann können die Religionsgesellschaften nicht 

gleichzeitig unmittelbar an die Grundrechte anderer gebunden sein.999 Daher sind die 

Religionsgesellschaften zumindest insoweit von einer unmittelbaren Grundrechtsbin-

dung freigestellt, als es um die materielle Frage geht, wie im Einzelnen Steuer-

schuldner, Gläubiger und Maßstäbe zu bestimmen sind, also soweit es um das be-

reits in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV verankerte Beitragserhebungsrecht 

geht. Eine unmittelbare Grundrechtsbindung kommt allenfalls für den Bereich des 

Steuerverfahrensrechts der Religionsgesellschaften in Betracht (und ist auch dort 

zweifelhaft).1000

d) Schließlich ist auch die sogenannte Staatsleistungsgarantie nach Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV grundrechtlich, und zwar im Sinne eines „Leistungs-

grundrechtes“, zu verstehen. Allerdings soll diese Norm nach der herrschenden Mei-

nung nichts mit den Gewährleistungen der Freiheit, Gleichheit und des Eigentums 

der Religionsgesellschaften zu tun haben, vielmehr gehe es dort allein um die Fest-

  

 

                     
996 Vergl. BVerfGE 102, 370 (386 ff.). Insoweit unrichtig BVerwGE 105 (118 ff.). Umfassend zum 
Streitstand etwa Jeand`Heur/Korioth, Grundzüge des Staatskirchenrechts, Stuttgart 2000, Rdnr. 232 
ff.; Robbers, ebd., S. 419 ff.; Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 2003, S. 327 ff.; 
Bohl, Der öffentlich-rechtliche Status der Religionsgemeinschaften, 2001, S. 114 ff.; Muckel, JURA 
2001, S. 456 ff. jeweils m.w.N. 
997 In diese Richtung auch BVerfGE 102, 370 (386 ff., 395); Huster, JuS 1998, S. 117 (118).  
998 So aber wohl BVerfGE 19, 206 (217 ff.); 19, 226 (236 ff.); 19, 248 (251 ff.); 30, 415 (421 ff., beson-
ders deutlich auf 422). Aus der Literatur etwa H. Weber, ZevKR 17 (1972), S. 386 (401 f.); ders., 
HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 19, S. 573 (574); Kästner, JuS 1977, S. 715 (718), Hesse, FS Weber, 
1974, S. 447 (451). Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, 2004, S. 111 ff.; Ehlers, ZevKR 
48 (2003), S. 492 (496). Zu den Folgeproblemen der herrschenden Auffassung Ehlers, ebd., S. 500 f. 
999 Vergl. zu diesem Argument auch BVerfGE 102, 370 ( 394 ff.). Dass die Verneinung eine unmittel-
baren Grundrechtsbindung die Religionsgesellschaften nicht aus einer mittelbaren Grundrechtsbin-
dung entlässt, versteht sich von selbst. 
1000 Zu dieser Differenzierung vergl. Marré, GS Peters, 1967, S. 302 (310 f.); Hesse, JöR 10 (1961), S. 
3 (57).  



 

 

237 

237 

legung eines Ausgleichs für Säkularisationen.1001 Indes umfasst diese Norm schon 

ihrem Wortlaut nach alle 1919 bestehenden Staatsleistungen, also auch solche, die 

nicht auf Säkularisationen beruhten.1002 Auch in der Entstehungsgeschichte des Art. 

140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV finden sich keine Hinweise darauf, dass mit die-

ser Norm (allein) Entschädigung für Säkularisationen gewährt werden sollte.1003 Aber 

vor allem: Dass es Sinn und Zweck der Verfassung sein soll, einen Ausgleich für Sä-

kularisationen aufrecht zu erhalten, die mittlerweile fast 200 Jahre zurückliegen, ist 

unplausibel. Man mag dieses Argument als Ausfluß einer „geschichtsblinden Gene-

ration“ bezeichnen,1004 überzeugender wird die herrschende Meinung dadurch nicht. 

Vielmehr ist derart „historisierendes“ Verständnis seinerseits „ungeschichtlich“,1005 da 

es übersieht, dass eine allein historische Legitimation zum „Absterben“ von verfas-

sungsrechtlichen Normen führt, denn diese sind stets auf eine aktuelle Legitimation 

angewiesen.1006 Vielmehr liegt der Norm des Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV 

ein grundrechtlicher Ansatzpunkt ähnlich der Garantie des Art. 140 GG i.V.m. Art. 

138 Abs. 2 WRV zugrunde. Beide Normen stehen in einem engen Zusammenhang 

und stellen Bestandsgarantien dar.1007 Der „Bestandsschutz“ den Art. 140 GG i.V.m. 

Art. 138 Abs. 2 WRV gewährt ist allerdings am Eigentum ausgerichtet, während sich 

Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV zunächst einmal auf öffentlich-rechtliche 

Forderungspositionen bezieht, die der Staat in vielen Fällen ohne einen Rechtsein-

griff entziehen könnten. Gleichwohl geht es in dem einem wie anderen Falle um Be-

standsschutz.1008

                     
1001 Siehe oben S. 157 f.  
1002 Dies wird auch von Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 (1012 mit FN 7) und v. 
Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 281 f. eingeräumt.  
1003 Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV sollte zunächst – nach dem Auseinandertreten von Staat 
und Kirche in der WRV – die Länder des Reichs daran hindern eigenmächtig die finanziellen Bezie-
hungen zwischen Staat und Kirche auf dem Stand von 1919 auszulösen. Wenn „historische“ Ge-
sichtspunkte bei der Entstehung der Staatsleistungsgarantie in den Blick genommen wurden, so wur-
den die Staatsleistungen nicht aus Ausgleich für Säkularisationen sondern überwiegend als „logische 
Folge“ der engen Verbindung zwischen Staat und Kirche begriffen. Vergl. zu alledem Israel, Geschich-
te des Reichskirchenrechts, 1922, S. 33 ff., 47 f., 55. 
1004 So Isensee, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 35, S. 1009 (1014). 
1005 Siehe oben S. 54 ff., 169 ff.  
1006 Siehe oben S. 54 ff., 169 ff.  
1007 Siehe oben S. 159. 
1008 Insbesondere ist es nicht richtig wenn behauptet wird, dass mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 1 
WRV „eigentlich“ die Staatsleistungen weggefallen seien und erst Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 
den Fortbestand der „eigentlich“ weggefallenen Staatsleistungen sichere. So aber Brauns, Staatsleis-
tungen an die Kirchen und ihre Ablösung, 1970, S. 95 ff. Dagegen zu Recht Isensee, HdBStKiR I, 2. 
Aufl. 1994, § 35, S. 1009 (1044).  

 Sinn dieses Bestandsschutzes ist ebenso wie bei Art. 140 GG 

i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV und Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV der Schutz 

des materiellen Substrats der Freiheit der Religionsgesellschaften – mag auch „Hin-
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tergrund“ sein, dass mit den Säkularisationen den Kirchen bzw. Religionsgesellschaf-

ten ein Stück „geprägter“ Freiheit entzogen worden ist.1009 Die Freiheit der Religions-

gesellschaften wird so über ein festes materielles Substrat mit einem „Grundstock“ 

gesichert und sie werden vor den „goldenen Zügeln“ bewahrt, die andere Arten von 

staatlichen Leistungen (z.B. Subventionen) für die Religionsgesellschaften zur Folge 

hätten.1010

                     
1009 Siehe oben S. 11 ff. und S. 157 ff.  
1010 Die Gewährung von Leistungen durch den Staat, die nicht auf der Gewährleistung von Art. 140 
GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV beruhen, stehen immer in einem gewissen Spannungsverhältnis zur 
Freiheit der Religionsgesellschaften. Auf der einen Seite wird durch solche Leistungen die Freiheit der 
Religionsgesellschaften erst ermöglicht, auf der anderen Seite besteht bei solchen Leistungen immer 
die Gefahr, dass nach dem Motto „Wer zahlt, bestimmt die Musik“, der Staat in die Freiheit der Religi-
onsgesellschaften mit hineinregiert. Vergl. dazu z.B. Isensee, HdBStKiR II, 2. Aufl. 1995, § 59, S. 665 
(674 f.); Robbers, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 31, S. 867 (884 ff.); Kewenig, Essener Gespräche 6 
(1972), S. 9 (31 ff.).  

 Von seiner Dogmatik her ist Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV zwar 

nicht mit Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV zu vergleichen, da er nicht als Ein-

griffsabwehrrecht strukturiert ist. Dies rechtfertigt sich aber allein aus seinem be-

schränkten Schutzgut, nämlich der Gewähr der Staatsleistungen nach dem Stand 

von 1919. Dieses Schutzgut lässt die Notwendigkeit des Einbaus von Schranken 

nicht erkennen, womit auch das „übliche“ leistungsrechtliche Problem, die Bestim-

mung des Umfangs der abzuleitenden Leistungen, entfällt.  
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III. 

Das Staatskirchenrecht als grundrechtlich geprägtes Religionsverfassungsrecht - 

Einwände 

 

Zusammenfassend ist damit das sogenannte Staatskirchenrecht als grundrechtlich 

geprägtes Religionsverfassungsrecht zu verstehen: Die Gewährleistungen der Ver-

fassung der Stellung der Religionsgesellschaften sind im Kern „grundrechtliche“ bzw. 

grundrechtsähnliche Gewährleistungen in dem (engeren) Sinne, dass im „Zentrum“ 

der Verfassung der Schutz der Freiheit, Gleichheit und des Eigentums der Religions-

gesellschaften steht. (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 

WRV – Art. 3 Abs. 1 und 3 GG – Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV). Auch die 

Bestimmungen der Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 bis 6, 

Art. 138 Abs. 1 und Art. 141 WRV  sind, obwohl im Wortlaut nach anderes strukturiert 

grundrechtlich in einem weiteren Sinne zu verstehen: Sie sind nämlich bezogen auf 

eine Gewähr der Freiheit, Gleichheit und des Eigentums von Religionsgesellschaf-

ten, stehen mit einem erweiterten Verständnis der Grundrechtsfunktionen im Zu-

sammenhang und sind insoweit Teil eines umfassend konzipierten Religionsverfas-

sungsrechts. Bei einem solchen Konzept liegen nun drei Kritikpunkte nahe: Das 

Konzept sei verfassungsgeschichtlich unplausibel (1.), es sei in einem „antiinstitutio-

nellen Affekt“ gegen die christlichen Großkirchen gerichtet (2.), es „planifiziere“ die 

Normen des Staatskirchenrechts (3.) und es entleere den Sinn seiner Gewährleis-

tungen dadurch, dass es nicht angeben könne, was das „Wesen“ des Religiösen 

ausmache und welche Bedeutung dieses für das gesamte Gemeinwesen habe (4.).  

 

1. Der erste Kritikpunkt könnte lauten: Das Staatskirchenrecht könne schon deshalb 

nicht als grundrechtlich strukturiertes Religionsverfassungsrecht verstanden werden, 

weil dies der Verfassungsgeschichte zuwiderlaufe. Das Grundgesetz habe die Be-

stimmungen der WRV rezipiert, denen kein modernes grundrechtliches Konzept zu-

grunde gelegen habe. Ja, die WRV habe selbst weitgehend ein staatskirchenrechtli-

ches Konzept rezipiert, das vor ihr gelegen habe und mit Sicherheit nicht „grundrech-

tlich“ gewesen sei. Vor allen Dingen sei dieses Konzept auf die christlichen Kirchen 
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als Körperschaften des öffentlichen Rechts und nicht etwa auf alle Religionsgesell-

schaften bezogen gewesen.1011

Dem ist entgegen zu halten: Wenn zwei Verfassungen auf den ersten Blick dasselbe 

sagen, so ist es doch nicht dasselbe.

  

 

1012 Es mögen Ähnlichkeiten im Wortlaut der 

Gewährleistungen des Grundgesetzes und in den älteren, vor Erlaß der WRV ge-

ltenden, Bestimmungen des Staatskirchenrechts bestehen. Von diesem Wortlaut hat 

sich die verfassungsgeschichtliche und verfassungsrechtliche Entwicklung aber 

längst gelöst. Das Grundgesetz überführte die meisten staatskirchenrechtlichen Be-

stimmungen der WRV in ein neues Stadium. Das Grundgesetz garantiert auf der ei-

nen Seite unmittelbar durch die Grundrechte Freiheit und Gleichheit der Religionsge-

sellschaften (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, Art. 3 Abs. 1 und 3 GG), vor allem aber wurden 

diese Gewährleistungen durch das Grundgesetz erstmals „effektiv“ gemacht, sie 

wurden nämlich zu unmittelbar geltenden und einklagbaren Rechten (Art. 1 Abs. 3, 

Abs. 20 Abs. 3 GG).1013 Daher liegt es nahe, die Bestimmungen des Grundgesetzes, 

die die religiösen Vereinigungen und Religionsgesellschaften betreffen, nicht zu 

„spalten“ (in einen grundrechtlichen und einen institutionellen Teil), sondern sie in 

dem genannten Sinne einheitlich als grundrechtliche zu verstehen. Schließlich ist das 

Religionsverfassungsrecht des Grundgesetzes eindeutig auch nicht mehr auf die 

christlichen Kirchen bezogen. Selbst wenn man unterstellt, dass das Staatskirchen-

recht vor Erlaß der WRV auf die christlichen Kirchen als Körperschaften des öffentli-

chen Rechts bezogen war,1014 hat bereits die WRV eben jenen Bezug zerstört. Dies 

zum einen durch die Trennung von Staat und (christlicher) Kirche, und zum anderen 

durch die Ersetzung des Bezugspunkts „christliche Kirche“ durch die Religionsgesell-

schaften. Damit stellt bereits die WRV die Epochenschwelle für ein Verständnis des 

Staatskirchenrechts als Religionsverfassungsrecht dar.1015

                     
1011 So der groben Linie nach – freilich mit gewichtigen Abweichungen im Einzelnen – Grundmann, FS 
Kunst, 1967, S. 126 (130 ff.); Isensee, FS Listl, 1999, S. 67 (84 ff.); J. Heckel, FS Smend 1952, S. 303 
(106 ff.); Wehdeking, Die Kirchengutsgarantien, 1971, S. 39 ff.; Tillmanns, FS Rüfner, 2003, S. 919 
(925 ff.). Tendenziell auch Scheuner, HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 (10 ff.).  
1012 Smend, ZevKR 1 (1951), S. 4.  
1013 Siehe BVerfGE 102, 370 (387). Warum diesem Aspekt keine entscheidende Bedeutung zukom-
men soll – vergl. Tillmanns, FS Rüfner, 2003, S. 919 (941) – ist nicht recht nachvollziehbar; nicht um-
sonst sind Art. 1 Abs. 3 und Art. 20 Abs. 3 GG an zentralen Orten der Verfassung platziert.  
1014 Was jedenfalls für Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV so unzutreffend ist. 
1015 So auch M. Heckel, JZ 1999, S. 741 f.; ders., ZevKR 44 (1999), S. 340 (347 f.) jeweils m.w.N.  
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2. Der zweite Kritikpunkt könnte lauten: In einer Art antiinstitutionellem Affekt werde 

vergessen, dass maßgeblich Bezugspunk und Regelungsgegenstand der in das 

Grundgesetz inkorporierten Bestimmungen der WRV eben immer noch die christli-

chen Großkirchen seien, die als Institutionen anzusehen seien. Diese tradierten insti-

tutionelle Aspekt – die gerade in Art. 140 GG i.V.m. § 137 Abs. 5 Satz 1 WRV zum 

Ausdruck kämen – würden im Rahmen des hier vorgestellten Ansatzes beiseite ge-

drängt und die institutionelle Stellung der christlichen Kirchen werde geschwächt. 

Dies zeige sich schon daran, dass der Ausdruck „Staatskirchenrecht“ durch einen 

anderen – nämlich Religionsverfassungsrecht – ersetzt werde.1016

Indes geht diesem Ansatz weder um ein antiinstitutionelles Denken noch um eine 

Verdrängung der christlichen Großkirchen aus der Verfassung. Wie dargestellt wird 

der strukturell institutionelle Character der Religion keineswegs geleugt, vielmehr 

organisiert die Verfassung sogar das strukturell Institutionelle, wobei es dieses aller-

dings nicht nicht in das korporativ Institutionelle überführt. Auch geht es nicht um ei-

ne Verdrängung der christlichen Großkirchen aus der Verfassung. Rein tatsächlich 

werden diese selbstverständlich der hauptsächliche Adressat der – ihre Stellung ent-

scheidend stärkenden - verfassungsrechtlichen Bestimmungen über das Religiöse 

bleiben (allerdings müssen sie diese Adressateneigenschaft ggf. mit anderen religiö-

sen Organisationen teilen). 

  

 

1017

Schließlich wird mit vorliegendem Ansatz eine „Schwächung“ der Stellung der christ-

lichen Kirchen weder beabsichtigt noch herbeigeführt. Ihre verfassungsrechtliche 

Stellung ist eine „starke“ Stellung, sie ruht auf den Fundamenten des Schutzes des 

Religiösen in Freiheit, Gleichheit und Eigentum durch das Grundgesetz. Vielleicht 

mag eine Besinnung auf diesen Status – statt eines Beharrens auf althergebrachte 

kirchliche Privilegien – sogar dazu führen, dass die christlichen Kirchen in den Rah-

menbestimmungen von Freiheit, Gleichheit und Eigentum ihr spezifisch christliches 

Proprium wieder verstärkt wahrnehmen.

 

 

1018

                     
1016 Zu einer solchen Kritik etwa Isensee, FS Listl, 1999, S. 67 (78) 
1017 In diese Richtung auch Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 
2006, Rdrn. 14 zu Art. 140 – II. 
1018 Vergl. aus jüngerer Zeit etwa Isensee, ebd., S. 88 ff.; Depenheuer, Hommage an Isensee, 2002, 
S. 3 (20 ff.). Dazu bereits Hesse, ZevKR 11 (1964/65), S. 337 (343 ff.).  
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Endlich: Bei dem Streit um die Begriffe „Staatskirchenrecht“ und „Religionsverfas-

sungsrecht“ handelt es sich zwar nicht nur um einen Streit um Worte, sondern um 

einen solchen um verfassungsrechtliche Bezüge. Indes verlieren die christlichen Kir-

chen durch die Auswechslung der Bezüge nichts wesentliches sondern gewinnen 

substantielles dazu: Als Verlust könnte allenfalls vermerkt werden, dass sie nicht 

mehr alleiniger Bezugspunkt des religiösen Verfassungsrechts sind – ungleich höher 

ist für sie indes der Gewinn, dass ihr spezifisches Proprium – das Christliche – nun-

mehr in den Vordergrund tritt.  

 

3. Zum dritten Kritikpunkt, wonach das Staatskirchenrecht auch deshalb nicht als 

grundrechtlich strukturiertes Religionsverfassungsrecht verstanden werden könne, 

weil durch einen solchen Ansatz die in Wortlaut und Verfassungsgeschichte begrün-

deten Sonderheiten des differenzierten Systems des Staatskirchenrechts überspielt 

würden und dadurch gewissermaßen ein grundrechtlicher „Einheitsbrei“ hergestellt 

würde; das Staatskirchenrecht müsse vielmehr in der Differenziertheit seiner Rege-

lungen wahrgenommen werden.1019

Eine solche Kritik wäre nur dann berechtigt, wenn es darum ginge, das gesamte 

Staatskirchenrecht in ein „Eingriffsabwehrschema“ zu pressen. Dies ist aber nicht der 

Fall, da ein grundrechtliches Verständnis des Religionsverfassungsrecht auf etwas 

anderes zielt, als ein abwehrrechtliches Verständnis aller Gewährleistungen.

  

 

1020 Es 

geht allein darum, das gesamte Religionsverfassungsrecht von einheitlichen Grund-

prinzipien, Freiheit, Gleichheit und Eigentum der Religionsgesellschaften, zu erfas-

sen und diese auf der Basis einer erweiterten Grundrechtsdogmatik zu entfalten. Da-

bei sind die genannten Grundprinzipien aber so offen und die möglichen Folgerun-

gen angesichts einer weitgefächerten Grundrechtsdogmatik so vielfältig, dass ein 

„Eigenleben“ der einzelnen Normen des Religionsverfassungsrechts, wie es sich aus 

ihrem Wortlaut ergibt, nicht gesprengt wird1021

                     
1019 Ansätze zu einer solchen Kritik z.B. bei Scheuner, HdBStKiR I, 1. Aufl. 1974, § 31, S. 5 (41 ff.); v. 
Campenhausen, HdBStKiR I, 2. Aufl. 1994, § 2, S. 47 (52 ff.) sowie die überwiegen kritischen Diskus-
sionsbeiträge in den Essener Gesprächen 3 (1969), S. 134 ff. bezüglich des Verhältnisses von Art. 4 
Abs. 1 und 2 GG zum übrigen Staatskirchenrecht und in den Essener Gesprächen 4 (1970), S. 45 ff. 
zum Verhältnis des Staatskirchenrechts zum Kulturverfassungsrecht. Vergl. auch M. Heckel, Staat 
Kirche Kunst, 1968, S. 188 ff. 
1020 Korioth, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt Stand Juni 2006, Rdrn. 14 zu Art. 
140 – II. 
1021 Zum Wortlaut als Grenze der Verfassungsinterpretation Hesse, Grundzüge des Verfassungs-
rechts, 20. Aufl. 1999, Rdnr. 77 f. Kritisch dazu z.B. E.-W. Böckenförde, NJW 1976, S. 2089 (2096).  

. Vielmehr führt dieser Grundansatz im 
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Kern allein dazu, dass sich in einer eher abstrakteren Weise das Verständnis des 

„Staatskirchenrechts“ zu einem „grundrechtlichen“ (im obigen Sinne) zu verstehen-

den Religionsverfassungsrecht ändert. Eine „Planifizierung“ liegt hierin nicht.1022

Wenn und soweit man aber bemängeln sollte, dass es gerade der Fehler sei, dass 

überhaupt ein einheitliches Grundverständnis des Religionsverfassungsrechts entwi-

ckelt werde, da die Gewährleistungen der Art. 4 Abs. 1 und 2 GG (und Art. 3 Abs. 1 

und 2 GG) und die durch Art. 140 GG inkorporierten Gewährleistungen gewisserma-

ßen „wesensfremd“ seien und sich daher in einheitliches Verständnis gar nicht entwi-

ckeln lasse, ist dem entgegen zu halten, dass ein solches Verständnis letztlich die 

Einheit der Verfassung auflöst, indem das Staatskirchen- bzw. Religionsverfassungs-

recht als in zwei Teile zerfallend angesehen wird. Dies ist nicht plausibel. Überdies 

kommt es so zu einer durch nichts gerechtfertigten „Entfremdung“ des Staatskirchen- 

bzw. Religionsverfassungsrechts vom übrigen Verfassungsrecht.

 

 

1023

                     
1022 In diese Richtung grundlegende auch v. Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 4. Aufl. 
2006, S. 76 ff.  
1023 Umfassend zum Problem des Verhältnisses der „Besonderheiten“ des Staatskirchenrechts zum 
einem eher einheitlichen Verständnis des Staatskirchenrechts und der Verfassung Schlaich, Neutrali-
tät als verfassungsrechtliches Prinzip, 1972, S. 154 ff. (freilich zu Unrecht von einem Verständnis des 
Staatskirchenrechts als Kulturverfassungsrecht ausgehend); Borowski, Die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit des Grundgesetzes, 2006, S. 302 ff.; Classen, Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in 
der Grundrechtsordnung, 2003. S. 5 ff.; Korioth, FS Badura, 2004, S. 738 ff. 

  

 

4. Zum vierten möglichen Kritikpunkt: Ein Verständnis des Staatskirchenrechts als 

grundrechtlich strukturiertem Religionsverfassungsrecht mit einem hervorgehobenen 

Schutz der Freiheit, Gleichheit und des Eigentums der Religionsgesellschaften „for-

malisiere“ und „entleere“ das Staatskirchenrecht. Ein Bezug des Staatskirchenrechts 

auf einen „materiellen“ Öffentlichkeitsstatus entfalle, seine Nähe zum Kulturstaat 

werde ebenfalls geleugnet, ein Verhältnis zwischen Religion und Gemeinwesen als 

solchem werde nicht hergestellt. Die Ablehnung einer institutionellen Deutung des 

Religionsverfassungsrechts zerreiße den Bezug zur geschichtlichen Entwicklung und 

kopple das Religionsverfassungsrecht zudem von den ihm zugrunde liegenden so-

ziologischen Fakten (jedenfalls weitgehend) ab. Zurück bleibe allein ein „formales“ 

Verständnis des Religiösen, das den „Inhalt“ des Religiösen weitgehend dem jeweili-

gen Grundrechtsträgern überlasse.  
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Soweit in einer solchen Kritik eine Analyse des oben entwickelten Ansatzes zu sehen 

ist, ist diese zutreffend: Das Konzept eines „Staatskirchenrechts“ als grundrechtlich 

strukturiertes Religionsverfassungsrecht „entleert“ und „formalisiert“ das „Staatskir-

chenrecht“; es wird Rahmen- und Mantelrecht. Und in der Tat lässt sich ein „moder-

nes“ Staatskirchenrecht nur als Mantel- und Rahmenrecht konzipieren, wie es vor 

allem von M. Heckel dargelegt wurde1024: Der moderne säkulare Staat streift seine 

Bindungen zu den christlichen Kirchen ab – und sei es selbst eine Bindung aus Nütz-

lichkeitsgesichtspunkten im weiteren Sinne – und sieht sich dadurch außerstande, 

das Religiöse an sich oder das Wesen des Religiösen zu bestimmen – dieses liegt 

gewissermaßen außerhalb seiner Kompetenz.1025 Der moderne säkulare Staat ist 

dadurch neutraler Staat und wegen seiner Neutralität kann er (nur) weltliches Rah-

menrecht setzen. Dies ist kein Selbstzweck. Mit Verlust der Aneinanderbindung von 

Staat und Kirche und dem damit in Verbindung stehen heraufkommen des Neutrali-

tätsprinzips erlangen die Religionsgesellschaften vollständige Freiheit vom Staat.1026 

Das Konzept eines „Staatskirchenrechts“ als „Rahmenrecht“ spiegelt jenen Umstand 

wieder: Was Freiheit ist, kann nämlich in letzter Instanz nur derjenige entscheiden, 

der frei sein soll, sonst ist es nach aller menschlichen Erfahrung mit der Freiheit 

schnell zu Ende.1027

Vom Standpunkt der hier vertretenen Auffassung aus gehen die Auseinandersetzun-

gen über den „Scheideweg“ des „Staatskirchenrechts“ zwischen „Fossilierung“ und 

„Anpassung“

 Damit „büßt“ auf der einen Seite das moderne „Staatskirchen-

recht“ seine materiell-objektiven (hergebrachten) Grundlagen ein, auf der anderen 

Seite erlangen die Religionsgesellschaften dadurch Freiheit, Gleichheit und Schutz 

ihres Eigentums.  

 

1028 bzw. zwischen „Säkularisation und Multikulturalität“1029

                     
1024 M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (676 ff.); ders., 
ZevKR 44 (1999), S. 340 (368 ff.); ders., JZ 1994, S. 425 (429 ff.); ders., Gleichheit oder Privilegien?, 
1993, S. 39 ff., 65 ff.; ders., FS BVerfG, Bd. II, 2001, S. 379 (382 ff.) und öfter.  
1025 Zum Zusammenhang zwischen dem Abstreifen der Bindung zu den Religionsgesellschaften und 
der daraus folgenden „Unfähigkeit“ das Wesen des Religiösen bzw. das Religiöse selbst zu bestim-
men zusammenfassend etwa Isak, Das Selbstverständnis der Kirchen und Religionsgemeinschaften, 
1994, S. 191 ff. m.w.N. 
1026 Zu den verfassungsgeschichtlichen Entwicklungsstufen im Einzelnen z.B. v.  /de Wall, Staatskir-
chenrecht, 4. Aufl. 2006, S. 26 ff.; Ebers, Staat und Kirche im neuen Deutschland, 1930, S. 15 ff.; M. 
Heckel, ZevKR 12 (1966/67), S. 3 (18 ff.); Scheuner, ZevKR 7 (1959/60), S. 225 (237 ff.); Walter, Re-
ligionsverfassungsrecht, 2006, S. 22 ff.  
1027 C. Schmitt, in: ders., Verfassungsrechtliche Aufsätze, 2. Aufl. 1973, S. 140 (167). Darauf behar-
rend auch M. Heckel, Religionsfreiheit, in: ders., Gesammelte Schriften, Bd. IV, 1997, S. 647 (681). 
1028 Vergl. Isensee, FS Listl, 1999, S. 67 (88). 
1029 Schlink, FS Roellecke, 1997, S. 301 ff.  

 an dem vor-
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bei, was das Staatskirchenrecht als Religionsverfassungsrecht bereits heute nor-

miert: Das „Staatskirchenrecht“ der Trennung von Staat und Kirche der WRV, das 

zugleich „nur noch“ das Staatskirchenrecht der Religionsgesellschaften ist, wurde 

über das Grundgesetz zum grundrechtlich strukturiertem Religionsverfassungsrecht. 

Der Weg ist bereits eingeschlagen, das Religionsverfassungsrecht ist ein „multikultu-

relles“, d.h. an alle Religionsgesellschaften adressiertes und „angepasstes“ (da auf 

alle religiösen Gesichtspunkte Rücksicht nehmend) und insoweit gerade nicht säku-

larisiertes Recht, da es auch den „modernen“ Religionen breite Bahn bricht und auch 

zu ihren Gunsten für diese weitreichende Schutzpositionen normiert. Jeder weitere 

Schritt ist nicht ein „Schritt am Scheideweg“1030

                     
1030 Im Sinne der Isenseeschen Diktion, Isensee, FS Roellecke, 1997, S. 301 ff.  

 sondern ein Schritt zurück. 
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